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Anlage 1 


ERSTER TEIL 
Erster Abschnitt 


Zweiter Abschnitt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuregelung des Rechts der gesetzlichen 
Unfallversicherung 
(Unfallversicherungsgesetz — UVG) 

GLIEDERUNG 
Artikel 1 

Änderung des Dritten Budis der Reichsversidierungsordnung 


Gemeinsame Vorschriften 

Aufgaben der Versicherung und Kreis der versicherten Per- 
sonen 

A. Aufgaben der Versicherung 

B. Kreis der versicherten Personen 

1. Versicherungspflicht 

1. Umfang der Versicherungspflicht . 

a) Versicherungspflicht kraft Gesetzes 

b) Versicherungspflicht kraft Satzung 

2. Ausnahmen von der Versicherungspflicht . . . . 

a) Versicherungsfreiheit kraft Gesetzes . . . . 

b) Befreiung von der Versicherungspflicht auf 

Antrag 

IL Freiwillige Versicherung 

Leistungen aus der Versicherung 

A. Begriff des Arbeitsunfalls und der Berufskrankheit. An- 
spruchsausschluß 

1. Arbeitsunfall 

IL Berufskrankheit 

IIL Anspruchsausschluß 

B. Unfallverhütung. Überwachung. Erste Hilfe 

C. Leistungen nach Eintritt des Arbeitsunfalls 

I. Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und Wieder- 
herstellung der Erwerbsfähigkeit 

1. Krankenbehandlung und Krankengeld 


§§ 


537 bis 548 
537 und 538 
539 bis 548 
539 bis 546 

539 bis 543 
539 bis 542 
543 und 544 
545 bis 547 
545 und 546 

547 

548 

549 bis 630 

549 bis 555 
549 bis 552 
553 

554 und 555 
556 

557 bis 630 

560 bis 572 
560 bis 570 
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Dritter Abschnitt 

ZWEITER TEIL 
Erster Abschnitt 

Zweiter Abschnitt 


s§ 

2, Berufsfürsorge und arbeits- und berufsfördernde 

Maßnahmen 571 und 572 

II. Renten 573 bis 615 

1. Grundlagen der Beredinung der Renten und des 

Sterbegeldes 573 bis 578 

2. Renten an Verletzte 579 bis 587 

a) Die Rente 579 bis 582 

b) Krankengeld an Stelle der Rente 583 und 584 

c) Tage- und Familiengeld unter Wegfall der 

Rente 585 
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Rente 586 und 587 

3. Renten an Hinterbliebene, Sterbegeld 588 bis 597 
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III. Abfindung 616 bis 629 
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b) Abfindung kleiner Renten 617 

c) Abfindung der Schwerverletztenrenten (Er- 
werb von Grundbesitz) 618 bis 623 

2. Abfindung der Witwen- und Witwerrenten . . . 624 und 625 

a) Abfindung der Witwenrenten (Erwerb von 

Grundbesitz) 624 

b) Abfindung der Witwen- und Witwerrenten 

bei Wiederverheiratung 625 

3. Abfindung der Renten bei Verzug ins Ausland . 626 

4. Allgemeine Abfindungsvorsdiriften 627 bis 629 

IV. Besonderheiten für die Unternehmerversicherung . 630 

Ausschluß der Haftung von Unternehmern und anderen 

Personen 631 bis 635 

Allgemeine Unfallversicherung 

Träger der Versicherung 636 bis 657 

A. Die Berufsgenossenschaften in ihrer Abgrenzung gegen- 
über anderen Trägern der Versicherung 636 bis 648 
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Verfassung der Berufsgenossenschaften 658 bis 677 
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3 



Dritter Abschnitt 
Vierter Abschnitt 


Fünfter Abschnitt 


Sechster Abschnitt 


Siebenter Abschnitt 
Achter Abschnitt 
Neunter Abschnitt 

Zehnter Abschnitt 


DRITTER TEIL 
Erster Abschnitt 
Zweiter Abschnitt 


E. Satzung 

F. Organe der Berufsgenossenschaft 

Aufsicht 

Unfallverhütung. Überwachung. Erste Hilfe 

A. Allgemeines 

B. Unfallverhütungsvorschriften 

C. Überwachung 

D. Erste Hilfe 

Aufbringung der Mittel 

A. Beitragsberechnung 

L Lohnsumme 

II. Gefahrtarif 

B. Beitrags vor Schüsse 

1. Vorschüsse der Mitglieder 

11. Vorschüsse an die Deutsche Bundespost 

C. Teilung und Zusammenlegung der Last 

D. Umlage- und Erhebungsverfahren 

E. Betriebsmittel und Rücklage 

Zweiganstalten für Bauarbeiten 

A. Bildung. Umfang. Einrichtung 

B. Versicherung auf Kosten der Unternehmer 

C. Versicherung auf Kosten der Gemeinden 

Weitere Einrichtungen 

Unternehmen für Rechnung öffentlicher Verbände . . . . 

Haftung von Unternehmern gegenüber dem Versicherungs- 
träger 

Strafvorschriften 

A. Strafen 

B. Ordnungsstrafen 

Landwirtschaftliche Unfallversicherung 

Kreis der versicherten Personen in der Landwirtschaft . . . 

Leistungen nach Eintritt des Arbeitsunfalls. Grundlagen der 
Berechnung der Geldleistungen 


§§ 

672 bis 675 
676 bis 677 


678 

bis 

680 

681 

bis 

694 


681 


682 

bis 

686 

687 

bis 

693 


694 


695 

bis 

741 

695 

bis 

705 

696 

bis 

699 

700 

bis 

705 

706 

bis 

714 

706 

und 707 

708 

bis 

714 

715 

bis 

718 

719 

bis 

732 

733 

bis 

741 

742 

bis 

783 

742 

bis 

753 

754 

bis 

772 

773 

bis 

783 

784 

bis 

789 

790 

bis 

794 

795 

bis 

798 

799 

bis 

802 


799 

800 

bis 

802 

803 

bis 

855 

804 

bis 

810 

811 

bis 

824 


4 



Dritter Abschnitt 
Vierter Abschnitt 
Fünfter Abschnitt 
Sechster Abschnitt 
Siebenter Abschnitt 

Achter Abschnitt 
Neunter Abschnitt 
VIERTER TEIL 
Erster Abschnitt 
Zweiter Abschnitt 

Dritter Abschnitt 

Vierter Abschnitt 
Fünfter Abschnitt 


Sechster Abschnitt 
Siebenter Abschnitt 


Aditer Abschnitt 
Neunter Abschnitt 


§§ 

Träger der Versicherung 825 

Verfassung 826 und 827 

Aufsicht 828 

Unfallverhütung. Überwachung. Erste Hilfe 829 

Aufbringung der Mittel 830 bis 852 

A. Beitragsberechnung 830 bis 843 

ß. Umlage- und Erhebungsverfahren 844 bis 852 

Unternehmen für Rechnung öffentlicher Verbände .... 853 und 854 

Strafvorschriften 855 

See-Unfallversicherung 856 bis 908 

Kreis der versicherten Personen in der Seefahrt 857 bis 869 

Leistungen nach Eintritt des Arbeitsunfalls 870 bis 878 

A. Grundlagen der Berechnung der Geldleistungen .... 870 bis 876 

B. Leistungen an Verletzte 877 und 878 

Ausschluß der Haftung von Unternehmern und anderen 
Personen 879 

Träger der Versicherung 880 und 881 

Verfassung 882 bis 889 

A. Mitgliedschaft. Bevollmächtigte 882 bis 884 

B. Anmeldung der Unternehmen 885 

C. Unternehmerverzeichnis 886 

D. Wechsel des Unternehmers 887 bis 889 

Unfallverhütung. Überwachung 890 bis 894 

Aufbringung der Mittel 895 bis 905 

A. Beitragsberechnung 895 bis 901 

1. Lohnsumme 895 bis 897 

II. Gefahrtarif 898 

III. Besondere Belastung 899 und 900 

IV. Beitragszuschüsse der Länder und Gemeinden ... 901 

B. Beitragserhebungsverfahren 902 bis 905 

Unternehmen für Rechnung Öffentlicher Verbände .... 906 und 907 

Strafvorschrift 908 


5 



Artikel 2 


§§ 

Änderung weiterer Vorschriften der Reichsversicherungsordnung 


Artikel 3 

Änderungen der Gewerbeordnung 


Artikel 4 

Änderungen auf dem Gebiet des Fremdrentenrechts 1 und 2 

Artikel 5 

Übergangsvorschriften ... 1 bis 16 

Artikel 6 

Schlußvorschriften 1 bis 4 

Begründung 

Seite 

A. Allgemeiner Teil 65 

B. Finanzieller Teil 68 

C. Besonderer Teil 70 


6 



Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung 
des Dritten Buchs 
der R e i c h s V e r Sicherungs- 
ordnung 

Das Dritte Buch der Reichsversicherungs- 
ordnung erhält folgende Fassung; 

„DRITTES BUCH 
Unfallversicherung 

ERSTER TEIL 
Gemeinsame Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Aufgaben der Versicherung 
und Kreis der versicherten Personen 


A. AUFGABEN DER VERSICHERUNG 
§ 537 

Aufgaben der Unfallversicherung sind im 

Rahmen der nachfolgenden Vorschriften 

1. die Verhütung von Arbeitsunfällen, 

2. bei Eintritt eines Arbeitsunfalls Beseiti- 
gung oder Ersatz des Schadens, der dem 
Versicherten infolge des Arbeitsunfalls 
durch Körperverletzung, Gesundheits- 
schädigung, Tötung oder durch Beschä- 
digung eines Körperersatzstückes oder 
eines anderen Hilfsmittels entsteht. 


§ 538 

Die Unfallversicherung gliedert sich in 
allgemeine Unfallversicherung, 
landwirtschaftliche Unfallversicherung und 
See-Unfallversicherung. 


B. KREIS DER VERSICHERTEN 
PERSONEN 

I. Versicherungspflicht 

1. Umfang der Versicherungspflicht 
a) Versicherungspflicht kraft Gesetzes 

§ 539 

(1) Gegen Arbeitsunfall sind, unbeschadet 

der §§ 545 bis 547 versichert 

1. alle auf Grund eines Arbeits-, Dienst- 
oder Lehrverhältnisses Beschäftigten, 

2. die im Gesundheits- und Veterinärwesen 
sowie in der Wohlfahrtspflege Tätigen, 

3. die Angehörigen des Deutschen Roten 
Kreuzes und seiner Verbände, des Tech- 
nischen Hilfswerkes und der Feuerwehren 
sowie die feuerwehrtechnischen Aufsichts- 
organe, ferner Personen, die in einem 
Unternehmen zur Hilfe bei Unglücksfäl- 
len tätig sind, 

4. Personen, die Luftschutzdienst leisten, so- 
fern sie durch eine zuständige Stelle her- 
angezogen sind oder Gefahr im Verzüge 
ist oder zu sein scheint, ferner freiwillige 
Helfer des Bundesluftschutzverbandes so- 
wie die Teilnehmer an Ausbildungsver- 
anstaltungen und Übungen dieses Verban- 
des und der Bundesanstalt für zivilen 
Luftschutz, 

5. Personen, die ohne besondere rechtliche 
Verpflichtung oder unter eigener Gefahr 
für Leben oder Gesundheit 
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a) einen anderen aus gegenwärtiger Le- 
bensgefahr retten oder zu retten un- 
ternehmen, 

b) bei sonstigen Unglücksfällen oder ge- 
meiner Gefahr oder Not Hilfe leisten, 

c) Blut spenden, 

d) einem Amtsträger des Staates, einer 
Gemeinde oder eines Gemeindever- 
bandes, von dem sie zur Unterstüt- 
zung bei einer Diensthandlung zuge- 
zogen werden, Hilfe leisten, 

e) sich bei Verfolgung oder Festnahme 
einer Person, die einer strafbaren 
Handlung verdächtig ist, oder zum 
Schutze eines widerrechtlich Angegrif- 
fenen persönlich einsetzen, 

6. die in Erfüllung staatsbürgerlicher Auf- 
gaben ehrenamtlich tätigen Personen und 
die Ehrenbeamten, 

7. Personen, die zur Schaustellung oder Vor- 
führung artistischer oder künstlerischer 
Leistungen vertraglich verpflichtet sind, 

8. Hausgewerbetreibende, ihre im Unter- 
nehmen tätigen Ehegatten und die son- 
stigen mitarbeitenden Personen, 

9. in der landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung auch die Unternehmer und die mit 
dem Unternehmer in häuslicher Gemein- 
schaft lebenden Ehegatten sowie die in 
§ 804 Abs. 1 Nr. 4 bezeichneten Personen, 

10. Küstenschiffer und Kleinunternehmer der 
Seefischerei (§ 868), die zur Besatzung des 
Fahrzeugs gehören oder als Kleinunter- 
nehmer der Seefischerei ohne Fahrzeug 
fischen und bei dem Unternehmen regel- 
mäßig keine oder höchstens zwei versi- 
cherungspflichtige Personen gegen Entgelt 
beschäftigen, sowie deren im Unterneh- 
men tätige Ehegatten, 

11. Lernende während der beruflichen Aus- 
bildung und ehrenamtlich Lehrende in 
Betriebsstätten, Lehrwerkstätten, Fach- 
schulen, Berufsfach- und Berufsschulen, 
Schulungskursen und ähnlichen Einrich- 
tungen, soweit es sich um die Ausbildung 
und Fortbildung für eine der in Absatz 1 
Nr. 1 bis 10 genannten Tätigkeiten han- 
delt, 

12. alle Personen, die bei dem Bau eines Fami- 
lienheimes (Eigenheim, Kaufeigenheim, 


Kleinsiedlung), einer eigengenutzten 
Eigentumswohnung, einer Kaufeigen- 
tumswohnung oder einer Genossenschafts- 
wohnung im Rahmen der Selbsthilfe tätig 
sind, wenn durch das Bauvorhaben öffent- 
lich geförderte oder steuerbegünstigte 
Wohnungen geschaffen werden sollen. 
Dies gilt auch für die Selbsthilfe bei der 
Aufschließung und Kultivierung des Ge- 
ländes, der Herrichtung der Wirtschafts- 
anlagen und der Herstellung von Gemein- 
schaftsanlagen. Für die Begriffsbestimmun- 
gen sind die §§ 5, 7 bis 10, 12, 13 und 36 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes vom 
27. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 523) 
maßgebend, 

13. alle Personen, die bei Errichtung von 
Dauerkleingartenanlagen (Aufschließung 
und Kultivierung des Geländes, Herstel- 
lung der Gemeinschaftsanlagen) unent- 
geltlich tätig sind. 

(2) Gegen Arbeitsunfall sind, soweit sie 
nicht naÄ Absatz 1 versichert sind, ferner 
Personen versichert, die eine ernstliche, über- 
wiegend den Zwecken eines Unternehmens 
dienende Tätigkeit ausüben, auch wenn dies 
nur vorübergehend geschieht. 


§ 540 

Gegen Arbeitsunfälle sind ferner versichert 

1. die Teilnehmer an Maßnahmen nadi den 
§§ 135 und 138 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung, sofern die Teilnehmer nicht auf 
Grund anderer Vorschriften gegen Ar- 
beitsunfälle versichert sind, 

2. Beschäftigte nach den §§ 140 und 141 i 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung, 

3. Personen, die der Meldepflidit nach § 173 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung unterliegen. 


§ 541 

Gegen Arbeitsunfälle sind, soweit nicht 
§ 540 zutrifft, Personen versichert, die zur 
Anbahnung eines Arbeitsverhältnisses 

1. einen Unternehmer auf dessen Veranlas- 
sung aufsuchen, 

2. auf Veranlassung des Unternehmers Ar- 
beits- oder Verträglichkeitsproben able- 
gen. 
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§ 542 

Gegen Arbeitsunfälle sind ferner die Teil- 
nehmer an Maßnahmen der Arbeitsfürsorge, 
die von den Trägern der öffentlichen Für- 
sorge durchgeführt werden, versichert. 

b) V er sich er ungs Pflicht kraft Satzung 
§543 

(1) Die Satzung kann die Versicherungs- 
pflicht erstrecken auf 

1. Unternehmer, soweit sie nicht bereits nadi 
diesem Gesetz versichert sind, mit Aus- 
nahme der Haushaltsvorstände, 

2. Binnenlotsen (Patentinhaber), die ihr Ge- 
werbe auf eigene Rechnung betreiben, 

3. Seelotsen, die ihre Tätigkeit als freien Be- 
ruf oder gewerbsmäßig ausüben, und 

4. Reeder (§ 881), die zur Besatzung des 
Fahrzeugs gehören. 

(2) Das gleiche gilt für die im Unterneh- 
men tätigen Ehegatten. 

§ 544 

Die Satzung kann bestimmen, unter wel- 
chen Bedingungen gegen Arbeitsunfälle ver- 
sichert sind 

1. Personen, die nicht im Unternehmen be- 
schäftigt sind, aber die Betriebsstätte be- 
suchen oder auf ihr verkehren, soweit sie 
nicht schon nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften gegen Arbeitsunfälle ver- 
sichert sind, 

2. die Mitglieder der Organe und Aus- 
schüsse der Verbände der Versicherungs- 
träger bei ihren Tätigkeiten in den Orga- 
nen und Ausschüssen der Verbände der 
Versicherungsträger. 


2. Ausnahmen von der Versicherungspflicht 
a) Versicherungsfreiheit kraft Gesetzes 
§ 545 

(1) Versicherungsfrei sind 

1. Beamte, Richter und sonstige Beschäftigte 
des Bundes, der Länder, der Gemeinde- 
verbände, der Gemeinden, anderer Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, soweit ihnen Unfall- 


fürsorge nach beamtenrechtlichen Vor- 
schriften oder Grundsätzen gewährleistet 
ist, 

2. Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit und 
Wehrdienstpflichtige, soweit ihnen Ver- 
sorgung gewährleistet ist, 

3. Mitglieder geistlicher Orden oder Genos- 
senschaften, Diakonissen und ähnlidie 
Personen, soweit ihnen nach der Regel 
ihrer Gemeinschaft lebenslängliche Ver- 
sorgung gewährleistet ist, 

4. Schwestern des Deutschen Roten Kreuzes 
und seiner Verbände, soweit ihnen nach 
Feststellung der für die Sozialversiche- 
rung zuständigen obersten Verwaltungs- 
behörde des Landes eine der gesetzlichen 
Unfallversicherung entsprechende Ver- 
sorgung gewährleistet ist, 

5. Rechtsanwälte, Notare, Ärzte, Zahnärzte, 
Dentisten, Apotheker und Heilpraktiker, 
soweit sie eine selbständige berufliche 
Tätigkeit ausüben, 

6. Angestellte, soweit Ihnen Unfallfürsorge 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen gewährleistet ist, 

7. Verwandte und Verschwägerte des Haus- 
haltsvorstands (§§ 1589, 1590 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs) bei unentgeltlicher 
Beschäftigung im Haushalt, unbeschadet 
des § 805 Abs. 1. Personen, die zur Kran- 
kenversicherung nicht oder als freiwillig 
Versicherte gemeldet sind, gelten als un- 
entgeltlich beschäftigt. 

(2) Unberührt bleibt das Recht der frei- 
willigen Versicherung für die in Absatz 1 
Nr. 5 bezelchneten Personen. Die in Absatz 1 
Nr. 3, 4 und 7 bezelchneten Personen kön- 
nen durch den Unternehmer oder Haushalts- 
vorstand versichert werden. 

§ 546 

Versicherungsfrei sind ferner 

1. Unternehmer von nicht gewerbsmäßig 
hetriebenen Binnenfischereien und Imke- 
reien, soweit die Fischerei und die Imke- 
rei nicht Bestandteile oder Nebenunter- 
nehmen eines landwirtschaftlichen Unter- 
nehmens (§ 804 Abs. 1 Nr. 1) sind; das 
gleiche gilt für die im Unternehmen täti- 
gen Ehegatten dieser Unternehmer, 

2. Verwandte und Verschwägerte der nach 
Nummer 1 versicherungsfreien Unter- 
nehmer und Ehegatten bei unentgeltlicher 
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Beschäftigung in nicht gewerbsmäßig be- 
triebenen Fischereien und Imkereien; 
§ 545 Abs. 1 Nr. 7 Satz 2 gilt auch hier, 

3. Personen, die auf Grund einer vom 
Fischerei- oder Jagdausübungsberechtigten 
unentgeltlich oder entgeltlich erteilten 
Fischerei- oder Jagderlaubnis die Fischerei 
oder Jagd ausüben (Fischerei- oder Jagd- 
gäste), 

4. Mitglieder von Sportfischerel-Vereinigun- 
gen, soweit sie die Gewässer der Vereini- 
gung zum eigenen Nutzen befischen. 

b) Befreiung von der V er sich er ungsp flicht 
auf Antrag 

§ 547 

(1) Ausländische oder staatenlose Besat- 
zungsmitglieder deutscher Seefahrzeuge, die 
keinen Wohnsitz Im Inland haben, können 
auf Antrag des Reeders von der Versicherung 
befreit werden, soweit nicht zwischenstaat- 
liche Sozialversicherungsabkommen oder in- 
ternationale Übereinkommen auf dem Ge- 
biet der Sozialversicherung entgegenstehen. 

(2) Über den Antrag entscheidet das Bun- 
desversicherungsamt. 


11. Freiwillige Versicherung 
§ 548 

(1) In der allgemeinen und in der See-Un- 
fallverslcherung können sicli freiwillig gegen 
die Folgen von Arbeitsunfällen versichern 

1. Unternehmer, soweit sie nicht schon nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes ver- 
sichert sind, mit Ausnahme der Haus- 
haltsvorstände, 

2. Binnenlotsen (Patentinhaber), die ihr Ge- 
werbe auf eigene Rechnung betreiben, und 

3. Seelotsen, die Ihre Tätigkeit als freien 
Beruf oder gewerbsmäßig ausüben. 

(2) Das gleiche gilt für die Im Unterneh- 
men tätigen Ehegatten. 

(3) Die Versicherung tritt außer Kraft, 
wenn der Beitrag binnen eines Monats nach 
Zahlungsaufforderung nicht gezahlt worden 
ist. Eine Neuanmeldung bleibt so lange un- 
wirksam, bis der rückständige Beitrag ent- 
richtet worden ist. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Leistungen aus der Versicherung 

A. BEGRIFF DES ARBEITSUNFALLS 
UND DER BERUFSKRANKHEIT. 
ANSPRUCHSAUSSCHLUSS 

1. Arbeitsunfall 

§ 549 

(1) Arbeitsunfall ist ein auf äußerer Ein- 
wirkung beruhendes, zeitlich eng begrenztes 
Ereignis, durch das bei einer der in den 
§§ 539 bis 544, 548 genannten Tätigkeiten 
der Körper des Versicherten verletzt oder 
seine Gesundheit beeinträchtigt oder ein 
Körperersatzstück oder ein anderes Hilfsmit- 
tel beschädigt wird. 

(2) Verbotswidriges Handeln schließt die 
Annahme eines Arbeitsunfalls nicht aus. 

§ 550 

(1) Als Arbeitsunfälle gelten auch Unfälle 
auf einem mit der Tätigkeit in dem Unter- 
nehmen zusammenhängenden Weg nach und 
von der Arbelts- oder Ausbildungsstätte. Der 
Umstand, daß der Versicherte wegen der Ent- 
fernung seiner ständigen Familienwohnung 
von der Arbeitsstätte (Ausbildungsstätte) auf 
dieser oder In ihrer Nähe eine Unterkunft 
hat, schließt die Versicherung des Weges von 
und nach der Fanilllenwohnung nicht aus. 

(2) Als Arbeitsunfälle gelten ferner Unfälle 
bei einer mit der Tätigkeit In dem Unterneh- 
men zusammenhängenden Verwahrung, Be- 
förderung, Instandhaltung und Erneuerung 
des Arbeitsgeräts, auch wenn es vom Ver- 
sicherten gestellt wird. 

§ 551 

Bei den nach § 540 Nr. 3 versicherten Per- 
sonen gelten als Arbeitsunfälle nur Unfälle 

1. auf dem Wege zwischen ihrer Wohnung 
und einer Dienststelle der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung oder einer seemännischen 
Heuerstelle, die sie auf deren persönliche 
Aufforderung aufsuchen, oder einer son- 
stigen Stelle, die sie zur Erfüllung der 
Meldepflicht oder auf Veranlassung des 
Arbeitsamts zu einer ärztlichen Unter- 
suchung aufsuchen. 
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2. auf dem Wege zwischen einer der vorge- 
nannten Stellen oder ihrer Wohnung und 
einer Stelle, die sie zur Anbahnung oder 
zur Vorbereitung der Anbahnung eines 
Arbeitsverhältnisses oder zur Ablegung 
von Arbeits- oder Verträglichkeitsproben 
auf persönliche Aufforderung des Arbeits- 
amts oder einer seemännischen Heuer- 
stelle aufsuchen, 

3. während des erforderlichen Aufenthaltes 
bei den in Nummern 1 und 2 genannten 
Stellen. 

§ 552 

Bei den nach § 541 versidierten Personen 
gelten als Arbeitsunfälle nur Unfälle 

1. auf dem Wege zwischen ihrer Wohnung 
oder gegenwärtigen Arbeitsstätte und der 
Stelle, die sie zur Anbahnung eines Ar- 
beitsverhältnisses aufsuchen, 

2. auf dem Wege zwischen einer der vorge- 
nannten Stellen oder ihrer Wohnung und 
einer Stelle, die sie zur Ablegung von Ar- 
belts- oder Verträglichkeitsproben auf- 
suchen. 

11. Berufskrankheit 
§ 553 

(1) Als Arbeitsunfall gilt auch eine Berufs- 
krankheit. 

(2) Berufskrankheiten sind die von der 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates bestimmten 
Krankheiten, die nach den Erkenntnissen und 
Erfahrungen der ärztlichen Wissenschaft oder 
infolge der tedinischen Entwicklung wesent- 
lich auf bestimmte berufliche Einwirkungen 
zurückzuführen sind und denen bestimmte 
Personengruppen in erheblich höherem Maße 
ausgesetzt sind als die übrige Bevölkerung. 

(3) Die Träger der Unfallversicherung 
können unter den Voraussetzungen des Ab- 
satz 2 eine Krankheit auch dann als Berufs- 
krankheit entschädigen, wenn sie nicht durch 
Rechtsverordnung (Absatz 2) als Berufskrank- 
heit bezeichnet Ist. 

III. Anspruchsausschluß 
§ 554 

Dem Berechtigten, der den Unfall vorsätz- 
lldi herbeigeführt hat, steht kein Anspruch 
zu. 


§ 555 

(1) Hat der Verletzte den Unfall beim 
Begehen einer Plandlung, die nadi strafge- 
rlditlldiem Urteil ein Verbrechen oder vor- 
sätzliches Vergehen Ist, erlitten, so kann 
die Entschädigung ganz oder teilweise ver- 
sagt werden. Sie kann auch versagt werden, 
wenn wegen des Todes, der Abwesenheit 
oder eines anderen in der Person des Ver- 
letzten Hegenden Grundes oder wegen Ge- 
währung von Straffreiheit kein strafgericht- 
liches Urteil ergeht. 

(2) Die Verletzung bergpollzelllcher Vor- 
schriften gilt nicht als Vergehen im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1. 

(3) Die Rente kann den Im Inland woh- 
nenden Angehörigen des Verletzten ganz 
oder teilweise überwiesen werden, wenn sie 
im Falle seines Todes Anspruch auf Rente 
haben würden. 


B. UNFALLVERHÜTUNG. ÜBER- 
WACHUNG. ERSTE HILFE 

§ 556 

(1) Schutz von Leben und Gesundheit der 
arbeitenden Menschen ist durch Verhütung 
von Unfällen sicherzustellen. Diesem Ziel die- 
nen die Überwachung der Unternehmen und 
die Maßnahmen zur Ersten Hilfe. 

(2) Das Nähere bestimmen §§ 681 bis 694. 


C. LEISTUNGEN NACH EINTRITT DES 
ARBEITSUNFALLS 

§ 557 

(1) Der Träger der Unfallversicherung hat 
bei Verletzung zu gewähren 

1. Krankenbehandlung und Krankengeld, 

2. Berufsfürsorge und Arbelts- und Berufs- 
förderung, 

3. Rente oder Krankengeld an Stelle der 
Rente, Tagegeld, Familiengeld für die 
Dauer der Erwerbsunfähigkeit oder Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit. 

(2) Der Träger der Unfallversicherung hat 
durch den Unfall beschädigte Körperersatz- 
stücke, orthopädische und andere Hilfsmit- 
tel wiederherstellen oder erneuern zu lassen. 
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§ 558 

Die Krankenbehandlung sowie die Berufs- 
fürsorge und Arbeits- und Berufsförderung 
sollen mit allen geeigneten Mitteln 

1. die durch den Unfall hervorgerufene Ge- 
sundheitsstörung oder Körperbeschädi- 
gung und die durch den Unfall verur- 
sachte Erwerbsunfähigkeit oder Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit beseitigen und 
eine Versdalimmerung verhüten, 

2. den Verletzten zur 'SViederaufnahme 
seines früheren Berufs oder, wenn das 
nicht möglich ist, zur Aufnahme eines 
neuen Berufs oder einer neuen Tätigkeit 
befähigen und ihm zur Erhaltung seiner 
oder zur Erlangung einer Arbeitsstelle 
verhelfen. 


§ 559 

(1) Die Rente und die weiteren im § 557 
Abs, 1 Nr. 3 erwähnten Geldleistungen sol- 
len den durch den Arbeitsunfall erlittenen 
Schaden ausgleichen, soweit dieser zu einer 
Erwerbsunfähigkeit oder Minderung der Er- 
werbsfähigkeit geführt hat. 

(2) War der Verletzte schon zur Zeit des 
Unfalls dauernd erwerbsunfähig, so gilt er 
als erwerbsfähig, Insoweit er zur Zeit des Un- 
falles erwerbstätig gewesen ist. 


I. Maßnahmen zur Erhaltung, 
Besserung und Wiederherstel- 
lung der Erwerbsfähigkeit 

1. Krankenbehandlung und Krankengeld 


§ 560 

Die Krankenbehandlung umfaßt 

1. ärztliche Behandlung, 

2. Versorgung mit Arznei und mit anderen 
Heilmitteln, Ausstattung mit Körper- 
ersatzstücken, orthopädischen und ande- 
ren Hilfsmitteln, die erforderlich sind, 
um den Erfolg der Heilbehandlung zu 
sichern oder die Folgen der Verletzung 
zu erleichtern, 

3. Gewährung von Pflege. 


§ 561 

(1) Pflege ist zu gewähren, solange der 
Verletzte infolge des Unfalls so hilflos ist, 
daß er nicht ohne fremde Wartung und 
Pflege bestehen kann. 

(2) Die Pflege besteht 

1. in der Gestellung der erforderlichen Hilfe 
und Wartung durch Krankenpfleger, 
Krankenschwestern oder auf andere ge- 
eignete Weise (Hauspflege) oder 

2. In der Zahlung eines Pflegegeldes von 
75 Deutsche Mark bis 225 Deutsche Mark 
monatlich. 

(3) Auf Antrag des Verletzten muß Haus- 
pflege gewährt werden, wenn die Übernahme 
der Hilfe und Wartung Angehörigen des 
Verletzten wegen Krankheit, Kinderzahl 
oder aus einem anderen wichtigen Grunde 
billigerweise nicht zugemutet werden kann. 

(4) Der Träger der Unfallversicherung 
kann mit Zustimmung des Verletzten Pflege 
auch in anderen Fällen als nach Absatz 1 ge- 
währen, insbesondere dann, wenn die Auf- 
nahme des Verletzten in eine Heilanstalt ge- 
boten, aber nicht ausführbar ist, oder ein 
wichtiger Grund vorliegt, den Verletzten in 
seinem Haushalt oder In seiner Familie zu 
belassen. 

§ 562 

Der Träger der Unfallversicherung kann 
mit Zustimmung des Verletzten als Kranken- 
behandlung freie Kur und Verpflegung in 
einer Heilanstalt (Heilanstaltpflege) und als 
Pflege freien Unterhalt und Pflege in einer 
geeigneten Anstalt (Anstaltpflege) gewäh- 
ren. Bei einem Minderjährigen über sechzehn 
Jahren genügt seine Zustimmung. 

§ 563 

Der Träger der Unfallversicherung kann 
jederzeit ein neues Heilverfahren anordnen, 
wenn zu erwarten ist, daß es die Erwerbs- 
fähigkeit des Verletzten erhöht oder eine Ver- 
schlimmerung verhütet. 

§ 564 

Entzieht sich der Verletzte ohne triftigen 
Grund einer Maßnahme der Krankenbehand- 
lung und wird hierdurch seine Erwerbsfähig- 
keit ungünstig beeinflußt, kann ihm die Ent- 
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Schädigung auf Zeit ganz oder teilweise ver- 
sagt werden. Auf die nachteiligen Folgen 
seiner Weigerung ist er vorher schriftlich 
hinzuweisen. 

§ 565 

Für die bei einem Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung Versicherten leistet die 
Krankenkasse nach den §§ 566 bis 568. 


§ 566 

(1) Die Krankenkasse hat nach den Vor- 
schriften der Krankenversicherung und ihren 
Bestimmungen Krankenpflege (§ 182 Abs. 1 
Nr. 1) zu gewähren. 

(2) Wenn der Träger der Unfallversiche- 
rung der Krankenkasse anzeigt, daß er an 
einem bestimmten Tage mit der Krankenbe- 
handlung beginnen werde, endet mit dem 
Beginn dieses Tages die Verpflichtung der 
Krankenkasse zur Gewährung von Kranken- 
pflege. 

§ 567 

Die Krankenkasse hat nach den Vorschrif- 
ten der Krankenversicherung und ihren Be- 
stimmungen Krankenhauspflege (§ 184) zu 
gewähren. § 566 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 568 

Solange der Träger der Unfallversicherung 
Heilanstalt- oder Anstaltpflege gewährt, fal- 
len die Ansprüche des Versicherten gegen die 
Krankenkasse weg. 

§ 569 

Ein Verletzter, dessen Erwerbsunfähigkeit 
die dreizehnte Woche nicht überdauert, er- 
hält für die Dauer der Afbeitsunfähigkeit 
Krankengeld aus der Unfallversicherung, 
wenn und solange er Arbeitsentgelt nicht er- 
hält. Die Vorschriften der §§ 583, 584 gelten 
entsprechend. 

§ 570 

Für die Dauer der Heilbehandlung (offenen 
Krankenbehandlung, Heilanstaltpflege, Kran- 
kenpflege, Krankenhauspflege) oder Anstalt- 
pflege kann der Träger der Unfallversiche- 
rung dem Verletzten und seinen Angehöri- 
gen eine besondere Unterstützung gewähren. 


2. Berufsfürsorge 

und arbeits-und berufsfördernde Maßnahmen 


§ 571 

(1) Berufsfürsorge und arbeits- und berufs- 
fördernde Maßnahmen umfassen 

1. die Maßnahmen zur Wiedergewinnung 
oder Erhöhung der Erwerbsfähigkeit im 
bisherigen oder in einem dem früheren 
verwandten Beruf oder einer entspre- 
chenden Tätigkeit, 

2. die Ausbildung für einen anderen Beruf 
oder eine andere Tätigkeit, 

3. nachgehende Maßnahmen, insbesondere 
Hilfe zur Erhaltung und Erlangung einer 
Arbeitsstelle im Zusammenwirken mit 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlunig 
und Arbeitslosenversicherung. 

(2) Voraussetzung für die Einleitung ar- 
beits- und berufsfördernder Maßnahmen ist, 
daß der Verletzte durch den Unfall in der 
Ausübung seines Berufs oder eines Berufs 
oder einer Tätigkeit, die ihm billigerweise 
zuzumuten sind, wesentlich beeinträchtigt ist 
und diese Maßnahmen eine Wiedererlangung 
oder Besserung der Leistungsfähigkeit im Er- 
werbsleben erwarten lassen. 

§ 572 

(1) Der Bundesminister für Arbeit wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vorschriften zu 
erlassen über 

1. Art und Umfang der Ausstattung mit 
Körperersatzstücken, orthopädischen und 
anderen Hilfsmitteln sowie die Höhe des 
Pauschbetrages für Kleider- und Wäsche- 
verschleiß für bestimmte Körperschäden, 

2. Art, Ausmaß und Dauer der Arbeits- und 
Berufsförderungsmaßnahmen sowie 

3. das Verfahren über das Zusammenwirken 
mit anderen Stellen, die mit Maßnahmen 
der Arbeits- und Berufsförderung befaßt 
sind. 

(2) Die für die Beschäftigung Schwerbe- 
schädigter geltenden Vorschriften bleiben un- 
berührt. Der Bundesminister für Arbeit kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates das Zusammenwir- 
ken der Träger der Unfallversicherung mit 
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den zur Durchführung des Schwerbeschädig- 
tengesetzes berufenen Stellen und die Tragung 
der Kosten dabei in der Art regeln, daß alle 
besonderen Aufwendungen, die durch Berufs- 
beratung, berufliche Ausbildung und Arbeits- 
vermittlung entstehen, von den Trägern der 
Unfallversicherung zu erstatten sind. 


IL Renten 

1. Grundlagen der Berechnung der Renten 
und des Sterbegeldes 

§ 573 

(1) Die Geldleistungen — Rente ohne die 
Kinderzulage, Sterbegeld, Witwen- und Wit- 
werbeihilfe sowie Kranken- und Familien- 
geld, das nicht nach dem Grundlohn zu be- 
rechnen ist — werden nach dem Jahres- 
arbeitsverdienst berechnet. 

(2) Als Jahresarbeitsverdienst gilt der Ar- 
beitsentgelt, den der Verletzte während des 
letzten Jahres vor dem Unfall bezogen hat, 
oder, falls dies für den Verletzten günstiger 
ist, das Dreihundertfache seines durdischnitt- 
lichen Verdienstes für den vollen Arbeitstag 
im Unternehmen; In diesem Falle werden je- 
doch vom täglichen Durchschnittsverdienst 
nur fünf Sechstel berücksichtigt, wenn im 
Unternehmen regelmäßig nur an fünf Tagen 
In der Woche gearbeitet wird. Als Arbeits- 
tag gilt jeder Tag, für den Lohn oder Gehalt 
gezahlt worden Ist. 

(3) Hat der Verletzte nur stundenweise oder 
weniger als vierzig Stunden in der Woche 
gearbeitet, so darf der durchschnittliche Ver- 
dienst für den vollen Arbeitstag nicht höher 
bemessen werden als der durchschnittliche 
Verdienst bei einer Beschäftigung während 
des ganzen Arbeitstages. Entsprechendes gilt, 
wenn sich der Jahresarbeitsverdienst aus 
mindestens wochenweise bestimmten Beträ- 
gen zusammensetzt. 

(4) Der Jahresarbeitsverdienst beträgt, 
auch bei Anwendung der §§ 575 und 577 
mindestens das Dreihundertfache des Orts- 
lohns für Erwachsene, der zur Zeit des Un- 
falls für den Beschäftigungsort des Versicher- 
ten festgesetzt ist, höchstens jedoch 18 000 
Deutsche Mark; die Satzung kann einen 
höheren Betrag bestimmen. 

(5) Die Berechnung des Jahresarbeitsver- 
dienstes nach dem Dreihundertfachen des 


durchschnittlichen Verdienstes für den vollen 
Arbeitstag im Unternehmen (Absatz 2 Satzl) 
gilt auch für nur jahreszeitlich Beschäftigte. 
Ergibt jedoch das Dreihundertfache des wäh- 
rend der jahreszeitlichen Beschäftigung er- 
zielten durchschnittlichen Verdienstes einen 
wesentlich höheren Betrag als den Arbeits- 
entgelt, den der Verletzte während des letz- 
ten Jahres vor dem Unfall in dreihundert 
Arbeitstagen hätte erzielen können (Absatz 2 
Satz 1), so gilt § 577 entsprechend. 

§ 574 

Als durchschnittlicher Verdienst für den 
vollen Arbeitstag im Unternehmen Im Sinne 
des § 573 Abs. 2 Satz 1 gilt im Falle des 
§ 551 ein Sechstel des Einheitslohnes, der der 
Bemessung des Arbeitslosengeldes oder der 
Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe zu- 
grunde liegt. 

§ 575 

(1) Als Jahresarbeitsverdienst gilt das Er- 
werbseinkommen, das der Versicherte im 
Kalenderjahr vor dem Unfall gehabt hat, 
wenn er den Unfall erlitten hat 

1. bei einer außerberuflichen Tätigkeit in 
einem Unternehmen, das dem gemeinen 
Nutzen dient und nicht auf Erwerb ge- 
richtet ist, 

2. bei Tätigkeiten im Sinne des § 539 Abs. 1 
Nr. 5 und 6, 

3. bei einer Tätigkeit nach § 539 Abs. 1 
Nr. 7, wenn nach der Art der Verpflich- 
tung die Berechnung nach § 573 Abs. 2 
und 4 nicht angemessen erscheint, 

4. während er zu besonderem Einsatz her- 
angezogen war, 

5. während er nur vorübergehend und ohne 
Entgelt zu erhalten Im Unternehmen be- 
schäftigt war, 

6. wenn er in einem Unternehmen zur be- 
ruflichen Aus- und Fortbildung (§ 539 
Abs. 1 Nr. 11) beschäftigt, aber bereits 
vorher erwerbstätig war, 

7. bei Teilnahme an einer Maßnahme nach 
§§ 135 und 138 oder an einer Beschäfti- 
gung auf Grund der §§ 139, 140 und 141 i 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung oder einer 
solchen auf Grund des § 19 der Verord- 
nung über die Fürsorgepflicht, 
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8. bei Tätigkeiten der in § 539 Abs. 1 
Nr. 12 und 13 genannten Art. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 wird 
als Jahresarbeitsverdienst das Erwerbsein- 
kommen zugrunde gelegt, das der Verletzte 
in dem Kalenderjahr vor seiner Heranzie- 
hung gehabt hat, wenn dies für ihn günsti- 
ger ist. In den übrigen Fällen des Absatzes 1 
verbleibt es bei der Berechnung des Jahresar- 
beitsverdienstes nach § 573, wenn dies für 
den Verletzten günstiger ist; hierbei gilt, so- 
weit dies für den Verletzten eine weitere 
Vergünstigung bedeutet, als Tag des Unfalls 
der letzte Tag der Erwerbstätigkeit. 

(3) Als Erwerbseinkommen aus land- oder 
forstwirtschaftlicher Betätigung gilt minde- 
stens der für den Verletzten bei einem Un- 
fall in land- oder forstwirtschaftlichen Unter- 
nehmen maßgebende Jahresarbeitsverdienst. 

(4) Erleidet ein Beamter bei einer ehren- 
amtlichen Tätigkeit in der öffentlichen und 
freien Wohlfahrtspflege (§ 539 Abs. 1 Nr. 2) 
oder bei den in § 539 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 und 
Abs. 2 angeführten Tätigkeiten einen Unfall, 
so gelten als Jahresarbeitsverdienst die ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge, die der Berech- 
nung eines Unfallruhegehalts zugrunde zu 
legen wären. Die Rente ist nur insoweit zu 
zahlen, als sie die Dienst- oder Versorgungs- 
bezüge übersteigt; dem Beamten verbleibt 
die Rente jedoch mindestens in Höhe des 
Betrages, der als Unfallausgleich zu gewäh- 
ren wäre. Endet das Beamtenverhältnis we- 
gen Dienstunfähigkeit des Beamten infolge 
des Unfalls, so ist Vollrente zu zahlen, die 
zusammen mit den Versorgungsbezügen des 
Beamten aus dem Beamtenverhältnis nicht 
höher sein soll als die Versorgungsbezüge, 
auf die der verletzte Beamte bei Vorliegen 
eines Dienstunfalls Anspruch hätte. Die 
Höhe dieser Versorgungsbezüge stellt die 
Dienstbehörde fest. Für die Hinterbliebenen 
gilt Entsprechendes. 

(5) Absatz 4 gilt auch für Richter und Be- 
rufssoldaten sowie für sonstige Beschäftigte 
der in § 545 Abs. 1 Nr. 1 genannten Körper- 
sdiaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts, denen Unfallfürsorge nach be- 
amtenrechtlichen Vorschriften oder Grund- 
sätzen gewährleistet ist. 

§ 576 

(1) Befand sich der Verletzte zur Zeit des 
Unfalls noch in einer Berufs- oder Schulaus- 


bildung, so wird von dem Zeitpunkt ab, in 
welchem die begonnene Ausbildung voraus- 
sichtlich abgeschlossen gewesen wäre, der Jah- 
resarbeitsverdienst nach dem Entgelt berech- 
net, der dann für Personen gleicher Ausbil- 
dung durch Tarif für einzelne Berufsjahre 
festgesetzt ist. 

(2) Entsprechendes gilt bei einem Verletz- 
ten, der zur Zeit des Unfalls noch nicht ein- 
undzwanzig Jahre alt war, für die nach Voll- 
endung des einundzwanzigsten Lebensjahres 
zu gewährende Rente, sofern diese Berech- 
nung für den Verletzten günstiger ist. 

§ 577 

Läßt sich die Berechnung des Jahresarbeits- 
verdienstes nach den §§ 573 bis 576 nicht 
durchführen oder erscheint der nach den 
§§ 575 und 576 berechnete Jahresarbeitsver- 
dienst unbillig, so ist der Jahresarbeitsver- 
dienst nach billigem Ermessen festzustellen. 
Hierbei ist außer den Fähigkeiten, der Aus- 
bildung und der Lebensstellung des Verletz- 
ten seine Erwerbstätigkeit zur Zeit des Un- 
falls oder, soweit er nicht gegen Entgelt tätig 
war, eine gleichartige oder vergleichbare Er- 
werbstätigkeit zu berücksichtigen. Für Ver- 
wandte oder Verschwägerte des Unterneh- 
mers, die keinen Lohn erhalten haben, gilt 
der ihrer Tätigkeit entsprechende Tariflohn 
als Jahresarbeitsverdienst. 

§ 578 

Ist der Jahresarbeitsverdienst für die Be- 
rechnung des Sterbegeldes und der Hinter- 
bliebenenrente infolge eines früheren Unfalls 
geringer als der vor ihm bezogene Entgelt, 
so ist dem Jahresarbeitsverdienst die frühere 
Rente zuzurechnen; dabei darf jedoch der 
Betrag nicht überschritten werden, der der 
früheren Rente als Jahresarbeitsverdienst 
zugrunde liegt. 


2. Renten an Verletzte 
a) Die Rente 

§ 579 

Rente wird gewährt, wenn die infolge des 
Unfalls zu entschädigende Erwerbsunfähig- 
keit oder Minderung der Erwerbsfähigkeit 
über die dreizehnte Woche hinaus dauert. 
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S 580 

(1) Die Rente beträgt, solange der Verletzte 
infolge des Unfalls 

1. erwerbsunfähig ist, zwei Drittel des nach 
den §§ 573 bis 577 berechneten Jahres- 
arbeitsverdienstes (Vollrente), mindestens 
jedoch 120 Deutsche Mark, 

2. in seiner Erwerbsfähigkeit gemindert ist, 
den Teil der Vollrente, der dem Maß der 
Einbuße an Erwerbsfähigkeit entspricht 
(Teilrente). 

(2) Die Rente erhöht sich in den Fällen des 
§581 (Kinderzulage). 

(3) Ist die Erwerbsfähigkeit des Verletzten 
infolge des Unfalls um weniger als ein Fünf- 
tel gemindert, so wird die Rente nur ge- 
währt, solange die Erwerbsfähigkeit auch in- 
folge eines anderen oder mehrerer anderer 
Unfälle gemindert ist und die Hundertsätze 
der durch die einzelnen Unfälle verursachten 
Minderung zusammen wenigstens die Zahl 
Zwanzig erreichen. Andere Unfälle werden 
hierbei dann berücksichtigt, wenn für sie ein 
Anspruch auf Rente besteht oder der Ver- 
letzte wegen einer Teilrente von mehr als 
zehn vom Hundert abgefunden ist oder wenn 
eine Rente weggefallen oder mangels hinrei- 
chender Minderung der Erwerbsfähigkeit auf 
Grund förmlicher Feststellung nldit oder 
nicht mehr gewährt worden ist. 

(4) Den anderen Unfällen gemäß Absatz 3 
stehen gleich Unfälle oder Beschädigungen 
nach den Beamtengesetzen, dem Bundesver- 
sorgungsgesetz, nach dem Gesetz über Unfall- 
fürsorge für Gefangene und den entsprechen- 
den Gesetzen, die Entschädigung für Unfälle 
gewähren. 

(5) Hat der Verletzte für die Folgen des 
oder der früheren Unfälle eine Rente nach 
Absatz 3 und 4 nicht erhalten, so ist die 
Rente für den 'späteren Unfall nach der ge- 
samten durch die Unfälle verursachten Min- 
derung seiner Erwerbsfähigkeit zu bemessen. 


§581 

(1) Solange der Verletzte eine Rente von 
fünfzig oder mehr vom Hundert der Voll- 
rente oder mehrere Renten aus der Unfall- 
versicherung bezieht, deren Hundertsätze zu- 
sammen die Zahl Fünfzig erreidien (Schwer- 
verletzter), wird zu jeder Rente für jedes 
Kind bis zum vollendeten achtzehnten 
Lebensjahr eine Kinderzulage In Höhe von 


zehn vom Hundert der Rente gewährt. Die 
Kinderzulage beträgt mindestens 35 Deut- 
sche Mark monatlich. Nach Volladung 
des achtzehnten Lebensjahres wird die Kin- 
derzulage für ein unverheiratetes Kind ge- 
währt, das 

1. sich in der Schul- oder Berufsausbildung 
befindet, rängstens jedoch bis zum fünf- 
undzwanzigsten Lebensjahr, 

2. bei Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres infolge körperlicher oder geistiger 
Gebrechen außerstande ist, sich selbst zu 
unterhalten, solange dieser Zustand 
dauert. 

(2) Die Rente darf jedoch einschließlich der 
Kinderzulagen den Jahresarbeitsverdienst 
nicht übersteigen. Zum Jahresarbeitsverdienst 
werden gesetzliche Leistungen und Zuschläge, 
die mit Rücksicht auf die Kinderzahl gegeben 
werden, hinzugerechnet. 

(3) Als Kinder gelten 

1. die ehelichen Kinder, 

2. die im Haushalt des Versicherten leben- 
den Stiefkinder, 

3. die für ehelich erklärten Kinder, 

4. die an Kindes Statt angenommenen Kin- 
der, 

5. die unehelichen Kinder eines männlichen 
Versicherten, wenn seine Vaterschaft oder 
seine Unterhaltspflicht festgestellt ist, 

6. die unehelichen Kinder einer Versicher- 
ten, 

7. die Pflegekinder im Sinne der Vorschrif- 
ten des Kindergeldrechts, wenn das Pfle- 
gekindschaftsverhältnis vor Eintritt des 
Versicherungsfalles begründet worden ist. 

(4) Jede Änderung der Rente durch Hin- 
zutritt oder durch Ausscheiden eines Kindes 
wirkt vom ersten Tage des auf die Änderung 
folgenden Monats. 

(5) Die Rente wird um die Kinderzulage 
nicht erhöht, wenn die Stief- oder Pflege- 
kinder von einer anderen Person als dem 
Verletzten überwiegend unterhalten werden. 

(6) Die Kinderzulage, auf die ein Berech- 
tigter Anspruch hat, kann mit seiner Zustim- 
mung einem Dritten auf dessen Antrag aus- 
gehändigt werden, wenn dieser den Unter- 
halt des Kindes überwiegend bestreitet. Eine 
Verfügung des Berechtigten über die Kinder- 
zulage für diese Zeit ist unwirksam. Ver- 
weigert der Berechtigte die Zustimmung oder 
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ist sie aus einem anderen Grunde nicht zu er- 
langen, so kann sie vom Versicherungsamt 
ersetzt werden. 

§582 

(1) Die Verpflichtung zur Gewährung von 
Rente beginnt bei den bei einem Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung versicher- 
ten Verletzten mit dem Wegfall des Kran- 
kengeldes, spätestens mit der siebenundzwan- 
zigsten Wodie nach dem Unfall. Unbesdiadet 
des § 630 beginnt bei den nicht bei einem 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
versicherten Verletzten die Verpflichtung zur 
Gewährung von Rente schon mit dem Tage 
nach dem Unfall, soweit sie keinen Arbeits- 
entgelt oder ähnliche Leistungen erhalten. 

(2) Das Ruhen des Krankengeldes nach 
§ 189 Abs. 1 gilt nicht als Wegfall des Kran- 
kengeldes im Sinne des Absatzes 1. 


b) Krankengeld an Stelle der Rente 
§ 583 

(1) Der Träger der Unfallversicherung 
kann bis zum Ablauf der sedisundzwanzig- 
sten Woche nach dem Unfall an Stelle der 
Rente ein Krankengeld gewähren. 

(2) Für die bei einem Träger der gesetz- 
lichen Krankenversicherung Versicherten sind 
für die Berechnung des Krankengeldes die 
Vorschriften der Krankenversicherung und 
die Bestimmungen ihrer Krankenkasse maß- 
gebend. 

(3) Für die nicht bei einem Träger der ge- 
setzlichen Krankenversicherung Versicherten 
beträgt das Krankengeld ein Siebenhundert- 
zwanzigstel des Jahresarbeitsverdienstes. 

§584 

(1) An die bei einem Träger der gesetz- 
lichen Krankenversicherung Versidierten hat 
die Krankenkasse das in § 583 bezeichnete 
Krankengeld vom Tage nach dem Unfall zu 
zahlen. 

(2) Wenn der Träger der Unfallversiche- 
rung der Krankenkasse anzeigt, daß er von 
einem bestimmten Tage an Rente gewähren 
werde, so fällt die Zahlungspflicht der Kran- 
kenkasse weg. 


c) Tage- und Familiengeld unter Wegfall 
der Rente 

§ 585 

(1) Während der Fieilanstalt- oder An- 
staltpflege fällt die Rente oder das Kranken- 
geld weg. 

(2) Gewährt der Träger der Unfallver- 
sicherung Heilanstalt- oder Anstaltpflege, so 
hat er dem Verletzten ein Tagegeld in Höhe 
von 1,50 Deutsche Mark zu zahlen. 

(3) Für die gleiche Zeit erhalten die Ange- 
hörigen des Verletzten ein Familiengeld in 
Höhe der Rente, die ihnen bei seinem Tode 
zustehen würde. Dieser Anspruch steht der 
Ehefrau, deren Ehe mit dem Verletzten erst 
nach dem Unfall geschlossen wird, auch wäh- 
rend des ersten Jahres der Ehe zu. Bei Ver- 
letzten, die bei einem Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert sind, gilt als 
Jahresarbeitsverdienst für die Berechnung des 
Familiengeldes das Dreihundertsechzigfache 
des Grundlohnes. 

(4) Der Anspruch auf Tage- und Familien- 
geld ruht, wenn und soweit der Verletzte 
während der Heilanstalt- oder Anstaltpflege 
Arbeitsentgelt erhält. 


d) Kannleistungen an Stelle oder neben 
der Rente 

§ 586 

(1) Der Träger der Unfallversicherung 
kann einem Rentenempfänger mit seiner Zu- 
stimmung statt der Rente Aufnahme ln ein 
Alters- oder Pflegeheim oder eine ähnliche 
Einrichtung gewähren. 

(2) Die Aufnahme verpflichtet den Ren- 
tenempfänger auf ein Vierteljahr und, wenn 
er nicht einen Monat vor Ablauf dieser Zelt 
widerspricht, jedesmal auf ein weiteres Vier- 
teljahr zum Verzidit auf die Rente, 

(3) § 585 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 587 

(1) Solange der Verletzte infolge des Un- 
falls arbeitslos Ist, kann der Träger der Un- 
fallversicherung auf Zeit die Teilrente bis zur 
Vollrente erhöhen. 

(2) Die im Absatz 1 genannten Leistungen 
werden auf das Arbeitslosengeld oder die 
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Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
nicht angerechnet. 

3. Renten an Hinterbliebene, Sterbegeld 

§ 588 

Bei Tod infolge Unfalls ist als Sterbegeld 
der fünfzehnte Teil des Jahresarbeitsver- 
dienstes, mindestens 200 Deutsdie Mark zu 
gewähren. § 203 gilt entsprechend. 

§ 589 

Die Witwe erhält eine Rente von einem 
Fünftel des Jahresarbeitsverdienstes bis zu 
ihrem Tode oder ihrer Wiederverheiratung. 
Die Witwenrente erhöht sich auf zwei Fünf- 
tel des Jahresarbeitsverdienstes, wenn die 
Witwe das fünfundvierzigste Lebensjahr voll- 
endet hat oder mindestens ein waisenrenten- 
berechtigtes Kind erzieht oder vor Vollendung 
des fünfundvierzigsten Lebensjahres durch 
Krankheit oder andere Gebrechen wenigstens 
die Hälfte ihrer Erwerbsfähigkeit verloren 
hat. 

§ 590 

(1) Einer früheren Ehefrau des Versicher- 
ten, deren Ehe mit dem Versicherten für 
nichtig erklärt, aufgehoben oder geschieden 
ist, wird nach dem Tode des Versicherten auf 
Antrag Rente gewährt, wenn ihr der Ver- 
sidierte zur Zeit seines Todes Unterhalt kraft 
Gesetzes zu leisten hatte oder wenn er im 
letzten Jahr vor seinem Tode Unterhalt ge- 
leistet hat. Die Rente beginnt mit dem Tage 
des Antrags. Die Rente beschränkt sich auf 
ein Fünftel des Jahresarbeitsverdienstes, 
v/enn noch eine weitere Rente oder mehrere 
Waisenrenten gewährt werden. 

(2) Mehreren nach Absatz 1 berechtigten 
Frauen wird die Rente nur einmal gewahrt 
und unter ihnen entsprediend der Dauer der 
Ehe mit dem Versicherten aufgeteilt. 

(3) Eine Rente nach Absatz 1 ist gemäß 
Absatz 2 zu kürzen, wenn nach Feststellung 
der Rente einer weiteren früheren Ehefrau 
Rente zu gewahren ist. Die Kürzung beginnt 
mit Wirkung vom Ablauf des Monats, der 
auf den Monat folgt, in dem der Kürzungs- 
bescheid zugestellt wird. 

§ 591 

(1) Für die Witwerrente gilt § 589 ent- 
sprechend, wenn die verstorbene Ehefrau den 


Witwer wegen seiner Erwerbsunfähigkeit 
ganz oder überwiegend aus ihrem Arbeits- 
verdienst unterhalten hat. 

(2) § 590 gilt entsprechend, 

§ 592 

(1) Die Witwe oder der Witwer hat keinen 
Ansprudi, wenn die Ehe erst nach dem Un- 
fall geschlossen und der Tod innerhalb des 
ersten Jahres der Ehe eingetreten Ist. 

(2) Der Träger der Unfallversicherung 
kann unter besonderen Umständen auch 
dann eine Rente gewähren. 

§ 593 

(1) Hat die Witwe eines Schwerverletzten 
(§ 581 Abs. 1) keinen Ansprudi auf Witwen- 
rente, weil der Tod des Verletzten nicJit 
Folge eines Unfalls war, so erhält sie als ein- 
malige Witwenbeihilfe zwei Fünftel des Jah- 
resarbeitsverdienstes. 

(2) Die Witwenbeihilfe wird, wenn der 
Verstorbene zur Zeit seines Todes mehrere 
Verletztenrenten aus der Unfallversicherung 
bezogen hat, von dem Träger der Unfallver- 
sicherung gezahlt, welciier die Rente nach 
dem hödisten Jahresarbeitsverdienst gewährt 
hat. Sie wird nach diesem Jahresarbeitsver- 
dienst berechnet. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Witwer, wenn die verstorbene Ehefrau den 
Witwer wegen seiner Erwerbsunfähigkeit 
ganz oder überwiegend aus Ihrem Arbeits- 
verdienst unterhalten hat. 

S 594 

(1) Jedes Kind des Verstorbenen erhält 
eine Rente von drei Zehntel des Jahresar- 
beitsverdienstes, wenn es Vollwaise ist, und 
ein Fünftel des Jahresarbeitsverdienstes, 
wenn es Halbwaise ist, bis zum vollendeten 
achtzehnten Lebensjahr. Nach Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres wird die Wai- 
senrente einer unverheirateten Waise ge- 
währt, die 

1. sich in Schul- oder Berufsausbildung be- 
findet, längstens jedoch bis zum fünfund- 
zwanzigsten Lebensjahr, 

2. bei Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres infolge körperlicher oder geistiger 
Gebrechen außerstande ist, sich selbst zu 
unterhalten, solange dieser Zustand dauert. 
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(2) Für eine Halbwaise Ist mindestens eine 
Monatsrente von 50 Deutsche Mark, für eine 
Vollwaise eine Monatsrente von 75 Deutsdie 
Mark zu gewahren. 

(3) § 581 Abs. 3 und 5 gilt entsprechend. 

§ 595 

(1) Hinterläßt der Verstorbene Verwandte 
der aufsteigenden Linie, Stief- oder Pflege- 
eltern, die er wesentlich aus seinem Arbeits- 
verdienst unterhalten hat, so ist ihnen für die 
Dauer der Bedürftigkeit eine Rente von zu- 
sammen einem Fünftel des Jahresarbeitsver- 
dienstes zu gewähren. Für diese Rente blei- 
ben alle isonstigen von der Bedürftigkeit ab- 
hängigen Sozialleistungen unberücksichtigt. 

(2) Sind aus der aufsteigenden Linie Ver- 
wandte verschiedenen Grades vorhanden, so 
gehen unter den Verwandten der aufsteigen- 
den Linie die näheren den entfernteren vor. 
Den Eltern stehen die Stief- oder Pflegeeltern 
gleich. 

§ 596 

(1) Die Hinterbliebenenrenten werden 
auch gewährt, wenn der Versicherte ver- 
schollen ist. Er gilt als versdiollen, wenn 
während eines Jahres keine glaubhaften 
Nachrichten von ihm eingegangen sind und 
die Umstände seinen Tod wahrscheinlich 
machen. 

(2) Von den Hinterbliebenen kann die 
eidesstattliche Erklärung verlangt werden, 
daß sie von dem Leben des Verschollenen 

, keine anderen als die angezeigten Nachrich- 
ten erhalten haben. Zur Abnahme der eides- 
stattlichen Erklärung Ist das Versicherungs- 
amt oder AmtsgeriAt zuständig, in dessen 
Bezirk der Hinterbliebene seinen Wohnsitz 
hat; auA Jeder Notar ist zur Abnahme der 
eidesstattliAen Erklärung zuständig. 

(3) Den Todestag VersAollener stellt der 
Träger der UnfallversiAerung naA billigem 
Ermessen fest. 

(4) Der AnspruA auf weitere Rentenbe- 
züge erllsAt, wenn naAgewiesen wird, daß 
der Totgeglaubte noch lebt. 

§ 597 

(1) Die Renten der Hinterbliebenen dür- 
fen zusammen vier Fünftel des Jahresarbeits- 
verdienstes nIAt übersteigen. Sonst werden 
sie gekürzt, und zwar bei Ehegatten und 


Kindern gleiAmäßIg. Verwandte der aufstei- 
genden Linie, Stief- oder Pflegeeltern haben 
nur AnspruA, soweit Ehegatten, frühere 
Ehegatten oder Kinder den Höchstbetrag 
niAt ersAöpfen. § 581 Abs. 2 Satz 2 findet 
Anwendung. 

(2) Beim AussAeiden eines Hinterbliebe- 
nen erhöhen sIA die Renten der übrigen bis 
zum zulässigen HöAstbetrag. 

4. Gemeinsame VorsAriften für Renten 
an Verletzte und für Renten 
an Hinterbliebene 

§ 598 

(1) Die nach dem Jahresarbeitsverdienst zu 
berechnenden Geldleistungen werden in ent- 
spreAender Anwendung der §§ 1272 bis 
1275 der wirtsAaftliAen Entwicklung durA 
Gesetz angepaßt. 

(2) Der in § 1274 vorgesehene Sozialbeirat 
wird auch für die Anpassung der Renten in 
der UnfallversiAerung tätig. Er wird um je 
einen Vertreter der VersIAerten und der 
Unternehmer erweitert; das VorsAlagsreAt 
für diese Mitglieder steht den Vorständen 
des Hauptverbandes der gewerbllAen Be- 
rufsgenossenschaften, des Bundesverbandes 
der landwirtsAaftlichen BerufsgenossensAaf- 
ten und der BundesarbeitsgemeinsAaft der 
gemeindlichen UnfallversIAerungsträger ge- 
meinsam zu. Das VorsAlagsreAt entfällt, 
falls die genannten Vereinigungen nIAt bin- 
nen einer vom Bundesminister für Arbeit zu 
bestimmenden Frist einen gemeinsamen Vor- 
sAlag eingerelAt haben. 

§ 599 

Die Rente beginnt, wenn alle Leistungs- 
voraussetzungen gegeben sind. 

§ 600 

(1) Tritt in den Verhältnissen, die für die 
Feststellung der EntsAädlgung maßgebend 
gewesen sind, eine wesentliche Änderung ein, 
so kann eine neue Feststellung getroffen 
werden. 

(2) Erhöhung oder Wiedergewährung der 
Rente kann nur für die Zeit naA Anmel- 
dung des AnspruAs verlangt werden. 

§ 601 

(1) In den ersten zwei Jahren nach dem 
Unfall darf wegen einer Änderung im Zu- 
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Stand des Verletzten eine neue Feststellung 
jederzeit vorgenommen werden. 

(2) Ist jedoch eine Dauerrente bindend 
oder rechtskräftig festgestellt worden, so 
darf eine neue Feststellung nur in Zeiträumen 
von mindestens einem Jahr seit Bindung oder 
Rechtskraft vorgenommen werden. Diese 
Frist wird durch Einleitung eines neuen 
Heilverfahrens nicht berührt und kann durch 
Vereinbarung gekürzt werden. 

§ 602 

Ein Bescheid, der die Rente herabsetzt 
oder entzieht, wird mit Ablauf des auf die 
Zustellung folgenden Monats wirksam. 

§ 603 

Überzeugt sich der Träger der Unfallver- 
sicherung bei erneuter Prüfung, daß die Ent- 
schädigungsleistung zu Unrecht ganz oder 
teilweise abgelehnt, entzogen oder eingestellt 
worden ist, so kann er diese neu feststellen. 

§ 604 

(1) Der Träger der Unfallversicherung 
zahlt die Entschädigung durch die Deutsche 
Bundespost, und zwar durch die Postanstalt, 
in deren Bezirk der Empfänger wohnt. 

(2) Die Zahlstelle wird dem Empfänger 
von dem Träger der Unfallversicherung mit- 
geteilt. 

§ 605 

Der Bundesminister für Arbeit kann durch 
allgemeine Verwaltungsvorschriften mit Zu- 
stimmung des Bundesrates bestimmen, wie 
an Empfänger zu zahlen ist, die sich im Aus- 
land aufhalten. 

§ 606 

Jede Person, die berechtigt ist, ein öffent- 
liches Siegel zu führen, ist befugt, die bei den 
Zahlungen erforderlichen Bescheinigungen zu 
erteilen und zu beglaubigen. 

§ 607 

(1) Kosten des Heilverfahrens, Witwen- 
und Witwerbeihilfen und Sterbegelder sind 
binnen einer Woche nach ihrer Feststellung, 
Renten im voraus in Monatsbeträgen zu 
zahlen. Das Krankengeld, Tagegeld und 
Familiengeld wird mit Ablauf jeder Woche 
ausgezahlt. 

(2) Der Träger der Unfallversicherung 
kann mit Zustimmung des Berechtigten die 


Rente, das Krankengeld, das Tagegeld und 
das Familiengeld in längeren Zeitabschnitten 
zahlen. 

(3) Alle wiederkehrenden Geldleistungen 
aus der Unfallversicherung werden auf 
10 Deutsche Pfennig nach oben abgerundet. 

§ 608 

(1) Die Rente wird noch für den vollen 
Monat gezahlt, in dem die Voraussetzungen 
für ihren Fortfall oder ihr Ruhen eintreten. 
Kommt für einen Monatsteil zur Rente des 
Verletzten noch die der Hinterbliebenen, so 
haben sie den höheren Betrag zu bean- 
spruchen. 

(2) War die Rente für einen längeren Zeit- 
abschnitt zu entrichten, so kann der Träger 
der Unfallversicherung sie auch für diesen 
noch gewähren. 

§ 609 

Hat der Berechtigte bei seinem Tode die 
Entschädigung noch nicht erhalten, so sind 
nacheinander der Ehegatte, die Kinder, die 
Eltern, die Stief- oder Pflegeeltern, die Ge- 
schwister bezugsberechtigt, wenn sie mit dem 
Berechtigten zur Zeit seines Todes in häus- 
licher Gemeinschaft gelebt haben oder von 
ihm wesentlich unterhalten worden sind. 

§ 610 

(1) Für die Zeit, In der der Verletzte eine 
Freiheitsstrafe von mehr als einem Monat 
vei'büßt oder In der er auf Grund einer Maß- 
regel der Sicherung und Besserung unterge- 
bracht ist, wird die Rente seinen unterhalts- 
berechtigten Angehörigen überwiesen, die er 
wesentlich unterhalten hat. 

(2) § 609 gilt entsprechend. 

§ 611 

(1) Die Rente ruht, solange der berechtigte 
Ausländer 

1. sich freiwillig gewöhnlich im Ausland 
auf hält, 

2. wegen Verurteilung in einem Strafverfah- 
ren aus dem Bundesgebiet oder dem Land 
Berlin ausgewiesen ist. 

(2) Absatz 1 Nr. 1 gilt nicht für Waisen, 
deren Erziehungsberechtigte sich freiwillig 
gewöhnlich im Ausland aufhalten. 

§ 612 

Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
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rates das Ruhen der Rente für ausländische 
Grenzgebiete oder für Angehörige solcher 
ausländischer Staaten ausschließen, deren Ge- 
setzgebung Deutschen und ihren Hinterblie- 
benen eine entsprechende Entschädigung ge- 
währleistet. 

§ 613 

§§ 610 bis 612 gelten auch für das Kran- 
kengeld aus der Unfallversicherung. 

§ 614 

Gegen Ansprüche der Berechtigten darf 
nur aufgerechnet werden mit Ansprüchen des 
Trägers der Unfallversicherung auf 

1. Zahlung geschuldeter Beiträge, 

2. Rückzahlung von Vorschüssen, die aus 
dem Vermögen des Trägers der Unfall- 
versicherung geleistet sind, 

3. Erstattung von zu Unrecht gezahlten 
Entschädigungsleistungen, 

4. Zahlung erstattungspflichtiger Verfah- 
renskosten, 

5. Zahlung von Ordnungsstrafen oder 
Zwangsgeld, die vom Vorstand des Trä- 
gers der Unfallversicherung festgesetzt 
sind, 

6. Schadensersatz aus den §§ 795, 796, 

7. Ersatz für eine dem Berechtigten von 
einem Dritten geleistete Entschädigung, 
die dem Träger der Unfallversicherung 
gegenüber wirksam ist. 

§ 615 

Der Träger der Unfallversicherung braucht 
eine Entschädigungsleistung nicht zurückzu- 
fordern, die er vor rechtskräftiger Entschei- 
dung zahlen mußte, oder die er zu Unrecht 
gezahlt hat. 


III. Abfindung 

1. Abfindung der Verletztenrenten 

a) Abfindung durch Gesamtvergütung 
§ 616 

Ist nach allgemeinen Erfahrungen unter 
Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse 
des Einzelfalls die Erwartung gerechtfertigt, 
daß nur eine vorläufige Rente zu gewähren 


ist, so kann der Träger der Unfallversidie- 
rung den Verletzten nach Abschluß des Heil- 
verfahrens durch eine Gesamtvergütung in 
Höhe des voraussichtlichen Rentenaufwands 
abflnden. Nach Ablauf des Zeitraums, für 
den die Zahlung bestimmt war, ist auf An- 
trag Rente unter den Voraussetzungen des 
§ 580 zu gewähren. 

b) Abfindung kleiner Renten 
§ 617 

(1) Beträgt die Rente eines Verletzten we- 
niger als die Hälfte der Vollrente, so kann 
ihn mit seiner Zustimmung der Träger der 
Unfallversicherung unter Berücksichtigung 
seines Lebensalters durch Gewährung eines 
dem Wert seiner Jahresrente entsprechenden 
Kapitals abfinden. 

(2) Durch die Abfindung wird der Anspruch 
auf Krankenbehandlung und Arbeits- und 
Berufsförderung einsdiließllch Berufsfürsorge 
(§ 557 Abs. 1 Nr. 1, 2) nicht berührt. Der 
Anspruch auf Rente ist trotz der Abfindung 
begründet, solange die Folgen des Unfalls 
naditr.äglich eine wesentliche Verschlimme- 
rung verursachen. Als wesentlich gilt eine 
Verschlimmerung nur, wenn dadurch die Er- 
werbsfähigkeit des Verletzten für länger als 
einen Monat um mehr als zehn vom Hundert 
weiter gemindert wird. Die Rente wird um 
den Betrag gekürzt, der bei Berechnung der 
Abfindung zugrunde gelegt war. 

c) Abfindung der Schwerverletztenrenten 
(Erwerb von Grundbesitz) 

§ 618 

(1) Verletzte, die Anspruch auf eine Dauer- 
rente nach einer Minderung der Erwerbsfä- 
higkeit von fünfzig vom Hundert oder mehr 
haben, können zum Zweck des Grundstücks- 
erwerbs oder der wirtschaftlichen Stärkung 
bereits vorhandenen eigenen Grundbesitzes 
oder zum Zweck des Erwerbs grundstücks- 
gleicher Rechte durch Zahlung eines Geldbe- 
trages abgefunden werden. Das gleiche gilt 
auch für Verletzte, die Anspruch auf mehrere 
Dauerrenten nach einer Gesamtminderung 
der Erwerbsfähigkeit von fünfzig vom Hun- 
dert oder mehr haben. 

(2) Eine Abfindung kann auch gewährt 
werden 

1. zum Erwerb der Mitgliedschaft In einem 
als gemeinnützig anerkannten Wohnungs- 
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oder Siedlungsunternehmen, sofern hier- 
durch die Anwartschaft auf baldige Zutei- 
lung eines Familienheimes oder einer 
Siedlerstelle durch dies Unternehmen 
sichergestellt wird, 

2. zum Abschluß eines Bausparvertrages mit 
einer Bausparkasse oder dem Beamten- 
heimstättenwerk. 

(3) Die Abfindung nach Absatz 1 und 2 
regelt sich nach den Vorschriften der §§ 619 
bis 623. 

§ 619 

Eine Abfindung kann bewilligt werden, 
wenn 

1. der Verletzte das einundzwanzigste Le- 
bensjahr vollendet und das fünfundfünf- 
zigste Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
hat; ausnahmsweise kann auch nach dem 
fünfundfünfzigsten Lebensjahr eine Ab- 
findung gewährt werden, 

2. nach Art der Verletzung nicht zu er- 
warten ist, daß innerhalb des Abfin- 
dungszeitraums eine wesentliche Besse- 
rung eintritt, 

3. die unter Berücksichtigung der Interessen 
des Verletzten nützlidie Verwendung der 
Abfindung gev/ährleistet ist. 

§ 620 

(1) Die Abfindung kann einen Betrag bis 
zur Hälfte der Verletztenrente ohne Kinder- 
zulagen umfassen. 

(2) Die Abfindung ist auf die für einen 
Zeitraum von zehn Jahren zustehende Ver- 
letztenrente besdiränkt. Als Abfindungs- 
summe wird das Neunfadie des der Abfin- 
dung zugrunde liegenden Jahresbetrags ge- 
zahlt. Der Anspruch auf den Teil der Ver- 
letztenrente, an deren Stelle die Abfindung 
tritt, erlisdit für die Dauer von zehn Jahren 
mit Ablauf des Monats der Auszahlung. 

§ 621 

Die bestimmungsmäßige Verwendung der 
Abfindung ist durch die Form der Auszah- 
lung und in der Regel durch Maßnahmen zur 
Verhinderung alsbaldiger Weiterveräußerung 
des Grundstücks oder des grundstücksglei- 
chen Rechts zu sichern. Zu diesem Zweck 
kann insbesondere angeordnet werden, daß 
die Weiterveräußerung und Belastung des 
mit der Abfindungssumme erworbenen 


Grundstücks oder grundstücksgleidien Rechts 
innerhalb einer Frist bis zu fünf Jahren nur 
mit Zustimmung des Trägers der Unfallver- 
sidierung zulässig sind. Diese Anordnung 
wird mit der Eintragung in das Grundbudi 
wirksam. Die Eintragung erfolgt auf Er- 
suchen des Trägers der Unfallversicherung. 

§ 622 

(1) Die Abfindungssumme ist auf Anfor- 
derung insoweit zurückzuzahlen, als sie nicht 
innerhalb einer von dem Träger der Unfall- 
versicherung gesetzten Frist bestimmungs- 
gemäß verwendet worden ist. 

(2) Dem Abgefundenen kann vor Ablauf 
von zehn Jahren auf Antrag die durch die 
Abfindung erloschene Rente gegen Rückzah- 
lung der Abfindungssumme wieder bewilligt 
werden, wenn wichtige Gründe vorliegen. 

§ 623 

(1) Die Verpflichtung zur Rückzahlung 
beschränkt sich nach Ablauf des 

ersten Jahres auf 91 vom Hundert der Ab- 
findungssumme, 

zweiten Jahres auf 82 vom Hundert der Ab- 
findungssumme, 

dritten Jahres auf 72 vom Hundert der Ab- 
findungssumme, 

vierten Jahres auf 62 vom Hundert der Ab- 
findungssumme, 

fünften Jahres auf 52 vom Hundert der Ab- 
findungssumme, 

sechsten Jahres auf 42 vom Hundert der Ab- 
findungssumme, 

siebenten Jahres auf 32 vom Hundert der 
Abfindungssumme, 

achten Jahres auf 22 vom Hundert der Ab- 
findungssumme, 

neunten Jahres auf 11 vom Hundert der Ab- 
findungssumme. 

Die Zelten rechnen vom Ersten des auf die 
Auszahlung der Abfindungssumme folgenden 
Monats bis zum Ende des Monats, in dem die 
Abfindungssumme zurückgezahlt worden ist. 

(2) Wird die Abfindungssumme nicht zum 
Schluß eines Jahres zurückgezahlt, so sind 
neben den Hundertsätzen für volle Jahre 
nodi die Hundertsätze zu berücksichtigen, die 
auf die bis zum Rückzahlungszeitpunkt ver- 
strichenen Monate des angefangenen Jahres 
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entfallen. Entsprechendes gilt, wenn die Ab- 
findungssumme vor Ablauf des ersten Jahres 
zurückgezahlt wird. 

(3) Nadi Rückzahlung der Abfindungs- 
summe lebt die der Abfindung zugrunde lie- 
gende Rente mit dem Ersten des auf die 
Rückzahlung folgenden Monats wieder auf. 

2. Abfindung der Witwen- und 
Witwerrenten 

a) Abfindung der Witwenrenten 
(Erzverb von Grundbesitz) 

§ 624 

(1) Eine Abfindung kann auch Witwen 
mit Anspruch auf Witwenrente gewährt 
werden. Die Vorschriften der §§ 618 bis 623 
gelten entsprechend. 

(2) Schließt eine abgefundene Witwe erneut 
eine Ehe, so ist nach der Ehesdiließung die 
Abfindungssumme insoweit zurückzuzahlen, 
als sie die Gesamtsumme der bis zu ihrer Wie- 
derverheiratung erloschen gewesenen Rente 
übersteigt. Auf den zurückzuzahlenden Be- 
trag ist die Abfindung nach § 625 anzu- 
rechnen. 

(3) Stellt sich heraus, daß ein verscholle- 
ner Ehegatte noch lebt, so ist die Abfindung 
insoweit zurückzuzahlen, als sie die erloschene 
Rente übersteigt, die bis zur Rückkehr des 
Verschollenen zu zahlen war. 

b) Abfindung der Witwen- und Witwerrenten 
bei Wiederverheiratung 

§625 

(1) Heiratet die Witwe oder der Witwer 
wieder, so erhalten sie das Fünffache des Jah- 
resbetrages der Rente als Abfindung. 

(2) Hat die Witwe oder der Witwer sich 
wiederverheiratet und wird diese Ehe durch 
Tod aufgelöst oder wird sie ohne alleiniges 
oder überwiegendes Verschulden der Witwe 
oder des Witwers aufgehoben oder geschie- 
den oder wird sie für nichtig erklärt, so lebt 
der Anspruch auf Witwen- oder Witwerrente 
für die Zeit nach Stellung des Antrags wieder 
auf; im Falle der Verschollenheit gilt § 596 
entsprechend. Ein von der Witwe oder dem 
Witwer infolge Auflösung, Aufhebung oder 
Nichtigkeit der Ehe erworbener neuer Ver- 
sorgungs- oder Unterhaltsanspruch ist auf 
die Witwen- oder Witwerrente anzurechnen. 


soweit der Anspruch zu verwirklichen ist. 
Eine bei der Wiederverheiratung gezahlte 
Abfindung ist in angemessenen monatlichen 
Teilbeträgen einzubehalten. Die zurückzu- 
zahlende Abfindungssumme mindert sich um 
den Betrag, den die Witwe oder der Witwer 
bis zur Auflösung, Aufhebung oder Feststel- 
lung der Nichtigkeit der neuen Ehe hätte be- 
anspruchen können, wenn die neue Ehe nicht 
geschlossen worden wäre. Nach Ablauf von 
fünf Jahren seit der Wiederverheiratung ist 
ein Anspruch auf Rückzahlung der Abfin- 
dungssumme a u s g es chl OS s e n , 

(3) Absatz 1 und 2 gelten entsprechend für 
die Bezieher einer Rente nach §§ 590 Abs. 1 
und 2 und 591. 


3. Abfindung der Renten bei Verzug 
ins Ausland 

§ 626 

(1) Der Träger der Unfallversicherung 
kann einen Berechtigten, der seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Inland aufgibt oder sich 
gewöhnlich im Ausland aufhält, mit einem 
dem Wert der ihm zustehenden Leistungen 
ehtsprechenden Kapital abfinden. 

(2) Die Bundesregierung kann dies durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates für ausländische Grenzgebiete aus- 
schließen. 


4. Allgemeine Abfindungsvorschriften 
§ 627 

(1) Die Forderung auf Zahlung der Abfin- 
dungssumme kann nicht gepfändet werden. 
Die Abtretung und Verpfändung ist nur mit 
Zustimmung des Versicherungsamts mög- 
lich, wenn hiermit der Abfindungszweck ge- 
fördert wird. 

(2) Innerhalb der in § 622 Abs. 1 vorge- 
sehenen Frist ist ein der ausgezahlten Ab- 
findungssumme gleichkommender Betrag an 
Geld, Wertpapieren und Forderungen der 
Pfändung nicht unterworfen. 

§ 628 

(1) Alle gerichtlichen und außergeriditlichen 
Beurkundungen, Urkunden, Vollmachten, 
amtlichen Bescheinigungen, Eintragungen 
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und Löschungen Im Grundbuch, die zur 
Durchführung der §§ 618 bis 624 erforder- 
lich sind, sind kostenfrei. 

(2) Die Vorschriften über die Gebühren 
und Auslagen der Notare werden hierdurch 
nicht berührt. 

§ 629 

Die Bundesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Berechnung des Kapitalwerts 
für die Abfindung der Renten im Sinne der 
§§ 617 und 626. 

IV. Besonderheiten für die 

Unternehmerversicherung 

§ 630 

(1) Die Satzung kann bestimmen, daß und 
v/iewelt die als Unternehmer Versicherten, 
wenn sie nicht bei einem Träger der gesetz- 
lichen Krankenversicherung versichert sind, 
Berufsfürsorge und arbeits- und berufsför- 
dernde Maßnahmen sowie Krankenbehand- 
lung nicht sofort, aber spätestens mit dem 
Beginn der vierzehnten Wodie nach dem Ar- 
beitsunfall beanspruchen können. Die Satzung 
bestimmt, ob und In welchem Umfang ihnen 
in den ersten dreizehn Wochen nach dem Un- 
fall Geldleistungen zu gewähren sind. 

(2) Das gilt auch für die weiteren, in 
§§ 543, 544 genannten Personen. 

(3) Die Krankenbehandlung soll schon 
während der ersten dreizehn Wochen nach 
dem Unfall gewährt werden, wenn die vom 
Verletzten selbst gewählte Behandlung nicht 
ausreicht, um die Erwerbsfähigkeit möglichst 
schnell und vollständig wiederherzustellen. 
Zur Förderung der Krankenbehandlung kann 
während ihrer Dauer dem Verletzten und 
seinen Angehörigen eine geldliche Unter- 
stützung gewährt werden. Bei Hellanstalt- 
pflege ist dem Verletzten Tagegeld und sei- 
nen Angehörigen Familiengeld nach § 585 
zu zahlen; daneben Ist die Gewährung einer 
geldlichen Unterstützung nach Satz 2 zu- 
lässig. 

(4) Dem Verletzten können die Kosten 
der selbst gewählten Behandlung für die 
ersten dreizehn Wochen ganz oder zum Teil 
erstattet werden. Sie sollen, soweit das an- 
gemessen ist, ganz erstattet werden, wenn 
der Verletzte sich selbst rechtzeitig eine Be- 


handlung verschafft, die eine möglichst 
schnelle und vollständige Wiederherstellung 
der Erwerbsfähigkeit herbeizuführen geeig- 
net war. 


DRITTER ABSCHNITT 

Ausschluß der Haftung von Unternehmern 
und anderen Personen 

§ 631 

(1) Der Unternehmer ist Versicherten und 
deren Hlnbliebenen, auch wenn sie keinen 
Anspruch auf Rente haben, nach anderen ge- 
sctzliclien Vorschriften zum Ersatz des Scha- 
dens, den ein Unfall der in den §§ 549 bis 
553 bezeichneten Art verursacht hat, nur 
verpflichtet, wenn er den Unfall vorsätz- 
lidi herbeigeführt hat. Dann beschränkt sich 
die Verbindlichkeit des Unternehmers auf 
den Betrag, um den sie die Entschädigung 
aus der Unfallversidherung übersteigt. 

(2) Das gleidie gilt für Ersatzansprüche 
Versicherter und ihrer Hinterbliebenen gegen 
Unternehmer, die Arbeitskräfte eines ande- 
ren Unternehmers in ihrem Unternehmen 
beschäftigen. 

§ 632 

(1) § 631 gilt entsprechend für Ersatzan- 
sprüche Versicherter und Ihrer Hinterblie- 
benen gegen Vertreter des Unternehmers mit 
gesetzlicher oder rechtsgeschäftlicher Vertre- 
tungsmacht. Satz 1 gilt für einen sonstigen 
Betriebsangehörigen entsprechend, wenn die- 
sem im Falle der Inanspruchnahme durch den 
Verletzten gegenüber dem Unternehmer ein 
Anspruch auf Freistellung zustehen würde. 

(2) § 631 gilt bei Unfällen in Unternehmen 
der Feuerwehren ferner entsprechend für Er- 
satzansprüche Versicherter und ihrer Hinter- 
bliebenen gegen Feuerwehrvereine und ihre 
Vorstände, die Mitglieder von Pflicht- und 
freiwilligen Feuerwehren, die beigezogenen 
Lösdipflichtigen, die freiwillig beim Feuer- 
wehrdienst helfenden Personen sowie alle 
beim Tätigwerden der Feuerwehr mit Be- 
fehlsgewalt ausgestatteten Personen. 

(3) Bei Unfällen in Unternehmen zur 
Hilfeleistung bei Unglücksfällen, des Deut- 
schen Roten Kreuzes und seiner Verbände, 
des öffentlichen zivilen Luftschutzes und des 
Technischen Hilfswerks gilt Absatz 2 ent- 
sprechend. 
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§ 633 

(1) Ist bei der Teilnahme am allgemeinen 
Verkehr oder bei einer Tätigkeit, für die Per- 
sonen ausschließlich nach § 539 Abs. 1 Nr. 5 
und 6 sowie Abs. 2 versichert sind, ein Ar- 
beitsunfall eingetreten, so finden die §§ 631, 
632 keine Anwendung. 

(2) Der Verletzte oder seine Hinterblie- 
benen müssen sich die Leistungen nach die- 
sem Buch auf ihren Schadensersatz anrechnen 
lassen. 

(3) Die Versicherungsträger, die nach den 
Vorschriften des Sozialversicherungsrechts 
Leistungen gewähren, haben keinen Anspruch 
auf Ersatz dieser Leistungen gegen den zum 
Schadensersatz verpflichteten Unternehmer 
oder die in § 632 genannten Personen. 

(4) § 795 bleibt unberührt. 


§ 634 

(1) Hat ein Geridit über die Ansprüche 
nach §§ 631 bis 633 zu erkennen, so ist es an 
die Entscheidung gebunden, die in einem Ver- 
fahren nach diesem oder dem Sozialgerichts- 
gesetz darüber ergeht, 

1. ob ein entschädigungspflichtiger Unfall 
vorliegt, 

2. in welchem Umfang und von welchem 
Versicherungsträger die Entschädigung zu 
gewähren ist. 

(2) Das Gericht setzt sein Verfahren so 
lange aus, bis die Entsdieidung in dem Ver- 
fahren nach diesem oder dem Sozialgerichts- 
gesetz ergangen ist. Dies gilt nicht für Ar- 
reste und einstweilige Verfügungen. 


§ 635 

Unternehmer oder die in § 632 genannten 
Personen, von denen der Verletzte oder seine 
Hinterbliebenen Schadensersatz fordern, kön- 
nen statt des Berechtigten die Feststellung 
der Entschädigung nach diesem Gesetz bean- 
tragen oder das Verfahren nach dem Sozial- 
gerichtsgesetz betreiben. Der Ablauf von Fri- 
sten, die ohne Ihr Verschulden verstrichen 
sind, wirkt nicht gegen sie; dies gilt nicht für 
Verfahrensfristen, soweit der Unternehmer 
oder eine in § 632 genannte Person das Ver- 
f^iiren selbst betreibt. 


ZWEITER TEIL 

Allgemeine Unfallversicherung 

ERSTER ABSCHNITT 

Träger der Versicherung 

A. DIE BERUFSGENOSSENSCHAFTEN 
IN IHRER ABGRENZUNG 
GEGENÜBER ANDEREN TRÄGERN 
DER VERSICHERUNG 

§ 636 

(1) Die Berufsgenossenschaften als Träger 
der Unfallversicherung umfassen alle Unter- 
nehmer, soweit nicht die §§ 640 bis 644 
anderes vorschreiben. 

(2) Unternehmer ist 

1. derjenige, für dessen Rechnung Betrieb, 
Einrichtung oder Tätigkeit (Unternehmen) 
gehen, 

2. bei nicht gewerbsmäßigem Halten von 
Reittieren oder Fahrzeugen derjenige, 
welcher das Reittier oder Fahrzeug hält. 

(3) Als Unternehmer von Selbsthilfe- 
tätigkelten nach § 539 Abs. 1 Nr. 12 und 13 
gilt auch der Bauherr, der nicht für eigene 
Rechnung tätig Ist. 

§ 637 

(1) Gehören mehrere Unternehmen, die 
ein Unternehmer in dem Bezirk desselben 
Landes hat, verschiedenen Berufsgenossen- 
schaften an, so können sie auf Antrag des 
Unternehmers einer Berufsgenossenschaft zu- 
geteilt werden, wenn in den Unternehmen 
zusammen regelmäßig nicht mehr als zwan- 
zig Versicherungspflichtige beschäftigt wer- 
den. 

(2) Über den Antrag entscheidet nach An- 
hören der beteiligten Berufsgenossenschaften 
die für die Sozialversicherung zuständige 
oberste Verwaltungsbehörde des Landes oder 
die von Ihr bestimmte Stelle. 

§ 638 

(1) Durch die Satzung können Versicherte 
in landwirtschaftlichen Unternehmen, die 
Nebenunternehmen sind, der allgemeinen 
Unfallversicherung unterstellt werden, wenn 
In dem Nebenunternehmen überwiegend 
Personen aus dem Hauptunternehmen tätig 
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sind und die beteiligte landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaft zustimmt. 

(2) Verweigert die beteiligte landwirt- 
schaftliche Berufsgenossenschaft ohne berech- 
tigten Grund ihre Zustimmung, so kann 
diese durch die für die Sozialversicherung zu- 
ständige oberste Verwaltungsbehörde des 
Landes oder die von ihr bestimmte Stelle er- 
setzt werden. 

§ 639 

Die in § 857 genannten Personen sind In 
der allgemeinen Unfallversicherung ver- 
sichert, wenn das Unternehmen wesentlicher 
Bestandteil eines der allgemeinen Unfallver- 
sicherung zugehörigen Unternehmens ist und 
nicht über den örtlichen Verkehr hinaus- 
reicht. 

§ 640 

(1) Der Bund Ist Träger der Versicherung 
für Versicherte 

1. in seinen Unternehmen, 

2. In den von den zuständigen Bundes- 
ministern im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Arbeit und dem Bun- 
desminister der Finanzen bezeichneten 
Körperschaften, Stiftungen und Anstalten 
des öffentlichen Rechts sowie sonstigen 
Unternehmen, die in selbständiger 
Rechtsform betrieben werden und an 
denen der Bund allein beteiligt ist, 

3. bei dem Technischen Hilfswerk sowie, 
vorbehaltlich der §§ 642 Abs. 3 Nr. 2, 
644 Abs. 1 Nr. 4, bei einer Tätigkeit nach 
§ 539 Abs. 1 Nr. 4, sofern die Tätigkeit 
nicht Bestandteil eines zu einem anderen 
Versicherungsträger gehörenden Unter- 
nehmens ist, 

4. bei einer Tätigkeit nach § 539 Abs. 1 
Nr. 6, sofern der Versicherte bei einer 
Einrichtung des Bundes tätig ist. 

(2) Der Bund kann für bestimmte Be- 
triebe, Einriditungen oder Tätigkeiten der 
zuständigen Berufsgenossenschaft beitreten. 

(3) Ist der Bund auf Grund früherer Vor- 
schriften oder nach Absatz 2 Mitglied einer 
Berufsgenossenschaft, so kann er aus der Be- 
rufsgenossenschaft austreten. 

(4) Vom Zeitpunkt des Austritts an hat er 
die Entschädigungsansprüche zu befriedigen, 
die gegen die Berufsgenossenschaft aus Un- 
fällen in den ausgeschiedenen Betrieben oder 


bei den ausgeschiedenen Einrichtungen oder 
Tätigkeiten entstanden sind. Ein ent- 
sprediender Teil des Vermögens der Berufs- 
genossenschaft ist dem Bund zu überweisen. 
Zu einer abweichenden Vereinbarung über 
die Auseinandersetzung bedarf es des Be- 
schlusses der Vertreterversammlung der be- 
teiligten Berufsgenossenschaft. 

(5) Der Austritt ist vorbehaltlich anderer 
Vereinbarung nur zum Schluß eines Ge- 
schäftsjahres zulässig. 

(6) Der Eintritt wie der Austritt wird 
durch den zuständigen Bundesminister er- 
klärt. 

§ 641 

Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung ist Träger der 
Versicherung in den Fällen des § 540 Nr. 1, 
soweit sie selbst diese Maßnahmen eingerich- 
tet hat, und in den Fällen des § 540 Nr. 3. 

§ 642 

(1) § 640 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 sowie 
Abs. 2 bis 5 gilt entsprechend für die Länder. 

(2) Der Eintritt wie der Austritt (§ 640 
Abs. 6) wird durch die zuständige oberste 
Verwaltungsbehörde des Landes erklärt. 

(3) Das Land ist auch Träger der Versiche- 
rung 

1. für Unternehmen der Feuerwehren und, 
vorbehaltlich des § 644 Abs. 1 Nr. 5, für 
Unternehmen zur Hilfeleistung bei Un- 
glücksfällen, die nicht für seine Rechnung 
gehen, 

2. für den Luftschutzdienst Im überörtlichen 
Luftschutzhilfsdienst, 

3. für die Unfälle nach § 539 Abs. 1 Nr. 5 
und 

4. in den Fällen des § 540 Nr. 1 und 2, 
wenn -das Vorhaben von eineifi Lande oder 
einem in seinem Auftrag handelnden ge- 
meinnützigen Unternehmen auf eigene 
Rechnung oder durch Dritte durchgeführt 
wird. 

(4) Absatz 3 Nr. 1 bis 3 gilt nicht für 
Unternehmen, die Bestandteil eines anderen, 
der Unfallversicherung unterliegenden Unter- 
nehmens sind. 

§ 643 

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durdi Rechtsverordnung eine Gemeinde von 
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wenigstens 500 000 Einwohnern, die sie zur 
Durchführung der Unfallversicherung für 
leistungsfähig hält, zum Versicherungsträger 
zu erklären. 

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung auch mehreren Ge- 
meinden ihres Landes von zusammen wenig- 
stens 500 000 Einwohnern, die nicht schon 
Versicherungsträger sind und die sie zur ge- 
meinsamen Durchführung der Unfallversiche- 
rung für leistungsfähig hält, zu einem Ver- 
band zu vereinigen und diesen zum Versiche- 
rungsträger zu erklären (Gemeindeunfallver- 
sicherungsverband). Mehrere Länder können 
gemeinsam einen Gemeindeunfallversiche- 
rungsverband errichten. 

(3) Die Träger der gemeindlichen Unfall- 
versicherung sind Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung im Sinne von § 3. 

(4) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung eine Gemeinde nah 
Absatz 1 oder einen Gemeindeunfallversihe- 
rungsverband nah Absatz 2 für ihren Bereidi 
zum Versiherungsträger im Sinne des § 642 
zu erklären. Die Landesregierung wird er- 
mähtigt, durh Rehtsverordnung für die 
Versiherung der Unternehmen der Feuer- 
wehren besondere Kassen als Träger der Un- 
fallversiherung zuzulassen oder zu bestim- 
men. 


§ 644 

(1) Die Gemeinden (§ 643 Abs. 1) und Ge- 
meindeunfallversiherungsverbände (§ 643 

Abs. 2) sind Träger der Unfallversicherung 
für Versiherte 

l.in Unternehmen der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände; als gemeindlihe Unter- 
nehmen gelten auch Unternehmen, die in 
einer selbständigen Rehtsform betrieben 
werden, wenn Gemeinden oder Gemeinde- 
verbände alleinige Mitglieder dieser juristi- 
shen Person sind, 

2. bei Körpershaften, Anstalten und Stiftun- 
gen des öffentlihen Rehts, die durh die 
zuständige oberste Verwaltungsbehörde 
des Landes im Einvernehmen mit der für 
die Sozialversiherung zuständigen ober- 
sten Verwaltungsbehörde zugeteilt sind 
oder werden, 


3. in Haushaltungen, 

4. im örtlihen Alarmdienst des Luftshutzes 
und im örtlichen Luftshutzhilfsdienst, 

5. in den Bereitshaften und verwandten 
Tätigkeitsgebieten des Deutshen Roten 
Kreuzes einshlleßlih der Vorstände der 
Verbände des Deutshen Roten Kreuzes 
und ihrer Verwaltungsorgane, unbeshadet 
der Dauer ihrer Tätigkeit, 

6. nah § 539 Abs. 1 Nr. 6, sofern die ehren- 
amtlihe Tätigkeit für eine Gemeinde oder 
einen Gemeindeverband geleistet wird, 

7. in den Fällen des § 540 Nr. 1 und 2, wenn 
das Vorhaben von einer Gemeinde oder 
einem Gemeindeverband oder einem in 
deren Auftrag handelnden gemeinnützigen 
Unternehmen auf eigene Rehnung oder 
durh Dritte durhgeführt wird, 

8. bei Maßnahmen der Arbeitsfürsorge, die 
von den Trägern der öffentlihen Fürsorge 
durhgeführt werden. 

(2) Für die Gemeinden (§ 643 Abs. 1) gilt 

§ 640 Abs. 2 bis 6 entsprechend. 


§ 645 

Bauarbeiten, die andere als die In §§ 640 
bis 644 genannten Unternehmer niht ge- 
werbsmäßig ausführen, werden auf Kosten 
der Unternehmer oder der Gemeinden oder 
der Gemeindeverbände durh besondere Ein- 
rlhtungen (Zweiganstalten) versihert, die 
den Bauberufsgenossenshaften angegliedert 
sind (§§ 742 bis 783). Träger der Zweig- 
anstalt ist die Berufsgenossenshaft. 


§ 646 

Eine Berufsgenossenschaft ist Träger der 
Versiherung für Betriebe, Einrichtungen 
und Tätigkeiten, für die sie Unternehmer ist. 


§ 647 

In den Fällen des § 539 Abs. 1 Nr. 11 
kann der Bundesminister für Arbeit den zu- 
ständigen bundesunmittelbaren Versihe- 
rungsträger bestimmen. Will er einen landes- 
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unmittelbaren Versicherungsträger als zu- 
ständig bestimmen, bedarf es der vorherigen 
Zustimmung der für die Sozialversicherung 
zuständigen obersten Verwaltungsbehörde 
des Landes. 

§ 648 

bleibt frei 

B. ZUSAMMENSETZUNG DER 
BERUFSGENOSSENSCHAFTEN 

§ 649 

Die Berufsgenossenschaften werden für den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder nadi 
örtlichen Bezirken gebildet. 

§ 650 

(1) Umfaßt ein Unternehmen verschie- 
denartige wesentliche Bestandteile, so Ist es 
der Berufsgenossenschaft zuzuteilen, der das 
Hauptunternehmen angehört. Das gleiche 
gilt, unbeschadet der §§ 638 und 639, von 
Nebenunternehmen und von solchen ver- 
sicherten Einrichtungen und Tätigkeiten, die 
Bestandteile eines Unternehmens isind. 

(2) Binnenschiffahrts-, Fähr- und Flöße- 
reiunternehmen oder Tätigkeiten dieser Art 
fallen nur dann in die Versicherung des 
Hauptunternehmens, wenn sie über den ört- 
lichen Verkehr hinausreichen. 

(3) Tätigkeiten, die ihrer Art nach der 
Versicherung bei einer Zweiganstalt unter- 
liegen, sind bei der Berufsgenossenschaft, der 
der Unternehmer mit Tätigkeiten derselben 
Art angehört, versichert, wenn diese die 
anderen Tätigkeiten überwiegen. 

§ 651 

§ 637 gilt entsprechend für mehrere Un- 
ternehmen desselben Unternehmers, die 
sämtlich der allgemeinen Unfallversicherung 
unterliegen und nicht schon unter § 650 
Abs. 1 fallen. Dies gilt nicht für Binnen- 
schiffahrts-, Fähr- und Flößereiunterneh- 
men oder Tätigkeiten dieser Art. 

§ 652 

(1) Eine Berufsgenossenschaft hat Unfälle 
bei versicherten Tätigkeiten in einem Unter- 


nehmen, das für Rechnung eines ihr nicht 
angehörigen Unternehmers geht, dann zu 
entschädigen, wenn ein ihr angehöriger Un- 
ternehmer den Auftrag gegeben und den 
Entgelt zu zahlen hat. 

(2) Dies gilt entsprechend für die Zweig- 
anstalten. 

C. ÄNDERUNG DES BESTANDES 

DER BERUFSGENOSSENSCHAFTEN 

§ 653 

(1) Mehrere Berufsgenossenschaften kön- 
nen durch übereinstimmenden Beschluß ihrer 
Vertreterversammlungen vereinigt werden. 

(2) Die Vertreterversammlungen mehre- 
rer Berufsgenossenschaften können be- 
schließen, daß einzelne sachlich oder örtlich 
begrenzte Teile von einer Berufsgenossen- 
schaft auf eine andere übergehen. 

(3) Der Beschluß bedarf für bundesunmit- 
telbare Berufsgenossensdiaften der Genehmi- 
gung des Bundesministers für Arbeit. Soweit 
landesunmittelbare Berufsgenossenschaften 
beteiligt sind, bedarf es der Genehmigung der 
für die Sozialversidierung zuständigen ober- 
sten Verwaltungsbehörden des Landes, in 
dessen Gebiet die landesunmittelbare Berufs- 
genossenschaft ihren Sitz hat. 

§ 654 

Vereinigen sich mehrere Berufsgenossen- 
schaften zu einer Berufsgenossenschaft (§ 653 
Abs. 1), so gehen alle ihre Rechte und Pflich- 
ten auf diese über, sobald die Änderung 
wirksam wird. 

§ 655 

Scheiden Teile einer Berufsgenossenschaft 
aus, um in eine andere überzugehen, so hat die 
andere Berufsgenossenschaft von diesem Zeit- 
punkt an die Entschädigungsansprüche zu be- 
friedigen, die gegen die alte Berufsgenossen- 
schaft aus Unfällen in den ausgeschiedenen 
Unternehmen erwachsen sind. Dies gilt auch, 
wenn landwirtschaftliche Nebenunternehmen 
nach der Satzung in eine gewerbliche Berufs- 
genossenschaft übergehen (§ 638 Abs. 1). 


28 



§ 656 

Berufsgenossenschaften, denen hiernach die 
Entsch'ädigungspfhcht zufällt, haben An- 
spruch auf einen entsprechenden Teil der 
Rücklage der abgebenden Berufsgenossen- 
schaft. 

§ 657 

Die Vertreterversammlungen der beteilig- 
ten Berufsgenossenschaften können durch 
übereinstimmenden Beschluß von den Vor- 
schriften der §§ 654 bis 656 abweichen. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Verfassung der Berufsgenossenschaften 

A. MITGLIEDSCHAFT 

§ 658 

(1) Der Unternehmer ist Mitglied der 
sadilich und örtlich zuständigen Berufsgenos- 
senschaft. Die sachliche Zuständigkeit richtet 
sich nach der Art seines Unternehmens, die 
örtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des 
Unternehmens. 

(2) Der Bund, die Länder, Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und andere Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des Öffentlichen 
Rechts sind nur Mitglieder, soweit die §§ 640 
bis 644 dies zulassen. 

§ 659 

Die Mitgliedschaft beginnt mit der Eröff- 
nung des Unternehmens oder der Aufnahme 
der Tätigkeit für das Unternehmen; für den 
Bund und die Länder, für Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und andere Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts regelt sich der Beginn der Mitglied- 
sdiaft nach den §§ 640 bis 644. 

§ 660 

(1) In jedem Unternehmen hat der Unter- 
nehmer durch einen Aushang bekanntzu- 
machen, 

1. welcher Berufsgenossenschaft und Bezirks- 
Verwaltung (Sektion) das Unternehmen 
angehört, 


2. wo die Geschäftsstelle der Berufsgenossen- 
sdiaft und der Bezirksverwaltung (Sektion) 
ist. 

(2) Ist ein landwirtschaftliches Unterneh- 
men der allgemeinen Unfallversicherung nach 
§ 638 unterstellt, so hat der Aushang darauf 
hinzuweisen. 


B. ANMELDUNG DER UNTERNEHMEN 
§ 661 

Wer mit einem Unternehmen Mitglied 
einer Berufsgenossenschaft wird, hat binnen 
einer Woche der Berufsgenossenschaft, zu der 
das Unternehmen seiner Art nach gehört, an- 
zuzeigen 

1. den Gegenstand und die Art des Unter- 
nehmens, 

2. die Zahl der Versicherten, 

3. den Eröffnungstag oder den Tag der Auf- 
nahme der Tätigkeit für das Unterneh- 
men. 

§ 662 

(1) Kammern und andere Zusammen- 
schlüsse von Unternehmern oder anderen 
selbständigen Berufstätigen, die als Körper- 
sdiaften des öffentlichen Redits errichtet sind, 
ferner Verbände und andere Zusammen- 
schlüsse, denen Unternehmer oder andere 
selbständige Berufstätige kraft Gesetzes an- 
gehören oder angehören müssen, haben die 
Versicherungsbehörden und die Träger der 
Unfallversicherung bei der Ermittlung von 
Unternehmen zu unterstützen und ihnen 
über das Bestehen von Unternehmen Aus- 
kunft zu erteilen. 

(2) Behörden, denen die Erteilung einer 
gewerberechtlichen Erlaubnis oder eines ge- 
werberechtlichen Berechtigungsscheines ob- 
liegt, haben die Berufsgenossenschaften bei 
der Ermittlung der diesen als Mitglieder an- 
gehörenden Unternehmen zu unterstützen. 


C. UNTERNEHMER VERZEICHNIS 
§ 663 

Die Berufsgenossensdtaften haben Unter- 
nehmerverzeichnisse zu führen. 
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§ 664 

(1) Die Mitglieder werden in das Unter- 
nehmerverzeichnis nadi Prüfung ihrer Zuge- 
hörigkeit zur Berufsgenossenschaft aufge- 
nommen. Sie erhalten einen Mitgliedschein. 

(2) Wird die Aufnahme abgelehnt, so ist 
darüber dem Unternehmer ein Bescheid mit 
Gründen zu erteilen. 

D. WECHSEL DES UNTERNEHMERS. 
ÄNDERUNG IM UNTERNEHMEN UND 
IN SEINER ZUGEHÖRIGKEIT ZUR 
BERUFSGENOSSENSCHAFT 

§ 665 

Der Unternehmer hat jeden Wechsel der 
Person, für deren Rechnung das Unterneh- 
nehmen geht, in der durch die Satzung be- 
stimmten Frist der Berufsgenossenschaft zur 
Eintragung in das Unternehmerverzeichnis 
anzuzeigen. Zur Zahlung der Beiträge bis 
zum Ablauf des Geschäftsjahres, in welchem 
der Wechsel angezeigt wird, sind der bisherige 
Unternehmer und sein Nachfolger als Ge- 
samtschuldner verpflichtet. 

§ 666 

Jeder Unternehmer hat Änderungen seines 
Unternehmens, die für die Zugehörigkeit zu 
einer Berufsgenossenschaft wichtig sind, der 
Berufsgenossenschaft in der durch die Satzung 
bestimmten Frist anzuzeigen. 

§ 667 

(1) Hält es die Berufsgenossenschaft auf 
Antrag des Unternehmers oder von Amts 
wegen für geboten, das Unternehmen einem 
anderen Träger der Unfallversicherung zu 
überweisen, so überweist sie es diesem und 
teilt es dem Unternehmer unter Angabe der 
Gründe mit. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Löschung des 
Unternehmens. 

§ 668 

(1) Wird einem Antrag auf Überweisung 
oder Löschung stattgegeben, so wird die Än- 
derung der Zugehörigkeit mit dem Tage 


wirksam, an dem der Antrag zuerst einem 
der beteiligten Träger der Unfallversicherung 
zugegangen ist. Wird das Unternehmen von 
Amts wegen überwiesen oder gelöscht, so ist 
der Tag maßgebend, an dem die Überweisung 
oder die Löschung dem Unternehmer mitge- 
teilt worden ist. 

(2) Die beteiligten Träger der Unfallver- 
sicherung und Ünternehmer können einen 
anderen Tag vereinbaren. 


§ 669 

(1) Ist die Überweisung oder Löschung da- 
durch erheblich verzögert worden, daß ge- 
setzliche oder satzungsmäßige Vorschriften 
nicht beachtet worden sind, so kann die für 
die Sozialversicherung zuständige oberste 
Verwaltungsbehörde eines Landes oder die 
von ihr bestimmte Stelle auf Antrag bestim- 
men, daß die Änderung der Zugehörigkeit an 
einem früheren als dem im § 668 Abs. 1 be- 
zeichneten Tage wirksam wird, jedoch nicht 
vor Beginn des Geschäftsjahres, für das der 
Anspruch auf Beiträge noch nidit verjährt ist. 

(2) Zuständig ist die oberste Verwaltungs- 
behörde des Landes, in dem das Unterneh- 
men seinen Sitz hat. 


§ 670 

(1) Gehen einzelne Unternehmen oder Ne- 
benunternehmen von einem Träger der Un- 
fallversicherung auf einen anderen über, so 
gilt für den Übergang der Unfallast § 655. 

(2) Der übernehmende Träger der Unfall- 
versicherung hat Anspruch auf einen ent- 
sprechenden Teil der Rücklage des abgeben- 
den Trägers der Unfallversicherung. Dieser 
Teil ist nach einem Durchschnittssatz zu be- 
rechnen, den der Bundesminister für Arbeit 
nach der Höhe der Rücklagen sämtlicher 
Träger der Unfallversicherung, getrennt nach 
gewerblichen und landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften und Gemeindeunfall- 
versicherungsverbänden, festsetzt, falls sich 
nicht die beteiligten Träger der Unfallversi- 
cherung untereinander einigen. Handelt es 
sich bei einem der beteiligten Träger der 
Unfallversicherung um einen landesunmittel- 
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baren, so bedarf die Festsetzung der Zustim- 
mung der für die Sozialversicherung zustän- 
digen obersten Verwaltungsbehörde des 
Landes. 

(3) § 657 gilt entsprechend. 

§ 671 

(1) Die Meldepflicht bei Unternehmens- 
änderungen, die auf die Veranlagung zum 
Gefahrtarif wirken, und das weitere Verfah- 
ren sind in der Satzung zu regeln. 

(2) Hat ein Ausschuß oder der Vorstand 
der Berufsgenossenschaft den Gefahrtarif auf- 
zustellen und zu ändern, so kann ihm die 
Vertreterversammlung auch übertragen, die 
Meldepflicht bei Unternehmensänderungen 
zu regeln. 

E. SATZUNG 

§ 672 

Die Vertreterversammlung gibt der Berufs- 
genossenschaft eine Satzung. 

§ 673 

Die Satzung muß bestimmen über 

1. Namen, Sitz und Bezirk der Berufsgenos- 
senschaft, 

2. Form der Willenserklärungen der Berufs- 
genossenschaft nach außen, 

3. Vertretung der Berufsgenossenschaft ge- 
genüber dem Vorstand, 

4. Aufstellung . des Haushaltsplans sowie 
Prüfung und Abnahme der Jahresrech- 
nung, 

5. Festsetzung der Pauschbeträge für Zeit- 
verlust und des Ersatzes der baren Aus- 
lagen (§ 3 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Selbstverwaltung und über Änderungen 
von Vorsdiriften auf dem Gebiet der So- 
zialversicherung), die den für die Berufs- 
genossenschaft ehrenamtlich tätigen Per- 
sonen zu gewähren sind, 

6. Verfahren beim Einsdtätzen der Unter- 
nehmen in die Klassen des Gefahrtarifs, 

7. Verfahren bei Unternehmensänderungen 
und bei Wechsel der Person des Unter- 
nehmers, 

8. Folgen von Unternehmenseinstellung 
oder eines Wechsels der Person des Un- 
ternehmers, insbesondere Sicherstellung 


seiner Beiträge, wenn er das Unterneh- 
men einstellt, 

9. Handhabung des Erlasses von Vorschrif- 
ten zur Unfallverhütung, zur Überwa- 
chung der Unternehmen und für die 
Erste Hilfe, 

10. Verfahren bei Anmeldung und Ausschei- 
den versicherter Unternehmer, deren im 
Unternehmen tätigen Ehefrauen, Binnen- 
lotsen (§ 543 Nr. 2) und der nach § 544 
Versicherten sowie Höhe und Ermittlung 
des Jahresarbeitsverdienstes der genann- 
ten Personen, 

11. Art der Bekanntmachungen, 

12. Änderung der Satzung. 

§ 674 

(1) Die Satzung und ihre Änderung bedür- 
fen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Wird die Genehmigung versagt, so hat 
die Vertreterversammlung in einer von der 
Aufsichtsbehörde festgesetzten Frist eine 
neue Satzung aufzustellen. Tut sie dies nicht 
oder wird auch die neue Satzung nicht ge- 
nehmigt, so erläßt die Aufsichtsbehörde die 
Satzung. 

§ 675 

Ist die Satzung genehmigt, hat die Berufs- 
genossenschaft sowohl Im Bundesanzeiger wie 
in den entsprechenden Verkündungsblättern 
der Länder, auf deren Gebiet sich der Bezirk 
der Berufsgenossenschaft erstreckt, Name und 
Sitz der Berufsgenossenschaft und die Bezirke 
der Bezirksverwaltungen (Sektionen) be- 
kanntzumachen. Das gleiche gilt für Ände- 
rungen. 


F. ORGANE DER 
BERUFSGENOSSENSCHAFT 

§ 676 

Für die Organe der Berufsgenossenschaft 
gelten die Vorschriften über die Selbstverwal- 
tung der Versicherungsträger. 

§ 677 

Solange und soweit die Wahl gesetzlicher 
Organe einer Berufsgenossenschaft nicht zu- 
stande kommt oder gesetzliche Organe sich 
weigern, ihre Geschäfte zu führen, führt sie 
auf Kosten der Berufsgenossenschaft die Auf- 
sichtsbehörde selbst oder durch Beauftragte. 
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DRITTER ABSCHNITT 
Aufsicht 

§ 678 

Die Aufsicht über die Berufsgenossenschaf- 
ten regelt sich nadi den Vorschriften des Bun- 
desversicherungsamtsgesetzes. 

§ 679 

Das Aufsichtsrecht erstreckt sich, soweit es 
die Unfallverhütung und Überwachung mit 
Einschluß der Ersten Hilfe bei Unfällen be- 
trifft, auch auf Umfang und Zweckmäßig- 
keit der Maßnahmen der Berufsgenossen- 
schaften. 

§ 680 

(1) Die Berufsgenossenschaften haben dem 
Bundesminister für Arbeit nach seiner An- 
ordnung Übersichten über ihre Geschäfts- 
und Redinungsergebnisse einzureichen. So- 
weit es sich um landesunmittelbare Berufs- 
genossenschaften handelt, sind die Übersich- 
ten auch der für die Sozialversicherung zu- 
ständigen obersten Verwaltungsbehörde des 
Landes einzureichen, in dem die Berufsge- 
nossenschaft ihren Sitz hat. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit stellt 
alljährlich über die gesamten Rechnungser- 
gebnisse des abgeschlossenen Geschäftsjahres 
einen Nachweis auf. 


VIERTER ABSCHNITT 

Unfallverhütung. Überwachung. 

Erste Hilfe 

A. ALLGEMEINES 

§ 681 

Die Berufsgenossenschaften haben für die 
Verhütung von Unfällen zu sorgen. 

B. UNFALLVERHÜTUNGS- 
VORSCHRIFTEN 

§ 682 

(1) Die Berufsgenossenschaften haben die 
erforderlichen Vorschriften zu erlassen über 

1. Einrichtungen, Anordnungen und Maß- 
nahmen, welche die Mitglieder zur Ver- 


hütung von Arbeitsunfällen zu treffen 
haben, 

2. das Verhalten, das die Versicherten zur 
Verhütung von Arbeitsunfällen zu beob- 
achten haben. 

(2) In den Vorschriften Ist zu bestimmen, 
wie sie den Beteiligten bekanntzumachen 
sind. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für die unter berg- 
polizeilicher Aufsicht stehenden Unterneh- 
men. 

§ 683 

Die Unfallverhütungsvorschriften und Ihre 
Änderungen bedürfen der Genehmigung des 
Bundesministers für Arbeit. Vor der Entschei- 
dung hierüber hat er die zuständigen ober- 
sten Verwaltungsbehörden der Länder zu 
hören. 

§ 684 

(1) Mitglieder der Berufsgenossenschaft und 
Versicherte, die vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen die Unfallverhütungsvorschriften ver- 
stoßen, können mit Ordnungsstrafen in Geld 
belegt werden, und zwar die Mitglieder mit 
Geldstrafe von 3 Deutsche Mark bis 10 000 
Deutsche Mark. 

(2) Zuständig für die Festsetzung der Strafe 
ist der Vorstand. 

§ 685 

Anordnungen, welche die Bundes- oder 
Landesbehörden für bestimmte Gewerbe- 
zweige oder Betriebsarten zur Verhütung von 
Unfällen erlassen, sollen, wenn nicht Gefahr 
im Verzug ist, vorher den beteiligten Berufs- 
genossenschaften zur Begutachtung mitgeteilt 
werden. 

§ 686 

Anordnungen nach § 120 d Abs. 1 der Ge- 
werbeordnung zur Verhütung von Unfällen 
sind den beteiligten Berufsgenossenschaften 
mitzuteilen. 

C. ÜBERWACHUNG 
§687 

(1) Die Berufsgenossensdiaften haben durch 
tedhnlsche Aufslditsbeamte die Durchführung 
der Unfallverhütung zu überwachen und die 
Versicherten zu beraten. 
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(2) Die Berufsgenossenschaften sind ver- 
pflichtet, technisdie Aufsidatsbeamte in der 
für eine wirksame Unfallverhütung erfor- 
derlichen Zahl anzustellen. 

(3) Technische Aufsichtbeamte dürfen nur 
angestellt werden, nadidem sie die Befähi- 
gung für die Tätigkeit als technische Auf- 
sichtsbeamte nachgewiesen haben. Insoweit 
bedarf die Einstellung der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. 

(4) Die Aufsichtsbehörde erläßt für tech- 
nisdie Aufsichtsbeamte Bestimmungen über 
ihr Zusammenwirken mit den Betriebsvertre- 
tungen. 

§ 688 

Werden in einem Unternehmen Arbeiten 
oder sonstige Tätigkeiten durch ein anderes 
Unternehmen ausgeführt, so sind die tech- 
nischen Aufsichtsbeamten der für dieses an- 
dere Unternehmen zuständigen Berufsgenos- 
senschaft berechtigt, diese Arbeiten oder son- 
stigen Tätigkeiten nach dem § 687 zu über- 
wachen. 

§ 689 

(1) Die technischen Aufsichtsbeamten der 
Berufsgenossenschaft und, soweit es sich um 
Berufsgenossenschaften handelt, deren Zu- 
ständigkeitsbereich sich über das Gebiet eines 
Landes hinaus erstreckt (bundesunmittelbare 
Berufsgenossenschaften), die vom Bundesmi- 
nister für Arbeit beauftragten Beamten sind 
berechtigt, die Unternehmen der Mitglieder 
der Berufsgenossenschaft während der Ar- 
beitszeit zu besichtigen und Anordnungen zur 
Abstellung festgestellter Mängel zu treffen. 
Dieselbe Befugnis haben, soweit es sich um 
Berufsgenossenschaften handelt, deren Zu- 
ständigkeitsbereich sich nidit über das Gebiet 
eines Landes hinaus erstreckt (landesunmittel- 
bare Berufsgenossenschaften), die von der zu- 
ständigen obersten Verwaltungsbehörde des 
Landes beauftragten Beamten. Die Unter- 
nehmer haben den technischen Aufsichts- 
beamten und den übrigen in Satz 1 und 2 
bezelchneten Personen die Besichtigung zu 
ermöglichen. 

(2) Wer vorsätzlich oder fahrlässig den 
Pflichten nach Absatz 1 zuwiderhandelt, 
kann mit einer Ordnungsstrafe von 3 Deut- 
sdie Mark bis 1000 Deutsche Mark belegt 
werden. Zuständig für die Festsetzung der 
Ordnungsstrafe ist, soweit sich die Zu- 
widerhandlung gegen die vom Bundesminister 
für Arbeit beauftragten Beamten richtet, der 


Bundesminister für Arbeit, soweit sie sih 
gegen die von der obersten Verwaltungsbe- 
hörde des Landes beauftragten Beamten ridi- 
tet, die oberste Verwaltungsbehörde des 
Landes, im übrigen der Vorstand der Berufs- 
genossenshaft. 

§ 690 

Die mit der Durhführung der Überwa- 
hung von der Berufsgenossenshaft beauf- 
tragten Personen werden von dem Versihe- 
rungsamt ihres Wohnortes eidlih verpflich- 
tet, über das, was ihnen durh die Überwa- 
hung der Unternehmen oder durh die Prü- 
fung der Büher und sonstigen Unterlagen 
bekannt wird, zu shwelgen sowie die ihnen 
als solhe bekanntgegebenen Geheimnisse des 
Unternehmens nicht unbefugt zu offenbaren. 
Die Shweigepfliht besteht niht gegenüber 
staatlihen Behörden, Versiherungsbehör- 
den oder Gerihten bei festgestellten Verstö- 
ßen gegen die Unfallverhütungsvorshriften 
oder sonstigen Verfehlungen des Unterneh- 
mers. 

§691 

Die Berufsgenossenshaft hat Name und 
Wohnsitz der tehnishen Aufsihtsbeamten 
den beteiligten obersten Verwaltungsbehör- 
den anzuzeigen. 

§ 692 

Der Bundesminister für Arbeit regelt durh 
Re hts Verordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates das Zusammenwirken der Berufsge- 
nossenshaften und Gewerbeaufsihtsbehör- 
den. 

§ 693 

Erwahsen der Berufsgenossenshaft durh 
Pflihtversäumnis eines Unternehmers bare 
Auslagen für die Überwahung seines Unter- 
nehmens, so kann der Vorstand dem Unter- 
nehmer diese Kosten auferlegen. Auh die 
Kosten werden wie Gemeindeabgaben bei- 
getrieben. 


D. ERSTE HILFE 
§694 

(1) Die Berufsgenossenshaften haben für 
eine wirksame Erste Hilfe bei Verletzungen 
zu sorgen, 

(2) §§ 682 bis 693 gelten entsprehend. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 
Aufbringung der Mittel 

A. BEITRAGSBERECHNUNG 
§ 695 

(1) Die Beruf sgenossensdiaften haben die 
Mittel für ihre Aufwendungen durch Mit- 
gliederbeiträge aufzubringen, die den Bedarf 
des abgelaufenen Geschäftsjahres decken. Die 
Höhe der Beiträge richtet sich nach dem Ent- 
gelt der Versicherten in den Unternehmen 
und wird nach dem Grade der Unfallgefahr 
in den den Berufsgenossenschaften zugehöri- 
gen Unternehmen abgestuft. Zu diesem 
Zweck hat die Vertreterversammlung für 
einen Gefahrtarif Gefahrklassen zu bilden. 

(2) Bei den Zweiganstalten für Bauarbei- 
ten sind feste Prämien sowie Beiträge der 
Gemeinden und anderer Verbände zu erhe- 
ben (§§ 742 bis 783). 

I. Lohnsumme 
§696 

(1) Die Mitgliederbeiträge werden nach 
dem Entgelt, den die Versicherten in den 
Unternehmen verdient haben, mindestens 
aber nach dem Ortslohn für Erwachsene über 
einundzwanzig Jahre Jährlich umgelegt. 

(2) Übersteigt der Entgelt während der 
Beitragszeit im Jahresbetrag den im § 573 
Abs. 4 festgesetzten Betrag, so wird der 
Überschuß nur angerechnet, soweit die Sat- 
zung die Versicherung auf einen höheren 
Jahresarbeitsverdienst erstreckt hat. 

§697 

Die Satzung kann bestimmen, daß für die 
Umlegung der Beiträge der wirklich ver- 
diente Entgelt angerechnet wird. Enthält die 
Satzung eine solche Bestimmung, so gilt sie 
nicht für die Berechnung der Beiträge in den 
Fällen des § 539 Abs. 1 Nr. 11, wenn sie es 
nicht ausdrücklich bestimmt. 

§698 

Die Satzung kann bestimmen, daß ein ein- 
heitlicher Mindestbeitrag erhoben wird. Sie 
kann auch bestimmen, daß die Beiträge nach 
der Zahl der Versicherten statt nach Entgel- 
ten entrichtet werden. Für die Errechnung 


der Beiträge kann die Satzung Grundsätze 
und Maßstäbe festlegen. 

§ 699 

Die Satzung kann bestimmen, daß der 
Auftraggeber die Beiträge für die nach § 539 
Abs. 1 Nr. 7 und 8 Versicherten und deren 
Beschäftigten zahlt. 

11. Gefahrtarif 

§ 700 

Die Vertreterversammlung kann einem 
Ausschuß die Aufstellung und Änderung des 
Gefahrtarifs übertragen. 

§ 701 

(1) Der Gefahrtarif ist zuerst längstens 
nach zwei Geschäftsjahren und dann minde- 
stens von fünf zu fünf Jahren mit Rücksicht 
auf die vorgekommenen Unfälle nachzu- 
prüfen. 

(2) Ist die Änderung des Tarifs nicht dem 
Vorstand übertragen, so hat er das Ergebnis 
der Nachprüfung mit einem nach Betriebs- 
zweigen geordneten Verzeichnis der entschä- 
digungspflichtigen Unfälle dem zuständigen 
Organ der Berufsgenossenschaft vorzulegen. 
Dieses hat darüber zu beschließen, ob der 
Gefahrtarif beizubehalten oder zu ändern ist. 

§ 702 

Der Gefahrtarif und jede Änderung be- 
dürfen der Genehmigung der Aufsichtsbe- 
hörde, der im Falle des § 701 das Unfallver- 
zeichnis vorzulegen ist. 

§703 

Stellt das Organ der zuständigen Berufs- 
genossenschaft den Gefahrtarif in einer ihm 
gesetzten Frist nicht auf oder wird er nicht 
genehmigt, so stellt ihn nach Anhören der 
Berufsgenossenschaft die Aufsichtsbehörde 
selbst auf. 

§704 

(1) Die Berufsgenossenschaft veranlagt die 
Unternehmen für die Tarifzeit nach Bestim- 
mung der Satzung zu den Gefahrklassen. 

(2) Nach der Veranlagung kann die Berufs- 
genossenschaft ein Unternehmen für die Ta- 
rifzeit neu veranlagen, wenn sich herausstellt, 
daß die Angaben des Unternehmers unrichtig 
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waren, oder wenn eine Änderung Im Un- 
ternehmen eingetreten ist. 

§ 705 

Die Satzung kann bestimmen, daß Unter- 
nehmern unter Berücksichtigung der Unfälle, 
die In ihren Unternehmen vorgekommen 
sind, Zuschläge auferlegt oder Nachlässe be- 
willigt werden. 

B. BEITRAGSVORSCHÜSSE 
1. Vorschüsse der Mitglieder 

§ 706 

Die Berufsgenossenschaft kann Vorschüsse 
auf die Beiträge erheben. 

§ 707 

(1) Neuerrichtete Berufsgenossenschaften 
können die Mittel, die erforderlich sind, um 
die Verwaltungskosten zu bestreiten und den 
Postvorschuß bereitzustellen, von den Mit- 
gliedern für das erste Jahr im voraus er- 
heben. 

(2) Wenn die Satzung nichts anderes be- 
stimmt, werden diese Beträge nach der Zahl 
der Versidierten bemessen, die In den Un- 
ternehmen der Mitglieder beschäftigt sind. 

II, Vorschüsse an die 
Deutsche Bundespost 

§ 708 

(1) Die Deutsche Bundespost kann von 
jeder Berufsgenossenschaft einen Vorschuß 
einziehen, der die voraussichtlichen Aufwen- 
dungen der Deutschen Bundespost für den 
Monat deckt, 

(2) Der Postvorschuß ist am sechsten Tag 
vor Beginn des Monats fällig. Die Deutsche 
Bundespost bezeichnet die Stelle, an die der 
Vorschuß gezahlt werden soll. 

(3) Postvorschüsse, die verspätet gezahlt 
werden, hat die Berufsgenossenschaft zu ver- 
zinsen. Zinssatz Ist der Diskontsatz der Bank 
deutscher Länder. 

§ 709 

Macht die Deutsche Bundespost von dem 
Recht der Einziehung eines Vorschusses Ge- 
brauch (§ 708), so kann die Satzung bestim- 
men, daß die erforderlichen Mittel, soweit 
sie nicht aus der Umlage für das abgelaufenc 


Geschäftsjahr (§ 719) zur Verfügung gestellt 
werden können, von den Mitgliedern des lau- 
fenden Geschäftsjahres durch Beiträge (§ 695) 
aufzubringen sind. 

§ 710 

Die Deutsche Bundespost erhält von den 
Trägern der Unfallversicherung für die Aus- 
zahlung der Renten eine Vergütung, deren 
Höhe vom Bundesminister für Arbeit Im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen und dem Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen festgesetzt wird. 

§ 711 

Binnen acht Wochen nach Ablauf jedes 
Geschäftsjahres weist die Deutsche Bundes- 
post den Berufsgenossenschaften die für sie 
geleisteten Zahlungen nach und bezeichnet 
die Postkassen, an die sie zu erstatten sind. 

§ 712 

Hatte eine Berufsgenossenschaft keinen 
Postvorschuß zu zahlen, so hat sie die Be- 
träge, die der Deutschen Bundespost zu er- 
statten sind, binnen drei Monaten nach Emp- 
fang des Forderungsnachweises an die ihr be- 
zeidinete Postkasse abzuführen. 

§ 713 

Werden die Ansprüche der Deutschen Bun- 
despost von der Berufsgenossenschaft nicht 
rechtzeitig gedeckt, so leitet die Aufsichts- 
behörde auf Antrag der Deutschen Bundes- 
post die Zwangsbeitreibung ein. 

§ 714 

Um die Ansprüche der Deutschen Bundes- 
post zu decken, kann die Aufsichtsbehörde 
zunächst über die Kassenbestände der Berufs- 
genossenschaft verfügen. Soweit diese Be- 
stände nicht ausreichen, wird die Zwangsbel- 
treibung gegen die Mitglieder der Berufs- 
genossenschaft eingeleitet und bis zur Dek- 
kung der Rückstände durchgeführt. 

C. TEILUNG UND ZUSAMMEN- 
LEGUNG DER LAST 

S 715 

(1) Die Satzung kann bestimmen, daß die 
Sektionen für Unfälle, die in ihren Bezirken 
elntreten, die Entschädigung bis zu drei Vier- 
teln, und bei der Bergbau-Berufsgenossen- 
schaft auch darüber hinaus, tragen. 
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(2) Die Beträge, die dadurch den Sektio- 
nen zur Last fallen, sind auf deren Mitglie- 
der nach der Gefahrklasse und ihrer Bei- 
tragshöhe umzulegen. 


§716 

(1) Die Berufsgenossenschaften können 
vereinbaren, ihre Entschädigungslast ganz 
oder zum Teil gemeinsam zu tragen. 

(2) Dabei ist zu bestimmen, wie die ge- 
meinsame Last auf die beteiligten Berufsge- 
nossenschaften zu verteilen ist. 

(3) Die Vereinbarung bedarf der Zustim- 
mung der beteiligten Vertreterversammlun- 
gen und der Genehmigung der Aufsichtsbe- 
hörden. Sie darf nur mit Beginn eines Ge- 
schäftsjahres wirksam werden. 


§ 717 

(1) Der Bundesminister für Arbeit kann 
durdi Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, daß mehrere 
bundesunmittelbare Berufsgenossenschaften 
ihre Entschädigungslast ganz oder teilweise 
zu tragen haben oder daß mehrere bundes- 
unmittelbare Berufsgenossenschaften eine 
vorübergehend nicht leistungsfähige Berufs- 
genossenschaft zu unterstützen haben. Soweit 
eine landesunmittelbare Berufsgenossenschaft 
beteiligt ist, ist auch die Zustimmung der für 
die Sozialversicherung zuständigen obersten 
Verwaltungsbehörde des Landes erforderlich. 
In dem die Berufsgenossenschaft ihren Sitz 
hat. 

(2) Falls nur landesunmittelbare Berufsge- 
nossenschaften beteiligt sind, gilt die Ermäch- 
tigung des Absatzes 1 für die Landesregierung 
des Landes, in dem die Berufsgenossenschaf- 
ten ihren Sitz haben. 


§ 718 

(1) Die Vertreterversammlung entscheidet, 
wie der Anteil der Berufsgenossenschaft an 
der gemeinsamen Last auf die einzelnen Mit- 
glieder zu verteilen ist. 

(2) Der Anteil wird, wenn nichts anderes 
bestimmt ist, ebenso umgelegt wie die Ent- 
schädigungsbeträge, welche die Berufsgenos- 
senschaft nach diesem Gesetz zu leisten hat. 


D. UMLAGE- UND ERHEBUNGS- 
VERFAHREN 

§ 719 

(1) Die Berufsgenossenschaften haben die 
Zahlungen, die ihnen die Deutsche Bundes- 
post nachweist (§ 711), samt den anderen 
Aufwendungen nach dem festgestellten Ver- 
teilungsmaßstab auf die Mitglieder umzu- 
legen. Dabei sind die Vorschriften über Tei- 
lung und Zusammenlegung der Last (§§ 715 
bis 718) zu berücksiditigen und erhobene 
Vorschüsse zu verrechnen. 

(2) Für die Zweiganstalten gelten die 
§§ 695 Abs. 2, 732, 754 bis 783. 

§ 720 

(1) Für die Umlegung und Einziehung der 
Beiträge hat jedes Mitglied, soweit nicht 
durch die Satzung Abweichendes bestimmt 
wird (§ 698), binnen sechs Wochen nach Ab- 
lauf des Geschäftsjahres der Berufsgenossen- 
schaft einen Lohnnachweis einzureichen. 

(2) Dieser hat zu enthalten 

1. die während des abgelaufenen Geschäfts- 
jahres im Unternehmen beschäftigten 
Versicherten, die Zahl ihrer Arbeitstage 
und den von ihnen verdienten Entgelt, 

2. wenn nicht der wirklich verdiente Ent- 
gelt maßgebend ist, eine Berechnung des 
Entgelts, der bei der Umlegung der Bei- 
träge anzurechnen ist, 

3. die Gefahrklasse, in die das Unternehmen 
eingeschätzt ist. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, daß der 
Lohnnachweis statt der einzelnen Versicher- 
ten und ihrer Arbeitstage sowie des von 
ihnen verdienten Entgelts die Zahl der Ver- 
sicherten und ihrer Arbeitstage sowie die Ge- 
samtsumme des Entgelts für das ganze Ge- 
schäftsjahr oder für kleinere Zeitabschnitte 
enthalten soll (summarischer Lohnnachweis). 

§ 721 

Die Satzung kann bestimmen, daß 

die Lohnnachweise viertel- oder halbjährlich 
eingereicht, 

fortlaufend Lohnlisten (Lohnbücher), aus de- 
nen sich die Nachweise entnehmen lassen, 
geführt, 

die Lohnlisten (Lohnbücher) drei Jahre lang 
aufbewahrt werden. 
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§ 722 

Für Mitglieder, die den Lohnnachweis 
nicht rechtzeitig oder unvollständig einrei- 
chen, stellt ihn die Berufsgenossenschaft selbst 
auf oder ergänzt ihn. 


§ 723 

(1) Die Berufsgenossenschaften können, um 
die eingereichten Lohnnachweise zu prüfen, 
durch Rechnungsbeamte die Geschäftsbücher 
und sonstige Unterlagen einsehen, aus denen 
die Zahl der Beschäftigten und der verdiente 
Entgelt hervorgehefi. 

(2) Den Rechnungsbeamten sind die Ge- 
schäftsbücher und sonstigen Unterlagen an 
Ort und Stelle zur Einsicht vorzulegen. 

(3) Erwachsen der Berufsgenossenschaft 
durch Pflichtversäumnis des Unternehmers 
bare Auslagen für die Prüfung seiner Ge- 
schäftsbücher und sonstigen Unterlagen, so 
kann der Vorstand ihm diese Kosten aufer- 
legen. Auch die Kosten werden wie Gemein- 
deabgaben beigetrieben. 


§724 

Auf Grund der Lohnnachweise, Pausch- 
beträge und einheitlichen Beiträge stellt die 
Berufsgenossenschaft einen Gesamtnachweis 
der Versicherten zusammen, die Im abgelau- 
fenen Geschäftsjahr von den Mitgliedern be- 
schäftigt worden sind, und des anrechnungs- 
fähigen Entgelts, den sie verdient haben. Da- 
nach berechnet sie den Beitrag, der auf jedes 
Mitglied zur Deckung des Gesamtbedarfs 
entfällt. 


§725 

(1) Jedem Mitglied ist ein Auszug aus der 
Heberolle, die für die Verteilung des Jahres- 
bedarfs der Berufsgenossenschaft aufzustellen 
ist, mit der Aufforderung zuzustellen, den 
festgesetzten Beitrag, auf den erhobene Vor- 
schüsse zu verrechnen sind, zur Vermeidung 
der Zwangsbeltreibung sowie bei freiwilliger 
Versicherung zur Vermeidung des Ausschlus- 
ses 548 Abs. 3), soweit dies die Satzung 
zuläßt, binnen zwei Wochen einzuzahlen. 

(2) Der Aus7;ug muß die Angaben enthal- 
ten, die den Zahlungspflichtigen instand set- 
zen, die Beltragsberechnung zu prüfen. 


§ 726 

(1) Die Auszüge aus den Heberollen und 
die Einforderungen von Beitragsvorschüssen 
sind vollstreckbare Titel im Sinne der Zivil- 
prozeßordnung. Ansprüche aus solchen Ti- 
teln stehen solchen aus den in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkelten ergangenen rechtskräfti- 
gen Urteilen gleich. 

(2) Auf Antrag der Berufsgenossenschaft 
kann die Aufsichtsbehörde unbeschadet des 
§ 28 Abs. 1 Satz 1 Geschäftsführer der Be- 
rufsgenossenschaften und Ihre Stellvertreter 
ermächtigen, die Auszüge aus den Heberollen 
und die Einforderungen von Beitragsvor- 
schüssen durch die Klausel: 

„Ausgefertigt zum Zwecke der Zwangs- 
vollstreckung“ 

für vollstreckbar zu erklären. Die Zwangs- 
vollstreckung findet nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung statt; der Mahnung 
des Schuldners bedarf es auch dann nicht, 
wenn dem Beltreibungsverfahren nach der 
Satzung ein Mahnverfahren voranzugehen 
hat. 

(3) Über Einwendungen gegen den durch 
den vollstreckbaren Titel festgestellten An- 
spruch entscheiden die Sozialgerichte. 

§727 

(1) Nach Zustellung des Auszugs darf die 
Berufsgenossenschaft den Beitrag nur dann 
noch anders feststellen, wenn 

die Veranlagung des Unternehmens zu den 
Gefahrklassen nachträglich geändert wird, 

eine im Laufe des Geschäftsjahres eingetre- 
tene Änderung des Unternehmens nachträg- 
lich bekannt wird, 

der Lohnnachweis sich als unrichtig ergibt. 

(2) Sind der Berufsgenossenschaft in sol- 
chen Fällen oder wegen unterlassener Anmel- 
dung eines Unternehmens Beiträge entgan- 
gen, so hat der Unternehmer den Fehlbetrag 
nachzuzahlen, soweit der Anspruch nicht 
verjährt ist. 

§ 728 

Bei der erneuten oder nachträglichen Fest- 
stellung des Beitrags ist ebenso zu verfahren 
wie bei der ersten. 

§ 729 

Soweit der Entgelt schon in dem Lohn- 
nachweis für eine andere Berufsgenossen- 
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Schaft enthalten ist und die Beiträge, die auf 
diesen Entgelt entfallen, an diese Berufsge- 
nossenschaft gezahlt sind, besteht bis zur 
Höhe der gezahlten Beiträge kein Anspruch 
auf Zahlung von Mitgliedsbeiträgen. Die Be- 
rufsgenossenschaften haben untereinander 
festzustellen, wem der gezahlte Beitrag ge- 
bührt. 

§ 730 

Uneinziehbare Beiträge fallen der Gesamt- 
heit der Mitglieder zur Last. Sie werden vor- 
läufig aus den verfügbaren Mitteln der Be- 
rufsgenossenschaft oder, wenn erforderlich, 
aus der Rücklage gedeckt und bei der Um- 
lage des nächsten Geschäftsjahres berücksich- 
tigt. 

§731 

(1) Rückstände von Beiträgen und Bei- 
tragsvorschüssen sind von der Zahlungsauf- 
forderung oder vom Ablauf der Zahlungs- 
frist ab zu verzinsen. Der Zinssatz ist zwei 
vom Hundert über dem Diskontsatz der 
Bank deutscher Länder. Die Satzung kann 
bestimmen, daß statt der Verzinsung der 
rückständigen Beiträge und Beitragsvor- 
schüsse ein bestimmter Säumniszuschlag er- 
hoben wird. 

(2) Die Berufsgenossenschaft stellt die Zins- 
schuld durch Bescheid fest. Für die Zustellung 
des Bescheids und die Beitreibung gelten die 
§§ 725, 726 entsprechend. 

§ 732 

Bei Berufsgenossenschaften, denen eine 
Zweiganstalt angegliedert ist, stellt die Be- 
rufsgenossenschaft fest, welcher Teil der von 
der Deutschen Bundespost nachgewiesenen 
Zahlungen der Berufsgenossenschaft und wel- 
cher Teil der Zweiganstalt zur Last fällt. 

E. BETRIEBSMITTEL UND 
RÜCKLAGE 

§ 733 

Die Berufsgenossenschaft hat mit den Mit- 
gliederbeiträgen 

Betriebsmittel zu beschaffen und 
eine Rücklage anzusammeln. 

§ 734 

(1) Betriebsmittel sind Mittel für die lau- 
fenden Geschäftsaufwendungen und finan- 


zielle Einrichtungen zur Überwindung kurz- 
fristiger beitragsarmer Zeiträume und außer- 
gewöhnlicher Ereignisse. 

(2) Sie dienen 

der Deckung der Entschädigungen und Ver- 
waltungskosten, 

der Unfallverhütung, 

der Beschaffung einer Arbeitsgelegenheit für 
Unfallverletzte, 

der Schaffung von Einrichtungen der Ar- 
beits- und Berufsförderung einschließlidi Be- 
rufsfürsorge, 

der Errichtung von Heimen der im § 586 be- 
zelchneten Art, soweit die Mittel hierfür nicht 
aus der Rücklage entnommen sind, und 

der Belohnung der Rettung Verunglückter. 

(3) Die Betriebsmittel dürfen den ein- 
einhalbfaclien Betrag der Aufwendungen des 
abgelaufenen Geschäftsjahres nicht überstei- 
gen. Die Satzung kann diesen Betrag auf den 
zweifachen Jahresbetrag erhöhen. Die einem 
Betriebsmittelkonto gutgeschriebenen Be- 
träge sind der Betriebsstock. 

§ 735 

(1) Die Rücklage der Berufsgenossenschaft 
ist ein getrennt zu verrechnendes und geson- 
dert zu verwaltendes Vermögen zwecks 
Sicherung der Erfüllung der Verbindlichkei- 
ten der Berufsgenossenschaft in langfristigen 
Krisenzeiten. 

(2) Für die Anlegung dieses Vermögens 
gelten die allgemeinen und Im übrigen die 
nachstehenden Vorschriften (§§ 736 bis 741). 

§ 736 

Die Rücklage wird gebildet durch Zu- 
schläge zu den Entschädigungsbeträgen. Die 
Zinsen aus der Rücklage fließen dieser zu. 

§ 737 

(1) Die Rücklage ist bis zur Höhe der ein- 
jährigen Entschädigungsbeträge anzusam- 
meln. Bis sie diese Höhe erreicht hat, sind 
alljährlich zwei vom Hundert der Entschä- 
digungsbeträge der Rücklage zuzuführen. 

(2) Die Aufsiditsbehörde kann auf Antrag 
der Berufsgenossenschaft genehmigen, daß 
die Rücklage bis zu einer geringeren Höhe 
anzusammcln ist oder keine Zuschläge er- 
hoben werden. 
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S 738 

Als Entschädigungsbeträge gelten nur die 
Renten. 

S 739 

(1) Für die Feststellung des Bestandes der 
Rücklage dürfen Wertpapiere höchstens zu 
dem Börsenpreis am Schluß des Geschäfts- 
jahres, sofern dieser Preis jedoch den An- 
schaffungspreis übersteigt, höchstens zu die- 
sem angesetzt werden. 

(2) Maßgebend ist der Börsenpreis des 
Wertpapiers an der Wertpapierbörse, welche 
dem Sitz der Berufsgenossenschaft am näch- 
sten liegt. 

S 740 

Auf Antrag der Berufsgenossenschaft kann 
die Aufsichtsbehörde genehmigen, daß der 
Rücklage Mittel entnommen werden. Die 
Aufsichtsbehörde setzt die Höhe des Zu- 
schlags fest, der zur Ergänzung der Rücklage 
bei den folgenden Umlegungen anzuwen- 
den ist. 

S 741 

Die Vertreterversammlung kann auf An- 
trag des Vorstands höhere Zuschläge zur 
Rücklage beschließen. Der Beschluß bedarf 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Zweiganstalten für Bauarbeiten 

A. BILDUNG. UMFANG. 
EINRICHTUNG 

§ 742 

(1) Bei der Zweiganstalt, die einer Bau- 
berufsgenossenschaft angegliedert ist, sind die 
Personen versichert, die ein Unternehmer 
nicht gewerbsmäßiger Bauarbeiten im Bezirk 
der Berufsgenossenschaft bei solchen Arbei- 
ten beschäftigt. 

(2) Das gleiche gilt von den selbstversicher- 
ten Unternehmern solcher Bauarbeiten. 

(3) Die Satzung der Berufsgenossenschaft 
kann bestimmen, daß von der Errichtung 
einer Zweiganstalt abgesehen wird. In diesem 
Falle gelten für die Versicherung der nicht 


gewerbsmäßigen Bauarbeiten und der selbst- 
versicherten Unternehmer solcher Bauarbei- 
ten die Vorschriften der §§ 744, 745, 753 bis 
783 entsprechend. Die in § 751 vorgesehenen 
Vorschriften sind in die Satzung der Berufs- 
genossenschaft aufzunehmen. 

§ 743 

Andere Versicherungen darf die Zweig- 
anstalt nicht übernehmen. 

§ 744 

(1) Den Zweiganstalten der Bauberufs- 
genossenschaften werden außer den Bauarbei- 
ten, für die sie errichtet sind, die Eisenbahn-, 
Kanal-, Wege-, Strom-, Deich- und andere 
Bauarbeiten ihres Bezirks zugewiesen, wenn 
ein Unternehmer nicht gewerbsmäßiger Bau- 
arbeiten sie ausführt und für die einzelne 
Arbeit nicht mehr als sechs Arbeitstage tat- 
sächlich verwendet werden. 

(2) Bei den Zweiganstalten sind, unbe- 
schadet der Dauer der Selbsthilfearbeit, die 
nach § 539 Abs. 1 Nr. 12 und 13 tätigen 
Personen sowie die von Dritten beim Bau 
von anerkannten Kleinsiedlungen (§ 96 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes vom 27. Juni 
1956 — Bundesgesetzbl. I S. 523) und bei 
der Errichtung von Dauerkleingartenanlagen 
beschäftigten Personen versichert. 

§ 745 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben der 
Zweiganstalt sind besonders zu verrechnen 
und ihre Bestände gesondert zu verwahren. 

(2) Für die Zweiganstalt ist eine besondere 
Rücklage anzusammeln. Sie darf nicht zu 
Zwecken der Berufsgenossenschaft verwendet 
werden. 

§ 746 

(1) Das übrige Vermögen, das für die 
Zweiganstalt bestimmt ist, darf nur mit Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde für die Be- 
ruf sgenossenschaft verwendet werden. 

(2) Die Genehmigung hierzu darf nur er- 
teilt werden, wenn der Teil dieses Vermö- 
gens, der für die Zweiganstalt verbleibt, zur 
dauernden Befriedigung der bisher erwach- 
senen Verbindlichkeiten der Zweiganstalt 
voraussichtlich ausreicht. 

§ 747 

Die Berufsgenossenschaft hat, soweit nötig, 
die Mittel für den Geschäftsbetrieb der 
Zweiganstalt vorzuschießen. 
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§ 748 

(1) An Verwaltungskosten hat die Zweig- 
anstalt so viel aufzubringen, wie tats’ächlidi 
für ihre besondere Verwaltung erforderlich 
gewesen ist. 

(2) Daneben kann ihr nach Bestimmung 
der Aufsichtsbehörde ein Pauschbetrag als 
Anteil an den gemeinsamen Verwaltungs- 
kosten auferlegt werden. 

§ 749 

An dem Vorschuß, den die Berufsgenos- 
senschaft an die Deutsche Bundespost abzu- 
führen hat (5 708), ist die Zweiganstalt nach 
dem Verhältnis der voraussichtlichen Auf- 
wendungen der Deutschen Bundespost für 
die Berufsgenossenschaft und die Zweig- 
anstalt zu beteiligen. 

§ 750 

Die Vertreterversammlung der Berufsge- 
nossenschaft errichtet für die Zweiganstalt 
eine Nebensatzung. 

§ 751 

Die Nebensatzung muß bestimmen über 

1. Meldepflicht der Unternehmer, die sich 
selbst versichern wollen, sowie Hohe und 
Ermittlung des Jahresarbeitsverdienstes 
dieser Unternehmer, 

2. Abgrenzung der Rechte des Vorstandes 
und der Vertreterversammlung bei der 
Durchführung der Aufgaben der Zweig- 
anstalt, 

3. Besdiaffung der Betriebsmittel und An- 
sammlung der Rücklage, 

4. Aufstellung, Prüfung und Abnahme der 
Jahresrechnung, 

5. Veröffentlichung der Rechnungsabschlüsse, 

6. Änderung der Nebensatzung. 

S 752 

Für die Genehmigung der Nebensatzung 
gilt § 674. 

§ 753 

In der Zweiganstalt werden versichert Bau- 
arbeiten 

Lauf Kosten des Unternehmers gegen feste 
Prämien nach einem Prämientarif (§§ 754 
bis 772), wenn für die einzelne Arbeit 
mehr als sechs Arbeitstage tatsächlich ver- 
wendet worden sind (längere Bauarbeiten), 


2. auf Kosten der Gemeinden oder der in 
den §§ 776 bis 778 bezeichneten Verbände, 
über deren Bezirk sich die Berufsgenossen- 
schaft erstreckt, gegen Beiträge, die auf 
diese Gemeinden oder Verbände nach dem 
Bedarf des abgelaufenen Geschäftsjahres 
jährlich umgelegt werden, wenn für die 
einzelne Arbeit höchstens sechs Arbeitstage 
verwendet werden (kurze Bauarbeiten). 
Das gleiche gilt für die in § 744 Abs. 2 
Versicherten ohne Rücksicht auf die Dauer 
der Bauarbeiten. 

B. VERSICHERUNG AUF KOSTEN 
DER UNTERNEHMER 

§ 754 

Die Unternehmer längerer Bauarbeiten 
haben für jeden Monat spätestens drei Tage 
nach dessen Ablauf der Berufsgenossenschaft 
einen Nachweis vorzulegen. Form und Inhalt 
des Nachweises bestimmt die Nebensatzung. 

§ 755 

(1) Ist der Nadiweis versäumt oder un- 
vollständig, so stellt ihn die Berufsgenossen- 
schaft selbst auf oder ergänzt ihn nach eige- 
ner Kenntnis der Verhältnisse. 

(2) Die Berufsgenossenschaft kann zu die- 
sem Zweck den Verpflichteten durch 
Zwangsgeld anhalten, binnen einer festge- 
setzten Frist Auskunft zu geben, soweit die 
Erteilung der Bauerlaubnis nicht öffentlich 
bekanntgemacht ist. Das Zwangsgeld ist vor- 
her anzudrohen. Wiederholte Festsetzung des 
Zwangsgeldes nach vorheriger Androhung ist 
zulässig. Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt 
mindestens 3 Deutsche Mark und höchstens 
1000 Deutsche Mark. 

(3) Die Berufsgenossenschaft kann eine 
von der obersten Verwaltungsbehörde be- 
stimmte Behörde, In deren Bezirk die Bauar- 
beiten ausgeführt werden, um die Aufstel- 
lung oder Ergänzung des Nachweises oder 
um Auskunft ersuchen. Auch die Behörde 
kann den Verpflichteten zur Auskunft an- 
halten; Absatz 2 gilt entsprechend. 

§ 756 

Die für die Erteilung der Bauerlaubnisse 
zuständigen Behörden sind verpflichtet, der 
Berufsgenossenschaft von jeder Bauerlaubnis 
unter Bezeichnung des Bauherrn, des Ortes 
und der Art der Bauarbeit binnen acht Tagen 
Nachricht zu geben. 
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§ 757 

(1) Der Prämientarif muß ergeben, welcher 
Einheitssatz an Prämien für jede angefangene 
Deutsche Mark des anrechnungsfähigen Ent- 
gelts zu entrichten ist. 

(2) Im Prämientarif können Mindestprä- 
mien festgesetzt werden. 

§ 758 

Stuft die Berufsgenossenschaft in dem Ge- 
fahrtarif die Beiträge nach den Arten der 
Bauarbeiten ab, so gilt dasselbe Verhältnis 
auch für die Einheitssätze der Prämien. 

§ 759 

Die Vertreterversammlung setzt einen 
Prämientarif fest. Die Festsetzung bedarf der 
Genehmigung der Aufsiditsbehörde. 

§ 760 

Die Berufsgenossenschaft veröffentlicht 
den Prämientarif in dem Bundesanzeiger und 
in den entsprechenden Verkündungsblättern 
der Länder, auf deren Gebiet sich der Bezirk 
der Berufsgenossenschaft erstreit. 

§ 761 

(1) Die Berufsgenossenschaft berechnet die 
Prämien auf Grund des Prämientarifs und 
der Nachweise und führt die Heberolle. Sie 
bestimmt die Zeit, für welche die Prämien 
eingezogen werden, sowie den Fälligkeitstag 
und die Art der Erhebung und Zahlung. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann die Er- 
hebung von Vorschüssen auf die Prämien zu- 
lassen. § 731 gilt entsprechend. 

§ 762 

Ist der Entgelt des Versicherten für den 
Tag der Bauarbeit niedriger als der für den 
Beschäftigungsort festgesetzte Ortslohn für 
Erwachsene, so Ist die Prämie nach diesem zu 
berechnen, sofern nicht höhere Mindestprä- 
mien festgesetzt sind. 

§ 763 

Dem Unternehmer ist ein Auszug aus der 
Heberolle mit der Aufforderung zuzustellen, 
die Prämie zur Vermeidung der Zwangsbei- 
treibung sowie bei freiwilliger Versicherung 
zur Vermeidung des Ausschlusses, soweit dies 
die Satzung zuläßt, binnen zwei Wochen ein- 
zuzahlen. 


§ 764 

§ 726 gilt entsprechend. 

§ 765 

(1) Der Auszug aus der Heberolle muß die 
Angaben enthalten, die den Zahlungspflich- 
tigen instand setzen, die Prämienberechnung 
zu prüfen. 

(2) Ergibt sich nachträglich, daß der Nach- 
weis des Entgelts unrichtig war, so gelten für 
die Prämien dieselben Vorschriften wie für 
die Beiträge an die Berufsgenossenschaft 
(§§ 728, 729). 

§ 766 

Uneinziehbare Prämien sind im Notfall aus 
der Rücklage der Zweiganstalt zu decken und 
bei Festsetzung des nächsten Prämientarifs 
zu berücksichtigen. 

§ 767 

(1) Für die Prämien und die übrigen 
Leistungen zahlungsunfähiger Unternehmer 
haftet der Bauherr während eines Jahres, 
nachdem die Verbindlichkeit endgültig fest- 
gestellt ist. 

(2) Zwischenunternehmer haften vor dem 
Bauherrn. 

§ 768 

(1) Die für die Sozialversicherung zustän- 
dige oberste Verwaltungsbehörde eines Lan- 
des oder die von Ihr bestimmte Stelle kann 
bestimmen, daß der Bauherr vor Beginn des 
Baues der Zweiganstalt Sicherheit für die 
Zahlung der Prämien leistet. 

(2) Für solche Bauten darf die Bauerlaub- 
nis erst erteilt werden, wenn die Zweiganstalt 
bescheinigt hat, daß die Sicherheit geleistet 
Ist. 

§ 769 

Die Art und Höhe der Sicherheit hat die 
Zweiganstalt festzusetzen. Die Höhe ist nach 
dem voraussichtlichen Entgelt für die ver- 
sicherten Bauarbeiten zu bemessen. 

§ 770 

Die geleistete Sicherheit haftet auch für die 
Prämien und die übrigen Leistungen, die der 
Bauherr nach § 753 Nr. 1 als Unternehmer 
oder nach § 767 an Stelle zahlungsunfähiger 
Unternehmer zu entrichten hat. 


41 



§ 771 

(1) Führen Bauherren regelmäßig Bauar- 
beiten aus, ohne sie anderen Unternehmern 
zu übertragen, so kann auf ihren Antrag für 
den Entgelt, nach dem die Prämien zu be- 
rechnen sind, ein Pauschbetrag nach der 
durchschnittlichen Zahl der jährlichen Ar- 
beitstage festgesetzt werden. 

(2) Zugleich muß festgesetzt werden, wann 
die Prämien einzuzahlen sind. 

(3) Für solche Fälle gelten die Vorschriften 
über die Monatsnachweise (§§ 754, 755) sowie 
die Einziehung der Prämien (§§ 761, 762) 
nicht. 

§ 772 

Soweit der Anteil der Zweiganstalt an den 
Beträgen, die der Deutschen Bundespost zu 
erstatten sind, aus Unfällen bei längeren Bau- 
arbeiten erwachsen ist, werden die Mittel zur 
Erstattung aus den verfügbaren Beständen 
an Prämien entnommen. 


C. VERSICHERUNG AUF KOSTEN DER 
GEMEINDEN 

§ 773 

(1) Die Mittel zur Deckung der Entschä- 
digungsbeträge und Verwaltungskosten, die 
der Zweigsanstalt aus Unfällen bei kurzen 
Bauarbeiten erwachsen sind (§ 753 Nr. 2) 
werden nach dem Verhältnis der Volkszahl 
jährlich auf die Gemeinden umgelegt, über 
deren Bezirke sich die Berufsgenossenschaft 
erstreckt. 

(2) Ist die Zweiganstalt an dem Postvor- 
sdiuß der Berufsgenossenschaft beteiligt, so 
kann dafür auf die Gemeinden ein Vorschuß 
in Höhe der Beiträge des abgelaufenen Ge- 
schäftsjahres umgelegt werden. 

(3) Maßgebend ist die Zahl der Einwohner, 
die bei der letzten Volkszählung amtlich fest- 
gestellt ist, von dem Geschäftsjahr an, das auf 
die Feststellung folgt. 

§ 774 

Den Gemeinden ist ein Auszug aus der 
Heberolle mit der Aufforderung zuzustellen, 
zur Vermeidung der Zwangsbeitreibung den 
festgesetzten Betrag binnen zwei Wochen ein- 
zuzahlen. 


§ 775 

(1) Der Auszug muß die Angaben enthal- 
ten, die den Zahlungspflichtigen instand 
setzen, die Berechnung zu prüfen. 

(2) Für die Verzinsung rückständiger Bei- 
träge gilt § 731 entsprechend. 

§ 776 

(1) Die zuständige oberste Verwaltungsbe- 
hörde des Landes kann anordnen, daß Ge- 
meindeverbände an Stelle der Gemeinden 
treten oder in bestimmten Bezirken mehrere 
Gemeinden die Last gemeinschaftlich über- 
nehmen, die ihnen aus der Unfallversiche- 
rung bei der Zweiganstalt erwächst, 

(2) Sie bestimmt zugleich, wie eine solche 
Vereinigung vertreten und verwaltet wird 
und nach welchen Grundsätzen die gemein- 
same Last auf die einzelnen Gemeinden zu 
verteilen ist. 

§ 777 

Die zuständige oberste Verwaltungsbe- 
hörde des Landes kann ferner bestimmen, 
daß an Stelle der Gemeinden für die Um- 
legung Verwaltungsbezirke treten, und wie 
diese die auf sie umgelegten Beträge auf die 
einzelnen Gemeinden verteilen. 

§ 778 

(1) Soweit nicht die zuständige oberste 
Verwaltungsbehörde des Landes solche Be- 
stimmungen erlassen hat, können sich Ge- 
meinden durch eigenen Beschluß zur Über- 
nahme der Lasten vereinigen, die ihnen aus 
Unfällen bei kurzen Bauarbeiten erwachsen, 

(2) Sie bestimmen dann zugleich, wie die 
Vereinigung vertreten und verwaltet wird. 
Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung 
der zuständigen obersten Verwaltungsbe- 
hörde des Landes. 

§ 779 

Die Anordnungen und Vereinbarungen 
(§§ 776 bis 778) sind den beteiligten Berufs- 
genossenschaften und der Aufsichtsbehörde 
mitzuteilen. 

§ 780 

Der Betrag der Verwaltungskosten, die auf 
die Gemeinden und die Verbände umzulegen 
sind, wird entsprechend festgesetzt, wie bei 
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der Versicherung auf Kosten der Unterneh- 
mer (§ 759). 

§ 781 

Innerhalb der einzelnen Gemeinden oder 
Gemeindeverbände werden die Lasten aus der 
Versicherung kurzer Bauarbeiten wie Ge- 
meindeabgaben aufgebracht. 

§ 782 

(1) Die Landesgesetzgebung oder die Sat- 
zung (Ortsstatut) der einzelnen Gemeinde 
oder des Gemeindeverbandes kann einen an- 
deren Verteilungsmaßstab feststellen, beson- 
ders auch bestimmen, daß die Grund- oder 
Gebäudebesitzer die Lasten tragen. 

(2) Satzungsbestimmungen dieser Art be- 
dürfen der Genehmigung der zuständigen 
obersten Verwaltungsbehörde des Landes. 

§ 783 

Auf die Rücklage der Zweiganstalt haben 
die Gemeinden und sonstigen Verbände für 
die Lasten, die ihnen aus der Versicherung 
kurzer Bauarbeiten erwachsen, keinen An- 
spruch. 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Weitere Einrichtungen 

§ 784 

Die Berufsgenossenschaften können ein- 
richten 

1. eine Versicherung gegen Haftpflicht für 
die Unternehmer und die ihnen in der 
Haftpflicht Gleichstehenden, 

2. Rentenzuschuß- und Ruhegeldkassen oder 
eine besondere Versicherung gegen Unfälle 
für Mitglieder der Berufsgenossenschaft, 
Versicherte, Angestellte der Berufsgenos- 
senschaft sowie für die Angehörigen dieser 
Personen. 

§ 785 

(1) Träger der Einrichtungen ist die Be- 
rufsgenossenschaft. 

(2) Die Teilnahme an diesen Einrichtungen 
ist freiwillig. 

§ 786 

Beschlüsse der Vertreterversammlung über 
Einrichtungen der im § 784 bezeichneten Art 
und über die Satzungen der im § 784 Nr. 1 


und 2 bezeichneten Einrichtungen bedürfen 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

§ 787 

Für die Aufsicht gilt § 678. 

§ 788 

(1) Die Berufsgenossenschaften können 
vereinbaren, solche Einrichtungen gemeinsam 
zu treffen. 

(2) Die Vereinbarung darf nur mit Beginn 
eines Geschäftsjahres wirksam werden. 

(3) Für die Genehmigung solcher Verein- 
barungen gilt § 786 entsprechend. 

§ 789 

Träger der Unfallversicherung für die in 
§ 575 genannten Versicherten können durch 
Ausführungsbestimmungen oder Satzung 
Mehrleistungen zur Ergänzung der gesetz- 
lichen Leistungen einführen. 

ACHTER ABSCHNITT 

Unternehmen für Rechnung 
öffentlicher Verbände 

§ 790 

(1) Die Aufgaben des Bundes und der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung als Träger der Ver- 
sicherung werden von der Bundesausfüh- 
rungsbehörde für Unfallversicherung wahr- 
genommen, soweit nichts anderes bestimmt 
ist. Der Bundesminister für Arbeit kann im 
Einvernehmen mit den beteiligten Bundes- 
ministern weitere Ausführungsbehörden be- 
stimmen oder auflösen. 

(2) Die Aufgaben der Länder als Träger 
der Versicherung werden von den Ausfüh- 
rung^behörden wahrgenommen, die die Län- 
der bestimmen. Absatz 1 Satz 2 gilt ent- 
sprechend. Als Ausführungsbehörde kann 
auch ein Träger der gemeindlichen Unfall- 
versicherung bestimmt werden. 

(3) Die Aufgaben der Gemeinden als Trä- 
ger der Unfallversicherung (§ 643 Abs. 1) 
werden von den Stellen wahrgenommen, die 
die Gemeindeverwaltungen als Ausführungs- 
behörden bestimmen. 

§ 791 

Ist der Bund, ein Land, eine Gemeinde 
oder eine andere Körperschaft, Anstalt oder 
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Stiftung des öffentlichen Rechts Träger der 

Unfallversicherung, so gelten nicht 

1. die Vorschriften über Änderung des Be- 
standes der Berufsgenossenschaften (§§ 653 
bis 657), 

2. von den Vorschriften über die Verfassung 

der Berufsgenossenschaften die §§ 658 

bis 677, 

3. die Vorschriften über Aufsicht (§§ 678, 
679), 

4. von den Vorschriften über Unfallverhü- 
tung, Überwachung und Erste Hilfe die 
§§ 683 bis 693, 

5. von den Vorschriften über Aufbringung 
der Mittel die §§ 695 bis 707 und 713 
bis 741, 

6. die Vorschriften über Zweiganstalten 
(§§ 742 bis 783), 

7. von den Strafvorschriften die §§ 800 bis 
802, 

§ 792 

Ist ein Gemeindeunfallversicherungsver- 
band Träger der Unfallversicherung, so gel- 
ten nicht 

1. von den Vorschriften über die Verfassung 
der Berufsgenossenschaften die §§ 658, 
659, 662 bis 665, 671 und 673 Nr. 6, 8 
und 10, 

2. von den Vorschriften über Unfallver- 
hütung, Überwachung und Erste Hilfe die 
§§ 685, 686, 

3. von den Vorschriften über Aufbringung 
der Mittel die §§ 695 bis 707 und 713 bis 
741. Dies gilt nicht für die gemeindlichen 
Verkehrsunternehmen, gemeindliche Elek- 
trizitäts-, Gas- oder Wasserwerke und ähn- 
lldie Versorgungs- oder wirtschaftliche 
Unternehmen der Gemeinden, 

4. die Vorschriften über Zweiganstalten 
(§§ 742 bis 783), 

5. von den Strafvorschriften die §§ 800 bis 
802. 


§ 793 

(1) Die für die Dienstaufsicht über die 
Ausführungsbehörde zuständige oberste Ver- 
waltungsbehörde erläßt im Benehmen mit 
den sonst beteiligten obersten Verwaltungs- 
behörden die Ausführungsbestimmungen. 


(2) Was die Berufsgenossenschaft durch die 
Satzung regeln kann, kann vorbehaltlich der 
besonderen Vorschriften dieses Abschnitts 
Inhalt der Ausführungsbestimmungen sein. 
Die Vertreterversammlung der Ausführungs- 
behörde ist vorher zu hören. 

(3) Die Gemeinden (5 643 Abs. 1) regeln 
die Durchführung der Unfallversicherung 
durch Gemeindesatzung. 


§ 794 

(1) Die Landesregierung wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, 
daß und wie der Versicherungsträger für 
Unternehmen der Feuerwehren und zurHilfe- 
leistung bei Unglücksfällen sowie für Unfälle 
nach 5 539 Abs. 1 Nr. 5 seine Aufwendungen 
auf die beteiligten Gemeinden oder Ge- 
meindeverbände umlegt; sie kann ebenso 
bestimmen, daß und wie sonstige nach den 
Bestimmungen des Landesrechts Beitrags- 
pflichtige zur Tragung der Aufwendungen 
herangezogen werden. Dabei dürfen die Ver- 
sicherten oder die aus Versicherten bestehen- 
den Vereine zur Hilfeleistung bei Feuersnot 
oder anderen Unglücksfällen nicht zu Beiträ- 
gen herangezogen werden. 

(2) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung erstattet 
der Bundesausführungsbehörde für Unfall- 
versicherung die Aufwendungen für die Un- 
fallversicherung der Arbeitslosen. Das Nähere 
über die Durdiführung der Erstattung und 
über die Höhe eines Verwaltungskostenpau- 
schales bestimmt der Bundesminister für Ar- 
beit nach Anhörung des Verwaltungsrats der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung durch Rechtsver- 
ordnung. Die Rechtsverordnung bedarf nicht 
der Zustimmung des Bundesrates. 


NEUNTER ABSCHNITT 

Haftung von Unternehmern gegenüber 
dem Versicherungsträger 


§ 795 

Haben die Unternehmer oder die in 
§ 632 genannten Personen den Unfall vor- 
sätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt, so 
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haften sie für alles, was Träger der Unfall- 
versicherung, Träger der gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen, Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung und Träger der öffent- 
lichen Fürsorge nach Gesetz oder Satzung 
aufweniden müssen. Statt der Rente kann der 
Kapitalwert gefordert werden. 


§ 796 

(1) Als Unternehmer haften auch 

Leine Aktiengesellschaft, ein Versicherungs- 
verein auf Gegenseitigkeit, eine eingetra- 
gene Genossenschaft oder andere juri- 
stische Person für die durch ein Mitglied 
des Vorstandes, 

2. eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
für die durch einen Gesdiäftsführer, 

3. eine andere Handelsgesellschaift für die 
durch einen Gesellschafter, der zur Ge- 
schäftsführung berechtigt ist, 

4. im Falle der Liquidation eine Handelsge- 
sellschaft, ein Versicherungsverein auf Ge- 
genseitigkeit, eine eingetragene Genossen- 
schaft oder andere juristische Person für 
die durch einen der Liquidatoren 

herbeigeführten Unfälle, wenn diese Perso- 
nen eine ihnen obliegende Verpflichtung 
nicht erfüllt haben. 

(2) Diese Vorschrift gilt für den Bund, die 
Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände so^ 
wie andere Körperschaften, Stiftungen und 
Anstalten des öffentlichen Rechts entspre- 
chend. 


§ 797 

(1) Will der Vorstand einer Berufsgenos- 
senschaft oder eines Gemeindeunfallversiche- 
rungsverbandes den Ersatzanspruch erheben, 
so hat er den Beschluß dem Ersatzpflichtigen 
schriftlich mitzuteilen. Dieser kann dagegen 
binnen eines Monats die Vertreterversamm- 
lung oder einen von ihr eingesetzten Aus- 
schuß anrufen. 

(2) Die Vertreterversammlung oder der 
Ausschuß kann auf den Anspruch verzichten, 
wenn der Unfall grobfahrlässig h ebb eigeführt 
worden ist. 

(3) Klage darf, wenn der Ersatzpflichtige 
fristgerecht die Vertreterversammlung oder 
den Ausschuß anruft, erst nach deren Be- 


schluß, andernfalls erst nach Ablauf eines 
Monats seit der Mitteilung erhoben werden. 

§ 798 

(1) Die Ansprüche verjähren ln einem Jahr 
nach der ersten rechtskräftigen Feststellung 
der Entschädigungspfliclit des Trägers der 
Unfallversicherung, spätestens aber in fünf 
Jahren nach dem Unfall. Die Anrufung der 
Vertreterversammlung und des Ausschusses 
(§ 797) unterbricht die Verjährung. Eine 
neue Verjährung beginnt erst, wenn die Ver- 
treterversammlung oder der Ausschuß be- 
schlossen hat oder die Anrufung anderweit 
erledigt ist. 

(2) Die Vorschrift des § 634 über die Bin- 
dung des Gerichts gilt auch für diese An- 
sprüche. 


ZEHNTER ABSCHNITT 
Strafvorschriften 
A. STRAFEN 
§ 799 

Wer Beiträge oder Prämien ganz oder teil- 
weise auf den Entgelt anrechnet oder eine 
solche Anrechnung bewirkt, wird mit Geld- 
strafe oder mit Gefängnis bis zu drei Mona- 
ten bestraft, soweit die Tat nicht nach ande- 
ren Vorschriften mit schwererer Strafe be- 
droht Ist. 

B. ORDNUNGSSTRAFEN 
§ 800 

Der Vorstand der Berufsgenossenschaft 
kann gegen den Unternehmer, der den ihm 
durch die §§ 660, 661, 665, 666 und 720 
auferlegten Pflichten vorsätzlich oder fahr- 
lässig zuwider handelt, eine Ordnungsstrafe 
von 3 Deutsche Mark bis 1000 Deutsche 
Mark festsetzen. 

§ 801 

Soweit auf Grund dieses Gesetzes Unter- 
nehmer mit Strafen bedroht sind, stehen 
ihnen gleich, 

1. wenn eine Aktiengesellschaft, ein Ver- 
sicherungsverein auf Gegenseitigkeit, eine 
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eingetragene Genossensdiaft oder andere 
juristische Person Unternehmer ist, die 
Mitglieder des Vorstandes, 

2. wenn eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung Unternehmer ist, die Geschäfts- 
führer, 

3. wenn eine andere Handelsgesellschaft Un- 
ternehmer ist, alle persönlich haftenden 
Gesellschafter, soweit sie von der Vertre- 
tung nicht ausgeschlossen sind, 

4. die gesetzlichen Vertreter geschäftsunfä- 
higer und beschränkt geschäftsfähiger 
Unternehmer sowie die Liquidatoren 
einer Handelsgesellschaft, eines Versiche- 
rungsvereins auf Gegenseitigkeit, einer 
eingetragenen Genossenschaft oder einer 
anderen juristischen Person. 

§ 802 

(1) Der Unternehmer darf die Pflichten^ 
die ihm auf Grund dieses Gesetzes obliegen, 
auf Betriebsangehörige übertragen. Soweit 
es sich um Einrichtungen auf Grund von Un- 
fallverhütungsvorschriften handelt, darf er 
seine Pflichten nur auf Personen übertragen, 
die er zur Leitung des Betriebes oder eines 
Betriebsteils oder zur Beaufsichtigung bestellt 
hatte. 

(2) Handeln die in Absatz 1 genannten Per- 
sonen vorsätzlich oder fahrlässig den Vor- 
schriften zuwider, die Unternehmer mit 
Strafe bedrohen, so trifft sie die Strafe. Da- 
neben kann gegen den Unternehmer eine 
Ordnungsstrafe festgesetzt werden, wenn 

1. die Zuwiderhandlung mit seinem Wissen 
geschehen ist, 

2. er bei der Auswahl oder Beaufsichtigung 
der in Absatz 1 genannten Personen nicht 
die im Verkehr erforderliche Aufmerk- 
samkeit beobachtet hat. 

(3) Ist die Ordnungsstrafe von einer der In 
Absatz 1 genannten Personen nicht belzutrel- 
ben, so haftet der Unternehmer für den Aus- 
fall. Seine Haftung Ist in der Straffestsetzung 
auszusprechen. 

DRITTER TEIL 

Landwirtschaftliche 

Unfallversicherung 

§ 803 

Die Vorschriften des Ersten und Zweiten 
Teils dieses Buches gelten für die landwirt- 


schaftliche Unfallversicherung mit Aus- 
nahme der nachfolgenden Besonderheiten. 

ERSTER ABSCHNITT 

Kreis der versicherten Personen in der 
Landwirtschaft 

§ 804 

(1) Die landwirtschaftliche Unfallversiche- 
rung umfaßt die Versicherten (§§ 539 bis 
544, 548) 

1. in Unternehmen der Land- und Forst- 
wirtschaft, des Garten- und Weinbaues 
sowie der Binnenfischerei — Fischzucht, 
Teichwirtschaft, Seen-, Bach- und Fluß- 
fischerel — und der Imkereien (landwirt- 
schaftliche Unternehmen), 

2. in Jagden und in der Park- und Garten- 
pflege sowie auf Friedhöfen, 

3. bei Einrichtungen der landwirtschaftlichen 
Selbstverwaltung (§ 539 Abs. 1 Nr. 6), 

4. bei Tätigkeiten, die vorübergehend für ver- 
sicherte Unternehmen auf Grund gesetz- 
licher Verpflichtung oder im Auftrag oder 
mit ausdrücklicher Zustimmung der zu- 
ständigen Verwaltungsbehörde zur Siche- 
rung, Überwachung, Förderung oder Er- 
haltung der land- oder forstwirtschaftlichen 
Erzeugung oder der Erzeugnisse, Baulich- 
keiten oder sonstiger Betriebseinrichtungen 
ausgeübt werden, 

5. bei der beruflichen Aus- und Fortbildung 
(§ 539 Abs. 1 Nr. 11) für die unter Num- 
nern 1 bis 4 genannten Unternehmen. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit kann Im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Larwdwlrtschaft und Forsten durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates bestimmen, daß andere als die in Ab- 
satz 1 genannten Unternehmenszweige als 
landwirtschaftliche Unternehmen gelten, so- 
weit sie überwiegend der Landwirtschaft 
dienen. 

§805 

(1) Als Teil des landwirtschaftlichen Unter- 
nehmens im Sinne des § 804 Abs. 1 Nr. 1 
und Abs. 2 gelten 

1. die Haushaltungen des Unternehmers und 
der im Unternehmen beschäftigten Per- 
sonen, wenn sie Ihm wesentlich dienen, 

2. die Landwirtschaft und die Haushaltung 
solcher ständig im Unternehmen beschäf- 
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tigten Arbeiter und Angestellten, die als 
Entgelt vom Unternehmer Grundstücke 
oder sonstige Betriebsmittel zur eigenen 
landwirtschaftlichen Erzeugung erhalten 
und aus dieser Erzeugung einen wesent- 
lichen Teil ihres Unterhalts bestreiten. 

3. laufende Ausbesserungen an Gebäuden, die 
dem Unternehmen der Landwirtschaft 
dienen, Bodenkultur- und andere Bauarbei- 
ten für den Wirtschaftsbetrieb, besonders 
das Herstellen oder Unterhalten von We- 
gen, Deichen, Dämmen, Kanälen und Was- 
serläufen für diesen Zweck, wenn ein land- 
wirtschaftlicher Unternehmer die Arbeiten 
auf seinen Grundstücken oder für sein eige- 
nes landwirtschaftlidies Unternehmen auf 
fremden Grundstücken ausführt, ohne sie 
an andere Unternehmer zu übertragen. 

(2) Führt ein landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer Arbeiten, die für einen Wasser- und 
Bodenverband oder für die Gemeinde zum 
Herstellen oder Unterhalten von Gebäuden, 
Wegen, Deichen, Dämmen, Kanälen und 
Wasserläufen kraft öffentlich-rechtlicher 
Pflicht zu leisten sind und ihm als Landwirt 
obliegen, als Unternehmer aus, so rechnen 
sie zu seinem landwirtschaftlichen Unterneh- 
men. 


§ 806 

Nicht als landwirtschaftliche Unternehmen 
gelten Haus-, Zier- und andere Kleingärten, 
die weder regelmäßig noch in erheblichem 
Umfang mit besonderen Arbeitskräften be- 
wirtschaftet werden und deren Erzeugnisse 
hauptsächlich dem eigenen Haushalt dienen. 


§ 807 

Die Versicherung gilt auch für die Ver- 
sicherten In Unternehmen, die ein landwirt- 
schaftlicher Unternehmer neben seiner Land- 
wirtschaft, aber in wirtschaftlicher Abhängig- 
keit von Ihr betreibt (landwirtschaftliche Ne- 
benunternehmen). Hierher gehören besonders 
Unternehmen, die ganz oder hauptsächlich 
dazu bestimmt sind, 

1. Erzeugnisse der Landwirtschaft des Unter- 
nehmers zu be- oder verarheiten, 

2. Bedürfnisse seiner Landwirtschaft zu be- 
friedigen, 

3. Bodenbestandtelle seines Grundstücks zu 
gewinnen oder zu verarbeiten. 


§ 808 

§ 807 gilt nicht für 

1. Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanstal- 
ten, Werften, Hüttenwerke, Bauhöfe so- 
wie für Unternehmen, die gewerbsmäßig 
Sprengstoffe oder explodierende Gegen- 
stände erzeugen oder verarbeiten, 

2. Unternehmen, die vom Bundesminister 
für Arbeit durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrats wegen 

ihres erheblichen Umfanges, 
besonderer Einrichtungen mit Maschinen, 
der Zahl der gewerblichen Arbeiter 

einem Gewerbeunternehmen gleichgestellt 
werden. 

§ 809 

Binnenschlffahrts-, Fähr- und Flößerei- 
unternehmen oher Tätigkeiten dieser Art 
fallen nur dann in die Versicherung des land- 
wirtschaftlichen Hauptunternehmens, wenn 
sie nicht über den örtlichen Verkehr hinaus- 
reichen. 

§810 

Tätigkeiten, die Ihrer Art nach der allge- 
meinen Unfallversicherung bei einer Zweig- 
anstalt unterliegen, sind bei der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaft, der der 
Unternehmer mit Betriebstätigkeiten der- 
selben Art angehört, versichert, wenn diese 
die anderen Tätigkeiten überwiegen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Leistungen nach Eintritt des Arbeitsunfalls. 

Grundlagen der Berechnung der 
Geldleistungen 

§ 811 

Für Verletzte, die nicht bei einem Träger 
der gesetzlichen Krankenversicherung ver- 
sichert sind, beträgt das Krankengeld ein 
Siebenhundertzwanzigstel des durchschnitt- 
lichen Jahresarbeitsverdienstes, oder, wenn 
ein solcher nicht festgesetzt ist, des durch die 
Satzung festgesetzten Jahr es arbeits Verdien- 
stes, In jedem Falle aber mindestens das ein 
Siebenhundertzwanzigstel des dreihundert- 
sechzigfachen Ortslohnes des Beschäftigungs- 
orts. Ist ein Jahresarlbeitsverdienst nicht fest- 
gesetzt, so gilt § 573. 
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§ 812 

Soweit für Versicherte durchschnittliche 
Jahresarbeitsverdienste oder Jahresarbeits- 
verdienste durch die Satzung festgesetzt sind, 
berechnet sich das Familiengeld (§ 585 Abs. 3) 
nach diesen Verdiensten, mindestens aber 
nach dem Ortslohn des Beschäftigungsorts. 

§ 813 

(1) Als Jahresarbeitsverdienste werden 
vorbehaltlich des § 822 Durchschnittssätze 
festgesetzt. 

(2) Der Jahresarbeitsverdienst für Ver- 
wandte und Verschwägerte des Unterneh- 
mers und seines Ehegatten muß mindestens 
den Ortslohn des Beschäftigungsorts errei- 
chen. 

§814 

(1) Die durchschnittlichen Jahresarbeits- 
verdienste setzt ein bei jeder landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaft gebildeter Aus- 
schuß fest, der aus einem Vorsitzenden und 
mindestens sechs Beisitzern besteht. 

(2) Vorsitzender ist ein Beamter oder ein 
Berufsrichter der Sozialgerichtsbarkeit des 
Landes, in dem die BerufsgenosserLSchaft 
ihren Sitz hat. Ihn bestellt bei einer landes- 
unmittelbaren Berufsgenossenschaft die 
oberste Verwaltungsbehörde des Landes, bei 
einer bundesunmittelbaren Berufsgenossen- 
schaft das Bundesversicherungsamt auf Vor- 
schlag der für die Sozialversidierung zustän- 
digen obersten Verwaltungsbehörde des 
Landes, in dem die Berufsgenossenschaft 
ihren Sitz hat. 

(3) Die Beisitzer sind zur Hälfte Unterneh- 
mer, deren Arbeitnehmer bei der Berufsge- 
nossenschaft versichert isind, oder ihnen 
gleichgestellte Personen und zur Hälfte solche 
Selbständige ohne fremde Arbeitskräfte, 
die bei der Berufsgenossenschaft versichert 
sind. Bei einer landesunmittelbaren Berufsge- 
nossenschaft bestimmt die für die Sozialver- 
sicherung zuständige oberste Verwaltungs- 
behörde des Landes die Zahl der Beisitzer 
und beruft sie. Bei einer bundesunmittel- 
baren Berufsgenossenschaft hat diese Aufga- 
ben das Bundesversicherungsamt. 

(4) Berufen werden kann nur, wer zu den 
Organen der Berufsgenossenschaft wählbar 
ist. Die Beisitzer sind auf Grund von Vor- 
schlagslisten zu berufen. Die VorschlagsÜsten 
stellen auf: 


für die Arbeitgebervertreter die Vereinigun- 
gen der Arbeitgeber, 

für die Selbständigen ohne fremde Arbeits- 
kräfte die auf freiwilliger Grundlage gebil- 
deten berufsständischen Vereinigungen der 
Landwirtschaft. 

(5) Der Vorsitzende des Ausschusses kann 
gegen ein Mitglied des Ausschusses, das sich 
seinen Pflichten entzieht, eine Ordnungs- 
strafe von 10 Deutsche Mark bis 1000 Deut- 
sche Mark festsetzen. 

§ 815 

(1) Der in § 814 genannte Ausschuß hat 
die Vereinigungen der landwirtschaftlichen 
Unternehmer des Bezirks sowie die landwirt- 
schaftliche Berufsgenossenschaft zu laden. 

(2) Der Beschluß des Ausschusses bedarf 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Für 
den Aufbau der Festsetzungsbeschlüsse kann 
der Bundesminister für Arbeit mit Zustim- 
mung des Bundesrates allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften erlassen. 

(3) Die Berufsgenossenschaft veröffentlicht 
die genehmigten Beschlüsse des Ausschusses 
in den amtlichen Verkündungsblättern ihres 
Bezirks. 

(4) Die Kosten der Festsetzung und der 
Veröffentlichung sowie ihre eigenen Kosten 
trägt die Berufsgenossenschaft. Ausgenom- 
men sind die Kosten, die den Behörden und 
den zur Beratung Zugezogenen erwachsen 
sind. 

§ 816 

Die durchschnittlichen Jahresarbeitsver- 
dienste werden nach Gruppen festgesetzt. 
Dabei kann nach der Art der Beschäftigung, 
dem Alter, dem Familienstand der Versicher- 
ten und ihrer Stellung im Unternehmen so- 
wie nach Bezirken und der Art der Unter- 
nehmen unterschieden werden. Die Sachbe- 
züge sind mit den gemäß § 160 Abs. 2 fest- 
gesetzten Sätzen anzurechnen. 

§ 817 

(1) Sind unterschiedliche Durchschnitts- 
sätze für ledige und verheiratete Versicherte 
derselben Gruppe festgesetzt, so wird die 
Rente eines ledigen Verletzten von seiner 
Eheschließung an entsprechend dem Durch- 
schnittssatz für verheiratete Versicherte er- 
höht. 

(2) § 600 Abs. 2 gilt entsprechend. 
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§ 818 

(1) Die durchschnittlichen Jahresarbeits- 
verdienste werden gleichzeitig für je vier 
Jahre festgesetzt. Die erste Festsetzung er- 
folgt mit Wirkung vom 1. Januar 1957. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit veran- 
laßt die Festsetzungen. Er kann für die Fest- 
setzung eine Frist bestimmen. Nach frucht- 
losem Ablauf dieser Frist kann der Bundes- 
minister für Arbeit durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates die Fest- 
setzung für die bundesunmittelbaren Berufs- 
genossensdiaften selbst vornehmen. Für lan- 
desunmittelbare Berufsgenossenschaften wird 
die Landesregierung ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung die Festsetzung selbst vorzuneh- 
men. 

(3) Die für Sozialversicherung zuständigen 
obersten Verwaltungsbehörden der Länder 
können besondere Zwischenfestsetzungen 
durchschnittlicher Jahresarbeitsverdienste an- 
ordnen. Eine solche Zwischenfestsetzung gilt 
nur bis zur nächsten allgemeinen Festsetzung. 
Die Anordnung allgemeiner Zwischenfest- 
setzungen innerhalb des Festsetzungszeltrau- 
mes für den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
bleibt dem Bundesminister für Arbeit Vor- 
behalten. 

§ 819 

§ 578 gilt nicht, wenn die Rente nach 
einem festgesetzten durchschnittlichen Jah- 
resarbeitsverdienst berechnet wird. 

§ 820 

Der Jahresarbeitsverdienst der Unterneh- 
mer und der sonstigen nach § 539 Abs. 1 
Nr. 9 Versicherten kann von der Satzung ab- 
weichend festgesetzt werden. 

§ 821 

Die Geldleistungen In der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung, denen ein durch- 
schnittlicher Jahresarbeitsverdienst zugrunde 
liegt, sind jeder neuen Festsetzung des durch- 
schnittlichen Jahresarbeitsverdienstes anzu- 
passen. 

§ 822 

Der Jahresarbeitsverdienst von Personen, 
die auf Grund eines Arbelts-, Dienst- oder 
Lehrverhältnisses beschäftigt sind, Ist nach 
§§ 573, 574, 576, 577 zu berechnen. 

§ 823 

(1) § 576 gilt entsprechend auch für Ver- 
letzte, für die durchschnittliche Jahresar- 


beitsverdienste festgesetzt sind. Dabei ist an- 
stelle des Tariflohnes der für die höhere 
Altersstufe festgesetzte Durchschnittssatz 
maßgebend. 

(2) Bei Unfällen von Personen, die als 
Erntehelfer oder sonst vorübergehend In der 
Landwirtschaft eingesetzt sind, ist der Jahres- 
arbeitsverdienst nach den §§ 575 bis 577 
unter Berücksichtigung der im § 573 Abs. 4 
festgesetzten Flödistgrenze zu berechnen. 

§ 824 

Ist in den Fällen des § 823 Abs. 2 der Ver- 
letzte In seiner hauptberuflichen Tätigkeit 
bei einem Träger der allgemeinen Unfallver- 
sicherung versichert, so erstattet dieser Ver- 
sicherungsträger der landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossensdiaft die Leistungen, soweit sie 
über das hinausgehen, was nach den sonstigen 
Vorschriften der landwirtschaftlichen Unfall- 
versidierung zu leisten ist. 

DRITTER ABSCHNITT 
Träger der Versicherung 
§ 825 

(1) Träger der landwirtschaftlichen Unfall- 
versidierung sind die landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften. 

(2) Der Bund, ein Land oder eine Gemeinde 
(§ 643 Abs. 1) Ist Träger der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung, wenn das Unter- 
nehmen für seine oder Ihre Rechnung geht. Ge- 
meindeunfallversicherungsverbände sind Trä- 
ger der landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung, wenn das Unternehmen für Rechnung 
der zugehörigen Gemeinden oder Gemeinde- 
verbände geht. 

(3) Die Genehmigung nach § 653 Abs. 3 
Satz 1 erteilt der Bundesminister für Arbeit 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 


VIERTER ABSCHNITT 
Verfassung 
§ 826 

(1) Alle Grundstücke eines Unternehmers 
mit gemeinsamen Wirtschaftsgebäuden, die 
ein landwirtschaftliclies Gesamtunternehmen 
bilden, gelten als ein Unternehmen. 
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(2) Erstreckt sich ein landwirtschaftliches 
Unternehmen auf die Bezirke mehrerer Ge- 
meinden, so hat es seinen Sitz da, wo die ge- 
meinsamen oder die seinen Hauptzwecken 
dienenden Wirtschaftsgebäude liegen. Der 
Unternehmer kann sidi mit der Berufsge- 
nossenschaft über einen anderen Sitz des 
Unternehm^ens einigen; die Berufsgenossen- 
schaft benachrichtigt davon die beteiligten 
Gemeinden. 

§ 827 

(1) Mehrere forstwirtschaftliche Grund- 
stücke eines Unternehmers, die derselben un- 
mittelbaren Betriebsleitung (Revierverwal- 
tung) unterstehen, gelten als ein Unterneh- 
men. 

(2) Forstwirtschaftliche Grundstücke ver- 
schiedener Unternehmer gelten als Einzel- 
unternehmen, auch wenn sie derselben Be- 
triebsleitung unterstehen. 

(3) Erstreckt sich ein forstwirtschaftliches 
Unternehmen über die Bezirke mehrerer Ge- 
meinden, so hat es seinen Sitz da,, wo der 
größte Teil der Forstgrundstücke Hegt. Der 
Unternehmer kann sich mit der Berufsge- 
nossenschaft über einen anderen Sitz des 
Unternehmens einigen; die Berufsgenossen- 
schaft benachrichtigt davon die beteiligten 
Gemeinden. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Aufsicht 
§ 828 

Die Aufsicht über die landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften erstreckt sich nicht 
‘auf den inneren Dienstbetrieb und die recht- 
lichen Verhältnisse der staatlichen und ge- 
meindlichen Beamten, die die laufenden Ver- 
waltungsgeschäfte führen. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Unfallverhütung. Überwachung. Erste Hilfe 
§ 829 

Mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
haben auch andere Angestellte, die nicht 
technlsdie Aufsichtsbeamte sind, die gleichen 
Befugnisse wie die in § 689 genannten Per- 
sonen. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Aufbringung der iCfittel 
A. BEITRAGSBERECHNUNG 
§ 830 

(1) Die Beiträge für die Bodenwlrtsdiaft 
(Land- und Forstwirtschaft, Garten- und 
Weinbau) werden auf die Mitglieder umge- 
legt nach 

dem Arbeitsbedarf oder 

dem Elnheitsv/ert oder 

einem anderen angemessenen Maßstab. 

(2) Die Satzung bestimmt den Maßstab. 
Sie kann die Beiträge nach der Höhe der Un- 
fallgefahr abstufen. 

§ 831 

Die Vertreterversammlungen der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften, deren 
Unternehmen sich in der Unfallgefahr nur 
wenig untersdieiden, können beschließen, 
keine Gefahrklassen aufzustellen. Der Be- 
schluß bedarf der Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde. Sie kann zurückgenommen 
werden, wenn Unfallverzeichnisse für die ein- 
zelnen Unternehmenszweige wesentliche Ver- 
schiedenheit aufweisen. 

§ 832 

Die Satzung kann bestimmen, daß ein 
Mindestbeitrag, auch ein einheitlicher Beitrag 
erhoben wird. 

§ 833 

(1) Die Satzung regelt die Beitragsleistung 
für die Unternehmen ohne Bodenwirtschaft 
und die Nebenunternehmen. Sie kann die 
Beitragsleistung für die Versicherten und Un- 
ternehmer, die nicht nach dem durchschnitt- 
lichen Jahresarbeitsverdienst entschädigt wer- 
den (§ 820), sowie für die nach § 544 Ver- 
sicherten regeln. 

(2) Die Erhebung von festen Beiträgen 
außerhalb der Umlage ist zulässig. Auch 
sonst kann von den gesetzlichen Beitragsvor- 
schriften für die Bodenwirtschaft abgewichen 
werden. 

(3) Die Satzung regelt das für die Festset- 
zung und Einziehung der Beiträge geltende 
Verfahren. 
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§ 834 

Die Satzung kann Unternehmer kleiner 
Unternehmen mit geringer Unfallgefahr von 
Beiträgen befreien. Unternehmern, die in 
größerem Umfang versicherungsfreie Perso- 
nen beschäftigen, kann sie befristete Bei- 
tragsermäßigung gewähren. 

§ 835 

(1) Der Arbeitsbedarf wird nach dem 
Durchschnittsmaß der für die Unternehmen 
erforderlichen menschlichen Arbeit geschätzt 
und unter Berücksichtigung der Unfallgefahr 
(§ 830 Abs. 2) mit einem Geldwert veran- 
lagt. Das Nähere über die Abschätzung und 
die Veranlagung bestimmt die Satzung. 

(2) Die Abschätzung und die Veranlagung 
sind spätestens von fünf zu fünf Jahren 
nachzuprüfen. 

§ 836 

(1) Bei der Abschätzung und Veranlagung 
haben die Gemeindebehörden die Berufs- 
genossenschaft zu unterstützen. 

(2) Die Gemeindebehörde kann den Un- 
ternehmer zu einer Auskunft über die Ver- 
hältnisse, die für die Abschätzung und Ver- 
anlagung maßgebend sind, durch Zwangsgeld 
anhalten. Das Zwangsgeld ist vorher anzu- 
drohen. Wiederholte Festsetzung des Zwangs- 
geldes nach vorheriger Androhung Ist zu- 
lässig. Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt 
mindestens 3 Deutsche Mark und höchstens 
1000 Deutsche Mark. 

(3) Erteilt der Unternehmer die Auskunft 
nicht rechtzeitig oder unvollständig, so hat 
die Gemeindebehörde nach eigener Kenntnis 
die fehlenden Unterlagen festzustellen. 

§ 837 

(1) Die Berufsgenossenschaft hat den Ge- 
meindebehörden Verzeichnisse mitzuteilen. 
In denen 

die ihr zugehörigen Unternehmer in der 
Gemeinde, 

die wesentlichen Grundlagen und das Ergeb- 
nis der Abschätzung und der Veranlagung 

angegeben sind. 

(2) Die Gemeindebehörde hat diese Ver- 
zeichnisse zwei Wochen lang zur Einsicht der 
Beteiligten auszulegen und den Beginn der 
Frist mit Belehrung über den Klageweg auf 
ortsübliche Weise bekanntzugeben. 


(3) Dies gilt nicht, wenn die Berufsgenos- 
senschaft dem einzelnen Unternehmer die 
Abschätzung und Veranlagung seines Unter- 
nehmens mit Belehrung über den Klageweg 
unmittelbar mitteilt. 

§ 838 

Als Einheitswert gilt für das Umlegen der 
Beiträge der von den Finanzbehörden ermit- 
telte Ertragswert der Bodenwirtschaft. Die 
von den Finanzbehörden festgestelltcn Zu- 
und Abschläge zum Ertragswert und solche 
zum Mindestwert für Grundstücke mit 
Wohnhäusern bleiben dabei außer Ansatz. 

§ 839 

Der Unternehmer hat der Berufsgenossen- 
schaft über die Unternehmens-, Arbeits- und 
Lohnverhältnisse Auskunft zu geben, soweit 
es für die Beitragspflicht und das Umlegen 
der Beiträge von Bedeutung ist. 

§ 840 

Die Satzung bestimmt, 

1. wie Mitglieder zu den Beiträgen heran- 
zuziehen sind, für deren Grundstücke ein 
Ertragswert nicht festgestellt Ist, 

2. welcher Ertragswert bei Neufestsetzung 
für den Zeitraum zugrunde zu legen ist, 
für den die Beiträge umgelegt werden. 

§ 841 

Die Satzung kann bestimmen, daß 

1. der Umlegung der Beiträge ein durch- 
schnittlicher Ertragswert oder 

2. der über dem Durchschnitt liegende Er- 
tragswert nicht oder nur zu einem Teil 

zugrunde gelegt wird, 

§ 842 

(1) Die Satzung kann bestimmen, daß die 
Beiträge für die Bodenwirtschaft von den 
Grundstückseigentümern erhoben werden. 
Zahlt hiernach ein anderer als der Unterneh- 
mer den Beitrag, so ist dieser vorbehaltlich 
anderweitiger vertraglicher Regelung dem 
Eigentümer vom Unternehmer zu erstatten. 

(2) Die Berufsgenossenschaft kann, unbe- 
schadet der Regelung des Absatzes 1, im Ein- 
zelfall den Beitrag vom Unternehmer er- 
heben, wenn dadurch die Beitragseinziehung 
erleichtert wird. 
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(3) Der Eigentümer ist verpflichtet, der 
Berufsgenossenschaft auf Anforderung Aus- 
kunft über Zahl und Größe der von ihm 
nicht selbst bewirtsdiafteten Grundstücke zu 
geben, soweit es für die Beitragsleistung von 
Bedeutung ist; § 839 gilt entsprediend. 

§ 843 

Die Satzung bestimmt die Art des Maß- 
stabs und das Verfahren. Die Satzung kann 
dabei nach Maßgabe der §§ 841, 842 Bestim- 
mungen treffen. 


B. UMLAGE- UND ERHEBUNGS- 
VERFAHREN 

§ 844 

Die Berufsgenossenschaft berechnet die 
von den einzelnen Zahlungspfliditlgen (Un- 
ternehmer, Eigentümer im Falle des § 842 
Abs. 1) zu entrichtenden Beiträge und stellt 
die Heberolle auf. 

§ 845 

(1) Jeder Gemeindebehörde sind über die 
zu ihrem Bezirk gehörigen Zahlungspflichti- 
gen Auszüge aus der Heberolle mit der Auf- 
forderung mitzuteilen, die Beiträge unter 
Verrechnung erhobener Vorschüsse einzu- 
ziehen und in ganzer Summe binnen vier 
Wochen an die Berufsgenossenschaft einzu- 
senden. 

(2) Die Berufsgenossenschaft zahlt dafür 
eine Vergütung, deren Höhe die Aufsichts- 
behörde festsetzt. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann die Berufs- 
genossenschaft anweisen, für einzelne größere 
Städte die Frist zur Einsendung der Beiträge 
zu verlängern. 

§ 846 

(1) Der Auszug aus der Heberolle muß die 
Angaben enthalten, die den Zahlungspflich- 
tigen instand setzen, die B eitrag sb er edinung 
zu prüfen. 

(2) Die Gemeindebehörde legt den Auszug 
zwei Wochen lang zur Einsicht der Zahlungs- 
pflichtigen aus und macht den Beginn dieser 
Frist auf ortsübliche Weise mit Belehrung 
über den Klageweg bekannt. An Stelle der 
Auslegung des Auszugs kann die Zustellung 
an die Zahlungspflichtigen treten. 


(3) Absatz 2 gilt nicht, wenn die Berufs- 
genossenschaft den Auszug aus der Heberolle 
dem Zahlungspflichtigen mit Belehrung über 
den Klageweg unmittelbar zustellt. 

§ 847 

Nach Auslegung oder Zustellung des 
Auszugs aus der Heberolle Ist eine andere 
Feststellung des Beitrags nur zulässig, wenn 

1. die Abschätzung oder die Veranlagung 
nachträglich geändert wird, 

2. eine im Laufe des Geschäftsjahres einge- 
tretene Änderung des Unternehmens nach- 
träglich bekannt wird, 

3. die Feststellung des Beitrags auf unrichti- 
gen Angaben des Unternehmers beruht. 

§ 848 

(1) Kann die Gemeinde den wirklichen 
Ausfall oder die fruchtlose Zwangsvollstrek- 
kung nicht nachweisen, so haftet sie für die 
Beiträge. 

(2) Beiträge, welche die Gemeinde nach 
Ablauf der Zahlungsfrist einsendet, hat sie 
vom achten Tage nach Ablauf der Frist an zu 
verzinsen. Dafür gilt § 731 entsprechend. Die 
Berufsgenossenschaft hat der Gemeinde die 
Zinsen aus den von den Zahlungspflichtigen 
gezahlten Zinsen zu erstatten. 

§ 849 

Uneinziehbare Beiträge sind der Gemeinde, 
die sie schon eingesandt hat, zu erstatten. 

§ 850 

(1) Die Satzung kann die Einziehung der 
Beiträge abweichend von den §§ 845, 846 
regeln. Dem Zahlungspflichtigen ist ein Aus- 
zug aus der Heberolle zuzustellen, der ihm 
die Prüfung der Beitragsberechnung ermög- 
licht. 

(2) Wird eine andere Stelle als die Ge- 
meindebehörde mit der Einziehung der Bei- 
träge beauftragt und besitzt diese Stelle schon 
die Eigenschaft einer Vollstreckungsbehörde 
im Verwaltungszwangsverfahren, so ist sie 
auch für die Einziehung der Beiträge Voll- 
streckungsbehörde. 

§ 851 

Die Berufsgenossenschaft soll von einem 
gemäß § 726 für vollstreckbar erklärten 
Schuldtitel keinen Gebrauch machen, solange 
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die Gemeindebehörde oder die nadi § 850 
Abs. 2 beauftragte Stelle mit der Einziehung 
des Beitrags befaßt ist. 

§ 852 

Für die Einziehung von Beitragsvorschüs- 
sen gelten die §§ 844 bis 851 entsprechend. 

ACHTER ABSCHNITT 

Unternehmen für Rechnung öffentlicher 
Verbände 

§ 853 

Ist der Bund, ein Land, eine Gemeinde 
oder eine andere Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts Träger der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung, so 
gelten aus der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung nicht 

1. die Vorschrift über Aufsicht (§ 828), 

2. die Vorschrift über Unfallverhütung, 
Überwachung und Erste Hilfe (§ 829), 

3. die Vorschriften über Aufbringung der 
Mittel (§§ 830 bis 852), 

4. die Strafvorschrift (§ 855). 

§ 854 

Ist ein Gemeindeunfallversicherungsver- 
band Träger der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung, so gelten aus der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung nicht 

1. die Vorschrift über Aufsicht (§ 828), 

2. von den Vorschriften über Aufbringung 
der Mittel die §§ 845 bis 852 und 

3. die Strafvorschrift (§ 855). 

NEUNTER ABSCHNITT 
Strafvorschriften 
§ 855 

Der Vorstand der Berufsgenossenschaft 
kann gegen den Unternehmer, der den ihm 
durch die §§ 839, 842 Abs. 3 und 847 Nr. 3 
auferlegten Pflichten vorsätzlich oder fahr- 
lässig zuwiderhandelt, eine Ordnungsstrafe 
von 3 Deutsche Mark bis 1000 Deutsche 
Mark festsetzen. 


VIERTER TEIL 
See-Unfallversicherung 

§ 856 

Die Vorschriften des Ersten und Zweiten 
Teils dieses Buches gelten für die See-Unfall- 
versicherung mit Ausnahme der nachfolgen- 
den Besonderheiten. 

ERSTER ABSCHNITT 

Kreis der versicherten Personen 
in der Seefahrt 

§ 857 

Die See-Unfallversicherung umfaßt 

1. Kapitäne, Besatzungsmitglieder, sonstige 
im Rahmen des Schiffbetriebs an Bord 
tätige Personen und sonstige Versicherte, 
die in einem der Seefahrt einschließlich 
der Seefischerei dienenden Unternehmen 
tätig werden, 

2. die Versicherten bei der beruflichen Aus- 
und Fortbildung (§ 539 Abs. 1 Nr. 11) 
für die unter Nummer 1 genannten Un- 
ternehmen. 

§ 858 

Als Seefahrt gilt 

1. die Fahrt auf See seewärts der Grenzen, 
die § 1 der Dritten Durchführungsver- 
ordnung zum Flaggenrechtsgesetz vom 

3. August 1951 (Bundesgesetzbl. II S. 155) 
festsetzt, 

2. die Fahrt auf Buchten, Haffen und Wat- 
ten der See, 

für die Fischerei darüber hinaus auch die 
Fahrt auf anderen Gewässern, die mit der 
See verbunden sind, bis zur Inneren 
Grenze der Seeschlffahrtsstraßen-Ord- 
nung vom 6. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. 
II S. 553) 

und das Fischen ohne Fahrzeug in diesen 
Gebieten. 

§ 859 

Besteht die Besatzung eines Schiffes, das 
unter ausländischer Flagge fährt, ganz oder 
teilweise aus Seeleuten deutscher Staatsange- 
hörigkeit, so können diese von der See- 
Berufsgenossenschaft auf Antrag des Reeders 
nach den Vorschriften der deutschen Gesetze 
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versichert werden, es sei denn, daß der Staate 
dessen Flagge das Schiff führt, der Versidie- 
rung widerspricht. Der Reeder und sein in- 
ländischer Bevollmächtigter (§ 882) haften für 
die Verblndlidikeiten des Unternehmers aus 
der Unfallversicherung als Gesamtschuldner 
wie deutsche Reeder. Sie haben auf Verlangen 
der See-Berufsgenossenschaft entsprechende 
Sicherheit zu leisten. Der Reeder muß das 
Schiff der deutschen Unfallverhütung und 
Schiffssicherheitsüberwachung unterstellen. 

§ 860 

Für Seefahrt- und andere unter den § 857 
fallende Unternehmen, die als wesentliche 
Bestandteile anderer Unternehmen der allge- 
meinen Unfallversicherung unterliegen, gilt 
die See-Unfallversicherung nicht (§ 639). 

§ 861 

Die See-Unfallversicherung gilt auch für 
Unfälle, die 

1. durch Elementarereignisse und 

2. im Fiafengebiet beim Landgang 
eintreten. 

§ 862 

Die Versicherung gilt für die Zeit von An- 
fang bis Ende des Arbeitsverhältnisses ein- 
schließlich der Beförderung vom Land zum 
Fahrzeug und vom Fahrzeug zum Land. 

§ 863 

Die Versicherung erstreckt sich auch auf 
Unfälle Versicherter (§ 857) bei freier Rück- 
beförderung, die Ihnen nadi dem Seemanns- 
recht gewährt wird, oder bei Mitnahme auf 
deutschen Seefahrzeugen nach dem Gesetz ^ 
betreffend die Verpflichtung der Kauffahr- 
teischiffe zur Mitnahme helmzuschaffender 
Seeleute vom 2. Juni 1902 (Reichsgesetzbl. 

S. 212). 

§ 864 

Bei Flaggenwechsel endigt der Versiche- 
rungsschutz in dem Zeitpunkt, in dem der 
Versicherte seine Entlassung nach Seemanns- 
recht verlangen durfte. Der Flaggenwechsel 
ist dem Versicherten mitzuteilen. Die Mit- 
teilung hat der Kapitän Im Schiffstagebuch 
einzutragen; die Versicherten haben den Ein- 
trag zu bestätigen. 


§ 865 

Ausgeschlossen von der Versicherung sind 
Unfälle, die der Versicherte erleidet, wäh- 
rend er 

1. sidi pflichtwidrig von Bord entfernt hält, 

2. In eigener Sache an Land beurlaubt Ist. 

§ 866 

Die Versicherung erstreckt sich auch auf 
Fiilfeleistungen Versicherter Im Bereich der 
Seefahrt bei Retten oder Bergen von Men- 
schen oder Sachen. 

§ 867 

Die Bundesregierung kann durdi Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates bestimmen, Inwieweit sidi die Versiche- 
rung gegen Berufskrankheiten auch auf die 
Zeit erstreckt. In welcher der Versicherte in 
eigener Sache an Land beurlaubt ist. 

§ 868 

Als Kleinunternehmen der Seefischerei 
(§ 539 Abs. 1 Nr. 10) gilt 

1. der Betrieb mit 

Hochseekuttern bis zu 250 Kubikmeter 
Rauminhalt, 

Küstenkuttern, 

Fischerbooten und ähnlichen Fahrzeugen, 

2. die Fischerei ohne Fahrzeug auf Watten 
der See oder ln anderen Gewässern, die 
mit der See verbunden sind, bis zur 
inneren Grenze der Seeschlffahrtstraßen- 
Ordnung (§ 858). 

§ 869 

Die Verletzung des §116 des Entwurfs 
eines Seemannsgesetzes — Bundestagsdruck- 
sache 2962 — gilt nicht als Vergehen Im 
Sinne des § 555 Abs. 1. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Leistungen nach Eintritt des Arbeitsunfalls 

A. GRUNDLAGEN DER BERECHNUNG 
DER GELDLEISTUNGEN 

§ 870 

(1) Für Verletzte, die nicht bei einem Trä- 
ger der gesetzlichen Krankenversicherung 
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versidiert sind, beträgt das Krankengeld ein 
Siebenhundertzwanzigstel des durchsdinitt- 
lidien Jahresarbeitsverdienstes oder, wenn 
ein soldier nicht festgesetzt ist, des durch 
die Satzung festgesetzten Jahresarbeitsver- 
dienstes, in jedem Falle aber mindestens ein 
Siebenhundertzwanzigstel des dreihundert- 
sechzigfachen Ortslohnes im Heimathafen 
des Schiffes. Ist ein Jahresarbeitsverdienst 
nidit festgesetzt, so gilt § 573. 

(2) Soweit für Versicherte durchschnittlidie 
Jahresarbeitsverdienste oder Jahresarbeits- 
verdienste durch die Satzung festgesetzt sind, 
berechnet sich das Familiengeld (§ 585 Abs. 3) 
nach diesen Verdiensten. 

§ 871 

(1) Als Jahresarbeitsverdienst von Ver- 
sidierten, di^ an Bord eines Seefahrzeuges be- 
schäftigt sind — mit Ausnahme der als Un- 
ternehmer Versicherten — , gilt das Zwölf- 
fache des Durdischnitts des zur Zeit des Un- 
falls für den Monat gewährten baren Ent- 
gelts; dazu wird ein Durdischnittssatz in 
Höhe des Werts gerechnet, der für die auf 
Seefahrzeugen gewährte Beköstigung oder 
für die Verpflegungsvergütung festgesetzt ist. 

(2) Als Jahresarbeitsverdienst der nach 
§ 539 Abs. 1 Nr. 10 Versicherten gilt der 
Durchschnitt des im Kalenderjahr vor dem 
Unfall erzielten Jahreseinkommens. 

§ 872 

(1) Den monatlichen Durchschnitt des 
baren Entgelts und den Durdischnittssatz für 
Beköstigung setzt für die in § 871 Abs. 1 
bezeichneten Versicherten ein Aussdiuß fest, 
der aus einem Vorsitzenden und sechs Bei- 
sitzern besteht. Die Beisitzer müssen je zur 
Hälfte Unternehmer von Seefahrtbetrieben 
und Versicherte der See-Berufsgenossenschaft 
oder diesen gleidigestellte Personen sein. Den 
Versidierten stehen befahrene Schiffahrts- 
kundige, die nidit Unternehmer sind, gleich. 
Den Vorsitzenden und die Beisitzer beruft 
das Bundesversicherungsamt. 

(2) Den Durchsdinitt des Jahreseinkom- 
mens der in § 871 Abs. 2 bezeichneten Ver- 
sidierten setzt ein Aussdiuß fest, der aus 
einem Vorsitzenden und sechs Beisitzern aus 
dem Kreise der Versicherten besteht. Den 
Vorsitzenden und die Beisitzer beruft das 
Bundesversidierungsamt. 

(3) Die Festsetzung bedarf der Genehmi- 
gung des Bundesversicherungsamts. Das Bun- 


desversicherungsamt kann für die Festset- 
zung eine Frist bestimmen; nadi Ablauf der 
Frist kann es die Durchschnittssätze selbst 
festsetzen. 

§ 873 

Die Festsetzung wird in jedem Jahr einmal 
nachgeprüft. Das Bundesversidierungsamt 
kann auch in der Zwischenzeit Nadiprüfun- 
gen anordnen. 

§ 874 

(1) Die Rente eines Verletzten, der unter 
§871 fällt, ist vom Ablauf des sedizehnten 
Lebensjahres nach dem Durch sdinittssatz für 
Leichtmatrosen in der großen Fahrt (Schiffs- 
besetzungsordnung in der Fassung vom 
24. März 1952 — Bundesgesetzbl. II S. 514) 
und vom Ablauf des neunzehnten Lebens- 
jahres nach dem für Vollmatrosen in der 
großen Fahrt zu erhöhen, wenn sie nach 
einem geringeren Durchschnittssatz berechnet 
war. 

(2) Hatte der Verletzte zur Zeit des Un- 
falls das zweiundzwanzigste Lebensjahr 
schon vollendet, so ist seine Rente, wenn das 
Zwölffache des für ihn maßgebenden Durch- 
schnittssatzes niedriger ist als das Dreihun- 
dertfach^des Ortslohnes für Erwachsene über 
einundzwanzig Jahre, der zur Zeit des Un- 
falls in dem Heimiathafen seines Schiffes gilt, 
nach diesem Dreihundertfachen zu berechnen. 

(3) Für Verletzte der in Absatz 1 genann- 
ten Alterssufen in den Kleinunternehmen 
der Seefischerei (§ 868) ist die Rente nach 
dem Arbeitslohn der jeweiligen Altersstufe 
zu erhöhen, wenn sie bei Berechnung nach 
dem Durchschnittssatz geringer wäre. 

(4) Im übrigen gilt § 576 entsprechend. 

§ 875 

(1) Die Festsetzung erfolgt im Bereich 
gleicher Tätigkeiten einheitlich für den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes. 

(2) Für die in § 871 Abs. 1 genannten Ver- 
sicherten, die neben dem baren Entgelt, der 
Beköstigung oder Verpflegungsvergütung 
regelmäßige Nebeneinnahmen haben, wird 
auch deren durchschnittlicher Geldwert bei 
der Festsetzung des Durchschnitts mit ein- 
gerechnet. 

(3) Bei der Festsetzung sind die Sätze für 
die baren Entgelte und die Sachbezüge in den 
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zwischen Reedern und Vereinigungen see- 
m'annischer Arbeitnehmer " abgeschlossenen 
Tarifverträgen zu berücksichtigen. 

(4) Bei der Festsetzung der Durchschnitts- 
sätze für die in § 871 Abs. 2 genannten Ver- 
sicherten ist das gesamte Jahreseinkommen 
der Versicherten zu berücksichtigen. 

§ 876 

Über die Ermittlung des Jahresarbeitsver- 
dienstes von Unternehmern, Seelotsen, die 
ihre Tätigkeit als freien Beruf oder gewerbs- 
mäßig ausüben, und den in § 544 genannten 
Personen hat die Satzung zu bestimmen. 

B. LEISTUNGEN AN VERLETZTE 

§ 877 

(1) Die Leistungen aus der See-Unfallver- 
sicherung für einen Arbeitsunfall ruhen, so- 
lange für dessen Folgen der Reeder nach 
55 44 bis 50 des Entwurfs eines Seemanns- 
gesetzes — Bundestagsdrudesache 2962 — zur 
Krankenfürsorge verpflichtet ist und die 
Leistungen erbringt. Gewährt die See-Berufs- 
genossenschaft an seiner Stelle die ihm ob- 
liegenden Leistungen, wird der Reeder von 
seiner Verbindlichkeit gegenüber ckm Ver- 
sicherten befreit, hat aber der See-Berufsge- 
nossenschaft die von ihr erbrachten Leistun- 
gen in voller Höhe zu erstatten. 

(2) Nach Beendigung seiner Krankenfür- 
sorgepflicht hat der Reeder die Krankenfür- 
sorge, soweit er von der See-Berufsgenossen- 
schaft beauftragt ist, auf deren Kosten fort- 
zusetzen. Der Reeder hat die See-Berufs- 
genossenschaft rechtzeitig vor Beendigung 
seiner Krankenfürsorgepflicht zu benachrich- 
tigen. 

§ 878 

§ 578 gilt nicht, wenn die Rente nach dem 
festgesetzten monatlichen Durchschnitt be- 
rechnet wird. 


DRITTER ABSCHNITT 

Ausschluß der Haftung von Unternehmern 
und anderen Personen 

S 879 

(1) Der Ausschluß der Haftung des Unter- 
nehmers und der Betriebsangehörigen gilt bei 


Zusammenstoß mehrerer Fahrzeuge, die unter 
die See-Unfallversicherung fallen, für die Ree- 
der aller dabei beteiligten Fahrzeuge und de- 
ren Betriebsangehörige. 

(2) Unberührt bleiben die Pflichten des 
Reeders nach den 55 d>es Entwurfs 

eines Seemannsgesetzes — Bundestagsdruck- 
sache 2962 — . 


VIERTER ABSCHNITT 
Träger der Versicherung 
§ 880 

(1) Träger der See-Unfallversicherung ist 
die See-Berufsgenossenschaft. 

(2) Der Bund, ein Land oder eine Gemeinde 
(§ 643 Abs. 1) ist Träger der See-Unfallver- 
sicherung, wenn das Unternehmen für seine 
öder ihre Rechnung geht. 

(3) Gemeindeunfallversicherungsverbände 
sind Träger der See-Unfallversicherung, wenn 
das Unternehmen für Rechnung der zuge- 
hörigen Gemeinden oder Gemeindeverbände 
geht. 

§ 881 

(1) § 636 Abs. 2 gilt mit der Maßgabe, 
daß bei Seefahrtunternehmen der Reeder 
Unternehmer ist. 

(2) Reeder sind die Eigentümer der See- 
fahrzeuge oder, sofern eine Reederei (§ 489 
des Handelsgesetzbuchs) besteht, die Ree- 
derei. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Verfassung 

A. MITGLIEDSCHAFT. 
BEVOLLMÄCHTIGTE 

§ 882 

(1) Hat der Reeder seinen Wohnsitz nicht 
im Heimathafen des Fahrzeugs, so hat er für 
dieses im Heimathafen einen Bevollmächtig- 
ten zu bestellen. 

(2) Liegen der Heimathafen des Fahrzeugs 
oder der Wohnsitz außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes, so ist der Bevoll- 
mächtigte in Hamburg zu bestellen. 
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(3) Der Name des Bevollmächtigten und 
der Wechsel in seiner Person sind der See- 
Berufsgenossenschaft mitzuteilen. 

883 

Der Bevollmächtigte vertritt den Reeder 
in dessen Eigenschaft als Mitglied der Berufs- 
genossenschaft dieser gegenüber gerichtlich 
und außergerichtlich. Eine Beschränkung des 
Umfangs der Vertretungsmacht ist der See- 
Berufsgenossenschaft gegenüber unwirksam. 

S 884 

(1) Mitreeder haben gemeinschaftlich einen 
Bevollmächtigten zu bestellen, auch wenn sie 
ihren Wohnsitz sämtlich im Heimathafen ha- 
ben. §§ 882, 883 gelten. 

(2) Ein von den Mitreedern bestellter Kor- 
respondentreeder gilt der See-Berufsgenos- 
senschaft gegenüber als Bevollmächtigter, so- 
lange kein solcher bestellt wird. 

B. ANMELDUNG DER UNTERNEHMEN 
§ 885 

(1) Die Fahrzeuge, die unter deutscher 
Flagge in Dienst gestellt werden sollen, hat 
der Eigentümer bereits nach ihrem Erwerb 
oder bei Beginn ihres Baus der See-Berufs- 
genossenschaft anzumelden. 

(2) Die Schiffsvermessungsbehörden teilen 
jede Vermessung, die Schiffsregisterbehörden 
den Eingang jedes Antrags auf Eintragung 
eines neuen Fahrzeugs sowie jede Eintragung 
eines neuen Fahrzeugs der See-Berufsgenos- 
sensdiaft unverzüglich mit. Bei Fahrzeugen, 
die nicht in das Schiffsregister eingetragen 
werden, haben die Verwaltungsbehörden und 
die Oberfischmeister, die den Fahrzeugen Er- 
kennungszeichen und -nummer erteilen, die 
gleiche Pflicht. 


C. UNTERNEHMER VERZEICHNIS 
§ 886 

Die See-Berufsgenossenschaft hat ein Un- 
ternehmerverzeichnis zu führen auf Grund 

des Verzeichnisses der Handelszwecken die- 
nenden deutschen Seeschiffe einschließlich See- 
fischereifahrzeuge in der neuesten Ausgabe 
des Handbuchs für die deutsche Handels- 
schiffahrt und 


der Mitteilung über die Eröffnung neuer 
Unternehmen (§ 885). 


D. WECHSEL DES UNTERNEHMERS 

S 887 

Die Schiffsregisterbehörden teilen der See- 
Berufsgenossenschaft alle Veränderungen und 
Löschungen im Schiffsregister mit. 

§ 888 

Für die Fahrzeuge der in § 857 genannten 
Unternehmen, die nicht im Schiffsregister 
eingetragen sind, haben die Reeder, Korre- 
spondentreeder und Bevollmächtigten nach 
näherer Bestimmung in der Satzung der See- 
Berufsgenossenschaft jede das Unternehmen 
betreffende Änderung anzuzeigen. 

§ 889 

(1) Unterbleibt die Anzeige an die See- 
Berufsgenossenschaft, so haftet der Reeder 
oder Mitreeder, der in das Unternehmerver- 
zeichnis eingetragen ist, für die Beiträge, die 
auf die Mitglieder umzulegen sind. Seine Haf- 
tung umfaßt noch das Geschäftsjahr, in wel- 
chem die Anzeige erstattet wird. 

(2) Der neue Reeder wird dadurch von der 
Haftung nicht befreit. Er ist vielmehr neben 
dem bisherigen Reeder als Gesamtschuldner 
verpfliditet. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Unfallverhütung. Überwachung 

§ 890 

Gegen den Versicherten kann eine Ord- 
nungsstrafe nicht festgesetzt werden, wenn 
er in Ausübung eines Befehls seines Vorge- 
setzten den Unfallverhütungsvorschriften zu- 
widergehandelt hat. 

S 891 

Die See-Berufsgenossenschaft kann neben 
dem Reeder auch den Führer des Schiffes da- 
für verantwortlich erklären, daß die Unfall- 
verhütungsvorsdiriften befolgt werden. § 684 
gilt entsprechend. 
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§ 892 

Die See-Berufsgenossenschaft hat die ge- 
nehmigten Vorschriften den beteiligten ober- 
sten Verwaltungsbehörden der Länder und 
sämtlichen Seemannsämtern mitzuteilen und 
in den Geschäftsräumen der Seemannsämter 
öffentlich auszuhängen. 

§ 893 

(1) Die Seemannsämter können die Fahr- 
zeuge auf die Befolgung der Unfallverhü- 
tungsvorschriften untersuchen lassen. 

(2) Die Seemannsämter können anstelle des 
Vorstandes der See-Berufsgenossenschaft bei 
vorsätzlicher oder fahrlässiger Zuwiderhand- 
lung gegen die Unfallverhütungsvorsdiriften 
gegen die Verpflichteten eine Ordnungsstrafe 
nach § 684 festsetzen. 

§ 894 

Die See-Berufsgenossenschaft ist berechtigt, 
bei der Überholung unklassifizierter Fahr- 
zeuge, von deren Reedern die Kosten, welche 
durch die Feststellung des Zustandes des 
Sdiiffskörpers und der Maschinenanlagcn er- 
wachsen und ein Mehr gegenüber den Kosten 
der Besichtigung klassifizierter Fahrzeuge dar- 
stellen, wieder einzuziehen. Derartige Kosten 
werden gleichfalls wie die Gemeindeabgaben 
beigetrieben. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Aufbringung der Mittel 

A. BEITRAGSBERECHNUNG 

I. Lohnsummen 
§ 895 

(1) Die Beiträge der Mitglieder werden 
jährlich umgelegt 

1. für Seefahrzeuge nadi den Beiträgen der 
durchschnittlichen Entgelte oder der durch- 
schnittlichen Einkommen, 

2. für andere Unternehmen nach den Lohn- 
nachweisen. 

(2) Als Summe der durchschnittlichen Ein- 
kom.men nach Absatz 1 Nr. 1 sind die für 
das abgelaufene Geschäftsjahr maßgebenden 
Durchschnittssätze zu berücksichtigen. 


§ 896 

(1) Bei Fahrzeugen, die im Laufe des Ge- 
schäftsjahres verlorengegangen oder versdiol- 
len sind (§§ 862, 863 des Handelsgesetz- 
buchs), hat die See-Berufsgenossenschaft den 
Beitrag von Amts wegen zu kürzen, sobald 
ihr die maßgebenden Tatsachen bekanntwer- 
den. 

(2) Die Kürzung beginnt mit dem Tage 
des Verlustes oder einen halben Monat nadi 
dem Tage, bis zu dem die letzte Nachricht 
über das Fahrzeug reicht. 

(3) Werden bei Verlust eines Schiffes 
deutsche Seeleute frei zurückbefördert oder 
auf deutschen Seefahrzeugen mitgenommen 
(§ 863), so wird für diese Zeit der Beitrag 
nicht gekürzt. 

(4) War der Beitrag schon gezahlt, so ist 
er verhältnismäßig zu erstatten. 

§ 897 

Als verloren gilt ein Fahrzeug auch dann, 
wenn es untergegangen, als reparaturunfähig 
oder reparaturunwürdig kondemniert und 
deswegen unverzüglich öffentlich verkauft 
wird, wenn es geraubt, aufgebracht oder an- 
gehalten und für gute Prise erklärt worden 
ist. 


11. Gefahrtarif 
§ 898 

Die Satzung kann nach Maßgabe der Vor- 
schriften des Zweiten Teils dieses Buches be- 
stimmen, daß Gefahrklasscn gebildet werden. 


IIL Besondere Belastung 
§ 899 

(1) Die Satzung kann bestimmen, daß für 
Reisen mit besonders gefährlicher Ladung 
oder in besonders gefährlichen Gewässern 
oder Jahreszeiten höhere Beiträge gezahlt 
werden. 

Über die Grundsätze dafür und über das 
Anmelden und Feststellen der maßgebenden 
Tatsachen hat die Vertreterversammlung zu 
bestimmen. Sie kann dieses Recht auf einen 
Ausschuß oder den Vorstand übertragen. 

(3) Die Bestimmungen bedürfen der Ge- 
nehmigung des Bundesversicherungsamts. Für 


58 



die Nachprüfung gelten entsprechend die 
§§ 701, 702 aus der allgemeinen Unfallver- 
sicherung. 

§ 900 

Für die einzelne Reise (§ 899) erhöht die 
See-Berufsgenossenschaft die Beiträge nach 
dem Verhältnis der Reisen, die in jedem Ge- 
schäftsjahr zurückgelegt sind. Das Nähere be- 
stimmt die Satzung. 

IV. Beitragszuschüsse der 
Länder und Gemeinden 

§ 901 

(1) Für die in § 868 genannten Klein- 
unternehmen haben die Länder mit Küsten- 
bezirken im voraus bemessene Zuschüsse zu 
den Mitgliederbeiträgen zu leisten, deren 
Höhe das Bundesversicherungsamt nach Zu- 
stimmung der obersten Verwaltungsbehör- 
den der Länder mit Küstenbezirken jährlich 
feststellt. Die Zuschüsse sind für jedes Land 
entsprechend der Höhe des durchschnitt- 
lichen Jahresarbeitsverdienstes der in Klein- 
unternehmen (§ 868) tätigen Versicherten 
unter Heranziehung des Haushaltsvoran- 
schlags der See^Berufsgenossenschaft festzu- 
stellen. Das Bundesversicherungsamt teilt der 
See-Berufsgenossenschaft die Höhe der Zu- 
schüsse und die Berechnungsgrundlagen mit. 

(2) Die Länder können die Beitragszu- 
schüsse auf die Gemeinden oder Gemeinde- 
verbände entsprechend der Höhe des durch- 
schnittlichen Jahresarbeitsverdienstes der 
Versicherten der Kleinunternehmen, die in 
ihrem Bezirk tätig sind, verteilen. 


B. BEITRAGSERHEBUNGS- 
VERFAHREN 

§ 902 

(1) § 726 gilt entsprechend auch für Dul- 
dungsbescheide gegen dritte Personen, gegen 
die die See-Berufsgenossenschaft ein Schiffs- 
gläubigerrecht wegen ihrer Beitragsforderun- 
gen verfolgen kann (§ 754 Nr. 10 des Han- 
delsgesetzbuchs und § 8 im Ersten Teil Kapi- 
tel II Artikel 5 der Verordnung vom 14. Juni 
1932 — Reichsgesetzbl. I S. 276). 


(2) Für die in § 868 genannten Kleinunter- 
nehmen sind die Festsetzung der Jahresbei- 
träge und der hierauf zu leistenden Vor- 
schüsse sowie die Zahlungsaufforderung an 
die Unternehmer der Gemeinde zuzustellea, 
in deren Bezirk die Unternehmen ihren Sitz 
haben. Die Festsetzung der Beitragszuschüsse 
der Länder und die hierauf zu leistenden 
Vorschüsse sowie die Zahlungsaufforderun- 
gen hat das Bundesversicherungsamt den 
Ländern zuzustellen. 

§ 903 

Die Neufeststellung des Beitrags nach Zu- 
stellung des Auszugs ist auch zulässig, wenn 
Tatsachen bekanntwerden, derentwegen die 
einzelnen Reisen besonders belastet sind 
(§ 899). 

§ 904 

(1) Für die Beiträge, die Beitragsvorschüsse 
und die Beträge zur Sicherstellung (§ 673 
Nr. 8) haftet der Reeder nidit nur mit Schiff 
und Fracht, sondern auch persönlich. Mit- 
reeder haften nach dem Verhältnis ihrer An- 
teile am Sdiiff. 

(2) Soweit der Heueranspruch gegen einen 
anderen als den Reeder geriditet ist, haften 
der andere und der Reeder als Gesamtschuld- 
ner. Jedoch haftet im Verhältnis zueinander 
im Zv/eifel der andere nur in Höhe des von 
ihm gesdiuldeten Anteils an der Gesamt- 
heuer. 

§ 905 

Für die in § 868 genannten Kleinunterneh- 
men gelten §§ 845, 848 bis 852 entsprechend. 

ACHTER ABSCHNITT 

Unternehmen für Rechnung 
öffentlicher Verbände 

§ 906 

Ist der Bund, ein Land, eine Gemeinde 
oder eine andere Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts Träger der 
See-Unfallversicherung, so gelten aus der 
See-Unfallversicherung nicht: 

1. die Vorschriften über Verfassung (§§ 882 

bis 889), 

2. die Vorschriften über Unfallverhütung 

und Überwadiung (§§ 890 bis 894), 
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3. die Vorschriften über Aufbringung der 
Mittel (§§ 895 bi5 905) und 

4. die Strafvorsdirift (§ 908). 

J 907 

Ist ein Gemeindeunfallversicherungsver- 
band Träger der See-Unfallversicherung, so 
gelten aus der See-Unfallversicherung nicht: 

1. von den Vorschriften über Verfassung die 
§§ 886 bis 889, 

2. von den Vorschriften über Aufbringung 
der Mittel die §§ 901, 905 und 

3. die Strafvorschrift § 908, soweit es sich um 
den Fall des § 888 handelt. 

NEUNTER ABSCHNITT 
Strafvorschrift 
§ 908 

Der Vorstand der See-Berufsgenossenschaft 
kann gegen Unternehmer, Mitreeder, Korre- 
spondentreeder und Bevollmächtigte, die den 
ihnen durch die §§ 882, 884 Abs. 1, 885 
Abs. 1, 888 auferlegten Pflichten vorsätzlich 
oder fahrlässig zuwiderhandeln, eine Ord- 
nungsstrafe von 3 Deutsche Mark bis 1000 
Deutsche Mark festsetzen.“ 

Artikel 2 

Änderung 

weiterer Vorschriften der 
Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 201 werden folgende Absätze 2 und 3 
angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt auch beim Tode eines 
Versicherten infolge Arbeitsunfalls oder 
Berufskrankheit. 

(3) Treffen Sterbegelder aus der Kran- 
kenversicherung und der Unfallversiche- 
rung zusammen und bleibt ein Überschuß, 
so wird dieser unter den Versicherungs- 
trägern verhältnismäßig geteilt.“ 

2. In § 1503 Abs. 1 werden 

in Satz 1 das Wort „Betriebsunfalls“ durch 
das Wort „Arbeitsunfalls“ ersetzt und 
in Satz 3 die Worte „auf Grund des 
§ 559 g“ gestrichen. 

3. § 1504 erhält folgende Fassung: 

4 1504 

(1) Ist eine Krankheit die Folge eines 
Unfalls, den der Träger der Unfallversiche- 


rung zu entschädigen hat, so hat dieser 
dem Träger der Krankenversicherung die 
nach §§ 567, 569 Abs. 2 entstandenen Auf- 
wendungen zu erstatten. 

(2) Die Krankenkasse hat keinen An- 
spruch auf Ersatz für Aufwendungen für 
das Heilverfahren, wenn sie die im § 1503 
vorgeschriebene Anzeige nicht rechtzeitig 
erstattet.“ 

4. Die §§ 1505, 1507 und 1508 werden ge- 
strichen. 

5. § 1509 erhält folgende Fassung: 

4 1509 

(1) Hat die Krankenkasse Aufwendun- 
gen gemacht, die zu Lasten des Trägers der 
Unfallversicherung gehen, so hat dieser sie 
ihr zu ersetzen. 

(2) § 1504 Abs. 2 gilt entsprechend.“ 

6. In § 1509 a werden 

in Absatz 1 das Wort „Betriebsunfalls“ 
durch das Wort „Arbeitsunfalls“ ersetzt 
und 

Absatz 2 
gestrichen. 

7. In § 1510 werden 

in Absatz 1 der Satz 2 und 
in Absatz 2 der zweite Halbsatz „soweit 
nicht diese Kosten nach den §§ 1505 bis 
1509 a zu Lasten der Krankenkasse gehen“ 
gestridien und das Komma hinter „erset- 
zen“ durch einen Punkt ersetzt. 

Artikel 3 

Änderungen 
der Gewerbeordnung 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. In § 57 wird als Nummer 5 eingefügt: 

„5. wenn er zu dem in § 55 Abs. 1 Nr. 4 

bezeichneten Personenkreis gehört 
und seiner Beitrags- oder Beitrags- 
vorschußpflicht zur gesetzlichen Un- 
fallversicherung oder zum Familien- 
lastenausgleich nicht nachkommt.“ 

2. In § 62 wird in Absatz 2 Satz 1 das Wort 
„Krankenkassenbeiträge“ durch die Worte 
„Beiträge zur Kranken- und Unfallver- 
sicherung“ ersetzt. 
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Artikel 4 

Änderungen 
auf dem Gebiet 
des Fremdrentenrechts 

§ 1 

Das Gesetz über Fremdrenten der Sozial- 
versicherung an Berechtigte im Bundesgebiet 
und im Land Berlin, über Leistungen der So- 
zialversicherung an Berechtigte im Ausland 
sowie über freiwillige Sozialversidierung 
(Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz) 
vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 848) in der Fassung vom 21. Januar 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 17) und vom 4. Sep- 
tember 1956 (Bundesigesetzlbl. I S. 767) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 6 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 werden ge- 
strichen. 

2. Als § 6 a wird eingefügt: 

„§ 6 a 

(1) In der Unfallversidierung werden 
die Geldleistungen, falls der früher festge- 
stellte Jahresarbeitsverdienst nicht nachge- 
wiesen werden kann, wie folgt berechnet: 
Als Jahresarbeitsverdienst gilt der Tabel- 
lensatz gemäß den Anlagen 2 bis 5 der 
Ersten Verordnung zur Durchführung des 
Fremdrenten- und Auslandsrentengeset- 
zes vom 31. Juli 1954 {Bundesgesetzbl. I 
S. 245), weldier für das Unfalljahr der 
vom Verletzten zur Zeit des Unfalls aus- 
geübten Tätigkeit entspricht. 

(2) Ist für die Festsetzung einer Rente 
aus der landwirtschaftlichen Unfallversidie- 
rung ein durchschnittlicher Jahresarbeits- 
verdienst maßgebend, so sind die Geldlei- 
stungen in jedem Falle nach den für den 
Zeitpunkt des Unfalls festgesetzten Durch- 
schnittssätzen derjenigen landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaft zu berechnen, 
in deren Bezirk der Verletzte im Zeit- 
punkt der Antragstellung seinen Wohn- 
sitz hat. Werden die Geldleistungen nicht 
nach Durchschnittssätzen berechnet (§ 822 
der Reichsversicherungsordnung), so ist der 
Tariflohn für gleichartige Arbeitnehmer 
der Berechnung zugrunde zu legen. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für Jahresarbeitsverdienste in einer Wäh- 
rung, die nicht mehr besteht oder für die 
ein Umrechnungsverhältnis nicht bestimmt 
ist.‘‘ 

3. § 17 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Flat ein Versicherungsträger im Bun- 
desgebiet oder im Land Berlin für einen 


Berechtigten im Sinne des § 1 Abs. 2 am 
1. April 1952 bereits eine Leistung rechts- 
kräftig festgestellt, so gilt sie vorbehaltlich 
des Satzes 4 als Leistung im Sinne dieses 
Gesetzes. Sie ist jedoch, sofern es für den 
Berechtigten günstiger ist, auf Antrag nach 
Maßgabe dieses Gesetzes neu festzustellen, 
falls der Antrag bis zum 31. Dezember 
1956 gestellt wird. Im übrigen hat es bei 
den bereits festgestellten Renten sein Be- 
wenden. Hat ein Träger der Unfallversi- 
cherung im Bundesgebiet oder Im Land 
Berlin für einen Berechtigten im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 nach dem 8. Mai 1945 bereits 
eine Leistung förmlich festgestellt, so gilt 
sie als Leistung Im Sinne dieses Gesetzes.” 

§ 2 

Für bereits bindend oder rechtskräftig fest- 
gestellte Jahresarbeitsverdienste erfolgt eine 
neue Feststellung nach Maßgabe des § 1 Nr. 2 
dieses Artikels, sofern es für den Berechtigten 
günstiger ist. 

Artikel 5 

Übergangsvorschriften 

§ 1 

(1) Zu den Geldleistungen für Unfälle, die 
sich vor dem 1. Januar 1957 ereignet haben, 
werden Zulagen gezahlt. Geldleistungen im 
Sinne des Satzes 1 sind nicht das Kranken- 
und Familiengeld, das nach dem Grundlohn 
berechnet wird (§§ 583, 585), sowie das Ta- 
gegeld und das Pflegegeld. 

(2) Die Zulage wird durch Umstellung 
nach Maßgabe der folgenden §§ 2 bis 6 er- 
rechnet. 

S 2 

(1) Die Umstellung in der allgemeinen und 
See-Unfallversicherung wird nach Maßgabe 
nachstehender Tabelle durchgeführt 


Unfalljahr 

Umstellungs- 



faktor 

1884 bis 

1925 

2,6 

1926 bis 

1929 

2,2 

1930 bis 

1934 

2,6 

1935 bis 

1939 

2,4 

1940 bis 

1947 

2,1 

1948 


2,0 

1949 


1,6 

1950 


1,4 

1951 


1,3 

1952 


1,2 

1953 


1,1 

1954 


1,1 

1955 


1,0 

1956 


1,0 


61 



(2) Der der Entschädigungslelstung zu- 
grunde gelegte Jahresarbeitsverdienst des 
Verletzten wird mit dem für das Unfall- 
jahr maßgebenden Umstellungsfaktor ver- 
vielfältigt; hieraus werden die in § 1 Abs. 1 
dieses Artikels genannten Geldleistungen er- 
rechnet. 

(3) Soweit der Jahresarbeitsverdienst nach 
dem Ortslohn berechnet ist, ist dieser nicht 
nach Absatz 1 umzustellen, sondern nach 
dem mit Wirkung vom 1. Januar 1957 allge- 
mein neu festgesetzten Ortslohn zu berech- 
nen. Die Ortslöhne sind für die Zeit vom 
1. Januar 1957 an für das Bundesgebiet und 
das Land Berlin neu festzusetzen. 

(4) Der vervielfältigte Jahresarbeitsver- 
dienst (Absatz 2) darf die Summe von 
18 000 Deutsche Mark nicht übersteigen. 
Übersteigt er diesen Betrag, so wird er auf 
18 000 Deutsche Mark gekürzt, es sei denn, 
daß die Satzung einen höheren Jahresarbeits- 
verdienst festgesetzt hat. In diesem Fall gilt 
dieser Satz als Höchstjahresarbeitsverdienst. 

(5) In den Fällen der §§ 576, 577 der 
Reidhsversicherungsordnung gilt als Unfall- 
jahr das Jahr, in dem der Jahresarbeitsver- 
dienst zuletzt festgestellt worden ist. 

(6) Werden die Geldleistungen auf Grund 
eines Jahresarbeitsverdienstes berechnet, des- 
sen Betrag in der Satzung des Versicherungs- 
trägers zahlenmäßig festgesetzt ist, so wird 
die Zulage nur gewährt, wenn die Satzung 
des Versicherungsträgers den Jahresarbeits- 
verdienst bis zum 31. Dezember 1957 erhöht. 
Die Satzung kann bestimmen, daß die Zu- 
lage von einem späteren Zeitpunkt an ge- 
währt wird, spätestens jedoch vom 1. Juli 
1957 an. 

§ 3 

(1) Für die Geldleistungen in der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung gilt § 2, so- 
weit diesen der tatsächliche Jahresarbeitsver- 
dienst zugrunde liegt. 

(2) Liegt den Geldleistungen ein durch- 
schnittlicher Jahresarbeitsverdienst zugrunde, 
so werden diese nach einem Jahresarbeitsver- 
dienst umgestellt, der nach Maßgabe des § 814 
der Reichsversicherungsordnung mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1957 allgemein festzu- 
setzen ist. 

(3) Soweit für Arbeitnehmer nach diesem 
Gesetz keine durchsdmittlichen Jahresarbeits- 
verdienste mehr festgesetzt werden (§ 822 
der Reidisversicherungsordnung), sind die 


Geldleistungen nach § 573 Abs. 1 und 2 der 
Reichsversicherungsordnung unter Berück- 
sichtigung des Tariflohns vom 1. Januar 1957, 
der für gleichartige Arbeitnehmer gilt, um- 
zustellen. 

§ 4 

Ist die Geldleistung bereits nach den Vor- 
schriften des Gesetzes über Verbesserungen 
der gesetzlichen Unfallversicherung vom 
10. August 1949 (WiGBl. S. 251) und nach 
dem Gesetz über Zulagen und Mindestlei- 
stungen in der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung und zur Überleitung des Unfallver- 
sicherungsrechts im Lande Berlin vom 
29. April 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 253) und 
dem Änderungsgesetz hierzu vom 30. April 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 259) oder eines 
von diesen Gesetzen umgerechnet worden, 
so bleiben die Zuschläge und Zulagen für die 
Umstellung der Geldleistungen nach diesem 
Gesetz außer Betracht. 

§ 5 

Bindende Bescheide und rechtskräftige 
Entscheidungen stehen der Umstellung nicht 
entgegen. 

§ 6 

Ist eine Geldleistung, die auf Grund der 
bisherigen gesetzlichen Vorschriften fest- 
gestellt worden ist oder hätte festgestellt 
werden müssen, höher, als sie nach diesem 
Gesetz sein würde, wird dem Berechtigten 
die höhere Leistung gewährt. 

§ 7 

Ist die Entschädigungsleistung auf Grund 
des § 1 im Fünften Teil Kapitel II Ab- 
schnitt 1 der Vierten Verordnung des Reichs- 
präsidenten zur Sicherung von Wirtschaft 
und Finanzen und zum Schutz des inneren 
Friedens vom 8. Dezember 1931 (Reichsge- 
setzbl. I S. 699) und des § 556 Satz 2 der 
Reichsversicherungsordnung in der Fassung 
des Fünften Gesetzes über Änderungen in 
der Unfallversicherung vom 17. Februar 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 267) ganz oder 
teilweise versagt worden, so wird auf An- 
trag die Entschädigung mit Wirkung vom 
1. Januar 1957 gewährt, wenn der Antrag 
bis zum 31. Dezember 1957 gestellt wird. 
Wird der Antrag später gestellt, so beginnt 
die Entschädigungsleistung erst mit dem auf 
den Antrag folgenden Monat, es sei denn, 
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daß die verspätete Anmeldung durch Ver- 
hältnisse begründet ist, die außerhalb des 
Willens des Antragstellers liegen. 

§ 8 

(1) Die Aufhebung des § 2 Abs. 2 Satz 3 
im Fünften Teil Kapitel II Abschnitt 1 der 
Vierten Verordnung des Reichspräsidenten 
zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen 
und zum Schutz des inneren Friedens vom 
8. Dezember 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 699) 
durdi das Fünfte Gesetz über Änderungen 
in der Unfallversicherung vom 17. Februar 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 267) gilt auch für 
die Unfälle, die vor dem Inkrafttreten des 
Fünften Gesetzes über Änderungen in der 
Unfallversicherung eingetreten sind. 

(2) Die Rente beginnt wieder mit dem 
1. Januar 1957, wenn der Antrag bis zum 
31. Dezember 1957 gestellt wird. Wird der 
Antrag später gestellt, beginnt die Rente erst 
mit dem auf den Antrag folgenden Monat, 
es sei denn, daß die verspätete Anmeldung 
durch Verhältnisse begründet ist, die außer- 
halb des Willens des Antragstellers liegen. 

§ 9 

(1) Eine Rente, die auf Grund des § 3 
Abs. 1 im Fünften Teil Kapitel II Abschnitt 1 
der Vierten Verordnung des Reichspräsi- 
denten zur Sicherung von Wirtschaft und 
Finanzen und zum Sdiutze des inneren Frie- 
dens vom 8. Dezember 1931 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 699) weggefallen ist und auf Grund 
des Artikels 3 § 3 Abs. 1 letzter Halbsatz des 
Fünften Gesetzes über Änderungen in der 
Unfallversicherung vom 17. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 267) nicht wiedergewährt 
worden ist, ist auf Äntrag wiederzugewäh- 
ren, wenn die Minderung der Erwerbsfähig- 
keit durch den Unfall noch wenigstens zwan- 
zig vom Hundert beträgt. 

(2) § 8 Abs. 2 dieses Artikels gilt entspre- 
diend. 

§ 10 

Auf die Abfindungen, über die bis zum 
31. Dezember 1956 ein Bescheid erteilt wor- 
den ist, findet dieses Gesetz keine Anwen- 
dung. Für diese Abfindungsfälle ist noch die 
Zweite Verordnung über die Abfindungen 
von Unfallrenten vom 10. Februar 1928 
(Reichsgesetzbl. I S. 22) anzuwenden. Im 
übrigen ist die vorgenannte Verordnung 
nicht mehr anwendbar. 


§ 10a 

Die Vorschriften der §§ 581, 594, 597 der 
Reidisversicherungsordnung finden auch An- 
wendung auf Arbeitsunfälle, die vor dem 
1. Januar 1957 eingetreten sind. 

§ 11 

§ 625 Abs. 2 der Reichsversicherungsord- 
nung gilt nur, wenn die neue Ehe nach dem 
31. Dezember 1956 aufgelöst, geschieden, auf- 
gehoben oder für nichtig erklärt wird. 

§ 12 

Soweit auf Grund dieses Gesetzes Unter- 
nehmen der in § 644 der Reichsversicherungs- 
ordnung genannten Art von einer Berufsge- 
nossenschaft in die Zuständigkeit eines Ge- 
meindeunfallversidierungsverbandes über- 
gehen, findet § 640 Abs. 4 der Reichsver- 
sicherungsordnung entsprechende Anwendung. 
Zu einer abweichenden Vereinbarung über die 
Auseinandersetzung bedarf es des Beschlusses 
der Vertreterversammlungen der beteiligten 
V ersicherungsträger. 

§ 13 

Die Versicherungsträger haben Innerhalb 
von sechs Monaten seit Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ihre Geldmittel auf die nach diesem 
Gesetz vorgesehene Höhe (§ 734 Abs. 3 der 
Reichsversicherungsordnung) zurückzufüh- 
ren. Die Durchführung dieser Maßnahmen 
ist durch Senkung der Beiträge zu bewirken. 

§ 14 

(1) Es bleibt Vorbehalten, das Recht der 
Angestellten der Träger der Sozialversiche- 
rung gesetzlich neu zu regeln. 

(2) §§ 690 bis 704, 978 und 1147 der 
Reichsversicherungsordnung in der bisheri- 
gen Fassung werden durch dieses Gesetz nicht 
erfaßt. 

S 15 

Der Berechtigte kann eine förmliche Fest- 
stellung durch schriftlichen Bescheid darüber 
beantragen, ob und In welcher Höhe ihm 
Leistungen auf Grund dieses Artikels zu ge- 
währen sind (§§ 1569 a und 1583 der Reichs- 
versicherungsordnung). 

§ 16 

Soweit nach dem bisherigen Recht Leistun- 
gen zu gewähren sind oder waren, gilt dieses 
zugunsten der Versicherten fort. 
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Arti kel 6 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Soweit in anderen Vorschriften auf Be- 
stimmungen verwiesen wird oder Bezeldi- 
nungen verwendet werden, die durdi dieses 
Gesetz geändert werden, treten an ihre Stelle 
die entsprechenden Bestimmungen und Be- 
zeichnungen dieses Gesetzes. 

§ 2 

Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, die Reichsversicherungsordnung 
unter Berücksichtigung , der Änderungen 
durch dieses Gesetz neu bekanntzumachen. 
Er kann dabei Unstimmigkeiten der Para- 
graphenfolge und des Wortlautes beseitigen. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs, 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund idieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 4 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 

1. Januar 1957 in Kraft, soweit nicht In Ab- 
satz 2 etwas anderes bestimmt Ist. 

(2) Ansprüche auf Kranken-, Tage-, Fami- 
lien-, Sterbe- und Pflegegeld nach diesem Ge- 
setz entstehen erst mit dem Ersten des auf 
die Verkündung dieses Gesetzes folgenden 
Monats. 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten außer Kraft: 

1. Verordnung über Träger der Unfallver- 
sicherung, Teil B I b Nr. 3 vom 17. Mai 
1929 (Relchsgesetzbl. I S. 104), 

2. Artikel 2 der Verordnung zur Kleinsied- 
lung und Bereitstellung von Kleingärten 
vom 23. Dezember 1931/15. Januar 1937 
(Relchsgesetzbl. 1937 I S. 17), 

3. Zweite Verordnung über die Aufbringung 
der Mittel in der Unfallversicherung vom 
28. November 1933 (Reldisgesetzbl. I 

S. 100) in der Fassung der Verordnung 
vom 14. Dezember 1934 (Relchsgesetzbl. I 
S. 1252) und vom 21. Dezember 1935 
(Relchsgesetzbl. I S. 1533), 


4. §§ 39 bis 41 der Fünften Verordnung 
zum Aufbau der Sozialversicherung vom 
21. Dezember 1934 (Relchsgesetzbl. I 

S. 1274), 

5. Artikel 3 § 3 Abs. 1 letzter Halbsatz des 
Fünften Gesetzes über Änderungen In der 
Unfallversicherung vom 17. Februar 1939 
(Relchsgesetzbl. I S. 267), 

6. Gesetz Nr. 712 des Landes Württemberg- 
Baden über Versicherungsfreiheiten der 
nicht gewerbsmäßig betriebenen Binnen- 
fischerei und Imkerei in der Unfallver- 
sicherung vom 12. Januar 1948 (Regie- 
rungsblatt der Regierung Württemberg- 
Baden S. 18), 

7. Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 
16. März 1942 — II a 1889/42 — betref- 
fend Durchführung des Sechsten Geset- 
zes Über Änderungen in der Unfallver- 
sicherung; hier: Gemeindliche Unfallver- 
sicherung (Reichsarbeitsblatt S. II 201), 

8. Gesetz über die erweiterte Zulassung von 
Schadensersatzansprüchen bei Dienst- und 
Arbeitsunfällen vom 7. Dezember 1943 
(Relchsgesetzbl. I S. 674), soweit dieses 
auf Grund der Relchsverslcherungsord- 
nung gegen Arbeitsunfälle versicherte 
Personen betrifft, 

9. Die Verordnung Nr. 91 des bayerischen 
Arbeitsministers vom 25. Februar 1946 
betreffend Zuständigkeit der Unfallver- 
sicherung für das Bayerische Rote Kreuz 
(Bayerlsdies Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 296), 

10. Die Verordnung Nr. 63 des Bayerischen 
Arbeitsministers vom 28. Mai 1946 be- 
treffend Änderung des Erlasses des 
Reichsatbeitsminlsters vom 16. März 
1942 (Bayerisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 191), 

11. Anordnung des Badischen Ministeriums 
für Wirtschaft und Arbeit — Direktion 
Atbeit — vom 21. Mai 1949 betreffend 
Durchführung der gemeindlichen Unfall- 
versicherung (Mitteilungen der Direktion 
Arbeit im Badischen Ministerium der 
Wirtschaft und Arbeit S. 139), 

12. §§ 1 bis 7 des Gesetzes über Verbesse- 
rungen der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung vom 10. August 1949 (WiGBl. 
S. 251), 

13. Erste Verordnung über Ortslöhne und 
Jahresarbeitsverdienste in der Sozialver- 
sicherung vom 9. August 1950 (Bundes- 
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gesetzbl. S. 369), soweit es sich um die 
Festsetzung der Jahresarbeitsverdienste 
in der Unfallversicherung handelt, 

14. §§ 1 bis 10 des Gesetzes überZulagen und 
Mindestleistungen in der gesetzlichen Un- 
fallversicherung und zur Überleitung des 
Unfallversicherungsrechts im Lande Ber- 
lin vom 29. April 1952 (Bundesgesetzbl, I 
S. 253) in der Fassung des Änderungsge- 
setzes hierzu vom 30. April 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 259). 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 3 werden 
auch alle weiteren Vorschriften aufgehoben, 


die diesem Gesetz entgegenstehen. Ferner tre- 
ten die Vorschriften und Bestimmungen außer 
Kraft, die zur Durchführung, Änderung und 
Ergänzung der aufgehobenen Vorschriften 
erlassen worden sind. Aufrechterhalten 
bleibt: 

Die Dritte Verordnung über Ausdehnung der 
Unfallversicherung auf Berufskrankheiten 
vom 16. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1117) in der Fassung der Vierten Verord- 
nung vom 29. Januar 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 85) und der Fünften Berufskrankheiten- 
Verordnung vom 26. Juni 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 395). 


Begründung 


A, Allgemeiner Teil 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung 
des Rechts der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung will diesen Sozialversicherungszweig den 
wirtschaftlidien Gegebenheiten und den ge- 
sellschaftlichen Erfordernissen der Gegen- 
wart anpassen. 

Zum ersten Mal ist die gesetzliche Unfallver- 
sicherung in dem am 1. Oktober 1885 in Kraft 
getretenen Unfallversicherungsgesetz geregelt 
worden. In den Jahrzehnten ihres Bestehens 
hat sie ihre Bewährungsprobe bestanden. Im 
System der sozialen Sicherheit hat sie den 
Unfallverletzten Leistungen gewährt, die 
durchweg Anerkennung gefunden haben. Der 
soziale Schutz wirtschaftlich Schwacher ist ihr 
leitender Gedanke. Jeder auf Grund eines 
Arbeits-, Dienst- oder Lehrverhältnisses Be- 
schäftigte wird von den Trägern der Unfall- 
versicherung für die Folgen eines Arbeitsunfalls 
oder einer Berufskrankheit entschädigt. Der 
Entschädigungsanspruch der Verletzten ist von 
der Verschuldensfrage gelöst und richtet sich 
in einem kostenlosen Verfahren gegen einen 
zahlungsfähigen Schuldner. Mit dieser gesetz- 
lichen Ordnung wird der soziale Friede ge- 
währleistet. Seit alters her beschränkt sich die 
Unfallversicherung aber nicht allein auf eine 
Entschädigung der Verletzten. Sie wird viel- 
mehr von dem sozialen Gedanken getragen, 
daß die Vorbeugung des Schadens besser ist 
als die Entschädigung und daß die Beseitigung 
des Schadens dem Schadensersatz vorzuziehen 


ist. Deshalb haben die Unfallversicherungs- 
träger die Unfallverhütung, eine wirksame 
Erste Fiilfe bei Unfällen und die Heilbehand- 
lung sowie die Arbeits- und Berufsförderung 
einschließlich der Berufsfürsorge — vor- 
nehmlich unter dem Gesichtspunkt der Wie- 
derherstellung der Erwerbsfähigkeit — zu 
einer Höchstform entwickelt. Dieses zum 
festen Bestand gewordene Gedankengut der 
Unfallversicherung hat auf andere Sozial- 
versicherungszweige in starkem Maße befruch- 
tend gewirkt. Die Liste der versicherten Per- 
sonen hinterläßt zwar einen buntscheckigen 
Eindruck und die Träger der Versicherung sind 
vielgestaltig. Gleichwohl ist eine einheitliche 
Ordnung nicht zu verkennen. Alle Leistungen 
setzen einen Arbeitsunfall oder eine Berufs- 
krankheit voraus. Die Leistungen sind allen 
Verletzten gegenüber bei gleichen Vorausset- 
zungen immer die gleichen. Die Mittel werden 
stets einheitlich von den Unternehmern auf- 
gebracht. Die einseitige Belastung der Unter- 
nehmer mit Beiträgen erfährt, soweit die 
Arbeitnehmer Leistungsansprüche gegen die 
Versicherungsträger geltend zu machen be- 
rechtigt sind, durch die Ablösung der Unter- 
nehmerhaftpflicht ihre sinnvolle Erklärung. 
Der Arbeitnehmer gibt seinen Entschädigungs- 
anspruch aus bürgerlich-rechtlichen Haftungs- 
tatbeständen, dessen erfolgreiche Durchsetzung 
im Verfahren vor den ordentlichen Gerichten 
bei der dem Arbeitnehmer obliegenden Be- 
weislast in vielen Fällen in Frage gestellt ist. 
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auf. Er erhält dafür einen auf dem Prinzip 
der Gefährdungshaftung aufgebauten Ent- 
schädigungsanspruch gesetzlicher Art gegen die 
in aller Regel genossenschaftlich zusammen- 
gefaßte Unternehmerschaft. Wollte man des- 
halb den Haftungsausschluß der §§ 631, 632 
RVO aufheben oder auch nur einschränken, 
wie es zuweilen angeregt worden ist, würden 
wiederum die Zeiten vor dem Inkrafttreten 
des Unfallversicherungsgesctzes von 1884 her- 
aufbeschworen werden. Im Gegenteil ist der 
Haftungsausschluß auf alle Betriebsangehöri- 
gen erweitert worden, um nicht auf dem 
Umweg über einen fahrlässig handelnden Be- 
triebsangehörigen mittelbar zu einer Unter- 
nehmerhaftpflicht zu gelangen. Die Beitrags- 
freiheit der Arbeitnehmer in der gesetzlichen 
Unfallversicherung hätte dann ihren Sinn ver- 
loren. 

Nach alledem kann kein Zweifel darüber 
bestehen, daß die bewährten Grundlagen der 
Unfallversicherung beibehalten werden müs- 
sen, Das schließt aber nidit aus, daß die 
sprunghafte Fortentwicklung auf allen Gebie- 
ten des menschlichen Daseins jede gesetzliche 
Zwangsordnung erfaßt und keine noch so 
große Kraft sich einer dieser Entwicklung an- 
passenden Umgestaltung der Rechtsordnung 
auf die Dauer mit Erfolg entgegenstemmen 
kann. Deshalb waren, wenn auch im wesent- 
lichen die unfallversicherungsreditlichen Vor- 
schriften beibehalten werden konnten, zum 
Teil aber doch mehr oder minder große Ein- 
griffe in das bestehende Recht nidit zu ver- 
meiden. 

Der Entwurf verläßt den bisherigen Aufbau 
des Dritten Buchs der Reichsversicherungs- 
ordnung und folgt dem der Entwürfe zu den 
Rentenversicherungsgesetzen. Er ist in 4 Teile 
aufgegliedert. Der erste Teil bringt gemein- 
same Vorschriften für alle Zweige der sozia- 
len Unfallversicherung, die allgemeine, die 
landwirtschaftliche und die See-Unfallver- 
sicherung. In den drei weiteren Teilen wer- 
den die Besonderheiten der einzelnen Unfall- 
versicherungszweige hervorgehoben. 

Im Vordergrund steht die Neugestaltung des 
Leistungsrechts. Die Geldleistungen in der 
Unfallversicherung knüpfen seit jeher an den 
Verdienst des Verletzten im Jahre vor dem 
Unfall an. Damit war Insbesondere für die 
Rentenleistungen immer eine zur Zeit des 
Unfalles aktuelle Bemessungsgrundlage ge- 
schaffen. So sehr diese Bemessungsgrundlage 
modernen Anschauungen entspricht, wird 
freilich auch mit Eintritt des Unfalls der Jah- 
resarbeitsverdienst für alle Zukunft zu einer 


gleichbleibenden Größe. Damit bleiben auch 
die Geldleistungen unverändert. Bei gleich- 
bleibenden wirtschaftlichen Verhältnissen ist 
diese Regelung befriedigend. Bei ständig 
steigendem Sozialprodukt haben die Unfall- 
verletzten diese Regelung jedoch als soziale 
Ungerechtigkeit empfunden. Das Unfallver- 
sicherungs-Verbesserungsgesetz von 1948 und 
das Unfallversicherungs-Zulagegesetz von 
1952 haben deshalb Zuschläge urfd Zulagen 
zu den festgesetzten Renten gewährt. Diese 
beiden Gesetze brachten aber nur eine un- 
vollkommene Lösung der sich aufdrängen- 
den Probleme. Sie erfaßten nur die Verletz- 
ten mit einer Minderung der Erwerbsfähig- 
keit von über 50 v. H. und nur in beschränk- 
tem Umfang die unter dieser Grenze liegen- 
den Verletzten. Nunmehr sollen alle Renten 
zwischen 20 v. LI. und 100 v. H. gleidimäßig 
angehoben werden. Wenn auch ein Teil der 
Nicht-Schwerbeschädigten erfahrungsgemäß 
wieder in den Arbeitsprozeß eingegliedert 
wird, so darf doch nicht verkannt werden, 
daß in der Unfallversicherung der Arbeits- 
entgelt des Verletzten seine Unfallrente nie- 
mals mindern soll. Der Gedanke der Vorteils- 
ausgleidiung hat in der gesetzlichen Unfall- 
versicherung im Gegensatz zum bürgerlichen 
Recht keine Bedeutung. Dann ist aber die 
gleichmäßige Behandlung aller Verletzten, 
soweit sie einen Dauerschaden an ihrer Ge- 
sundheit davongetragen haben, ein Gebot 
der gerechten Entschädigung. Der Entwurf 
will deshalb alle Renten an die veränderten 
wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere an 
den gestiegenen Lebensstandard der erwerbs- 
tätigen Bevölkerung anpassen. Er erreicht 
dieses Ziel im Bereich der gewerblichen Wirt- 
schaft dadurch, daß mit Wirkung vom 1. 1. 
1957 die Jahresarbeitsverdienste in dem glei- 
chen Maße vervielfältigt werden, in dem die 
durchschnittlichen nominalen Entgelte der 
Industriearbeiter In der Zeit von 1925 bis 
1954 gestiegen sind. Im Gegensatz zu den 
Entwürfen der Rentenversicherungsgesetze 
konnten nicht die Entgelte aller Versidierten 
untersdiiedslos zugrunde gelegt werden, da 
von jeher In der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung besondere Verhältnisse bestan- 
den. Hier sind 75 v. H. aller Versicherten 
selbständige Unternehmer und Familienange- 
hörige. Nur 25 V. H. sind Arbeitnehmer. 
Diese werden jetzt den in der gewerblichen 
Wirtschaft Beschäftigten gleichgestellt. Sie 
werden damit von den für die Landwirt- 
schaft im allgemeinen geltenden durchschnitt- 
lichen Jahresarbeitsverdiensten gelöst und die 
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ihnen zu gewährenden Geldleistungen für 
Unfälle vor dem 1. 1. 1957 auf den Tarif- 
lohn an diesem Tage angehoben. Es geht nidit 
länger an, die Arbeitnehmer in der Landwirt- 
schaft anders zu behandeln als die in der ge- 
werblichen Wirtschaft. Die große Masse der 
übrigen Versicherten in der Landwirtschaft 
macht indes gegenüber den in der gewerb- 
lichen Wirtschaft Besdiäftigten eine Sonder- 
behandlung notwendig. Die insoweit gelten- 
den Durchschnittssätze sind bewußt unter 
dem wahren Jahresarbeitsverdienst eines Ar- 
beitnehmers gehalten worden. Sie sind viel- 
fach, da dieser versicherte Personenkreis als 
Unternehmer auch die Beiträge aufzubrin- 
gen hat, in ein von der Höhe der Beiträge ab- 
hängiges Verhältnis gesetzt worden. Von 
dazu gesetzlich bestimmten Ausschüssen sind 
die Durchschnittssätze periodisch neu festge- 
setzt und der wirtschaftlichen Entwicklung 
angepaßt worden. Sie sollen jetzt auf den 
mit Wirkung vom 1.1. 1957 festzusetzenden 
Durchschnittssatz angehoben werden. Hier- 
bei müssen die Durchschnittssätze der in der 
Landwirtsdiaft besdiäftigten Familienange- 
hörigen einen Mindestsatz erreichen. Dieser 
Personenkreis verdient einen besonderen 
Schutz, da die Vergangenheit immer wieder 
gelehrt hat, daß die für die Familienange- 
hörigen festgesetzten Durchschnittssätze nidit 
entfernt der von ihnen geleisteten Arbeit 
entsprochen haben. Auch in Zukunft sollen 
die Geldleistungen dann stets dem — wie bis- 
her — in einem Zeitraum von 4 Jahren je- 
weils festzusetzenden Durchschnittssatz neu 
angeglichen werden, während die Geld- 
leistungen für Unfälle in der gewerblichen 
Wirtschaft den Renten der Rentenversiche- 
rungen in entsprechender Anwendung der 
hier geltenden Grundsätze folgen sollen. 

Der Entwurf sieht ferner generell eine Ent- 
schädigung von Berufskrankheiten vor. Waren 
die Berufskrankheiten bis jetzt enumerativ in 
einem Katalog aufgezählt, so ergaben sich in- 
folge des Enumerativsystems im Einzelfall 
Unbilligkeiten. Deshalb sollen auch jetzt 
nicht im Katalog aufgeführte Krankheiten als 
Berufskrankheiten anerkannt werden. Zu 
diesem Zweck definiert der Entwurf die Be- 
rufskrankheit und setzt diese dem Arbeitsun- 
fall gleich. Unabhängig davon soll aber die 
Berufskrankheitenliste beibehalten werden, 
und die in der Liste aufgeführten Krankhei- 
ten sollen ohne weitere Prüfung Berufs- 
krankheit sein. 

Der Kreis der versicherten Personen ist in 
maßvoller Begrenzung um die in Erfüllung 


staatsbürgerlicher Aufgaben ehrenamtlich Tä- 
tigen und Ehrenbeamten erweitert worden. Es 
wird zwar mit diesem neu versicherten Per- 
sonenkreis der Ausgangspunkt der gesetzlichen 
Unfallversicherung weiter verlassen. Die Ge- 
rechtigkeit verlangt aber, daß diese Personen, 
ähnlich wie die in § 539 Abs. 1 Nr. 5 b RVO 
bereits jetzt erfaßten Personen, in den Genuß 
des Unfallversicherungsschutzes gelangen und 
die Allgemeinheit für die Folgen eines Un- 
falls, insbesondere des Wegeunfalls bei Be- 
nutzung von Kraftfahrzeugen eintritt. Sie 
sind beim Bund, den Ländern oder Gemein- 
den je nach der Art ihrer ehrenamtlichen 
Tätigkeit versichert. 

Für Witwen und Waisen verbessert der Ent- 
wurf die soziale Sicherung in mehrfacher 
Weise, indem er sich an die Entwürfe der 
Rentenversicherungsgesetze anlehnt. In An- 
lehnung an das Unverfallversicherungs-Zu- 
lagegesetz von 1952 behält er die Mindest- 
renten bei. 

Für die Kapitalabfindung will der Entwurf 
in der Unfallversicherung neue Wege be- 
sdireiten. Ähnlich wie das Bundesversor- 
gungsgesetz bringt er eine darlehensweise 
Vorauszahlung der Rente für einen längeren 
Zeitabschnitt, wenn mit dem Kapitalbetrag 
ein bestimmter Zweck, z. B. der Erwerb 
von Grund- oder Gebäudeeigentum erstrebt 
wird. Er läßt dann nach Ablauf eines lOjäh- 
rigen Zeitraums die Rente wieder im alten 
Umfang aufleben. Mit dieser Lösung soll den 
häufigen Klagen der endgültig bis an ihr 
Lebensende wegen ihrer Rente Abgefundenen 
entsprochen werden. 

Es ist aber in dem Entwurf nicht allein den 
berechtigten Wünschen der Verletzten Rech- 
nung getragen worden. Nicht zuletzt hängt 
die Tatsache, daß den Verletzten der soziale 
Schutz der Unfallversicherung schnell und 
umfassend gewährt wird, von einer reibungs- 
los arbeitenden Verwaltung der Versicherungs- 
träger ab. Einzelne Vorschriften, mit denen 
verschiedenen Berufsgenossensdiaften eine 
Sonderregelung zuteil wurde, wie der Tief- 
bau-Berufsgenossenschaft hinsichtlich der Auf- 
bringung der Mittel, sind beseitigt worden. 
Den Berufsgenossenschaften ist im übrigen 
die Möglichkeit gegeben worden, durch ihre 
Satzung das Beltragsredit so beweglich zu 
gestalten, daß sie möglidist rasch In den 
Besitz der erforderlichen Betriebsmittel ge- 
langen. Der Bestand an Betriebsmitteln ist 
nadi oben auf das Eineinhalbfache und nach 
Maßgabe der Satzung auf das Zweifache des 
Jahresbetrages des Geschäftsaufwandes be- 


67 



grenzt worden. In den Kassen der Versiche- 
rungsträger sollen keine für sie überflüssigen 
Gelder gehortet und den Unternehmern von 
ihnen benötigte Betriebsmittel entzogen wer- 
den. Soweit die Betriebsmittel bei Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes den eineinhalbfachen Jah- 
resbedarf überschreiten, sollen sie zur Bei- 
tragssenkung verwandt werden. Die Höhe 
der von den Genossenschaften zu bildenden 
Rücklage Ist auf ein vertretbares Maß zurück- 
geführt worden, zumal da es sich immer 
wieder gezeigt hat, daß die Rücklage in 
Katastrophenfällen für den ihr zugedachten 
Zweck doch nicht zur Verfügung steht. Denn 
auch sie ist Immer wieder, wie die Erfahrung 
gelehrt hat, regelmäßig der Entwicklung der 
Zeit zum Opfer gefallen. 

Schließlich ist in der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung das Beitragsrecht um- 
gestaltet und modernen Erfordernissen, ins- 
besondere unter Betonung des Einheitswert- 
maßstabes angepaßt worden. 

Modernen Erfordernissen genügte auch der 
besondere Zweig der See-Unfallversicherung 
nicht mehr. Hier sind Änderungen vorge- 
nommen, die insbesondere an die Entwicklung 
der Seefahrt nach 1945 anschließen. 

Der Umstand, daß die Unfallversicherung 
mit Recht immer wieder ihre Bedeutung als 
besonderen Sozialversicherungszweig hervor- 
gehoben hat, ließ es geboten erscheinen, die 
Folgen eines Arbeitsunfalls allein von der 
Unfallversicherung tragen zu lassen. Die 
Träger der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung sollen lediglich die Kosten der ambu- 
lanten Behandlung des Unfallverletzten über- 
nehmen und im übrigen nur als Beauftragte 
der Unfallversicherungsträger tätig werden. 

Der Entwurf will zuletzt die Rechts- und 
Gesetzeseinheit auf dem Gebiet der Unfall- 
versicherung wiederherstellen. 

Nach dem Krieg hatte sich im jetzigen Bun- 
desgebiet, wenn auch nicht in allzustarkem 
Maße, unterschiedliches Recht in der Unfall- 
versicherung herausgebildet. Dieses partielle 
Bundesrecht ist, soweit als möglich, wieder 
auf eine bundeseinheitliche Linie gebracht 
und das Notverordnun^srecht beseitigt wor- 
den. 

Umfassender war in der Unfallversicherung 
die Wiederherstellung der Gesetzeseinheit. 
Zahlreiche Gesetze, Verordnungen und Erlasse 
sind wieder in das Dritte Buch der Reichs- 
versicherungsordnung übernommen worden. 
Die der Neuregelung entgegenstehenden Vor- 


schriften und Bestimmungen sind außer 
Kraft getreten. Der neue Text des Dritten 
Buchs ist den staatsrechtlichen Erfordernis- 
sen angepaßt worden. Durch alle diese Maß- 
nahmen hat die Unfallversicherungsgesetz- 
gebung zum Nutzen der Versicherten und 
Versicherungsträger wieder an Übersichtlich- 
keit gewonnen. 

B. Finanzieller Teil 

Die durch die Neuregelung des Rechts der 
gesetzlichen Unfallversicherung im Jahre 
1957 entstehenden Mehraufwendungen an 
Leistungen für Versicherte und Hinterblie- 
bene sind in der nachstehenden Übersicht auf- 
geführt. Die vorgesehenen Leistungsverbes- 
serungen bewirken einen gesamten Mehrauf- 
wand im Jahre 1957 von 342,3 Mio DM. 
Davon entfallen 216,2 Mio DM auf die Geld- 
leistungen an Versicherte, die insbesondere 
durch die Angleichung der Renten an das 
aktuelle Lohnniveau verursacht werden. Hin- 
zu treten die Erhöhungsibeträge zur Anhe- 
bung niedriger Verletzten- und Hinterblie- 
benenrenten auf die Mindestbeträge, ferner 
Erhöhungen der Kinderzulagen. 

Finanzielle Auswirkungen beträchtlichen 
Umfangs haben darüber hinaus die nunmehr 
seitens der gesetzlichen Unfallversicherung zu 
gewährende Zahlung von Krankengeldern 
an alle Verletzte und Erkrankte (statt wie 
bisher nur an Empfänger, die gemäß § 559 d 
und § 559 Abs. 2 RVO keinen Krankengeld- 
anspruch gegen die soziale Krankenversiche- 
rung geltend machen konnten) sowie die 
Übernahme der Kosten stationärer Behand- 
lung von Unfallverletzten durch die Träger 
der Unfallversicherung. Die vorgesehenen 
Maßnahmen werden eine entsprechende Ent- 
lastung der Träger der sozialen Krankenver- 
sicherung bewirken, so daß der reine Mehr- 
aufwand, der durch die Neuregelung des 
Rechts der gesetzlichen Unfallversicherung 
verursacht wird, wesentlich geringer ist, als 
es eine isolierende Betrachtung der Ausgabe- 
posten der Aufwandstabelle erscheinen läßt. 
Die Übersicht zeigt letztlich, in welcher 
Weise die verschiedenen Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung von den Änderungen des 
Leistungsrechts betroffen werden. Während 
die gewerblichen Berufsgenossenschaften er- 
wartungsgemäß den größten Anteil an den 
zusätzlichen Aufwendungen tragen, werden 
auch die landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften wegen grundlegender Änderun- 
gen der Leistungsgewährung relativ hohe zu- 
sätzliche Finanzaufwendungen zu erbringen 
haben. 


68 



Die durdi die Neuregelung des Rechts der gesetzlidien Unfallversicherung 
im Jahre 1957 entstehenden Mehraufwendungen an Leistungen 

Mio DM 



Voraussichtliche Aufwendungen 

Voraussichtliche Aufwendungen 


Voraussichtliche 


Art 

der 

im Jahre 

1957 vor der 

im Jahre 

1957 nach der 

Mehraufwendungen 

im Jahre 1957 


Umstellung 



Umstellung 



nach der Umstellung 

Leistung 


Versicherungsträger 



Versicherung 

sträger 



Versicherungs 

träger 



A 

B 

C 

D 

E 

A 

B 

C 

D 

1 ^ 

A 

B 

C 

D 

E 

Renten an Verletzte 

356,3 

86,6 

8,2 

41,4 

492,5 

438,9 

106,2 

10,1 

51,5 

606,7 

82,6 

19,6 

1,9 

10,1 

114,2 

Renten an Witwen 
und Witwer 

133,8 

15,1 

2,8 

19,8 

171,5 

191,7 

21,6 

4,1 

28,4 

245,8 

57,9 

6,5 

1,3 

8,6 

74,3 

Renten an Waisen 

32,6 

3,8 

0,9 

6,3 

43,6 

36,4 

4,2 

1,0 

7,0 

48,6 

3,8 

0,4 

0,1 

0,7 

5,0 

Renten an Eltern 

1,6 

0,2 

0,0 

0,2 

2,0 

1>7 

0,2 

0,0 

0,2 

2,1 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,1 

Mehraufwendungen 
an Kinderzulagen 






4,4 

4,4 

0,1 

0,4 

' 9,3 

4,4 

4,4 

0,1 

0,4 

9,3 

Erhöhung der Ver- 
letzten-Renten auf 
















Mindestbetrag 






0,8 

0,2 

0,0 

0,1 

1,1 

0,8 

0,2 

0,0 

0,1 

1,1 

Erhöhung der 
Witwen- und 
Witwerrenten auf 
Mindestbetrag 






3,4 

0,4 

0,0 

0,5 

4,3 

3,4 

0,4 

0.0 

0,5 

4,3 

Mehraufwand für 
Waisenrenten 






5.9 

0,7 

0,1 

1.2 

7,9 

5,9 

0,7 

0,1 

1,2 

7,9 

Summe 1 

524,3 

105,7 

11,9 

67,7 

709,6 

683,2 

137,9 

15,4 

89,3 

925,8 



3,5 



^Tehraufwand für 
Krankengeld 






71,7 

14,1 

2,1 

9,7 

97,6 

1 

71,7 

14,1 

2,1 

9,7 

97,6 

Mehraufwand für 
stationäre Krankcn- 
behandlung 










1 






14.2 

2.8 

0,4 

1,9 

! 19,3 

14,2 

2,8 

0,4 

1,9 

19,3 

Abfindungen 
an Verletzte 

5,9 

2,5 

0,1 

0,8 

! 9.3 

7,3 

3,1 

0,1 

1,0 

I 11,5 

1,4 

0,6 

0,0 

0,2 

2,2 

Pflegegeld 

5,3 

0,8 

0,0 

0,9 

7.0 

6,6 

1,0 

0,0 

1.0 

8,6 

1 

1,3 

0,2 

0,0 

0,1 

1,6 

Sterbegeld 

2.1 

0,2 

0,0 

0,1 

i 2,4 

2,2 

0,6 

0,0 

0,1 

2,9 

0.1 

0,4 

0,0 

0,0 

0,5 

Abfindungen an 
Witwen und Witwer 

1.3 

0,1 

0,0 

0,2 

1,6 

5,0 

0,5 

0,0 

1.0 

6,5 

3,7 

0.4 

0,0 

0,8 

4,9 

Summe 2 

14,6 

3,6 

0,1 

2,0 

20,3 

107,0 



14,7 

' 146,4 

92,4 

18,5 

2,5 

12,7 

126,1 

insgesamt 

538,9 

109,3 

12,0 

69,7 

729,9 

790,2 

160,0 

18,0 

104,0 

1072,2 

251,3 

50,7 





Die Versicherungsträger A bis E bedeuten; 

A ~ gewerbliche Berufsgenossenschaften 
B = landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 
C = Gemeindeunfallversicherungsverbände 
D — Ausführungsbehörden 
E = sämtliche Versicherungsträger 
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C. Besonderer Teil 

Zu § 537 

Entsprechend dem Entwurf des ArVNG sind 
die Aufgaben der Unfallversidierung zu- 
sammenfassend vorangestellt worden. Die 
der Unfallversicherung gesteckten Ziele sind 
nach ihren Schwerpunkten geordnet. In 
erster Linie sollen Unfälle verhütet werden. 
Ist aber ein Arbeitsunfall eingetreten, sollen 
seine Folgen beseitigt und, falls dies nicht 
möglich ist, der Schaden ersetzt werden. In 
welchem Umfange diese Aufgaben erfüllt 
werden sollen, ergibt sidi aus der Einzelrege- 
lung dieses Gesetzes. 

Zu § 538 

In dieser Vorschrift werden aus Gründen 
der Übersicht lediglich die bisherigen Zweige 
der Unfallversicherung einzeln aufgeführt. 

Zu § 539 Abs. 1 Nr. 3 

Die Änderung ergibt sich aus der Neuorga- 
nisation des Deutschen Roten Kreuzes. Das 
Technische Hilfswerk ist an die Stelle der 
früheren Technischen Nothilfe getreten. 

Zu § 539 Abs. 1 Nr. 4 

Nr. 4 enthält Abweichungen gegenüber dem 
Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiet des zivilen Luftschutzes (§ 34). 
Die eine Änderung besteht darin, daß die 
Personen, die Luftschutzdienst leisten, nur 
durch eine zuständige Stelle herangezogen 
zu sein brauchen, um den Versicherungs- 
sdiutz zu erhalten. Es wird Fälle geben, in 
denen für die Heranziehung zum Luftschutz- 
dienst mehrere Stellen zuständig sein kön- 
nen. Für den Versicherungsschutz müßte es 
dann aber genügen, wenn nur eine von 
mehreren Stellen die Heranziehung ange- 
ordnet hat. 

Es sind weiterhin nadi den Worten „Gefahr 
im Verzüge ist“ die Worte eingefügt wor- 
den „oder zu sein scheint“. Der Unfallver- 
sldierungsschutz muß auch dann gewähr- 
leistet sein, wenn objektiv eine Gefahr nicht 
Vorgelegen hat, der den Luftschutzdienst 
Leistende dies aber nach Lage der Umstände 
annehmen mußte. 

Mit den Änderungen soll eine Erweiterung 
des Unfallschutzes auf diejenigen Personen, 
die Luftschutzdienst leisten, in allen vor- 
hersehbaren und vertretbaren Fällen sicher- 
gestellt werden. 


Zu § 539 Abs. 1 Nr. 5 

Die bisherige Fassung ist dahin ergänzt wor- 
den, daß auch diejenigen F*ersonen, die auf 
Grund einer rechtlichen Verpflichtung unter 
eigener Gefahr für Leben und Gesundheit 
tätig werden, Unfallversicherungsschutz ge- 
nießen. Die Einschränkung des Umfangs der 
Versicherung auf Tätigkeiten, die ohne be- 
sondere rechtliche Verpflichtung vorgenom- 
men werden, kann zu Härten führen. So hat 
in der Rechtsprechung die Hilfeleistung eines 
Ehemannes für seine Ehefrau zur Rettung 
vor dem Tode des Ertrinkens in dem Falle 
zu Schwierigkeiten geführt, in dem der Ehe- 
mann bei der Rettung seiner Frau ums Leben 
gekommen ist. Hier hat der Ehemann nicht 
ohne besondere rechtliche Verpflichtung ge- 
handelt, da er auf Grund eines familien- 
rechtlichen Pflichtverhältnisses tätig gewor- 
den ist. 

Buchstabe c 

Wenn die Personen, die zu Blutspenden her- 
angezogen werden, unter Versicherungs- 
sdiutz stehen, wird das Wort „herangezogen“ 
dem Sachverhalt nicht immer gerecht und 
hat in diesem Zusammenhang auch einen 
unrichtigen Klang, Die Tatsache, daß Blut 
gespendet wird, würde genügen. 

Buchstabe d 

Der Versicherungsschutz kann sich nicht nur 
darauf beziehen, daß einem Amtsträger des 
Staates Hilfe geleistet wird; die Rechtsgleich- 
heit verlangt nach einer Ergänzung, daß 
auch durch die Gemeindepolizei oder eine 
sonstige kommunale Dienststelle herange- 
zogene Personen Unfallversicherungsschutz 
genießen. 

Zu § 539 Abs. 1 Nr. 6 

Eine große Anzahl ehrenamtlich tätiger Per- 
sonen erfüllt staatsbürgerliche Aufgaben auf 
dem Gebiete der Rechtspflege. Insoweit ver- 
dienen die Laienrichter in der ordcntliclien 
Geriditsbarkeit (Schöffen und Geschworene 
sowie beisitzende Richter in den Kammern 
für Handelssachen der Landgerichte) und die 
Laienrichter in der Rechtsprechung der All- 
gemeinen Verwaltungs-, der Finanz-, Arbeits- 
und Sozialgerichte hervorgehoben zu wer- 
den. Darüber hinaus übt eine Reihe weiterer 
Personen eine ehrenamtliche Tätigkeit in der 
gemeindlichen Selbstverwaltung und bei son- 
stigen Selbstverwaltungskörpersdiaften aus. 
Alle diese Personen sind vielfach, insbeson- 
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dere bei der Anreise an den Sitz ihrer ehren- 
amtlichen Tätigkeit und bei ihrer Heimfahrt 
Unfallgefahren ausgesetzt. Ein Gebot der Ge- 
rechtigkeit verlangt, daß sie gegen diese Un- 
fallgefahren geschützt sind. 

Nach den bisherigen Vorschriften war dies 
nicht der Fall, da sie nicht mit Sicherheit in 
den versicherten Personenkreis des § 537 ein- 
zugliedern waren. Die Beamtengesetze des 
Bundes und der Länder gewähren keinen 
ausreichenden Schutz. So können zwar nach 
§ 177 BBG Ehrenbeamte wie im Dienst ver- 
letzte Beamte behandelt werden. Die viel 
größere Anzahl ehrenamtlich tätiger Perso- 
nen ist aber, abgesehen von der Kannvor- 
schrift des § 177 BBG zugunsten der Ehren- 
beamten, im Falle eines Dienstunfalls nicht 
geschützt. Grundsätzlich geht zwar der § 539 
für den Versicherungsschutz von dem Be- 
stehen eines Arbeits-, Dienst- oder Lehrver- 
hältnisses aus. Es entspricht dem Grundge- 
danken der gesetzlidien Unfallversicherung, 
daß die Unternehmer mit dem ihren Arbei- 
tern gewährten Unfallversicherungsschutz ihre 
Haftpflicht aus bürgerlich-rechtlichen Haf- 
tungstatbeständen ablösen. Zwingende so- 
zialpolitische Erwägungen haben dann aber 
dazu geführt, auch weitere Personen in den 
Unfallversicherungsschutz einzubeziehen. So 
ist im Laufe der Jahre die Unfallver- 
sicherung vornehmlich auch auf solche Per- 
sonen ausgedehnt worden, die aus sitt- 
lichen Gründen im Interesse der Allgemein- 
heit tätig geworden sind. Das sind insbe- 
sondere die Personen der Nr. 5 des § 539 
Abs. 2. Im Hinblick hierauf erscheint es ver- 
tretbar, den Versicherungsschutz auch auf die 
zur Erfüllung staatsbürgerlicher Aufgaben 
herangezogenen ehrenamtlichen Personen zu 
erstrecken. 

Staatsbürgerliche Aufgaben können nur dann 
anerkannt werden, wenn rechtliche Beziehun- 
gen einer Person zu einer Öffentlich-recht- 
lichen Körperschaft begründet sind. Ob diese 
öffentlich-rechtliche Körperschaft eine Ge- 
bietskörperschaft ist oder nicht, ist unerheb- 
lich. Im Hinblick auf das Fehlen des aus- 
schließlich ehrenamtlichen Charakters der 
Tätigkeit der Bundes- und Landtagsabgeord- 
neten (die Bundestagsabgeordneten erhalten 
eine Entschädigung) fällt dieser Personen- 
kreis nicht unter § 539 Abs. 1 Nr. 6. 

Soweit Ehrenbeamte Versicherungsschutz ge- 
nießen, muß die Vorschrift des § 177 BBG 
der Vorschrift des § 539 Abs. 1 Nr. 6 


weichen, zumal im § 177 BBG lediglich eine 
Kann-Leistung gewährt wird. 

Zu § 539 Abs. 1 Nr. 8 

Soweit ehemals auch Heimarbeiter als ver- 
sicherte Personen aufgeführt waren, erscheint 
dies überflüssig, da sie bereits nach § 539 
Abs. 1 Nr. 1 gegen Arbeitsunfälle gesetzlich 
versichert sind. 

Es läge-nahe, den Begriff des Hausgewerbe- 
treibenden aus dem Heimarbeitsgesetz in 
die Unfallversicherung zu übernehmen. Der 
Begriff des Hausgewerbetreibenden ist aber 
für alle Versidierungszweige im Ersten Buch 
(Gemeinsame Vorschriften der RVO, § 162) 
festgelegt. Eine etwa notwendige Anpassung 
dieses Begriffes an inzwisdien erfolgte ge- 
setzliche Regelungen sollte bei der im An- 
schluß an die durchgeführte Neuregelung 
des Rechts der einzelnen Zweige der Sozial- 
versicherung vorzunehmenden Neuregelung 
der gemeinsamen Vorschriften erfolgen. 

Zu § 539 Abs. 1 Nr. 9 

Die Personen, die in der landwirtschaftlichen 
Selbstverwaltung tätig sind, brauchen in 
Nr. 9 nicht mehr erwähnt zu werden. So- 
weit sie Beschäftigte in Unternehmen der 
landwirtschaltlidien Selbstverwaltung sind, 
sind sie bereits nach Nr. 1 versichert. Soweit 
diese Personen für Einrichtungen der land- 
wirtschaftlichen Selbstverwaltung ehrenamt- 
lich tätig sind (z. B. für die Landwirtschafts- 
kammern), werden sie in Nr. 6 erfaßt. Die 
ehrenamtlich tätigen Personen bei landwirt- 
schaftlichen Interessenverbänden sollen von 
dem Unfall Versicherungsschutz ausgeschlossen 
sein. Der Rechtsprechung muß die Entschei- 
dung der Frage Vorbehalten bleiben, ob im 
Einzelfalle eine Person für eine Interessen- 
vereinigung oder für ein landwirtschaftliches 
Unternehmen tätig geworden ist. 

Zu § 539 Abs. 1 Nr. 10 

Mit dieser Vorschrift Ist der Versicherungs- 
schutz auf die Küstenschiffer erstreckt wor- 
den. 

Zu § 539 Abs. 1 Nr. 11 

Die Begriffe „berufliche Ausbildung'* und 
„berufliche Fortbildung“ gehen mitunter in- 
einander über und lassen sich infolgedessen 
schwer gegeneinander abgrenzen. Es ersdieint 
aber angezeigt, sowohl die Aus- wie Fort- 
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bildung in den in Nr. 11 auf geführten Ein- 
richtungen unter Versicherungsschutz zu 
stellen. 

Zu § 539 Abs. 1 Nr. 12 
Die Erfassung „aller“ Personen, die beim 
Bau eines Familienheimes im Rahmen der 
Selbsthilfe tätig sind, soll in Nr. 12 klar- 
stellen, daß die Vorsdirift nicht etwa nur für 
diejenigen Selbsthelfer, die bisher noch nicht 
versichert waren, sondern audi für solche 
gilt, die sonst unter Umständen nach Abs. 1 
Nr. 1 oder Absatz 2 versichert waren. Eine 
einheitliche Regelung für alle Selbsthilfe 
leistenden Personen ist insbesondere mit 
Rücksidit auf die Beitragsbefreiung nach 
§ 753 erforderlich. 

Zu § 539 Abs. 1 Nr. 13 
Die bei der Erstellung von Dauerkleingar- 
tenanlagen mitwirkenden Personen verdie- 
nen den gleidien Unfallversicherungsschutz, 
wie ihn die Selbsthelfer bereits durdi die 
Vorschriften des Zweiten Wohnungsbau- und 
Familienheimgesetzes erhalten haben. 

Zu § 539 Abs. 2 

Die bisherige Vorschrift § 537 Nr. 10 ist in 
Absatz 2 mit anderen Worten wiederholt 
worden. Bei der Neuformulierung ist von 
den Voraussetzungen, die die Rechtsprechung 
an die Anwendbarkeit der Nr. 10 geknüpft 
hat, ausgegangen worden. 

Zu § 540 

Diese Vorschrift ist dem Gesetz über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung angepaßt, durch das der § 537 a einge- 
fügt worden ist. 

Zu § 541 

Wenn auch ein großer Kreis der unter das 
Gesetz über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung fallenden Personen 
gemäß § 540 gegen Arbeitsunfälle versichert 
ist, ersdaeint es doch notwendig, darüber 
hinaus auch soldie Personen gegen Arbeits- 
unfälle zu versichern, die auf Veranlassung 
eines bestimmten Unternehmers mit diesem 
zur Anbahnung eines Arbeitsverhältnisses 
Fühlung nehmen oder auf seine Veranlassung 
Arbeits- oder Verträglichkeitsproben ab- 
legen. 

Zu § 542 

Die Pflichtarbeiter, die von den Trägern der 
öffentlichen Fürsorge zu Maßnahmen der 


Arbeitsfürsorge herangezogen werden (§19 
RFV) sind bisher nach § 537 Nr. 10 als ver- 
sichert angesehen worden. Das war aber nicht 
unzweifelhaft. Um ihnen in jedem Falle den 
Unfallversicherungssdiutz sicherzustellen, er- 
scheint eine besondere Hervorhebung dieses 
Personenkreises notwendig. 

Zu § 543 

Die bisherige Ermächtigung des Bundesmi- 
nisters für Ar^beit, weitere Personenkreise zu 
bezeichnen und dadurch den Kreis der kraft 
Satzung versicherungspfliditigen Personen zu 
erweitern, ist weggefallen, da sich für eine der- 
artige Ermächtigung bisher kein Bedürfnis er- 
geben hat und eine solche Ermäditigung auch 
verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet. 

Im übrigen ist die Vorschrift sowohl dem Ge- 
setz über das Seelotswesen vom 13. Oktober 
1954 (Bundesgesetzbl. II S. 1039) als auch 
der Verordnung zur Einführung der Lotsen- 
ordnung für den Oberrhein vom 15. Juni 1956 
und der Lotsenordnung vom gleichen Tage 
(Bundesgesetzbl. II S. 706) angepaßt worden. 

Zu § 544 

Mit dieser Vorschrift wird der Satzung das 
Bestimmungsrecht darüber eingeräumt, un- 
ter welchen Bedingungen zwei bestimmte 
Personengruppen gegen Unfälle versichert 
sein sollen. Einmal soll sich der Versicherungs- 
schutz auf die Personen erstrecken, die Im Be- 
nehmen mit dem Unternehmer die Betriebs- 
stätte besuchen oder auf ihr verkehren und 
nicht im Unternehmen beschäftigt sind. Zum 
anderen sollen auch die Mitglieder der Or- 
gane und Ausschüsse der Verbände der Ver- 
sicherungsträger bei ihren Tätigkeiten in 
ihren Organen und Ausschüssen versichert 
sein. 

Für die erste Gruppe ergibt sich das Bedürf- 
nis zum Unfallversicherungsschutz aus der 
Tatsache, daß sie sich im Einvernehmen mit 
dem Unternehmer auf der Betriebsstätte auf- 
hält und im Interesse des Unternehmens tätig 
Ist. Die andere Gruppe verdient den Unfall- 
versicherungsschutz, weil sie für die Sozial- 
versicherung wertvolle Dienste leistet, von 
dem gesetzlichen Unfallversicherungsschutz 
des § 539 Abs. 1 Nr. 6 deshalb nicht er- 
faßt ist, weil einzelne Verbände keinen 
öffentlich-rechtlichen Charakter tragen. Das 
trifft Insbesondere für den Hauptverband 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften und 
den Verband der Deutschen Rentenversiche- 
rungsträger zu. 
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Der frühere Hinweis auf den bisherigen 
§ 539 Abs. 3 ist gestrichen worden, da die 
Satzung regeln kann, ob überhaupt Beiträge 
von dem Unternehmer erhoben werden sol- 
len und ob Im Falle der Erhebung von Bei- 
trägen Folgen hinsichtlich des Versicherungs- 
schutzes an die Beitragszahlung geknüpft 
werden sollen. 

Zu § 545 Abs, 1 Nr, 1 

Die Richter sind wegen der im Grundgesetz 
getroffenen Unterscheidung zwischen Beam- 
ten und Richtern besonders erwähnt. Der 
Erwähnung der Ehrenbeamten bedarf es 
nicht, da sie nach § 539 Abs. 1 Nr. 6 kraft 
Gesetzes versichert sind, und die Mußleistun- 
gen der Unfallversicherung durch die Kann- 
leistungen des § 177 BBG nicht berührt wer- 
den können. 

Zu § 545 Abs. 1 Nr, 2 

Im Rahmen des Soldatenversorgungsgeset- 
zes wird den Soldaten und einer bestimmten 
Gruppe von Wehrdienstpflichtigen, die noch 
nicht als Soldaten angesehen werden, Versor- 
gung gewährleistet. Insoweit ihnen Versor- 
gung nach wehrrechtlichen Gesichtspunkten 
gewährleistet Ist, besteht kein Bedürfnis für 
einen Unfallversicherungsschutz, Soweit Ihnen 
nach wehrrechtlichen Gesichtspunkten eine 
Versorgung nicht gewährleistet ist, weil bei- 
spielsweise der ursächliche Zusammenhang mit 
dem Dienst nicht erwiesen ist, kommt eine 
Ausnahme von dem Versicherungsschutz 
nicht in Frage. Insoweit sind diese Personen 
unfallversichert. 

Zu § 545 Abs. 1 Nr. 5 

Die bisherige Ausdrucksweise „bei ihrer frei- 
beruflichen Tätigkeit“ ist ihrem Inhalt nach zu 
unbestimmt. Der Begriff der freiberuflichen 
Tätigkeit wird häufig dem Begriff der gewerb- 
lichen Tätigkeit gegenübergestellt. Wenn der 
Begriff so verstanden wird, eignet er sich nicht 
zur Abgrenzung hinsichtlich der Heilprakti- 
ker, denn die Tätigkeit der Heilpraktiker ist 
nach § 1 Abs. 2 des Heilpraktikergesetzes eine 
berufs- oder gewerbsmäßig vorgenommene 
Tätigkeit. Nadi einer anderen Auffassung 
kann eine solche Gegenüberstellung nicht all- 
gemein vorgenommen werden. Es gibt danach 
auch Tätigkeiten, die gleichzeitig freiberuf- 
licher und gewerblicher Art sind. Das Bundes- 
verfassungsgericht hat dies z.B. für die Tätig- 
keit des Apothekers angenommen. So betrach- 
tet, eignet sich der Begriff „freiberufliche Tä- 
tigkeit“ nicht zur Abgrenzung hinsichtlich der 
Apotheker. 


Für Reditanwälte und Notare bedeutet 
die neue Fassung gegenüber der bisher gel- 
tenden keine Änderung. Rechtsanwälte als 
solche sind weiterhin nicht versicherungs- 
pfliditig. Soweit ein Rechtsanwalt gleichzei- 
tig neben seinem Anwaltsberuf noch in 
einem Angestelltenverhältnis als Syndikus 
tätig Ist, kann er für diese letztere abhän- 
gige Tätigkeit nach den allgemeinen Vor- 
schriften der Versicherungspflicht unterwor- 
fen sein. 

Die Tierärzte sind nach wie vor nicht für ver- 
sicherungsfrei erklärt, da sie bei Ihrer beruf- 
lichen Tätigkeit besonders gefährdet erschei- 
nen und deshalb der Versicherungsschutz nach 
§ 539 Abs. 1 Nr, 2 gerechtfertigt ist. 

Die Dentisten mußten nach wie vor mit aufge- 
führt werden, da es auch heute noch eine 
Gruppe von tätigen Dentisten gibt, mag sich 
auch die Zahl der Dentisten in Zukunft nicht 
vermehren. 

Zu § 545 Abs. 1 Nr. 6 

Die Änderung Ist redaktioneller Natur. 

Zu § 545 Abs. 2 

Nach der Auffassung des früheren Reichs- 
versicherungsamtes sollten die versicherungs- 
freien Personen des bisherigen § 541 von der 
Möglidikeit einer freiwilligen Versicherung 
schlechthin ausgeschlossen sein. Diesem 
Standpunkt Ist die frühere Sdiiedsstelle der 
Berufsgenossenschaften ln einem Rechts- 
gutachten vom 2. Januar 1953 entgegenge- 
treten. Der Streit der Meinungen soll jetzt 
durch Ergänzung des Gesetzes beseitigt wer- 
den. 

In § 545 müssen zwei Gruppen von versidie- 
rungsfreien Personen unterschieden werden. 
Die erste Gruppe bezieht sich auf die Perso- 
nen, die vom Versicherungsschutz deshalb 
ausgenommen sind, weil ihre Versorgung im 
Falle einer Dienstbeschädigung anderweitig 
gewährleistet ist. Daneben gibt es eine wei- 
tere Gruppe von Personen, von denen der 
Gesetzgeber angenommen hat, daß sie Im 
Hinblick auf ihr Einkommen keinen Unfall- 
versicherungsschutz nötig hätten und ihnen 
eine private Unfallvorsorge zugemutet wer- 
den könne. Es erscheint billig, der letztge- 
nannten Gruppe die Möglichkeit einzuräu- 
men, sich auch freiwillig den Schutz der ge- 
setzlichen Unfallversicherung zu sichern. 
Darüber hinaus soll im Rahmen der erstge- 
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nannten Gruppe, gleichgültig ob die lebens- 
längliche Versorgung gewährleistet ist oder 
nicht, dem Unternehmer bzw. dem Haus- 
haltsvorstand das Recht eingeräumt werden, 
diese Personen gegen Arbeitsunfälle zu ver- 
sichern. 

Zu § 546 

Die Vorschrift erhält in den genannten Fäl- 
len eine Konkretisierung des in der gesetz- 
lidien Unfallversicherung geltenden Grund- 
satzes, nach dem Tätigkeiten in der Privat- 
sphäre nicht den Tätigkeiten zuzurechnen 
sind, die unter den Schutz der gesetzlichen 
Unfallversicherung fallen. 

Die gleiche Regelung, wie sie der § 546 vor- 
sieht, hatte das Land Württemberg mit sei- 
nem Gesetz vom 12. Januar 1948 (RegBl. 
S. 18) getroffen. Mit dem Inkrafttreten des 
Grundgesetzes ist dieses württembergische 
Gesetz nach Art. 125 des Grundgesetzes par- 
tielles Bundesrecht geworden. Der Inhalt des 
Gesetzes entspricht berechtigten Wünschen 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossensdiaf- 
ten, weil die erwähnten Personenkreise für 
die Berufsgenossenschaften nur sdiwer zu er- 
fassen sind und deshalb den auf die Berufs- 
genossenschaften zukommenden Lasten keine 
entsprechenden Beitragseinnahmen gegen- 
überstehen. Das württembergische Gesetz 
von 1948 ist im übrigen auch im Saarland 
ln ähnlicher Fassung in Kraft getreten. Auch 
Bayern hatte eine entsprechende gesetzliche 
Regelung vorgesehen, gegen deren Rechts- 
wirksamkeit allerdings Bedenken wegen nicht 
ordnungsmäßiger Verkündung des Gesetzes 
vorgetragen worden sind. Durch die Einfü- 
gung des § 546 wird aus dem partiellen Bun- 
desrecht für den gesamten Geltungsbereich 
des Grundgesetzes Bundesrecht geschaffen. 

Nr. 3 

Nach § 546 Nr. 3 sind Fischerei- und Jagd- 
gäste nicht unfallversichert. Wenn solche Per- 
sonen aber im Einzelfall Tätigkeiten wahr- 
nehmen, die dem Jagdunternehmen dienen 
(z. B. Jagd auf Wildschweine wegen Verhü- 
tung von Wildschäden), so ist Versicherungs- 
schutz nach § 539 Abs. 2 gegeben. 

Zu § 547 

Wie vor dem Kriege sind mehrere deutsche 
Reedereien wieder dazu übergegangen, Aus- 
länder auf deutschen Seefahrzeugen zu be- 
scliäftigen, die in außereuropäischen Gewäs- 
sern fahren. Es handelt sich hierbei haupt- 
säclilich um Inder, Indonesier, Malaien und 


Eingeborene von Nigeria. Die genannten Per- 
sonen gehen im ausländischen Hafen an und 
von Bord und kommen nldit in das Gebiet 
der Bundesrepublik. Nur in wenigen Fällen 
erfolgt eine Anmusterung durch die deutschen 
Musterungsbehörden (Konsulate). Auch wer- 
den diese Besatzungsmitglieder nicht nachdem 
Seeschiffahrtstarif entlohnt; vielmehr kom- 
men hier auf den Einzelfall abgestellte Son- 
dervereinbarungen der Reedereien zur An- 
wendung. 

Die im Küstengebiet des Niger beispielsweise 
angenommenen Einheimischen sind soge- 
nannte Kru-Boys, die nidit zur notwendigen 
Besatzung gehören, sondern das Schiff zum 
Zwecke der Beladung und Löschung beglei- 
ten. Außerdem helfen sie hin und wieder der 
Besatzung, um dieser die Arbeit in dem dor- 
tigen Klima zu erleichtern. Die Leute wech- 
seln oft. Darüber hinaus sind häufig die Per- 
sonalien dieser Ausländer nicht bekannt. Sie 
werden vielfach von einem sogenannten Spre- 
cher (headman) vertreten, der allein der Ver- 
bindungsmann zur Reederei ist und alle An- 
gelegenheiten regelt. 

Im einzelnen sind die Verhältnisse außer- 
ordentlich unterschiedlich. So beschäftigt die 
DDG „Hansa“, Bremen, in letzter Zeit auf 
einem Schiff (zwei weitere Schiffe sollen fol- 
gen) Laskaren (indische Seeleute), die auf 
längere Zelt eingestellt und als Mannschafts- 
dienstgrade eingesetzt werden. Auch diese 
Laskaren kommen nicht in das Gebiet der 
Bundesrepublik. 

Die ausrändlschen Seeleute der vorgenannten 
Art sind nach dem z. Z. geltenden Recht in 
allen Zweigen der Sozialversicherung ver- 
sichert. 

Da sie aber nicht in das Bundesgebiet kom- 
men, erhalten sie im allgemeinen keine Lei- 
stungen aus der deutschen Sozialversicherung. 
Im Einzelfall können zwischenstaatliche Ver- 
einbarungen oder internationale Überein- 
kommen auf dem Gebiet der Sozialversiche- 
rung eine andere Rechtslage schaffen. Die 
genannten Besatzungsmitglieder werden da- 
her im Regelfall von dem Reeder im Rah- 
men seiner Fürsorgepflicht nach der See- 
mannsordnung auf dessen Kosten betreut. 
Gleichwohl aber sind für diese Seeleute Bei- 
träge zur See-Sozialversicherung zu entrich- 
ten. Es erscheint jedoch nicht vertretbar, Bei- 
träge zu fordern, ohne dafür gegebenenfalls 
Leistungen aus der Versicherung gewähren zu 
müssen. Aus diesem Grunde erscheint es er- 
forderlich und unbedenklich, sie von der 
Versicherungspflicht zu befreien, um so mehr 
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als ihnen der auf 26 Wochen erstreckte 
Schutz der Reederfürsorge zugute kommt 
und in den Heuerverträgen ein weiterer Ver- 
sicherungsschutz nach den Bedürfnissen des 
Einzelfalles vereinbart werden kann. 

Mit Rücksicht darauf, daß die Fälle außer- 
ordentlich verschiedenartig sind und sich die 
Verhältnisse ständig andern, erscheint die 
Festlegung des zu befreienden Personenkrei- 
ses nur dem Rahmen nach im Gesetz durch- 
führbar. Da die Befreiung von der Versiche- 
rungspflicht auf Antrag nur im Bereich der 
See-Berufsgenossenschaft bedeutsam werden 
kann, erscheint es zweckmäßig, dem Bundes- 
versicherungsamt für den Einzelfall die Aus- 
übung des Befreiungsrechts in dem gesetzlich 
gegebenen Rahmen einzuräumen. 

Zu § 548 

Die freiwillige Versicherung der Unterneh- 
mer auf Antrag ist beibehalten und bezüglich 
der Lotsen der neueren gesetzlichen Regelung 
angepaßt worden. 

Zu § 549 

In Übereinstimmung mit der ständigen 
Rechtsprechung des ehemaligen Reichsver- 
sicherungsamts, dem sich auch die neuere 
Rechtsprechung der Sozialgerichte angeschlos- 
sen hat, gibt der Absatz 1 jetzt eine Definition 
des für die Unfallversicherung grundlegen- 
den Begriffs des Arbeitsunfalls. An dieser Be- 
griffsformulierung fehlte es bis jetzt. Die Bil- 
dung des Begriffs war der Rechtsprechung 
überlassen worden. Nachdem sie im Laufe 
der Jahre einheitliche Gestalt gewonnen hat, 
erschien die Neuformulierung des Absatzes 1 
gerechtfertigt. 

Wenn auf die Arbeitsschicht nicht mehr, wie 
das vielfach in der Rechtsprechung geschehen 
ist, abgestellt worden ist, soll damit der Aus- 
weitung des Begriffes „Arbeitsunfall" nicht 
Vorschub geleistet werden. Die Arbeitsschicht 
paßt nur für den eigentlichen Arbeitsunfall, 
nicht aber z. B. für den außerhalb der Ar- 
beitsschidit sich ereignenden Wegeunfall. 

Zu § 550 

Der Wegeunfall ist in dem bisherigen Um- 
fang weiterversichert. Die Rechtsprechung 
der Sozialgerichte hat in Verbindung mit der 
früheren Rechtsprechung des Reidis Versiche- 
rungsamts bestimmte Grundsätze herausge- 
arbeitet, wann der Versicherungsschutz be- 


ginnt und wann er endet. Eine weitere kasu- 
istische gesetzliche Regelung in dem Sinne, 
daß der Versicherungsschutz an der Woh- 
nungstür beginnt oder endet, würde in der 
Praxis nur zu einer weiteren Unsicherheit 
und unterschiedlidien Behandlung der Ver- 
sicherten führen. Es soll daher weiter der 
Rechtsprechung überlassen bleiben, Beginn 
und Ende des Versicherungsschutzes im Ein- 
zelfall zu bestimmen. 

Zu § 551 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung vom 23. Dezember 
1956 (BGBl. I S. 1018). 

Die abweichende Regelung in Nr. 1 der Vor- 
schrift stellt darauf ab, daß die Stellen, die 
Arbeitslose zur Erfüllung der Meldepflicht 
aufzusuchen haben, teilweise auch solche Stel- 
len sind, die nicht Dienststellen der Bundes- 
anstalt sind. 

Zu § 552 

Der Versicherungsschutz des § 541 bedarf 
einer Ergänzung hinsichtlich des Wegeunfal- 
les. Diesem Zwecke dient die neue Vorschrift. 

Zu § 553 

Die praktische Durchführung der bisher er- 
schienenen fünf Verordnungen über die Aus- 
dehnung der Unfallversicherung auf Berufs- 
krankheiten hat gezeigt, daß die zum Be- 
standteil der Verordnungen gemachten Listen 
der entschädigungspfliditigen Berufskrank- 
heiten jeweils bei Erscheinen der Verordnung 
zum Teil schon überholt waren, wie das er- 
fahrungsgemäß bei jeder enumerativen ge- 
setzlidien Regelung der Fall ist. Bei der ge- 
radezu stürmischen Entwicklung Industrieller 
und technischer Verfahren entstehen fort- 
laufend neue Gesundheitsgefährdungen für 
die Berufstätigen. Daher treten immer wie- 
der Härtefälle dadurch auf, daß bei einer 
Reihe von Erkrankungen die Eigenart der 
Berufsarbeit als Ursache der Gesundheits- 
schädigung nadigewiesen wird. Eine Aner- 
kennung als Berufskrankheit ist aber nicht 
möglich, weil die betreffende Erkrankung 
nicht in der Berufskrankheitenliste enthalten 
ist. Andererseits enthält die Liste eine Reihe 
von Krankheitsgruppen, bei denen nach den 
Statistiken der letzten Jahre nur noch ein- 
zelne Fälle entschädigt worden sind. 



Die Berufskrankheitenliste ist trotz der dem 
Enumerativprinzip anhaftenden Schwäche 
grundsätzlich beibehalten worden. Inhalt, 
Art und Ausmaß der Ermächtigung zum Er- 
laß der Rechtsverordnung sind im Absatz 2 
aufgeführt. Um den Trägern der Unfallver- 
sicherung aber die Möglichkeit zu geben, 
auch die von der Berufskrankheitenliste nicht 
erfaßten vorbezeichneten Härtefälle zu ent- 
schädigen, ist ihnen das Recht zugestanden 
worden, in Einzelfällen eine entschädigungs- 
pflichtige Berufskrankheit anzunehmen. 

Zu § 554 

Die Neuformulierung des bisherigen § 556 
dient der Klarstellung. 

Zu § 555 

Die bisherige Vorschrift des § 557 ist im Hin- 
blick auf den Fall einer Amnestierung der 
Straftat ergänzt worden. 

Zu § 556 

Mit dieser Vorschrift wird allgemein die Be- 
deutung der Unfallverhütung und die damit 
zusammenhängende Überwachung der Un- 
ternehmen sowie die Maßnahmen zur Ersten 
Hilfe herausgestellt. Im allgemeinen wird 
zwar damit auf Verpflichtungen der Mitglie- 
der der Versicherungsträger und zu einem ge- 
ringen Teile auch der Versicherten gegenüber 
den Trägern der Versicherung verwiesen. Die 
Einzelvorschriften über die Ünfallverhütung, 
Überwachung und Erste Hilfe gehören da- 
her aus systematischen Gründen In den Teil 
des Unfallversicherungsrechts, der sich mit 
den Pflichten der Mitglieder der Versiche- 
rungsträger diesen gegenüber beschäftigt. 
Wegen der vorrangigen Bedeutung der Un- 
fallverhütungs- und aller damit zusammen- 
hängenden Maßnahmen erschien jedoch der 
allgemeine Hinweis in dieser neuen Vor- 
schrift angezeigt. 

Zu § 557 

Diese Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 558. Soweit die Terminologie geändert ist, 
hat dies keine sachliche Bedeutung, sondern 
entspricht dem fortentwickelten Sprachge- 
brauch. Im übrigen Ist Absatz 2 dem bisheri- 
gen § 558 b Nr. 2 und dem § 14 BVG an- 
gepaßt. 

Zu § 558 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 558 a mit unwesentlichen Abweichungen. 


Durch die Ergänzung In Nr. 2 soll erreicht 
werden, daß der Verletzte auch zur Auf- 
nahm.e einer neuen Tätigkeit befähigt wer- 
den muß, der die Merkmale eines Berufes 
fehlen. 

Zu § 559 

Die bisherige Vorschrift des § 561 soll weg- 
fallen. An ihre Stelle tritt jetzt Abs. 2. 
Für die unfallbedingte Erwerbsunfähigkeit 
ist von der Individuellen Erwerbsfähigkeit 
unmittelbar vor dem Unfall auszugehen. Es 
ist festzustellen, welche Arbeiten der Ver- 
letzte nach seinen Kenntnissen und Fähigkei- 
ten vor dem Unfall leisten konnte, wie also 
der Zustand des Verletzten vor dem Unfall 
war. Diese vor dem Unfall bestehende Er- 
werbsfähigkeit ist mit 100 V. H. zu bewerten 
und mit der nach dem Unfall verbliebenen 
Erwerbsfähigkeit zu vergleichen. Jeder Unfall 
begründet einen selbständigen Anspruch. Bei 
mehreren Unfällen muß die Rente für jeden 
Unfall besonders berechnet und festgesetzt 
w^erden. Es besteht durchaus die Möglichkeit, 
daß ein Unfallverletzter mit einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit In Höhe von 70 v. H. 
Infolge eines zweiten Unfalls eine weitere 
Rente von 100 v.H. erhält. Eine solche zweite 
Rente ist nach der bisherigen gesetzlichen Re- 
gelung ausgeschlossen, wenn der Verletzte als 
dauernd völlig Erwerbsunfähiger einen Ar- 
beitsunfall erleidet. So würde ein Blinder Im 
Falle eines Arbeitsunfalls keinen Renten- 
anspruch haben, da er von jeher In der 
Praxis der Unfallversicherung als hundert- 
prozentig erwerbsunfähig angesehen worden 
Ist. Dank der Vorschriften des Schwerbeschä- 
digtengesetzes vom 16. Juni 1953 (BGBl. I 
S. 389) wird der Blinde aber in zahlreichen 
Fällen in den Erwerbsprozeß wieder einge- 
gliedert worden sein. In solchen und ähn- 
lichen Fällen muß die Erwerbsfähigkeit aber 
fingiert werden, insoweit der Verletzte er- 
werbstätig gewesen ist, um damit unbillige 
Ergebnisse in der Unfallversicherung zu ver- 
meiden. 

Zu § 560 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 558 b. 

Zu § 561 

Die erhöhten Sätze des Pflegegeldes sind dem 
veränderten Lohn- und Preisgefüge ange- 
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paßt. Entsprechendes gilt auch in § 35 BVG. 
Die Blinden und Hirnverletzten besonders 
hervorzuheben und ihnen ein bestimmtes 
Mindestpflegegeld gesetzlich zuzubilligen, er- 
scheint nicht notwendig, da die bisherige Ver- 
waltungspraxis zu keinen Schwierigkeiten ge- 
führt hat. Das Gesetz muß im übrigen eine 
abstrakte und keine kasuistische Regelung 
anstreben. 


Zu § 562 

Die Vorschrift, die an den bisherigen § 558 d 
anschließt, hat eine neue Fassung erhalten. 
Hiernach kann der Träger der Unfallver- 
sicherung nur mit Zustimmung des Verletz- 
ten Heilanstalt- und Anstaltpflege anordnen. 
Die Rechtsfolgen, die sich aus einer Ver- 
weigerung der Zustimmung ergeben, sind aus 
§ 564 abzuleiten. 


Zu § 563 

Diese Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 603 und ist nach der Richtung ergänzt 
worden, daß auch im Falle der Verhütung 
weiterer schädlicher Unfallfolgen jederzeit ein 
neues Heilverfahren eingeleitet werden kann. 


Zu § 564 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 606. Mit ihr wird dem 
allgemeinen Gedanken des Schadensersatz- 
redits Rechnung getragen, daß der Ge- 
schädigte In einer ihm zumutbaren Welse 
zur Minderung des Schadens beitragen muß. 
Die Versagung der Entschädigung soll nicht 
unbegrenzt und nicht ohne vorherigen Hin- 
weis des Verletzten geschehen können. 

Die Erstreckung der nachteiligen Folgen auch 
auf Fälle der Zuwiderhandlung gegen Un- 
fallverhütungsvorschriften mußte beseitigt 
werden, da die — wenn auch nur einge- 
schränkte — Minderung der Leistungen für 
solche Fälle Im Widerspruch mit § 549 steht, 
wonach verbotswidriges Handeln die An- 
nahme eines Arbeitsunfalls nicht ausschließt. 

Zu § 565 

Diese Vorschrift entspricht inhaltlich den bis- 
herigen §§ 557 a und 559 f. 


Zu § 566 

Diese Vorschrift entspricht inhaltlich dem 
bisherigen § 559 g. 

Zu § 567 

Diese Vorschrift entsprldit inhaltlich dem 
bisherigen § 559 i. 

Zu § 568 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 559 i, unter Berücksichti- 
gung der Neugestaltung der Beziehungen 
zwischen den Trägern der Krankenversiche- 
rung und der Unfallversicherung. 

Zu § 569 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 559 Abs. 2. 

Zu § 570 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 560. 

Zu § 571 

Der Begriff der Berufsfürsorge Ist durch den 
neuzeitlichen Begriff der Arbeits- und Be- 
rufsförderung ersetzt worden. Nach neueren 
Anschauungen umfaßt die Berufsfürsorge 
lediglich die nachgehende Fürsorge für den 
Verletzten. Da aber sowohl die Arbeits- und 
Berufsförderung wie auch die nachgehende 
Fürsorge von den Trägern der Unfallver- 
sicherung seit etwa dreißig Jahren mit größ- 
tem Erfolg praktiziert worden ist und die 
Unfallversicherungsträger gerade auf diesem 
Gebiet bei Verletzten die größten Erfahrungen 
gesammelt haben, erschien es notwendig, ihnen 
im alten Umfang die gesamten Aufgaben 
der Rehabilitation zu überlassen. Im Schwer- 
beschädigtengesetz ist dieses Recht der Un- 
fallversicherungsträger auch ausdrücklich auf- 
rechterhalten worden. Darüber hinaus er- 
scheint die Aufrechterhaltung der bisherigen 
Vorschrift des § 558 f zugunsten der Unfall- 
versicherungsträger, unbeschadet der Vor- 
schrift des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, geboten, ohne 
daß damit einem ständigen Zusarhmenwlr- 
ken der Unfallversicherungsträger mit der 


77 



Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung entgegengetreten 
werden soll. Die Unfallversicherungsträger 
haben bisher schon mit den Dienststellen der 
Bundesanstalt verständnisvoll zusammenge- 
wirkt und werden dies aus praktischen Grün- 
den auch ferner tun. 

Die bisherige Vorschrift des § 558 f Abs. 2 
ist selbstverständlich und kann daher ge- 
strichen werden. Die Rente in der Unfall- 
versicherung richtet sich nach der bestehen- 
den Minderung der Erwerbsfähigkeit und 
wird abstrakt berechnet. Sie wird in Ihrer 
Höhe durch die tatsächliche Verwertung der 
verbliebenen Erwerbsfähigkeit in keiner 
Weise berührt. 


Zu § 572 

Die verfassungsrechtlichen Bedenken, die ge- 
gen die bisherige Regelung des § 558 g hät- 
ten sprechen können, sind durch die Neu- 
fassung beseitigt worden. 

Da im Rahmen des Schwerbeschädigtenge- 
setzes die Hauptfürsorgestellen, wenn auch 
nur In geringem Umfang, tätig werden, war 
die Ermächtigung des Absatzes 2 so zu fas- 
sen, daß die zu erlassende Rechtsverordnung 
nur im Benehmen mit dem Bundesminister 
des Innern, der für die Hauptfürsorgestellen 
federführend ist, erlassen werden kann. 


Zu § 573 

Absatz 2 

Das Sechste Änderungsgesetz, das die Vor- 
sdirlften über den Jahresarbeitsverdienst 
letztmalig geändert hat, ging von dem Ge- 
danken aus, daß für die Berechnung des 
Jahresarbeitsverdienstes der von dem Ver- 
letzten zuletzt erreichte finanzielle Stand 
maßgebend sein muß. Der Verletzte soll des- 
halb nicht dadurch schlechter gestellt werden, 
daß er beispielsweise in dem Unfallunter- 
nehmen nur kurze Zeit zu einem höheren 
Verdienst, dagegen während der übrigen 
Zeit des Jahres zu einem niedrigeren Ver- 
dienst tätig war. Deshalb soll in solchen Fäl- 
len das Dreihundertfache „des durchschnitt- 
lichen Verdienstes für den vollen Arbeitstag 
im Unternehmen'* zugrunde gelegt werden, 
wenn dies für den Verletzten günstiger ist. 


Das Wort „des“ Im letzterwähnten Satz 
kann zu Mißverständnissen Anlaß geben, 
weil es so ausgedeutet werden kann, als solle 
der Durchschnitt sämtlicher Verdienste Im 
Unternehmen Grundlage für die Berech- 
nung des Jahresarbeitsverdienstes sein. Ge- 
meint kann aber nur der Verdienst des Ver- 
letzten selbst sein. In diesem Sinne ist das 
Wort „des“ durch „seines“ ersetzt worden. 
In zunehmendem Maße gehen Betriebe zur 
Fünf-Tage-Woche mit weniger als sechsund- 
vierzig, in der Regel vierzig Arbeitsstunden, 
über. Nach § 573 Abs. 2 Satz 1 gilt als Jah- 
resarbeitsverdienst der Entgelt, den der Ver- 
letzte während des letzten Jahres vor dem 
Unfall bezogen hat oder, falls dies für den 
Verletzten günstiger ist, das Dreihundert- 
fache seines durdischnittlidien Verdienstes für 
den vollen Arbeitstag Im Unternehmen. Da 
in einem Unternehmen mit der Fünf-Tage- 
(Vlerzlg-Stunden-) Woche nur an rund 250 
Tagen gearbeitet wird, würde eine Verviel- 
fältigung des durchschnittlichen Tagesver- 
dienstes mit 300 erfolgen müssen, weil diese 
Berechnungsart für den Verletzten immer 
günstiger ist. Da auch bei 5tägiger Arbeits- 
zeit der Lohn der gleiche ist, wie er bisher 
bei 6tägiger Arbeitszeit in der Woche ge- 
währt wurde, würde sidi für den Verletzten 
eine ungerechtfertigte Besserstellung gegen- 
über dem tatsächlichen Verdienst ergeben. 
In Abs. 2 ist daher die bisherige Begrenzung 
der Wochenarbeitszeit fallengelassen worden 
und von einer Normalarbeitszeit von vierzig 
Stunden In der Woche ausgegangen. 


Absatz 3 

Wird weniger als 40 Stunden in der Woche 
gearbeitet, so wird im allgemeinen nur noch 
Kurzarbeit vorliegen, für die dann in Abs. 3 
eine besondere Regelung geschaffen worden 
ist. 


Absatz 4 

Dem veränderten Lohn- und Preisgefüge 
entsprechend ist der Höchst- Jahresarbeits- 
verdienst auf 18 000 DM festgesetzt worden, 
zumal einzelne Versicherungsträger von dem 
ihnen gesetzlich eingeräumten Recht, durch 
die Satzung einen höheren Jahresarbeitsver- 
dienst zu bestimmen, in erheblich größerem 
Umfange Gebrauch gemacht haben. 
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Absatz 5 

Die Regelung des Jahresarbeitsverdienstes im 
Absatz 2 führt bei nur jahreszeitlich beschäf- 
tigten Arbeitern zu einem Jahresarbeitsver- 
dienst, der wesentlich höher liegt als der 
Arbeitsentgelt, den der Verletzte während 
des letzten Jahres vor dem Unfall in 300 Ar- 
beitstagen hätte erzielen können. 

Um diese unbillig hohen Arbeitsverdienste 
auf das angemessene Maß zurückzuführen, 
soll die Vorschrift des § 577 entsprechend 
anwendbar sein. Bisher galt der frühere § 566 
für die Berechnung des Jahresarbeitsverdien- 
stes im Rahmen des früheren § 563 nicht un- 
eingeschränkt. 

Zu § 574 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 563 Abs. 5. 

Zu § 575 

Absatz 1 Nr. 2 

Die Ergänzung in Nr. 2 ist durch die Erwei- 
terung des Versicherungsschutzes in § 539 
Abs. 1 Nr. 6 bedingt. 

Absatz 1 Nr. 7 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bis- 
herigen § 564 Abs. 1 Nr. 7. 

Absatz 1 Nr. 8 

Die Ergänzung in Nr. 8 ist durch die Erwei- 
terung des Versicherungsschutzes in § 539 
Abs. 1 Nr. 13 bedingt. 

Absatz 3 

Land- und Forstwirte, die bei den Tätigkei- 
ten des Absatzes 1 einen Unfall erleiden, sind 
darauf angewiesen, ihr Erwerbseinkommen 
aus land- oder forstwirtschaftlicher Betäti- 
gung nachzuweisen. Da die Möglichkeit nicht 
auszuschließen ist, daß der Nachweis nicht 
gelingt, soll in solchen Fällen mindestens der 
für einen landwirtschaftlichen Arbeitsunfall 
maßgebliche Durchschnittssatz als Erwerbs- 
einkommen gelten. Die Möglichkeit, ein 
höheres Erwerbseinkommen nachzuweisen, 
steht jederzeit offen. 


Zu § 576 

Der Wegfall des bisherigen Absatzes 1 Flalb- 
satz 2 rechtfertigt sich aus dem Umstand, daß 
auch nach Vollendung des 30. Lebensjahres 
Arbeitnehmer vielfach eine Steigerung ihrer 
Bezüge erfahren. Das gilt insbesondere bei 
Angestellten des öffentlichen Dienstes. Wenn 
der Jahresarbeitsverdienst diese Steigerungen, 
die nach* Vollendung des 30. Lebensjahres bei 
den Bezügen erreicht werden, nicht berück- 
sichtigt, widerspricht dies dem Grundsatz 
eines nach Möglichkeit wahren Schadensaus- 
gleiches in der Unfallversicherung. 


Zu § 577 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 566. 

Die Worte „oder der sonst allgemein fest- 
gesetzte Lohn“ sind gestrichen worden, weil 
ein solcher Lohn jetzt nicht mehr denkbar 
ist. 

Zu § 578 

Diese Vorsdirift entspricht dem bisherigen 
§ 587. 

Zu § 579 

Die Vorsdirift entspricht inhaltlich dem bis- 
herigen § 559 Abs. 1. 

Zu § 580 

Die Begriffsbestimmungen „völlig erwerbs- 
unfähig“ und „teilweise erwerbsunfähig“ sind 
nur aus sprachlichen Gründen geändert wor- 
den, zumal auch in der Rechtsprechung seit 
langem an Stelle teilweiser Erwerbsunfähig- 
keit die Wendung „Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit“ verwandt worden ist; inhaltlich ist 
keine Änderung erfolgt. 

Zu § 581 

Absatz 1 

Die Vorschrift eiitspridit im wesentlichen dem 
bisherigen § 559 b. Dem Gedanken des so- 
zialen Ausgleidis dient die Festsetzung der 
monatlichen Mindestkinderzulagen. Diese 
Regelung läßt sidi mit dem Entsdiädlgungs- 
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gedanken der Unfallversicherung Insofern 
vereinbaren, als auch sonst der Schaden ab- 
strakt berechnet wird. 

Im übrigen Ist die Regelung des Absatzes 1 
dem ArVNG angepaßt. 

Absätze 3 und 3 

Der bisherige § 559 b Abs. 4 brachte eine 
Schlechterstellung der versicherten Ehefrau 
gegenüber dem versicherten Ehemann, wi- 
dersprach damit dem Art. 3 des Grundge- 
setzes und mußte entsprechend geändert 
werden. Die Neufassung bezieht sich sowohl 
auf Rente einer versicherten Ehefrau wie auf 
die eines versicherten Ehemannes. Bei Pflege- 
kindern und Stiefkindern erschien indes eine 
Kinderzulage dann nicht gerechtfertigt, wenn 
das Stlef- oder Pflegekind von einer anderen 
Person als dem Versicherten überwiegend 
unterhalten wird. 


Zu § 582 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 559 c. 

In der Literatur Ist streitig, welche Bedeu- 
tung dem bisherigen Begriff „andere Ver- 
letzte“ beizumessen ist. Während die eine 
Seite hierunter alle die Verletzten fallen läßt, 
für die in anderer Welse dadurch gesorgt ist, 
daß sie Arbeitsentgelt erhalten, will die an- 
dere Seite hierunter nur die nicht gesetzlich 
gegen Krankheit versicherten anderen Per- 
sonen verstehen. Die letztere Auffassung ver- 
dient auslegungsmäßig den Vorzug, führt 
aber zu sozialen Ungerechtigkeiten; denn 
dann würden nichtkrankenversicherte Per- 
sonen unter Umständen neben ihrem Ar- 
beitsentgelt die Unfallrente erhalten, wäh- 
rend krankenversicherte Personen entweder 
allein auf Ihr Krankengeld oder Ihren Ar- 
beitsentgelt angewiesen wären. Zur Beseiti- 
gung dieser durch eine zutreffende Auslegung 
entstehenden Ungerechtigkeit Ist die Ände- 
rung In der vorgeschlagenen Welse erfor- 
derlich. Zur Klarstellung Ist statt der Worte 
„bei anderen Verletzten“ eingefügt worden 
„bei den nldit bei einem Träger der gesetz- 
lichen Krankenversicherung versicherten Ver- 
letzten“. 

Zu § 583 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bis- 
herigen § 559 d. 


Zu § 584 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bis- 
herigen § 559 h unter Berücksichtigung des 
Umstandes, daß nach der Neuregelung der 
Lastenverteilung zwischen der Krankenver- 
sicherung und Unfallversicherung das von 
der Krankenkasse zu zahlende Krankengeld 
eine Leistung im Auftrag des Trägers der 
Unfallversicherung ist. 

Zu § 585 

Die Vorschrift entspricht Im wesentlichen 
dem bisherigen § 559 e. Gegenüber der bis- 
herigen Fassung des § 559 e Ist das Tagegeld 
mit einem festen Satz, der in Höhe von 
1,50 DM täglich angemessen erschien, über- 
nommen worden. 

Zu § 586 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 607. Absatz 3 dieser Vorschrift ist neu. Es 
erschien gerechtfertigt, dem Rentenberech- 
tigten, der an Stelle seiner Rente in einem 
der in Absatz 1 genannten Heime mit seiner 
Zustimmung untergebracht wird, ein Tage- 
geld zu gewähren, wie es auch die gemäß 
§ 585 in Anstaltpflege untergebrachten Ver- 
letzten erhalten. 

Zu § 587 

Absatz 1 

Gegenüber der Fassung des bisherigen § 562 
Ist das Wort „unverschuldet“ gestrichen wor- 
den. Es erschien nicht nur überflüssig, son- 
dern war auch geeignet, unrichtige Schlüsse 
zu ziehen. Wenn die Arbeitslosigkeit ursäch- 
lich auf den Unfall zurückzuführen ist, steht 
es im pflichtmäßigen Ermessen des Unfall- 
versicherungsträgers, die Teilrente auf Zeit 
bis zur Vollrente zu erhöhen. Ist der Ver- 
letzte infolge des Unfalls arbeitslos gewor- 
den, steht seine unverschuldete Arbeitslosig- 
keit von vornherein fest. Wenn demgegen- 
über der Verletzte arbeitsunwillig und des- 
halb arbeitslos ist, beruht diese Arbeitslosig- 
keit nicht nur auf seinem Verschulden, son- 
dern ist auch nicht durch den Unfall, sondern 
vielmehr durch seine Arbeitsunwilligkeit 
verursacht worden. 

Absatz 2 

Das Verbot der Anredinung erscheint not- 
wendig, da sonst der mit der Vorsdirift des 
Absatzes 1 verfolgte Zweck nicht erreicht 
wird. 
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Zu § 588 

Der Mindestbetrag des Sterbegeldes ist dem 
veränderten Lohn- und Preisgefüge angepaßt. 
Der Absatz 2 des bisherigen § 586 ist durch 
die Vorschrift des § 578 gegenstandslos ge- 
worden. 

Zu § 589 

Die Vorschrift schließt an die Vorschrift des 
früheren § 588 an. 

Der bisherige Absatz 2 ist jetzt § 625 ge- 
worden. 


Zu § 590 

Diese Vorschrift ist aus § 1269 ArVNG über- 
nommen worden. Soweit im Absatz 1 gegen- 
über dem ArVNG ein neuer Satz angefügt 
worden ist, soll damit eine Benachteiligung 
der Walsen vermieden werden. Die Rente 
der Walsen müßte sonst anteilig gekürzt 
werden, wenn die Grenze von vier Fünfteln 
des J ahresarbeitsverdienstes überschritten 
wird. Eine solche durch Ansprüche geschie- 
dener Ehefrauen bedingte Kürzung ist jedoch 
nicht vertretbar. 

Die Gewährung einer Witwenrente an die 
frühere Ehefrau ist von einem Antrag ab- 
hängig gemacht. Sie kann nur für die Zeit 
nach dem Antrag gewährt werden, es könnte 
sonst auf längere Zeit Rente zurückverlangt 
werden. Damit würde aber unter Umständen 
unter Berücksichtigung des § 597 die Um- 
rechnung aller anderen Hinterbliebenenren- 
ten für die Vergangenheit notwendig wer- 
den. Aus einer solchen Umrechnung könnte 
sich weiter ergeben, daß die Hinterbliebenen 
wegen der durch die Umrechnung festgestell- 
ten Überzahlungen auch für einen künftigen 
Zeitraum entweder keine Rente mehr oder 
nur noch Teile der bisherigen Rente erhalten 
können, weil die Überzahlungen verrechnet 
werden müßten. Diese Lage sollte vermieden 
werden. 


Zu § 591 

Soweit die Witwerrente bisher an die Be- 
dürftigkeit des Witwers anknüpfte, steht 
diese Regelung mit dem Gleichheitsgrundsatz 
des Art. 3 des Grundgesetzes in Widerspruch. 
Dagegen verstößt die weitere Einschränkung 


der Witwerrente, daß die Ehefrau ihn allein 
oder überwiegend aus ihrem Arbeitsverdienst 
unterhalten hat, nicht gegen den Gleichheits- 
grundsatz, da das Gleiche bei der Witwen- 
rente als soziologische Gegebenheit still- 
schweigend als selbstverständlich vorausge- 
setzt wird. 

Der neue Absatz 2 entspricht dem § 1270 
Abs. 2 des ArVNG. 

Zu § 592 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 590. 

Zu § 593 

Die Ergänzung des bisherigen § 595 a beruht 
auf Artikel 3 des Grundgesetzes. 

Zu § 594 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 591. Es erscheint gerechtfertigt, Voll- und 
Halbwaisen verschieden zu behandeln. Eine 
solche Unterscheidung zwischen Voll- und 
Halbwaisen ist dem § 1273 ArVNG angepaßt. 
Die Festsetzung der Mindestrenten, die schon 
im UZG festgelegt war, trägt den Bedürf- 
nissen der Waisen Rechnung. 

Zu § 595 

Die Vorschrift des bisherigen § 593 ist um 
die Stief- und Pflegeeltern als Rentenberech- 
tigte erweitert worden. Die Verhältnisse bei 
den Stief- und Pflegeeltern liegen nicht an- 
ders als bei den Verwandten der aufsteigen- 
den Linie. Darüber hinaus erschien es nicht 
angezeigt, den berechtigten Personenkreis 
zu erweitern (z. B. bei haushaltführenden 
Schwestern), da die Unfallversicherung grund- 
sätzlich von dem Entschädigungsgedanken 
ausgehen muß und in aller Regel nur die 
unmittelbar geschädigten Personen einen An- 
spruch auf Entschädigung geltend machen 
können. 

Schwierigkeiten, die sich aus der gegenseitigen 
Anrechnung von Leistungen im Hinblick auf 
die bei allen diesen Leistungen vorausgesetzte 
Bedürftigkeit ergeben, sind durch den in 
Absatz 1 angefügten weiteren Satz beseitigt 
worden. Das bezieht sich beispielsweise auf 
die Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe. 

Zu § 596 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 594. Damit wird eine be- 
sondere Verschollenheit für die Bedürfnisse 
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der Unfallversicherung anerkannt. Wenn 
auf die Vorschriften der Verschollenheits- 
gesetze zurückgegriffen würde, würden im 
Falle der Verschollenheit unbillige Härten 
entstehen. Die Todeserklärung nach dem 
Verschollenheitsgesetz kann nur unter eng 
begrenzten Voraussetzungen erwirkt wer- 
den. Personen, die verschollen sind, dürfen 
auf keinen Fall vor Ablauf des vollendeten 
25. Lebensjahres für tot erklärt werden. Aus 
sozialen Gründen ist daher ein besonderer 
Begriff der Verschollenheit In der Unfall- 
versicherung notwendig. 

Zu § 597 

Diese Vorsdirlft entspricht dem bisherigen 
§ 595 und Ist nur um die Stief- und Pflege- 
eltern bzw. um die früheren Ehegatten er- 
gänzt worden. 

Zu § 598 

Die Formulierung dieser Vorschrift beruht 
auf den Erkenntnissen des Sozialpolitischen 
Ausschusses des Bundestages zu §§ 1276 bis 
1279 ArVNG und ist diesen Vorschriften an- 
gepaßt. Die Belange der Unfallversicherung 
bei der Besetzung des Sozialbeirats sind ent- 
sprechend berücksichtigt. 

Zu § 599 

Für den Beginn der Rente genügt dieser all- 
gemeine Hinweis. Zu welchem Zeitpunkt die 
aus dem Rentenanspruch entspringenden wlc- 
derkehrenden Geldleistungen fällig werden, 
ergibt sich teilweise aus den vorangegange- 
nen, teilweise aus den nachfolgenden Vor- 
schriften. 

Zu § 600 

Diese Vorschrift Ist unverändert aus dem 
bisherigen § 608 übernommen. 

Zu § 601 

Rechtsprechung und Literatur zu dem bis- 
herigen § 609 geben Veranlassung zu einer 
Klarstellung dieser Vorschrift. Es war bisher 
zweifelhaft, ob nach Ablauf von zwei Jahren 
bereits eine Schutzfrist auch ohne die Fest- 
stellung einer Dauerrente zu laufen begon- 
nen hatte. Durch die Neufassung dieser Vor- 
schrift wird geklärt, daß die Schutzfrist nur 
mit Eintritt der Bindung an den Dauer- 
rentenbescheid oder Rechtskraft der Fest- 


stellung der Dauerrente zu laufen beginnt. 
Auf die Einhaltung des Beginns einer Schutz- 
frist mit Ablauf des zweiten Jahres nach dem 
Unfall hatte der Versicherungsträger in vie- 
len Fällen keinen Einfluß. Dies vor allem 
dann, wenn Gutachten verspätet eingegangen 
waren oder der Verletzte nicht rechtzeitig 
der Aufforderung zu einer Nachunter- 
suchung nachgekommen war oder wegen 
Einlegung eines Rechtsmittels Bindung oder 
Rechtskraft erst zu einem späteren Zeitpunkt 
elntreten konnte. Daher sind auch die Worte 
„innerhalb dieser Frist" in Satz 2 gestrldien 
worden. 

Zu § 602 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 610. 

Zu § 603 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 619. 

Zu § 604 

Diese Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 726 mit unwesentlichen Abweichungen. 

Zu § 605 

Diese Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 729 an. 

Zu § 606 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 727. 

Zu § 607 

Die Vorsdirift entspricht dem bisherigen 
§ 612. Soweit eine Abrundung auf 10 Deut- 
sche Pfennig nach oben vorgenommen wer- 
den soll, ist diese Abrundung bei den wie- 
derkehrenden Geldleistungen aus verwal- 
tungsmäßigen Gründen gerechtfertigt. Dar- 
über hinaus erschien eine Abrundung nicht 
angezeigt. 

Zu § 608 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 613. 

Zu § 609 

Der bisherige § 614 Ist dem § 1292 ArVNG 
angepaßt und um die Stief- und Pflegeeltern 
erweitert worden. Wenn mehrere in der 
Rangfolge gleichgestellte Angehörige die Ent- 
schädigung für sich in Anspruch nehmen. 



bleibt dem Träger der Unfallversicherung 
nur die Hinterlegung zu Gunsten der Streit- 
teile übrig. 

Zu § 610 

Die Tatsache, daß der Berechtigte eine Frei- 
heitsstrafe von mehr als einem Monat ver- 
büßt oder Maßregeln der Sicherung und Bes- 
serung gegen ihn verhängt sind, kann die Be- 
rechtigung des Rentenanspruches nicht besei- 
tigen. Da der Rentenberechtigte während des 
Strafvollzugs seine Angehörigen vielfach in 
Not zurückläßt, ist Ihnen diese Rente zu 
überweisen. 

Zu § 611 

Die Vorschrift entspricht dem § 1287 ArVNG. 
Die Ausnahme des Abs. 2 beruht auf dem 
Gedanken, daß die Freiwilligkeit des Aus- 
landsaufenthaltes bei einer Waise nicht ohne 
weiteres angenommen werden kann, wenn 
sich der Erziehungsberechtigte der Waise 
freiwillig im Ausland aufhält. 

Zu § 612 

Die Vorschrift entspricht dem§ 1288 ArVNG. 

Zu § 613 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 615 b. 

Zu § 614 

Zur Klarstellung der Aufrechnungslage ist 
der Wortlaut dieser Vorschrift der Termino- 
logie der bürgerlich-rechtlichen Aufrech- 
nungsvorschriften angepaßt worden. 

Die Nr. 7 ergänzt den § 614 in Anlehnung 
an die analogen Fälle der §§ 223 RVO und 
1302 ArVNG. Das Fehlen dieser Regelung in 
§ 614 hat zu Schwierigkeiten in der Praxis 
geführt, wenn neben der Rente an den Ver- 
sicherten von dritter Seite Schadensersatz ge- 
leistet worden ist, der Versicherungsträger 
hiervon aber keine Kenntnis hatte (§ 816 
Abs. 2 BGB, § 1542 RVO, §§ 412, 407 BGB). 

Zu § 615 

Diese Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 620. 

Zu § 616 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 616 a. 


Zu § 617 

Die Vorschrift entspridit den Absätzen 2 
und 3 des bisherigen § 616. 

Absatz 1 des bisherigen § 616 ist gestrichen 
worden. Die dort behandelten zehnprozen- 
tigen Renten sollen künftig allen übrigen 
Renten von weniger als 50 v.H. gleich behan- 
delt werden, d. h. es soll künftig auch für die 
Abfindung der zehnprozentigen Rente der 
Zustimmung des Verletzten bedürfen. Wei- 
terhin soll nicht nur der bisher vorgesehene 
dreifache Betrag der Jahresrente als Abfin- 
dungskapital gezahlt werden, sondern der 
Wert der Jahresrente unter Berücksichtigung 
der Vorschriften über die Kapitalabfindung 
zu Grunde gelegt werden. 

Die Kapitalabfindung nach Maßgabe dieser 
Vorschrift soll künftig für alle Renten von 
weniger als 50 v. H. gelten, d. h. es bedarf 
künftig für die Renten zwischen 25 und 
50 V. H. nicht mehr wie bisher für die 
Rente zwischen 30 und 50 v. H. des Nach- 
weises der verschärften Voraussetzungen (Er- 
werb von Grundstücken oder Stärkung be- 
reits vorhandenen Grundbesitzes); gleichzei- 
tig genießen künftighin, anders als bisher, 
auch die genannten Renten zwischen 30 und 
50 V. H. den Vorteil des Absatzes 2 dieser 
Vorschrift. 

Zu §§ 618 bis 623 

Die bisherigen Vorschriften über die Abfin- 
dung zum Erwerb von Grundbesitz sind in 
den davon betroffenen Personenkreisen stän- 
dig auf Ablehnung gestoßen. Die abgefunde- 
nen Rentner können nicht verstehen, daß mit 
der Zahlung der Abfindungssumme der Ren- 
tenanspruch endgültig erloschen sein soll. Die 
Möglichkeit, ausnahmsweise entsprechend der 
Vorschrift des bisherigen § 616 Abs. 3 Im 
Falle einer wesentlichen Verschlimmerung 
der Unfallfolgen erneut Unfallrente zu ge- 
währen, hat In der Praxis keine nennens- 
werte Bedeutung. Die Unfallverletzten wei- 
sen immer wieder auf die andersartige Rege- 
lung für die Kriegsopfer im Bundesversor- 
gungsgesetz hin und meinen, daß ihren Be- 
langen durch eine zeitige Abfindung besser 
Rechnung getragen wird. Diesen Gedanken 
sollte man jedenfalls insoweit berücksichti- 
gen, als es sich um Schwerverletzte (50 v. H. 
und mehr in der Erwerbsfähigkeit Gemin- 
derte) und Witwen handelt. Diesen beiden 
Personenkreisen muß die Möglichkeit offen- 
gehalten werden, nach Ablauf eines gewissen 
Zeitraums wieder in den Genuß Ihrer vollen 


83 



Rente zu gelangen, da die Rente für sie regel- 
mäßig einen wesentlichen, wenn nicht den 
überwiegenden Teil ihres Erwerbselnkom- 
mens darstellt. 

Dagegen werden diejenigen Verletzten, die in 
ihrer Erwerbsfähigkeit um weniger als 50 v. H. 
beschränkt sind, regelmäßig noch neben ihrer 
Rente ein Erwerbseinkommen aus eigener 
Allbeit haben, so daß der endgültige Wegfall 
der Rente nach erfolgter Kapitalisierung auch 
in späterer Zelt kaum zu so schwerwiegenden 
wirtschaftlichen Folgen führen kann, wie dies 
bei den Schwerverletzten möglich ist. 

Mit der Neuregelung der §§ 618 bis 623 sind 
im wesentlichen die Abfindungsvorschriften 
des BVG übernommen worden. 

Die Zweite Verordnung über die Abfindun- 
gen für Unfallrenten vom 10. Februar 1928 
(Relchsgesetzbl. I S. 22) ist für die Zukunft 
gegenstandslos geworden. Sie hat nur noch 
für die in der Vergangenheit abgefundenen 
Fälle Bedeutung. 

Zu § 624 

Entsprechend den Vorschriften des Bundes- 
versorgungsgesetzes soll künftig auch Witwen 
im Rahmen der §§ 618 bis 623 eine Abfin- 
dung gewährt werden können. 

Zu § 625 

Nach der bisherigen Regelung erhält die 
Witwe im Falle ihrer Wiederverheiratung Vs 
des Jahresarbeitsverdienstes als Abfindung. 
Diese geringe Höhe der Abfindungssumme 
begünstigt vielfach die sogenanten Onkel- 
ehen. Aus wirtschaftlichen Überlegungen 
wird das Konkubinat der Eheschließung vor- 
gezogen, um die Rente nicht zu verlieren. 
Diesen unerwünschten Zuständen wird da- 
durch begegnet werden können, daß die Ab- 
findungssumme erheblich erhöht wird. Des- 
halb wird die Erhöhung der Abfindung auf 
den fünffachen Jahresbetrag der Rente vor- 
geschlagen. 

Im Falle der Wiederverheiratung der Witwe 
oder des Witwers muß die Tatsache berück- 
sichtigt werden, daß die neue Ehe aufgelöst, 
aufgehoben oder für nichtig erklärt werden 
kann. In diesem Falle erscheint es billig, den 
Anspruch auf die Rente wieder aufleben zu 
lassen, soweit nicht etwaige Versorgungs- 
oder Unterhaltsansprüche des einen Ehegat- 
ten gegen den anderen durchsetzbar sind. Die 
Abfindungssumme Ist dann in der vorge- 
schlagenen Weise einzubehalten. 


Im übrigen sind auch die Rentenbezieher 
nach §§ 590 Abs. 1 und 2 und 591 in diese 
Regelung einbezogen. 

Die Billigkeit verlangt eine besondere Lösung 
für den Fall der Verschollenheit eines Ehe- 
gatten aus der späteren Ehe. Nach § 38 des 
Ehegesetzes würde die spätere Ehe im Falle 
der Verschollenheit nicht einmal durch eine 
Todeserklärung, sondern erst durch die 
Wiederverheiratung des überlebenden Ehe- 
gatten aufgelöst werden. Danach könnte der 
Anspruch auf Witwen- oder Witwerrente 
praktisch überhaupt nidit wieder aufleben. 
Es entspricht jedoch der Billigkeit, die Rente 
nicht nur bei Tod, sondern auch bei Ver- 
schollenheit des Ehegatten der späteren Ehe 
wieder aufleben zu lassen. Deswegen wird in 
§ 625 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz die 
Vorschrift des § 596 für entsprechend an- 
wendbar erklärt. 

Zu § 626 

Gegen diese Vorschrift sind aus den Kreisen 
der abgefundenen Verletzten gelegentlich Be- 
denken erhoben worden. Es ist Insbesondere 
darauf hingewiesen worden, daß durch die 
vorbehaltlose Abfindung von Unfallrenten 
bei Auslandsaufenthalt der Fall eintreten 
könne, daß dem Verletzten der Aufbau einer 
neuen wirtschaftlichen Existenz mit Hilfe des 
Abfindungskapitals mißlingt. Er kehre dann 
nach einer gewissen Zelt mittellos In seine 
Heimat zurück und habe keinen Anspruch 
auf Wiedergewährung einer Rente geltend 
machen können. 

Demgegenüber ist grundsätzlich darauf hin- 
zuweisen, daß ein besonderes Schutzbedürf- 
nis derjenigen Unfallverletzten, die sich in 
voller Erkenntnis des damit verbundenen 
Risikos ins Ausland begeben, nicht anerkannt 
werden kann. Aus diesem Grund ist dem ge- 
nannten Personenkreis u. a. auch die Schutz- 
vorschrift des bisherigen § 616 Abs. 3 nicht 
zugestanden worden. 

Dafür erhält der sich ins Ausland begebende 
Verletzte nach § 1 Abs. 5 der Verordnung 
über Abfindungen über Unfallrenten vom 
14. Juli 1926 eine zehnprozentige Zulage zu 
seinem Abfindungskapital als Ausgleich. Eine 
Änderung des bisherigen § 617 erscheint un- 
ter diesen Umständen nicht gerechtfertigt, 
zumal mit dieser Regelung dem berechtigten 
Interesse des Versicherungsträgers für den 
Fall, daß ein Verletzter sich ins Ausland be- 
gibt, Rechnung getragen werden soll. 
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Zu § 627 

Die Verfügung über die Forderung auf Zah- 
lung der Abfindungsumme ist teilweise aus- 
geschlossen und teilweise beschränkt worden, 
um den Abfindungszweck nicht zu gefähr- 
den. Die Beschränkungen sollen sich auch im 
Rahmen des Absatzes 2 auf die Surrogate er- 
strecken. 

Zu § 628 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bis- 
herigen § 14 der Zweiten Verordnung über 
die Abfindungen für Unfallrenten vom 
10. Februar 1928. 

Zu § 629 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 618. 

Zu § 630 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 559 1. 

Soweit die Anwendung des Absatzes 1 auf 
weitere in Absatz 2 genannte Personen er- 
streckt ist, kann es sich nur um solche Per- 
sonen handeln, die nicht gesetzlich, sondern 
durch Satzungsbestimmung gegen Unfall 
versichert sind. Dieser Personenkreis wird in 
§§ 543, 544 behandelt. Die Anwendung des 
Absatzes 1 kann deshalb auch nur auf diesen 
Personenkreis erstreckt werden. Die weiteren 
im bisherigen § 559 1 Abs. 2 genannten 
Personen zu Nr. 3 bis 5 waren daher zu 
streichen. 

Der bisherige Absatz 5 ist durch die Einbe- 
ziehung der hier genannten Personen in den 
Absatz 2 gegenstandslos geworden. 

Zu § 631 

Die Regelung der bisherigen §§ 898 ff. muß 
beibehalten werden, da sonst die Grundlage 
der gesetzlichen Unfallversicherung erschüt- 
tert wird und die alleinige Beitragspflicht der 
Unternehmer ihren Sinn verliert. 

Der grundsätzliche Ausschluß der Fiaftung des 
Unternehmers nach anderen gesetzlichen Vor- 
schriften muß auch für die sogenannten Arbei- 
terleihverhältnisse gelten. In diesen Fällen ist 
die Bindung des Arbeiters an seinen Stamm- 
betrieb nur vorübergehend gelockert; in dem 
neuen Betrieb ist ein versicherungspflichtiges 
Beschäftigungsverhältnis begründet worden. 
Der Unternehmer dieses Betriebes hat die 
Arbeit in seinem Unternehmen durch Beach- 
tung der Unfallverhütungsvorschriften un- 
fallsicher auszugestalten. Kommt er dieser 


Verpflichtung nicht nach, haftet er gemäß 
§ 795 dem Träger der Unfallversicherung 
für dessen Aufwendungen. Die Ablösung der 
Haftpflicht der Unternehmer in Form der 
für die Arbeiter beitragsfreien gesetzlichen 
Unfallversicherung wäre nur noch unvoll- 
kommen, wenn, wie das zuweilen gefordert 
wird, zivilrechtliche Schadenersatzansprüche 
gegen den Entleihunternehmer zulässig wä- 
ren. 

Eine Änderung des § 631 ist daher nicht vor- 
gesehen. Durch die Ergänzung des § 631 
Abs. 2 soll vielmehr klargestellt werden, daß 
auch für die Leiharbeitsverhältnisse nichts be- 
sonderes gilt. 

Eine strafgerichtliche Feststellung des vor- 
sätzlichen Handelns des Unternehmers, wie 
sie bisher erforderlich war, erschien über- 
flüslg, da jedes Gericht im Einzelfalle den 
Vorsatz des Unternehmers feststellen kann. 

Zu § 632 

Absatz 1 

Im bisherigen § 899 erscheint eine Klarstel- 
lung des längst überholten Begriffs „Reprä- 
sentant“ notwendig, zumal dieser Begriff 
gesetzlich nirgends festgelegt ist. Im Schrift- 
tum besteht Einigkeit dahin, daß der Reprä- 
sentant als Bevollmächtigter mit umfassen- 
der Vertretungsmacht angesehen werden 
muß. Dann dürfte es aber zweckmäßig sein, 
den Repräsentantenbegriff fallenzulassen und 
eine der allgemeinen Rechtsordnung entspre- 
chende Begriffsformulierung zu wählen. 

Der Ausschluß der Haftung gegen den Un- 
ternehmer muß auch gegenüber den übrigen 
Betriebsangehörigen gelten, da sonst gleich- 
wohl auf einem Umweg die Haftung des 
Unternehmers im Einzelfall begründet wer- 
den kann. Wenn an der Entstehung eines 
Arbeitsunfalles nicht nur fahrlässiges Verhal- 
ten des Unternehmers oder seines Vertre- 
ters, sondern auch ein solches eines anderen 
Betriebsangehörigen mitgewirkt hat, wäre 
zunädist ein Anspruch auf Schadensersatz ge- 
gen den Unternehmer ausgeschlossen, nicht 
aber würde sich dieser Ausschluß auf einen 
Schadensersatzanspruch gegen einen Mitarbei- 
ter des Verletzten richten. Dieser könnte 
vielmehr aus den Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts über unerlaubte Handlungen 
in Anspruch genommen werden. Dem mit 
Erfolg In Anspruch genommenen Mitarbei- 
ter würde dann aber auf Grund seines Ar- 
beitsverhältnisses mit dem Unternehmer In 
aller Regel ein Anspruch auf Freistellung von 
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seiner Schadensersatzpflicht gegeben sein. 
Dieser Freistellungsanspruch würde nunmehr 
zu dem Ergebnis führen, daß in Wahrheit 
der Schadensersatzanspruch gegen den Unter- 
nehmer nidit ausgeschlossen wird, wie es dem 
Sinn der Unfallversicherung entsprechend 
gelten soll. Daher war es erforderlich, den 
Haftungsausschluß auf diesen Personenkreis 
zu erstrecken. 

Absatz 3 

Das Unternehmen des Deutschen Roten 
Kreuzes und seiner Verbände wird auch als 
ein Unternehmen zur Hilfeleistung bei Un- 
glücksfällen angesehen werden können. Es 
erscheint jedoch angezeigt, ungeachtet dieser 
Tatsache das Deutsche Rote Kreuz und seine 
Verbände in Absatz 3 nodi besonders zu 
erwähnen. 

Zu § 633 

Mit dieser Vorschrift ist das Gesetz über die 
erweiterte Zulassung von Schadenersatzan- 
sprüchen bei Dienst- und Arbeitsunfällen 
vom 7. Dezember 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 674) in die Reichsversicherungsordnung 
eingearbeitet worden, soweit dieses Gesetz 
sozialversicherungsrechtlichen Inhalt hat. In- 
haltlich ist dieses Gesetz aufrechterhalten 
worden, da sich an den gesetzgeberischen Ge- 
danken auch für die heutige Zeit nichts ge- 
ändert hat. Im übrigen erschien es billig, die 
gleidie Regelung auch auf den in§ 539 Abs. 1 
Nr. 5 und 6 und Abs. 2 genannten Personen- 
kreis auszudehnen. 

In Absatz 2 ist klargestellt, daß sich der Ver- 
letzte oder seine Hinterbliebenen ausschließ- 
lich Leistungen aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung auf ihren Schadensersatzan- 
spruch anrechnen zu lassen brauchen. 

Zu § 634 

Das Wort „ordentliches“ vor dem Wort 
„Gericht“ ist gestrichen worden, weil auch 
die Gerichte für Arbeitssachen neben den 
ordentlichen Gerichten über Schadensersatz- 
ansprüche des Arbeitgebers gegen den Unter- 
nehmer zu entscheiden haben. 

Zu § 635 

Die Vorsdirlft entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 902 und nimmt auf das in- 
zwischen in Kraft getretene Sozialgerichts- 
gesetz Rücksicht. 


Zu § 636 

Die Vorschrift entspricht den bisherigen 
§§ 623 und 633. Der bisherige § 633 ist des 
Zusammenhangs wegen in diese Vorschrift 
eingearbeitet worden. 

Absatz 3 ist wegen des § 539 Abs. 1 Nr. 12 
und 13 ergänzt worden. 

Zu § 637 

Das Bundesversicherungsamtsgesetz hat be- 
reits im bisherigen § 548 Abs. 1 die Worte 
„desselben Oberversicherungsamtes“ durch 
die Worte „desselben Sozialgerichts“ ersetzt. 
Da die Grenzen des Sozialgerichts zu klein 
und zu wenig bekannt sind, erschien es zweck- 
mäßig, das Wort „Sozialgerichts“ durch „Lan- 
des“ zu ersetzen. 

Soweit im ehemaligen Reichsgebiet für die 
Zusammenfassung mehrerer Unternehmen 
In einer Berufsgenossenschaft die Zuständig- 
keit des Oberversicherungsamts begründet 
war, ist nach dem Inkrafttreten des SGG mit 
dem Wegfall der rechtsprechenden Tätigkeit 
der Oberversicherungsämter zugleich auch In 
verschiedenen Ländern das Oberversidte- 
rungsamt als Behörde weggefallen. Dieser 
veränderten staatsrechtlichen Lage ist die 
Formulierung dieser Vorschrift angepaßt. 

Zu § 638 

Die Zuständigkeit der allgemeinen Unfall- 
versicherung Ist durch die Vorschriften der 
808, 809 gegenüber der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung bindend abge- 
grenzt. Für die landwirtschaftliche Unfall- 
versicherung fehlt es an der unter den heu- 
tigen Verhältnissen notwendigen Sicherung 
Ihres Versicherungsbestandes gegenüber der 
allgemeinen Unfallversicherung. Durch Ver- 
wendung land- und forstwirtschaftlich ge- 
nutzter Grundstücke zu bergbaulichen und 
Industriellen Anlagen, zum Neubau und 
Ausbau von Straßen, Eisenbahnen, Kanälen, 
Talsperren, Flugplätzen usw. verlieren die 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
in wachsendem Umfang beitragspflichtige 
Bodenflächen. Das würde auch dann der Fall 
sein, wenn ein Nebenunternehmen der Land- 
wirtschaft zu einem Hauptunternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft in den Versiche- 
rungsschutz der allgemeinen Unfallversiche- 
rung einbezogen würde. Das soll zwar grund- 
sätzlich entgegen der gesetzlichen Regelung 
durch die Satzung vorgenommen werden 
können. Es bedarf aber, um dem Beitrags- 
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Schwund der landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften entgegenzuwirken, der Ein- 
schränkung, daß im Einzelfalle die landwirt- 
schaftliche Berufsgenossenschaft der Unter- 
stellung des zu ihr gehörigen landwirtschaft- 
lichen Nebenunternehmens unter die allge- 
meine Unfallversicherung zustimmen muß. 
Verweigert die landwirtschaftliche Berufs- 
genossenschaft ohne berechtigten Grund ihre 
Zustimmung, so soll diese durch die für die 
Sozialversicherung zuständige oberste Ver- 
waltungsbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle ersetzt werden können. 

Zu § 639 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 547 Abs. 2. 

Zu § 640 

Die Neuregelung ist zu einem wesentlichen 
Teil durda die neue staatsreditlidie Entwick- 
lung bedingt und schließt an den bisherigen 
§ 624 an. 

In den in Absatz 1 Nr. 2 genannten Unter- 
nehmen, die in selbständiger Rechtsform 
betrieben werden, ist grundsätzlich die juri- 
stische Person in Form einer Aktiengesell- 
schaft oder Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung Unternehmerin. In soldien Fallen 
kann der Bund bei nicht formaljuristischer 
Betrachtungsweise nur dann als Versiche- 
rungsträger bezeichnet werden, wenn er allei- 
niges Mitglied der juristischen Person, also 
beispielsweise alleiniger Aktionär oder alleini- 
ger Gesellschafter einer GmbH ist. Das 
Wort „wesentlich“ ist daher durch das Wort 
„allein“ ersetzt worden. 

In Absatz 1 Nr. 3 sind die Bereitschaften des 
Roten Kreuzes aus dem Versicherungsschutz 
beim Bund ausgenommen worden. Das Rote 
Kreuz hat in seiner früheren Rechtsform 
nach 1945 zu bestehen auf gehört. Auf Lan- 
desebene haben sich Landesverbände, Krels- 
und Ortsverbände gebildet, die zum größten 
Teil selbständige juristische Personen sind. 
Dem hat die Praxis bereits dadurch Rech- 
nung getragen, daß die jetzige Bereitschaf- 
ten des Roten Kreuzes und die mit dem Be- 
reitschaftsdienst zusammenhängenden Tätig- 
keiten bei den Gemeinden und Gemelnde- 
nnfallversicherungsverbänden versichert sind. 
Der Bund hat als Versicherungsträger mit 
diesen bei den Gemeinden oder Gemeinde- 
unfall versicherungsverbänden versicherten 


Personen nichts mehr zu tun. Infolge der feh- 
lenden Beziehung dieser Verbände zum Bund 
ist deshalb der Versicherungsschutz beim Bund 
nicht mehr zu rechtfertigen. 

Die Nr. 4 mußte in Absatz 1 angefügt wer- 
den, weil die Personen, die bei Einrichtun- 
gen des Bundes ehrenamtlich tätig sind, von 
Ihm auch in Versicherungsschutz genommen 
werden müssen. Dieser Versldierungsschutz 
erstredet sich vornehmlich auf die Laienbei- 
* sitzer bei den oberen Bundesgerichten, soweit 
die Geridite mit Laienrichtern besetzt sind. 

Zu § 641 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 626 Abs. 1 und 3. 

Zu § 642 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen den 
bisherigen §§ 625, 626, 627 Abs. 1 . Aus systemati- 
schen Gründen erschien es notwendig, die Zu- 
ständigkeit des Landes als Versicherungsträ- 
ger in einer Vorschrift zusammenzufassen. 
Dabei Ist die frühere Vorschrift des § 627 
Abs. 1 um die Vorschriften erweitert v/or- 
den, die bereits In der Drucksache 1978 (§ 34 
Nr. 2 Entwurf eines Gesetzes über Maßnah- 
men des zivilen Luftschutzes) vorgesehen 
sind. 

Zu § 643 

Absätze 1 bis 4 Satz 1 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen der 
Vorschrift des % 39 der Fünften Verordnung 
zum Gesetz über den Aufbau der Sozialver- 
sicherung vom 21. 12. 1934 (RGBl. I S. 1274), 
die jetzt in die Relchsversiclierungsordnung 
übernommen wird. 

Absatz 4 Satz 2 

Auf Grund des Artikels 37 des Dritten Geset- 
zes über Änderungen In der Unfallversiche- 
rung vom 20. 12. 1928 (RGBl. T S. 405 und AN 
1928 S. 396) wurde die Möglichkeit eröffnet, 
die bei den Feuersozietäten entstandenen 
Kassen für verunglückte Feuerwehrleute zu 
Trägern der Unfallversicherung für die 
Feuerwehren zu machen. Dies ist in der Regel 
auch geschehen, für die Oldenburgische Un- 
fallversicherungskasse allerdings erst durch 
Bestimmung des früheren Reichsarbeits- 
ministers vom 16. 4. 1943 (AN S. 184) auf 
Grund des Art. 3 ^ 1 des Sechsten Gesetzes 
über Änderungen in der Unfallversicherung 
vom 9. 3. 1942 (RGBl. I S. 107). 
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Um den Bestand der Feuerwehrunfallkassen 
sicherzustellen und die Möglichkeit zu eröfh 
nen, weitere Feuerwehrunfallversicherungs- 
kassen zu Trägern der Unfallversicherung an 
Stelle des Landes zu bestimmen, erschien eine 
entsprechende Ermächtigung für die für die 
Sozialversicherung zuständige oberste Ver- 
waltungsbehörde des Landes angebracht. 

Zu § 644 

Es bedurfte noch der Fiervorhebung der Zu- 
ständigkeit der Gemeinden und Gemeinde- 
unfallversicherungsverbände, soweit es sich 
um Körperschaften, Anstalten und Stiftun- 
gen des öffentlichen Rechts handelt, die die- 
sen als Unfallversicherungsträgern zugeteilt 
sind oder zugeteilt werden. Es handelt sich 
dabei hauptsächlich um solche öffentlich- 
rechtliche Unternehmungen, die in die 
kommunale Verwaltung eingebaut sind. 

Soweit Gemeinden Maßnahmen nach § 19 
der Fürsorgepflichtverordnung durchführen, 
sind sie oder die zuständigen Gemeindeunfall- 
versicherungsverbände Träger der Unfallver- 
sicherung. 

Zu § 645 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bis- 
herigen § 629 Abs. 1. 

Zu § 646 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 629 a. 

Zu § 647 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 629 b unter Berücksichtigung der verän- 
derten staatsrechtlichen Lage. 

Zu § 649 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 630 an. 

Welche Unternehmen die Berufsgenossen- 
schaften umfassen, ist bereits in §§ 636, 658 
zum Ausdruck gebracht. 

Berufsgenossenschaften, die ordnungsgemäß 
errichtet sind, bleiben so lange in ihrem Be- 
stand erhalten, bis sie auf gesetzmäßigem 
Wege wieder aufgehoben sind. Diese Tatsache 
Ist selbstverständlich und bedarf keiner ge- 
setzlichen Fiervorhebung. Der frühere Ab- 
satz 3 des bisherigen § 630 ist daher über- 
flüssig. 


Zu § 650 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 631. 

Auf die Gewerbezweige allein abzustellen, 
erscheint untunlich. Wenn auch die meisten 
Berufsgenossenschaften nach gewerblichen 
Gesichtspunkten aufgegliedert sind. Ist der 
Begriff des Gewerbezweiges beispielsweise 
bei der Berufsgenossenschaft für Gesund- 
heitsdienst und Wohlfahrtspflege nicht am 
Platze. 

Zu § 651 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 632. 

Zu § 652 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 634. 

Zu § 653 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 636. 

Der Zusatz in Absatz 3 erklärt sich aus der 
Tatsache, daß bundesunmittelbare und lan- 
desunmittelbare Berufsgenossenschaften an 
den Beschlüssen gemäß Absatz 1 und Ab- 
satz 2 beteiligt sein können. 

Zu § 654 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 642. 

Zu § 655 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 643. 

Zu § 656 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 644 und ist auf die beab- 
sichtigte Neuregelung zum Vermögen der 
Berufsgenossenschaften abgestimmt. 

Zu § 657 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 645. 

Zu § 658 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 

dem bisherigen § 649. Inhaltlich soll nichts 

geändert werden. 
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Zu § 659 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 650; die Änderungen sind 
lediglich redaktioneller Art. 

Trotz der Umstellung der Betriebsversiche- 
rung auf die Personenversicherung durch das 
Sechste Änderungsgesetz ist bisher der § 650 
in alter Fassung beibehalten worden. Die Neu- 
formulierung ist der Tatsadie angepaßt, daß 
mit der Eröffnung des Unternehmens oder 
dem Beginn der Tätigkeiten, bei deren Aus- 
übung der Beschäftigte nach § 539 Abs. 1 
Nr. 1 versichert ist, kraft Gesetzes Versiche- 
rungsschutz eintritt. Diese Vorschrift hat seit 
dem Sechsten Änderungsgesetz nur noch 
praktische Bedeutung für die Beitragspflicht 
der Unternehmer und die Durchführung der 
Unfallverhütungsmaßnahmen. 

Zu § 660 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 651. 

Zu § 661 

Diese Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 653. 

Zu § 662 

Die Formulierung des bisherigen § 656 a 
konnte nicht aufrechterhalten werden. Die 
dort aufgeführten Wirtschaftsgruppen sind 
weggefallen, da die Gesetzgebung über den 
Aufbau der gewerblichen Wirtschaft, durch 
die sie gesdiaffen wurden, beseitigt worden 
Ist. Im übrigen erscheint es fraglich, bei Kam- 
mern, Verbänden usw. allein darauf abzu- 
stellen, ob Pfllchtmltglledschaft besteht. In 
diesem Falle würde die Vorschrift beispiels- 
weise bei Innungen nicht ausreichen, da bei 
diesen nach § 47 der ITandwerksordnung 
keine Pflichtmitgliedschaft mehr besteht. 

Der Umfang der Auskunftspflicht Ist mit 
Rücksicht auf die Rechtsprechung des Bun- 
desverwaltungsgerichts näher konkretisiert 
worden. 

Die Ermächtigung des bisherigen Absatzes 3 
ist überflüssig, da die Unterstützungs- und 
Auskunftspflicht der in Absatz 2 und 3 ge- 
nannten Vereinigungen und Behörden hin- 
reichend bestimmt ist; sie ist deshalb in die 
neue Vorschrift nicht übernommen worden. 


Zu § 663 

Diese Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 657. 

Seit Auflösung des Reichsversicherungsamts 
sind den Berufsgenossenschaften keine Ver- 
zeichnisse mehr übermittelt worden. Da sich 
die Führung der Betriebsverzeichnisse auch 
ohne Mitwirkung der Aufsichtsbehörde ein- 
gespielt hat, besteht für die frühere Regelung 
kein Bedürfnis mehr. Es genügt allein die 
Feststellung, daß die Berufsgenossenschaften 
Unternehmerverzeichnisse zu führen haben. 

Zu § 664 

Absatz 1 dieser Vorschrift entspricht dem 
bisherigen § 658. Absatz 2 entspricht dem 
bisherigen § 659 Abs. 2, dessen Absatz 1 als 
gegenstandslos gestrichen worden ist. 

Zu § 665 

Diese Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 664. 

Bei der Neufassung wird auf den allgemein 
gültigen bürgerlich-rechtlichen Begriff der 
Gesamtschuld (§ 421 BGB) zurückgegriffen. 

Zu §§ 666, 667 

Diese beiden Vorschriften entsprechen Im 
wesentlidien den bisherigen §§ 665, 666. 

Durch wen die Berufsgenossenschaft für die 
Geschäfte des § 666 und § 667 vertreten 
wird, ist im Selbstverwaltungsgesetz geregelt. 
Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 670. 

Zu § 668 

Diese Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 671. 

Zu § 669 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 672 an. 

Die Erledigung der Aufgaben des § 669 
Ist keine richterliche, sondern eine ver- 
waltungsmäßige Aufgabe. Das Oberversiche- 
rungsamt, dem bisher die Bestimmung gemäß 
§ 672 oblag, ist als Verwaltungsbehörde in 
verschiedenen Ländern nicht mehr vorhan- 
den. Es erschien daher angezeigt, die für die 
Sozialversicherung zuständige oberste Ver- 
waltungsbehörde des Landes, In dem das be- 
troffene Unternehmen seinen Sitz hat, oder 
die von ihr benannte Stelle als zuständig zu 
bestimmen. 
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Zu § 670 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 673 an. 

Die zeitliche und inhaltliche Begrenzung des 
Durchschnittssatzes im ehemaligen Absatz 2 
erscheint überflüssig. Es genügt, den Rück- 
lageteil im Einzelfall festzusetzen, da sich im 
allgemeinen übernehmende und abgebende 
Berufsgenossenschaften einigen werden. 

Zu § 671 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 674. 

Zu § 672 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 675. 

Zu § 673 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 677 an, der noch ergänzt worden Ist. 

Es erscheint notwendig, daß die Satzung eine 
Bestimmung über die Vertretung der Be- 
rufsgenossenschaft gegenüber dem Vorstand 
enthält. 

Ebenso erscheint es notwendig, die Aufstel- 
lung des Haushaltsplans In der Satzung zwin- 
gend vorzuschreiben. Bis jetzt ist das Vor- 
handensein eines Haushaltsplans nur bei- 
läufig im bisherigen § 704 erwähnt. 

Die bisherige Regelung über die Kann- 
Bestimmungen der Satzung erscheint über- 
flüssig. Soweit die Vertreterversammlung 
Satzungsbestimmungen erlassen kann, er- 
schöpft sich diese Möglichkeit, Im Rahmen 
des Gesetzes tätig zu werden. Einer beson- 
deren Hervorhebung bedarf es nicht. 

Zu § 674 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 681. 

Zu § 675 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 684. Die Änderungen sind der neueren 
staatsrechtlichen Lage angepaßt. 

Zu § 676 

Es genügt, in der dem bisherigen § 685 ent- 
sprechenden Neufassung bezüglich der Or- 
gane der Berufsgenossenschaften auf die 
Vorschriften des Selbstverwaltungsgesetzes 
hinzuweisen. Die Rechtsmaterie in diesem 


Gesetz ist für alle Versicherungsträger ab- 
schließend geregelt. 

Zu § 677 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 689. 

Zu § 678 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 722 an und nimmt auf die Vorschriften des 
Bundesversicherungsamtsgesetzes vom 9. Mai 
1956 Bezug. 

Zu § 679 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 723. 

Zu § 680 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 721. 

Die Gescliäfts- und Rechnungsergebnisse 
müssen dem Bundesminister für Arbeit zen- 
tral zugeleitet werden, damit sie In einer das 
gesamte Bundesgebiet umfassenden Zusam- 
menstellung statistisch ausgewertet werden 
können. 

Soweit es sidi um landesunmittelbarc Be- 
rufsgenossenschaften handelt, müssen diese 
aber audt gehalten sein, ihre dem Bundes- 
minister für Arbeit einzureichenden Über- 
sichten der für Sozialversicherung zustän- 
digen obersten Verwaltungsbehörde ihres 
Landes vorzulegen. 

Zu § 681 

Die Vorsdirift entspricht dem bisherigen 
§ 848. 

Soweit in der allgemeinen Vorschrift des 
bisherigen § 848 auch die Erste Hilfe bei Ver- 
letzungen erwähnt wird, ist diese systema- 
tisch richtiger am Schluß dieses Abschnitts 
untergebracht. 

Zu § 682 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 848 a an. 

In der bisherigen gesetzlidien Regelung fan- 
den sich in Nr. 1 und 2 jeweils noch die 
Worte „in ihren Betrieben''. Diese Worte 
sind gestrichen, da sic zu Mißverständnissen 
Anlaß geben konnten. Vorschriiten über den 
Schutz der Arbeiter und über deren Verhal- 
ten müssen audt für die Tätigkeit außerhalb 
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des Betriebes, z. B. für Botengänge, für den 
Weg nach und von der Arbeitsstätte und für 
die Aufbewahrung des Arbeitsgeräts erlassen 
werden können. 

Zur weiteren Klarstellung sind die Worte 
„Unfällen“ in „Arbeitsunfällen“ umgeändert 
worden. 

Da die Unfallverhütungsvorschriftcn norma- 
tiven Charakter tragen, müssen sie bekannt- 
gemacht werden. Die Art ihrer Bekannt- 
machung soll die Vertreterversammlung in 
dem Unfallverhütungsvorschriften selbst 
festlegen. 

Zu § 683 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 849, der durch das Bundesversicherungs- 
amtsgesetz neu gefaßt ist. 

Es ersdiien angezeigt, die Terminologie ein- 
heitlich zu gestalten. Der Verwaltungsakt der 
Aufsichtsbehörde, der zur Rechtswirksam- 
keit der Unfallverhütungsvorschriften hin- 
zukommen muß, soll im Interesse der Ein- 
heitlichkeit auf „Genehmigung“ festgelegt 
werden. Auf dem Gebiet des öffentlichen 
Pvcchts ist zwischen Zustimmung und Ge- 
nehmigung kein Unterschied. Die Vorschrif- 
ten des bürgerlichen Rechts sind insoweit 
nicht analog anwendbar. 

Zu § 684 

Die Vorschrift entspricht im wesentlidien 
dem bisherigen § 850. Die Regelung des 
Abs. 2 beruht auf dem Gedanken, daß sich 
ietzt in der Vertreterversammlung und Im 
Vorstand Vertreter der Unternehmer und 
Arbeiternehmer befinden, so daß unbedenk- 
lich auch gegenüber den Versicherten für die 
Festsetzung der Ordnungsstrafe der Vor- 
stand zuständig sein kann. 

Zu § 685 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
^ 871. Dabei Ist berücksichtigt, daß nicht nur 
Landes-, sondern auch Bundesbehörden An- 
ordnungen zur Verhütung von Unfällen er- 
lassen können. 

Zu § 686 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen ^ 872. 

Der Ausdruck „Polizeibehörden“ ist wegge- 
lassen, da die landesrechtlichen Regelungen 
unterschiedlich sind. So werden z. B. die ver- 


waltungspolizeilichen Aufgaben in Nord- 
rhein-Westfalen von Ordnungsämtern ausge- 
übt. Im übrigen Ist durch den Hinweis auf 
§ 120 d Abs. 1 der Gewerbeordnung der 
sachlidie Inhalt der Anordnungen klarge- 
stellt. Die Zuständigkeit zum Erlaß der- 
artiger Anordnungen ergibt sich aus den 
einzelnen Landesgesetzen. 

Mitteilungspflichtig ist derjenige, der die 
Anordnung erlassen hat. 

Zu § 687 

Die Vorschrift entspricht Im wesentlichen 
den bisherigen §5 874, 875, die in einer ein- 
heitlldien Vorschrift zusammengefaßt wor- 
den sind. 

Zu § 688 

In den Fällen, in denen Im Rahmen eines 
Unternehmens ein anderes Unternehmen 
tätig wird (z. B. Ausführung von Bauarbei- 
ten durch einen Bauunternehmer in einem 
Eisen- und Stahlbetrieb), müssen die tech- 
nischen Aufsichtsbeamten des anderen Unter- 
nehmens das Recht haben, ihrer Über- 
wachungspflicht auch hinsichtlidi der Arbei- 
ten zu genügen, die im Zuständigkeitsbe- 
reich des erstbezeichneten Unternehmens 
vorgenommen werden. Den gelegentlich in 
der Praxis aufgetretenen Schwierigkeiten 
vzird durch die neue Vorschrift begegnet. 

Zu § 689 

Die Vorschrift entspridit Im wesentlichen 
dem bisherigen § 878. 

Der Hinweis auf die Tatsache, daß der tech- 
nische Aufsichtsbeamte die Abstellung fest- 
gestellter Mängel anordnen darf, dient der 
Klarstellung der Befugnisse des technischen 
Aufsichtsbeamten gegenüber den Mitgliedern 
der Berufsgenossenschaft. 

Die Ergänzung des Abs. 1 In dem bisherigen 
§ 878 beruht auf dem Gedanken, daß der 
Unternehmer gezvmngen werden soll, auch 
Hinderungsgründe, die der Besichtigung 
durch den technlsdien Aufsichtsbeamten ent- 
gegenstehen, zu beseitigen. In der Praxis 
sind Fälle vorgekommen, in denen der 
Unternehmer dem technischen Aufsichts- 
beamten zwar die Besichtigung gestattete, 
gleichzeitig aber seinen scharfen Hund von 
der Kette machte und sich v/eigerte, die darin 
für den technischen Aufsichtbeamten liegende 
Gefahr zu beheben. 
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Bei Zuwiderhandlungen können die Unter- 
nehmer mit Ordungsstrafen in Geld belegt 
werden. Die Zuständigkeit für die Fest- 
setzung der Ordnungsstrafe ist durch § 8 
Nr. 7 des Bundesversicherungsamtsgesetzes 
geregelt. 

Zu § 690 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 882. 

Zu § 691 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 883. Das Wort „Rechnungs- 
beamten" ist gestrichen worden, well ln die- 
sem Abschnitt nur der technische Aufsichts- 
dienst behandelt wird. Der frühere Absatz 2 
Satz 1 erschien entbehrlich, weil er gegen- 
ständlich in § 692 behandelt wird. 

Zu ^ 692 

Die Vorschrift entspricht dem früheren 
§ 886 a. Es ist lediglich bestimmt worden, 
in welcher Form das Zusammenwirken zwi- 
schen den Berufsgenossenschaften und der 
Gewerbeaufsicht zu regeln Ist. 

Zu § 693 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 887. Die Streichung der Worte „Prüfung 
der Bücher und Listen" entspricht der 
Streichung des Wortes „Rechnungsbeamten" 
in § 691. 

Zu § 694 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 848 zweiter Halbsatz. 

Zu § 695 

Die Vorschrift entspricht den bisherigen 

§§ 731, 706. Die Bildung der Gefahrklassen 
ist aus Zweckmäßigkeitsgründen im Zusam- 
menhang mit der Aufbringung der Mittel zu 
behandeln, da sie auch grundsätzliches Krite- 
rium für die Höhe der Mitgliederbeiträge 
darstellt. 

Zu § 696 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 732. 


Zu § 697 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 733. 

Zu § 698 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 734. 

Bei der Aufbringung der Mittel muß den 
Berufsgenossenschaften im Hinblick auf ihre 
Selbstverwaltung ein gewisser Spielraum ge- 
lassen werden. Dabei ist ihnen die Möglich- 
keit einzuräumen, anstatt des wirklich ver- 
dienten Arbeitsentgelts die bloße Kopfzahl 
der Versicherten der Beltragsberechnung zu- 
grunde zu legen. Dies führt oft zu einer 
großen verwaltungsmäßigen Vereinfachung 
bei der Beitragseinziehung. Insbesondere trifft 
das für die Einzelhandels-Berufsgenossen- 
schaft mit ihren vielen Einzelhandelsbetrie- 
ben ohne fremde Hilfskräfte zu. Die Einzel- 
handels-Berufsgenossenschaft, die satzungs- 
mäßig den überwiegenden Teil der Unter- 
nehmer in den Versicherungsschutz einbe- 
zogen hat, hat deshalb schon seit langem 
sogenannte Kopfbeiträge erhoben. Diese 
Kopfbeiträge fanden gesetzlich In den bis- 
herigen §§ 732 und 734 In dem Umfang und 
der Art, wie sie bei der Einzelhandels-Be- 
ruf sgenossenschaft erhoben wurden, keine 
Stütze. Diesem Umstand Ist diese Vorschrift 
angepaßt worden. Gegen den Wegfall der 
bisherigen Höchstgrenze der Versicherten 
(Betriebe, die regelmäßig höchstens fünf Ver- 
sicherte beschäftigen') bestehen deshalb keine 
Bedenken, weil es der Selbstverwaltung der 
Berufsgenossenschaft überlassen bleiben muß, 
darüber zu entscheiden, ob auch bei einer 
höheren Zahl von Versicherten Im Betrieb 
das Einzugsverfahren nach Kopfbeiträgen 
finanziell tragbar Ist. 

Zu § 699 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 735. 

Die Ergänzung auf den versicherten Perso- 
nenkreis des ^ 539 Abs. 1 Nr. 7 berücksich- 
tigt ein berechtigtes Anliegen der Berufsge- 
nossenschaft Nahrungsmittel und Gaststätten. 

Zu § 700 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 707. 

Zu § 701 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 708. 
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Zu § 702 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 709. 

Zu § 703 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 710. 

Zu § 704 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 711. 

Zu § 705 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 712. 

Zu § 706 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 738. 

Der Berufsgenossenschaft ist im Rahmen der 
Selbstverwaltung zuzugestehen, daß sie die 
Beitragsvorschüsse nach pflichtmäßigem Er- 
messen erhebt. Dazu sind von Seiten der Auf- 
sichtsbehörde keine näheren Vorschriften 
mehr nötig. Eine Ermächtigung für die Auf- 
sichtsbehörde zum Erlaß näherer Bestim- 
mungen ist überflüssig. 

Zu § 707 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 737. 

Zu § 708 

Die Vorsdirift entspricht dem bisherigen 
§ 728. 

Nach 1945 haben sich die Berufsgenossen- 
schaften bei der Zahlung ihrer Vorschüsse an 
die Deutsche Bundespost der Mitwirkung des 
1945 aufgelösten Reichsversicherungsamts 
nidit mehr bedienen können. Sie sind in- 
folgedessen mit der Deutschen Bundespost 
unmittelbar in Verbindung getreten und 
haben ein Verfahren entwickelt, das sich in 
jahrelanger Übung bewährt hat. Im Zeichen 
der Selbstverwaltung erscheint es nicht zweck- 
mäßig, hier wiederum durch eine gesetzliche 
Neuregelung einzugreifen, sondern die tat- 
sächliche Lage, wie sie sich nach 1945 entwik- 
kelt hat, gesetzlich festzulegen. Diesem Ge- 
danken trägt die Neuregelung Rechnung. 

Zu § 709 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 739. 


Zu § 710 


Die Vorschrift 
§ 726 a. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 711 

Die Vorschrift 
§ 777. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 712 

Die Vorschrift 
§ 778. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 713 

Die Vorschrift 
§ 781. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 714 

Die Vorschrift 
§ 782. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 715 

Die Vorschrift 

entspricht 

dem 

bisherigen 


S 713. 

Zu § 716 

Die Vorschrift entspricht Im wesentlichen 
den bisherigen §§ 714, 715. 

Zu § 717 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 715 a an und nimmt auf die neuere staats- 
rechtliche Entwicklung Rücksicht. 

Zu § 718 

Die Vorsdirift entspricht dem bisherigen 
S 716. 

Zu § 719 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 749. 

In Absatz 2 waren die Versicherungsgenos- 
senschaften zu streichen, da sie nicht mehr 
bestehen. 

Zu § 720 

Die Vorsdirift entspricht im wesentlichen 

dem bisherigen § 750. 

Die Änderung im Absatz 1 ist durch die 

Neufassung des § 698 bedingt. 

Zu § 721 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 751. 
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Zu § 722 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 752. 

Zu § 723 

Die Vorschrift schließt an die bisherigen 
§§ 876 bis 878 an. 

Die Aufgaben der Rechnungsbeamten waren 
bisher in Verbindung mit dem technisdien 
Aufslditsdienst geregelt, da man davon aus- 
ging, daß der technische Aufsichtsbeamte auch 
zum Rechnungsbeamten des Unfallversiche- 
rungsträgers bestimmt wird. Die Aufgaben- 
gebiete des technischen Aufsichtsbeamten und 
des Rechnungsbeamten sind sachlich aber so 
verschiedenartig, daß es geboten erschien, die 
Aufgaben des Rechnungsbeamten in Verbin- 
dung mit der Aufstellung der Lohnnach- 
weise abzugrenzen. Die Tatsache, daß die 
Rechnungsbeamten und die technischen 'Auf- 
sichtsbeamten mitunter personcngleidi sein 
können, ist nur eine zufällige Ersdieinung, 
die eine gemeinschaftliche Regelung der Auf- 
gabengebiete beider Beamten nicht rechtfer- 
tlgt. 

Zu § 724 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 753. 

Zu § 725 

Die Vorschrift entspridit dem bisherigen 
§ 754. 

Zu § 726 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 754 a an. ( 

Die Auszüge aus den Heberollen und die Ein- 
forderungen von Beitragsvorschüssen sind 
jederzeit vollziehbare Verw^altungsakte, die 
gemäß § 28 der Reichsversicherungsordnung 
wie Gemeindeabgaben beigetrieben werden 
können. Da aber die Beitreibung durch die 
Gemeinden in Ermangelung von Voll- 
ziehungsbeamten vielfach auf Sdiwierigkelten 
stößt, muß ein weiterer Weg gefunden wer- 
den, die vorbezeichneten Verwaltungsakte 
zu vollstrecken. Die Vorschriften des Ver- 
waltungsvollstreckungsgesetzes vom 27. April 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) weisen einen 
solchen Weg nicht. Denn abgesehen von allem 
anderen beziehen sich diese Vorschriften 
lediglich auf die Vollstreckung öffentlich- 
rechtlicher Geldforderungen der bundesun- 
mittelbaren jurlstisdien Personen des öffent- 
lichen Rechts. Hinsichtlich der landesunmit- 


telbaren juristischen Personen des öffentlidien 
Rechts ist dieses Gesetz nicht anwendbar. Es 
liegt deshalb nahe, auf die bundeseinheitliche 
Regelung der Vollstreckung in der Zivilpro- 
zeßordnung zu verweisen. Vollstreckbare 
Titel, die den vorläufig vollstreckbar erklär- 
ten oder rechtskräftigen Urteilen gleichstehen, 
sind hiernach die von den Berufsgenossen- 
schaften hergestellten Auszüge aus den Hebe- 
rollen und die Einforderungen der Beltrags- 
vorschüsse. Der in diesen vollstreckbaren 
Titeln enthaltene öffentlich-rechtliche An- 
spruch ist der vergleichbare Anspruch, über 
den im Zivilrechtswege . entschieden worden 
Ist. Diese Ansprüche sollen infolgedessen 
den In bürgerlichen Rechtsstreitigkelten 
rechtskräftig entschiedenen Ansprüchen 
gleichgestellt sein. 

Aus Gründen der Angleichung an die Vor- 
schriften der Zivilprozeßordnung muß der 
vollstreckbare Titel mit der Vollstreckungs- 
klausel versehen sein. Die Vollstreckungsklau- 
sel zu erteilen, soll Aufgabe der Geschäfts- 
führer oder ihrer Stellvertreter sein, nachdem 
sie von der Aufslditsbehörde auf Antrag 
hierzu ermächtigt worden sind. 

Einwendungen gegen den durch das Urteil 
festgestellten Anspruch sind im Zivilprozeß 
mit der Vollstreckungsgegenklage (§ 767 
ZPO) geltend zu machen. Da auch gegenüber 
den hier erwähnten vollstreckbaren Titeln 
solche Einwendungen denkbar sind, und es 
sich insoweit um Streitigkeiten der Sozialver- 
sicherung handelt, sind diese Einwendungen 
mit der Vollstreckungsgegenklage des § 767 
ZPO bei den Sozialgeriditen anhängig zu 
machen. 

Zu § 727 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 755. 

Zu § 728 

Die Vorsdarift entspricht dem bisherigen 

§ 756. 

Zu § 729 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 

§ 757 an. 

Hier wird der seltene Fall behandelt, daß ein 
Mitglied einer Berufsgenossenschaft zur Zah- 
lung eines Beitrags aufgefordert wird, ob- 

wohl der Beitrag bereits an eine andere Be- 
rufsgenossenschaft widerspruchslos gezahlt 
worden ist. In einem solchen Falle soll das 


94 



Mitglied bis zur Höhe der gezahlten Beiträge 
von weiterer Zehlung befreit sein. Die Be- 
rufsgenossensehaften sollen allein unter sich 
streiten, wem der gezahlte Beitrag gebührt. 

Zu § 730 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 762. 

Zu§ 731 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 762 a an. 

Mit der Neuformulierung des Satzes 1 soll 
klargestellt werden, daß zunächst ein Rück- 
stand an Beiträgen oder Beitragsvorschüssen 
bestehen muß. Liegt ein Rückstand vor, soll 
die Bcrulsgenosscnscliaft die Zahlung erneut 
begehren und erst vom Tage des Zugehens 
der Aufforderung an den Empfänger, den 
Rückstand zu bezahlen, berechtigt sein, eine 
Verzinsung des Rückstandes zu verlangen. 
Das gleiche muß sinngemäß auch für den Fall 
gelten, daß die Berufsgenossensdiaft für die 
Zahlung des Rückstandes dem Schuldner eine 
Zahlungsfrist eingeräumt hat. Die Höhe des 
Zinssatzes muß so bemessen sein, daß die 
Zahlungspflichtigen Mitglieder der Berufsge- 
nossenschaft durch die verspätete Zahlung 
ihrer Beiträge oder Beitragsvorsdiüsse keinen 
Zinsvorteil erlangen. Der Zinssatz in Höhe 
von 2 V. H. über dem Diskontsatz der Bank 
deutscher Länder erschien der Höhe nach 
angemessen. 

Aus Gründen der Verwaltungsverclnfadiung 
soll der Berufsgenossenschaft die Möglichkeit 
eingeräumt werden, durch die Satzung 
einen festen Säumniszusdüag zu bestimmen. 
Damit braucht die Berufsgenossenschaft die 
Zinsen, deren Berechnung verwaltungsmäßig 
einen größeren Zeitaufwand erfordert, nicht 
zu berechnen. Eine ähnliche Regelung befin- 
det sldi in § 397 a. 

Zu § 732 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 763. 

Zu §§ 733 bis 735 

Die Vorsdariften schließen an den bisherigen 
§ 741 an. 

Den Berufsgenossenschaften stehen zwei Ver- 
niögensmassen zur Verfügung; die Betriebs- 
mittel und die Rücklage. Bisher hat es an 


einer Klarstellung im Gesetz gefehlt, welche 
Vermögenswerte als Betriebsmittel und 
welche als Rücklage anzusehen sind. Mit den 
neuen Vorschriften soll eine Klarstellung 
erreicht werden. Dabei wird davon ausge- 
gangen, daß die Rücklage entsprechend ihrem 
Zweck nach Maßgabe der allgemeinen Vor- 
schriften der Reichsversicherungsordnung 
(§§ 26 ff.) von den Berufsgenossenschaften 
angelegt werden muß, um In langfristigen 
Krisenzeiten den Berufsgenossenschaften die 
Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten zu gewähr- 
leisten. Den Rücklagemitteln stehen die Be- 
triebsmittel gegenüber, die den laufenden 
Geschäftsbedarf decken sollen. Da die Um- 
lagen jährlich erhoben werden. Ist grund- 
sätzlich bei der Höhe der Betriebsmittel von 
einem Jahresbedarf auszugehen, der freilich 
wegen etwaiger Ausfälle und unvorherge- 
sehener Mehrkosten einen Risikozuschlag 
von einem halben Jahresbedarf notwendig 
macht. Wenn die Berufsgenossenschaften, wie 
es teilweise der Fall gewesen Ist, einen größe- 
ren Betrag an Betriebsmitteln In Ihrer Kasse 
haben, besteht für diese Betriebsmittel keine 
gesetzlich zu begründende Verwendungs- 
möglichkeit. Übersteigt der Betriebsmittel- 
bestand den einundeinhalbfachen oder, wenn 
es die Satzung zuläßt, zweifachen Jahresbe- 
trag, ist die Berufsgenossenschaft verpflichtet, 
Ihre Beiträge zu senken, da sie nur zur Be- 
schaffung der gesetzlich zugelassenen Be- 
triebsmittel und zur Ansammlung der Rück- 
lage Beiträge von Ihren Mitgliedern erheben 
kann. Für einen „eisernen^* Betriebsstock be- 
steht kein Bedürfnis, soweit laufende Be- 
triebsmittel vorhanden sind und diese erst 
nach Ablauf einer gewissen Zeit ihrem Zweck 
zugeführt werden können. Sie werden Im 
Regelfälle einem Betriebsmittelkonto bei den 
Berufsgenossenschaften gutgeschrieben wer- 
den müssen. Dieses Betriebsmittelkonto Ist 
der Betriebsstock. 

Bei der Errichtung von Heil- und Genesungs- 
anstalten handelt es sich vielfach um derartig 
kostspielige Objekte, daß die Betriebsmittel 
zur Errichtung einer solchen Anstalt nicht 
ausreichen. Tn einem solchen Falle sind die 
Mittel aus der Rücklage zu entnehmen und 
das Grundstück dementsprechend der Rück- 
lage zuzuführen. 

Zu § 736 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 742 . 



Zu § 737 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 743 an. 

Die Erfahrung hat gelehrt, daß die Rücklage 
in Katastrophenfällen ihren Zweck nicKt 
erfüllen konnte, weil auch sie ein Opfer der 
Katastrophe geworden war. Auch in Krisen- 
zeiten werden die Rücklagemittel nur in be- 
schränktem Umfange zur Überwindung von 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten nutzbar ge- 
macht werden können. Die Versicherungs- 
träger halten allgemein eine Rücklage in der 
bisherigen gesetzlichen Höhe, die beispiels- 
weise bei der ßergbau-Berufsgenossenschaft 
nach dem jetzigen Stand weit über 1 Mrd. 
DM ausmachen würde, nicht für notwendig. 
Die Wünsche der Berufsgenossenschaften, die 
Rücklage auf ein vertretbares Maß herabzu- 
setzen, sind daher begründet und entsprechen 
auch volkswirtschaftlichen Interessen. 

Zu § 738 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 744. 

Zu § 739 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 745. 

Zu § 740 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 746. 

Zu § 741 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 747. 

Zu § 742 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 783. 

Zu § 743 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 784. 

Zu § 744 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 

dem bisherigen § 785. 

Die Änderungen in Absatz 2 sind durch das 
in Vorbereitung befindliche Gesetz über 
Dauerkleingartenanlagen bedingt. 

Zu § 745 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 787. 


Zu § 746 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 788. 

Die Verwendung des „übrigen Vermögens“ 
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde be- 
zieht sich auf das Vermögen der Zweiganstalt 
mit Ausnahme der Im § 745 Abs. 2 erwähn- 
ten Rücklage. Die Rüdclage darf in keinem 
Falle zu Zwecken der Berufsgenossenschaften 
verwendet werden. 

Zu § 747 


Die Vorschrift 
§ 789. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 748 

Die Vorschrift 
§ 790. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 749 

Die Vorschrift 
§ 791. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 750 

Die Vorschrift 
§ 792. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 751 

Die Vorschrift 

entspricht 

dem 

bisherigen 


§ 793. 

Zu Nr. 2 

Die Bezeichnung „Verwaltung“ bezieht sich 
nach dem bisherigen Wortlaut sowohl auf 
den Vorstand als auch auf die Vertreterver- 
sammlung. Die Vertreterversammlung übt 
jedoch keine Verwaltung aus, so daß eine 
Neufassung erforderlich ist. 

Zu Nr. 3 

Die Ergänzung der Nr. 3 bezüglich der Be- 
triebsmittel ist durch § 733 bedingt. 

Zu § 752 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 796. 

Zu § 753 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 798. 

Zu § 754 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 799. 


96 



Zu § 755 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem § 800. 

Durch den Zusatz wird klargestellt, unter 
welchen Voraussetzungen die Berufsgenossen- 
schaft ein Zwangsgeld gegen ihre Mitglieder 
festsetzen kann. Die neue Bezeichnung 
(Zwangsgeld) ist der Ausdrucksweise des Ver- 
waltungsvollstreckungsgesetzes angepaßt. 

Zu § 756 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 801. 

Zu § 757 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 802. 

Zu § 758 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 803. 

Zu § 759 

Die Vorschrift schließt sich an den bisherigen 
§ 804 an. Die dort gegebenen gesetzlichen 
Einzelregelungen erscheinen überflüssig. Sie 
müssen der Selbstverwaltung der Versiclie- 
rungsträger überlassen werden. Unsachge- 

mäße Beschlüsse der Vertreterversammlung 
können jederzeit im Genehmigungsverfahren 
durch die Aufsichtsbehörde korrigiert wer- 
den. 

Zu § 760 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 

§ 805 an. 

Es erschien zweckmäßig, die Verkündung 
nicht nur im Bundesanzeiger, sondern auch 
im Verkündungsblatt desjenigen Landes vor- 
zuschreiben, auf dessen Gebiet sich der Be- 
zirk der Berufsgenossenschaft erstreckt. 

Zu § 761 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 807. 

Die ergänzende Bezugnahme auf § 731 soll 
die Möglichkeit der Verzinsung rückständiger 
Beiträge usw. gewährleisten. 

Zu § 762 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 808. 


Zu § 763 
Die Vorschrift 
§ 809. 

Zu § 764 

Die Vorschrift 
§ 810. 

Zu § 765 

Die Vorschrift 
§ 812. 

Zu § 766 
Die Vorschrift 
§ 818. 

Zu § 767 

Die Vorschrift 

§819. 


entspridit 

dem 

bisherigen 

entspridit 

dem 

bisherigen 

entspricht 

dem 

bisherigen 

entspricht 

dem 

bisherigen 

entspricht 

dem 

bisherigen 


Es könnte scheinen, als wenn in dieser Vor- 
schrift ein Widerspruch zu dem Wegfall der 
bisherigen §§ 765 bis 776 zu erblicken wäre. 
Der Unterschied bezüglich der Bauunterneh- 
mer, die bei einer Bauberufsgenossenschaft 
versichert sind, und der bei einer Zweig- 
anstalt versicherten Unternehmer rechtfer- 
tigt aber eine verschiedenartige Behandlung. 
Bei der Zweiganstalt sind lediglich die Bau- 
arbeiten der niditgewerbsmäßigen Unter- 
nehmer und die selbstversicherten Unter- 
nehmer solcher Bauarbeiten versidiert. So- 
weit der Bauherr mit seinen eigenen Leuten 
Bauarbeiten ausführt. Ist er zugleich auch 
Unternehmer und infolgedessen aus seiner 
Stellung als Unternehmer heraus der Zweig- 
anstalt zur Zahlung der Prämien verpflich- 
tet. Wenn der Unternehmer für andere 
Bauherren baut, aber kein auf die Dauer be- 
rechnetes Bauunternehmen unterhält und 
daher nicht Baugewerbetreibender ist, läßt 
sich nicht verkennen, daß der Bauherr sich 
mit einem Bauunternehmer eingelassen hat, 
der ihm den Bau billiger hersteilen soll, als 
es der Baugewerbetreibende tun könnte. Da- 
mit übernimmt der Bauherr von vornherein 
ein bestimmtes, ihn allein treffendes Risiko. 
Diese Risikoübernahme und das Verhältnis, 
in dem er zu dem Bauunternehmer steht, 
lassen es gerechtfertigt erscheinen, Ihn für 
die nicht beltreibbaren Prämien wie einen 
Bürgen haften zu lassen. 

Die bei der Zweiganstalt versicherten Fälle 
werden meistenteils so liegen, daß die nicht- 
gewerbsmäßigen Bauunternehmer allein nur 
deshalb billiger bauen können, weil sie nicht 
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mit solchen Unkosten zu rechnen haben, wie 
sie auf den Baugewerbetreibenden zukom- 
men. Wegen des nahen Verhältnisses des 
Bauherrn zu dem nichtgewerbsmäßigen Bau- 
unternehmer ist daher die untersdiiedliche 
Behandlung der Haftung des Bauherrn für 
die uneinziehbaren Prämien gegenüber der 
Regelung bei den Baugewerbetreibenden be- 
rechtigt. 

Nach alledem ist die bisherige Haftung des 
Bauherrn für uneinziehbare Beiträge der 
Mitglieder der Bauberufsgenossenschaften 
beseitigt. Die Haftung des Bauherrn für die 
uneinziehbaren Prämien der Zweiganstalt ist 
dagegen aufrechterhalten worden. 

Zu § 768 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 820 an. Wenn der Bauherr für mitzah- 
lungspflichtig gegenüber der Zweiganstalt 
erklärt wird, ist die Sicherheitsleistung als 
Vorsorgemaßnahme gerechtfertigt. 

Zu §§ 769, 770 

Die Vorschriften enthalten eine durch den 
Wegfall der bisherigen §§ 765 bis 775 er- 
forderlich gewordene Ergänzung. 

Zu § 771 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 823. 

Wenn auch in aller Regel die Gemeinden 
und Gemeindeverbände Bauarbeiten auszu- 
führen pflegen, ohne sic anderen Unterneh- 
men zu übertragen, braucht diese Tatsache 
im Gesetz nicht besonders hervorgehoben zu 
werden. Es genügt vielmehr, allgemein dar- 
auf hinzuweisen, daß Bauherren, die regel- 
mäßig Bauarbeiten ausführen, von der Rege- 
lung des § 771 betroffen sind. 

Zu § 772 


Die Vorschrift 
§ 824. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 773 

Die Vorschrift 
§ 825. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 774 

Die Vorschrift 
§ 826. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 775 

Die Vorschrift 

entspricht 

dem 

bisherigen 


§ 827. 


Zu § 776 


Die Vorschrift 
§ 828. 

entsprldit 

dem 

bisherigen 

Zu § 777 

Die Vorsdirift 
§ 829. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 778 

Die Vorschrift 
§ 830. 

entspridit 

dem 

bisherigen 

Zu § 779 

Die Vorschrift 
§ 831. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 780 

Die Vorschrift 
§ 832. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 781 

Die Vorschrift 
§ 833. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 782 

Die Vorschrift 
§ 834. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 783 

Die Vorschrift 
§ 835. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 784 




Diese Vorschrift 
§ 843. 

entspricht dem bisherigen 

Die bisherige Nr. 3 soll wegfallen. Es besteht 
für eine solche Einrichtung kein Bedürfnis, 
nachdem den Trägern der Unfallversicherung 
die gesetzliche Pflicht zur Gewährung von 
„Berufsfürsorge“ auferlegt worden ist. 

Zu § 785 

Die Vorschrift 
§ 844. 

entspricht 

dem 

bisherigen 

Zu § 786 

Die Vorschrift 

entspricht 

dem 

bisherigen 


§ 845. 

Zu § 787 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 846 an. Eine Neuregelung ist mit ihr nicht 
beabsichtigt. 
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Zu § 788 

Die Vorsdirift entspricht dem bisherigen 
§ 847. 

Zu § 789 

Die Feuerwehrunfallkassen und auch die Ge- 
meindeunfallversicherungsverbände, soweit 
sie die in den Feuerwehrbetrieben versicher- 
ten Personen betreuen, gewähren diesen bei 
einem Unfall schon seit langem Mehrleistun- 
gen neben den gesetzlichen Leistungen. Sie 
stützen diese Mehrleistungen auf die Verord- 
nung zur Ergänzung von Sozialleistungen vom 
19. Oktober 1932, Artikel 5 § 8. Da der § 8 des 
Artikels 5 wegen seiner Überschrift „Mehr- 
leistungen in der Rentenversicherung" zu be- 
rechtigten Zweifeln Anlaß geben kann, ob die 
Mehrleistungen durch den § 8 a. a. O. hin- 
reichend gedeckt sind, erscheint es angezeigt, 
in dieser Vorschrift diese Mehrleistungen 
auch für die Zukunft sidierzustellen. Die Er- 
mächtigung, Mehrleistungen zu geben, kann 
sich dann aber nicht nur auf die Unfälle in 
Feuerwehrbetrieben beschränken, sondern 
muß auf alle Fälle der Fiilfeleistung ausge- 
dehnt werden. Demzufolge soll der Bund 
oder das Land durch entsprechende Ausfüh- 
rungsbestimmungen und die Feuerwehrun- 
fallversicherungskassen als Öffentlich-recht- 
liche Versidierungsträger durch Satzung die 
Möglichkeit haben, Mehrleistungen einzufüh- 
ren oder weiterzugewähren. Ob die Versiche- 
rungsträger der öffentlichen Pfand von dieser 
Möglichkeit für die In § 575 genannten Per- 
sonen Gebrauch machen wollen, muß Ihnen 
überlassen bleiben. 

Zu § 790 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 892 an. 

Dem Bundesminister für Arbeit Ist, soweit 
ein Einvernehmen mit den übrigen beteilig- 
ten Bundesministern erzielt ist, im Satz 2 die 
Möglichkeit eingeräumt, organisatorisch die 
Einrichtung anderer als der bereits vorhan- 
denen Ausführungsbehörden anzuordnen, 
aber auch bestehende Ausführungsbehörden, 
z. B. aus Gründen einer sparsamen Haus- 
haltsführung aufzulösen. Soweit die Gemein- 
den Eigenunfallversicherungsträger sind, soll 
die Gemeindeverwaltung bestimmen, wer 
Ausführungsbehörde Ist. 


Zu § 791 

Diese Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 894. Die Gemeindeunfali- 
versicherungsverbände sind aus dieser Vor- 
schrift herausgenommen worden. Die für sie 
nidit geltenden Vorschriften sind allein im 
§ 792 aufgeführt. 

Die Vorschriften über die Unfallverhütung 
und die Erste Fiilfe werden, soweit sie für 
den öffentlichen Bereich sinngemäß anwend- 
bar sind, wegen der besonderen Bedeutung 
der Unfallverhütung nicht ausgeschlossen. 

Zu § 792 

Der besseren Übersicht wegen sind in dieser 
Vorschrift die für die Gemeindeunfallver- 
sicherungsverbände nicht geltenden Vor- 
schriften mit einigen Änderungen aufgeführt 
worden. 

Zu § 793 

Die Vorschrift sdiließt an den § 895 an. 

Diese Vorschrift gab In Ihrer bisherigen Fas- 
sung zu Zweifeln Anlaß, die dadurch ausge- 
räumt werden sollen, daß die für die Dienst- 
aufsicht über die Aufsichtsbehörden zustän- 
digen obersten Verwaltungsbehörden Im Be- 
nehmen mit den sonst beteiligten Fachmini- 
sterien die Ausführungsbestimmungen erlas- 
sen. Was die Satzung für die Berufsgenossen- 
schaft Ist, sind die Ausführungsbestimmun- 
gen für die Eigenunfallversicherungsträger. 
Infolgedessen ist der Inhalt der Ausführungs- 
bestimmungen dadurch bestimmt, daß sie 
vorbehaltlidi der besonderen Vorschriften 
dieses Abschnitts alles das enthalten können, 
was die Berufsgenossenschaft durch die Sat- 
zung regeln kann. Die Satzungsermächtigun- 
gen sind im Gesetz im einzelnen festgelegt. 
Es erschien angezeigt, die Vertreterversamm- 
lung der Ausführungsbehörde vorher zu hö-, 
ren, obwohl Ihr nicht die gleichen Aufgaben 
wie den Vertreterversammlungen der Berufs- 
genossenschaften zuzuerkennen sind. 

Die Gemeinden als Eigenunfallversicherungs- 
träger sollen die Durchführung der Unfall- 
versicherung Im Wege der Gemeindesatzung 
regeln. 

Zu § 794 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 896 an. 
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Zu § 795 

Die Vorsdirift schließt an den bisherigen 
§ 903 an. 

Sie bedurfte einer grundsätzlidien Neufor- 
mulierung. Da in § 631 eine straf gerichtliche 
Feststellung, daß der Unternehmer vorsätz- 
lich den Unfall herbeigeführt hat, nicht mehr 
für erforderlich gehalten wird, lag es nahe, 
für den Anspruda aus § 795 ebenfalls die 
strafgerichtliche Feststellung fallenzulassen. 
Dies war um so mehr gerechtfertigt, als eine 
strafgerichtliche Feststellung, daß der Unter- 
nehmer oder eine ihm nach § 632 gleich- 
gestellte Person den Unfall fahrlässig unter 
Außerachtlassung einer besonderen Aufmerk- 
samkeit herbeigeführt hat, seit längerer Zeit 
nicht mehr möglich ist. Die qualifizierte 
Fahrlässigkeit ist im Strafgesetzbuch besei- 
tigt. Es genügt deshalb, wenn der Unterneh- 
mer oder eine ihm gleichgestellte Person vor- 
sätzlich oder grobfahrlässig den Unfall her- 
beigeführt hat, um seine Haftung zu recht- 
fertigen. Den Gerichten muß im Einzelfall 
überlassen bleiben festzustellen, ob der Unfall 
vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt 
worden Ist. 

Zu § 796 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 904. 

Nach § 48 des Gesetzes zur Ordnung des 
Handwerks vom 17. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1411) sind die Innungen 
keine dem Privatrecht angehörigen Personen- 
vereinigungen, sondern Körperschaften des 
Öffentlichen Rechts. Da Abs. 2 die Vorsdirift 
des Abs. 1 auf alle öffentlich-rechtlichen Kör- 
perschaften erstreckt, ist „Innung“ im unrich- 
tigen Zusammenhang erwähnt. 

In Abs. 1 Nr. 4 wird durch Neuformulierung 
besser zum Ausdruck gebracht, daß auch die 
in der Praxis vielfach festgestellte Unterlas- 
sung in der Beachtung der Unfallverhütungs- 
Vorschriften erfaßt werden sollen. 

Zu § 797 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
den bisherigen §§ 905, 906. 

Zu § 798 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 907 an, bedurfte jedoch einer teilweise 
neuen Fassung im Hinblick auf die Änderung 
in den §§ 795 bis 797. 


Zu § 799 

Diese Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 911 an. 

Da die Anrechnung von Beiträgen oder Prä- 
mien auf den Entgelt nicht nur von Unter- 
nehmern und Angestellten, sondern mög- 
licherweise audi von anderen Personen vor- 
genommen werden kann, ist die Strafbestim- 
mung allgemeiner gefaßt Vvorden. Das Wort 
„veranlassen“ in dem ursprünglichen Text 
kann zu Mißverständnissen führen. Wenn 
stattdessen der Begriff „bewirken“ verwendet 
worden ist, soll damit allgemein zum Aus- 
druck gebracht werden, daß sowohl eine 
Handlung wie Duldung als auch Unterlas- 
sung den Begriff „bewirken“ erfüllen kön- 
nen. Das Wort „vorsätzlich“ ln der ersten 
Alternative des Straftatbestandes und das 
Wort „wissentlich“ In der zweiten Alterna- 
tive des Straftatbestandes sind weggelassen 
worden, da, wenn nichts besonderes gesagt 
ist, zur Bestrafung vorsätzliches Handeln ver- 
langt werden muß. 

Der Strafrahmen für das Vergehen ist dem 
Unrechtgehalt des Straftatbestandes ange- 
paßt. 

Zu § 800 

Die Vorschrift schließt an die bisherigen 
§§ 908, 909 an. 

Zu § 801 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 912. 

Hier wird nur die Bestrafung der juristischen 
Personen des Privatrechts in ihrer Eigen- 
schaft als Unternehmer geregelt. Die „In- 
nung“ war daher an dieser Stelle zu streichen. 

Zu § 802 

Diese Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 913. 

Die Änderungen sind vorwiegend redaktio- 
neller Art. Der Personenkreis, auf den nach 
Absatz 1 Satz 2 eine strafrechtliche Verant- 
wortlichkeit abgewälzt werden kann, ist der 
Vorschrift des § 151 Gewerbeordnung ange- 
paßt. 

Zu § 804 

Die Vorschrift entspridit im wesentlichen 
dem bisherigen § 915, Die Ermächtigung er- 



scheint auch künftighin im Hinblick auf die 
technische Entwicklung notwendig. So sind 
bereits jetzt beispielsweise Lohndreschereien 
und Lohnpflügereien der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung zugeordnet. 

Zu § 805 

Die Vorsdirift entspricht Im wesentlichen 
dem bisherigen § 916. Die Änderungen sind 
lediglich redaktioneller Art. 

Zu § 806 

Die Vorsdhrift entspricht dem bisherigen 
§ 917. 

Zu § 807 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 918. 

Zu § 808 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 919. 

Zu § 809 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 920. 

Zu § 810 

Die Vorschrift entspricht Im wesentlichen 
dem bisherigen § 921. 

Zu § 811 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 930 a. 

Zu § 812 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 931. 

Das Tagegeld bedarf Iteiner Erwähnung 
mehr, da hierfür ein fester Betrag in der 
allgemeinen Unfallversidierung vorgesehen 
ist. 

Zu § 813 

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 932. 

Absatz 2 stellt eine notwendige Ergänzung 
dar, die Insbesondere für die Familienange- 
hörigen der landv/irtschaftlichen Unterneh- 
mer Bedeutung hat. 


In der landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung sind rund 9 Millionen Personen ver- 
sichert. Von dieser Zahl sind als Unterneh- 
mer und famllicnangehörige Arbeitskräfte 
rund 75 v. H. versichert. Etwa 25 v. H. der 
insgesamt in der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung Versidierten sind familien- 
fremde Arbeitnehmer. Während die Berech- 
nung des Jahresarbeitsverdienstes nach Durch- 
schnittssätzen für die landwirtsdiaftlidhen 
Unternehmer und ihre Ehegatten nicht zu 
beanstanden ist, da sie bei einem Unfall im- 
mer noch den Hof als wirtschaftlichen Rück- 
halt haben, führt die gleiche Berechnungsart 
für die auf dem Hof mitarbeitenden Fami- 
lienangehörigen — soweit es sich nicht um 
Hoferben handelt — unter Umständen zu 
schweren Unbilligkeiten. Dem soll grund- 
sätzlich abgeholfen werden dadurch, daß die 
für diesen Personcnkrels festzusetzenden 
Tahresarbeltsverdienste mindestens den Orts- 
lohn erreichen sollen. Eine gesetzliche Fest- 
legung des Mindest jahresarbeitsverdlenstes 
für die genannte Personengruppe erschien 
um so mehr notwendig, als die mitarbeiten- 
den Familienangehörigen auf die Festsetzung 
der Durchschnittssätze in den Ausschüssen 
keinerlei unmittelbare Einflußmöglichkeit 
haben, da sie in diesen Ausschüssen nicht 
vertretpn smd. Dagegen ist d^e Berechnung 
der Gc1dlelstun<^en nach den geringen Durch- 
^rhnittssätzen für die Griinne der famÜlen- 
fremd^n Arbehnehmer nicht mehr zeitf^e- 
mäß. S’p verdienen Grundsätzlich die bleiche 
■Rphandlnng wie die in der gewerblichen 
Wirtschaft tätigen Arbeitnehmer. Für sie ist 
^-^her nunmehr allgemein kraft gesetzlichen 
Zwanges der tatsächliche Tahresarbeitsver- 
dienst nl's Berechnungsgrundlage für alle 
Geldleistungen aus der Unfallversicherung 
vorgesehen. Insoweit wird auf § 822 ver- 
wiesen. 

Zu § 814 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 933 an. In Abs. 2 ist ergänzend bestimmt 
worden, daß als Vorsitzender nicht nur ein 
Beamter, sondern auch ein Berufsrichter der 
Sozialgcrichtsbarkcit tätig sein kann. Diese 
Ergänzung erschien im Hinblick auf das in- 
zwischen ergangene Sozialgeriditsgesetz er- 
forderlich. Mit Rücksicht darauf, daß die 
Gruppe der Arbeitnehmer im allgemeinen 
nach ihrem tatsächlichen Jahresarbeltsver- 
dlcnst entsdiädigt wird, Ist eine Beteiligung 
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der Arbeitnehmer an der Beschlußfassung 
über die Durchschnittssätze nicht mehr er- 
forderlich. Der Ausschuß soll sich deshalb 
künftig Je zur Hälfte aus den Vertretern der 
Arbeitgeber und der Selbständigen ohne 
fremde Arbeitskräfte zusammensetzen. 

Die Zusammensetzung des Festsetzungsaus- 
schusses ist nach paritätischen Gesichtspunk- 
ten erfolgt und entspricht den Grundsätzen 
des Selbstverwaltungsgesetzes. Die Erste Ver- 
ordnung über Ortslöhne und Jahresarbeits- 
verdienste in der Sozialversicherung vom 
9. August 1950, die insoweit eine andere 
Lösung vorsah, ist jetzt in die RVO einge- 
arbeitet worden und wird überflüssig, soweit 
sie die Jahresarbeitsverdienste betrifft. 

Zu § 815 

Die Vorschrift schließt an § 3 der Ersten 
Verordnung über Ortslöhne und Jahres- 
arbeitsverdienste in der Sozialversidierung 
vom 9. August 1950 an, dessen Regelung in 
die RVO übernommen werden soll. Ent- 
sprechend der Änderung in § 814 (Streichung 
der Arbeitnehmer als Teilnehmergruppe in 
den Ausschußberatungen) ist die Gruppe der 
Arbeitnehmer nicht mehr aufgeführt wor- 
den. 

Zu § 816 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 934. Satz 3 war zu streichen, da Durch- 
schnittssätze künftighin nur noch für Unter- 
nehmer und ihre Familienangehörigen in 
Betracht kommen, für diese aber Tarifver- 
träge nicht gelten. 

Zu § 817 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 935. Die Ergänzung trägt dem Gedanken 
Rechnung, daß die Eheschließung des Ver- 
sicherten der Berufsgenossenschaft erst durch 
Anzeige des Versicherten bekanntwerden 
kann. Die Unkenntnis der Berufsgenossen- 
schaft ist auf ein Verhalten zurückzuführen, 
daß der Versicherte vertreten muß. Deshalb 
soll er einen Anspruch auf erhöhte Entschä- 
digungsbeträge erst vom Tage der Antrag- 
stellung bzw. der Anzeige seiner Heirat er- 
halten. 

Zu § 818 

Die Vorschrift ist aus der Ersten Verordnung 
über Ortslöhne und Jahresarbeitsverdienste 


in der Sozialversicherung vom 9. August 
1950 im wesentlichen übernommen. 

Zu § 819 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 939. 

Zu § 820 

Der Absatz 1 des bisherigen § 940 war zu 
streichen, weil der Jahresarbeitsverdienst für 
alle Arbeitnehmer nur noch nadi den Vor- 
schriften der §§ 573 ff. zu berechnen ist. Der 
Ausschuß hat also nur die Möglidikeit, durch- 
schnittliche Jahresarbeitsverdienste für Unter- 
nehmer und deren Familienangehörige fest- 
zusetzen. Indessen kann der Satzung jeder 
einzelnen Berufsgenossenschaft Vorbehalten 
bleiben, diese Jahresarbeitsverdienste ab- 
weichend von den Festsetzungen des Aus- 
schusses zu bestimmen. 

Zu § 821 

Die Vorschrift entspricht für die landwirt- 
schaftlichen Durchschnittssätze dem § 598. Es 
soll verhindert werden, daß sich bei der An- 
passung der Geldleistungen, die in der land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherung nach 
Durchschnittssätzen berechnet werden, höhere 
Beträge ergeben, als sie der letzten Fest- 
setzung entsprechen. 

Zu § 822 

Nach dieser neuen Vorschrift sollen die Geld- 
leistungen aus der Unfallversicherung grund- 
sätzlich für alle familienfremden landwirt- 
schaftlichen Arbeitnehmer nunmehr nach 
ihrem tatsächlichen Arbeitsverdienst berech- 
net werden. 

Zu § 823 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 941. 

Aus Abs. 1 Satz 1 des bisherigen § 941 war 
der ehemalige § 564 zu streichen, weil der 
für die Landwirtschaft in Frage kommende 
Personenkreis bereits In § 575 Abs. 3 erfaßt 
ist. Ebenso war aus Abs. 1 des bisherigen 
§941 der Satz 3 nicht zu übernehmen, da 
sich die Anwendbarkeit des darin in Bezug 
genommenen § 566 bereits aus dieser Vor- 
schrift (jetzt § 577) unmittelbar ergibt. 
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Abs. 2 des ehemaligen ^ 941 ist in seiner 
bisherigen Fassung übernommen worden. Er 
erscheint nach wie vor erforderlich, findet 
jedoch seinen alleinigen Anwendungsbereich 
ausschließlich Im Falle des Einsatzes von im 
Verhältnis zur Landwirtschaft betriebsfrem- 
den Personen (z. B. Soldaten, Schulkindern). 

Zu § 824 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 942. 

Zu § 825 

Die landwirtschaftliche Unfallversicherung 
ist ein besonderer Versicherungszweig der 
Unfallversicherung. Träger der Versicherung 
sind Insoweit die landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften und die Eigenunfallver- 
sicherungsträger. Abweichungen gegenüber 
den Trägern der allgemeinen Unfallversiche- 
rung bestehen nur insoweit, als im Rahmen 
dieser Vorschrift die Genehmigung im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten zu er- 
teilen Ist. Im übrigen ist durch die Vorschrift 
des § 803 das Recht des Ersten und Zweiten 
Buches für die landwirtschaftliche Unfall- 
versicherung In Bezug genommen. 

Zu § 826 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 963. 

Zu § 827 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 964. 

Zu § 828 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 

§ 985 Abs. 2 an. 

Sachlich soll keine Änderung bezv/eckt sein. 
Die Neuformulierung soll lediglich klarstel- 
Icn, was bisher schon der § 985 Abs. 2 vor- 
geschrleben hat. 

Zu § 829 

Die Vorschrift ist auf die besonderen Ver- 
hältnisse der Landwirtschaft abgestimmt. In 
der Landwirtschaft sind seit jeher sogenannte 
Betriebsrevisoren Im Interesse der Unfallver- 
hütung eingesetzt worden. Diese Betriebs- 
revisoren haben nicht die Stellung eines tech- 
nischen Aufsichtsbeamten. Die landwirtschaft- 


lichen Berufsgenossenschaften haben neben 
den Betriebsrevisoren technische Aufsichts- 
beamte. Bei der großen Anzahl der landwirt- 
schaftlichen Unternehmen ist eine Überwa- 
chung durch die technischen Aufsichtsbeamten 
vielfach nicht notwendig. Wie die Erfahrung 
gelehrt hat, haben die Betriebsrevisoren zu- 
friedenstellend die landwirtschaftlichen Un- 
ternehmen überwacht und vorhandene Mängel 
abzustellen versucht. Schon aus finanziellen 
Erwägungen erscheint cs angezeigt, die Zv/el- 
teilung von technischen Aufsichtsbeamten und 
Betriebsrevisoren beizubehalten. Notwendig 
ist allerdings, ihnen die gleiche rechtliche 
Stellung einzuräumen wie den technischen 
Aufsichtsbeamten, damit die ordnungsmäßige 
Überwachung gewährleistet ist. Insbesondere 
müssen ihnen die gleichen Befugnisse wie den 
technischen Aufsichtsbeamten im Rahmen des 
§ 6S9 zugestanden werden. Durch die Ein- 
schaltung der Aufsichtsbehörde Ist Vorsorge 
getroffen, daß keinen unqualifizierten Be- 
triebsrevisoren diese Befugnisse eingeräumt 
werden. 

Zu §§ 830 bis 843 

Die Vorschriften der B.VO über das Beltrags- 
wesen der landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften bedürfen einer grundsätzlichen 
Umgestaltung. Sie sind durch die Entwick- 
lung der berufsgenossenschaftlichen Praxis, 
namentlich auch durch die mit dem Bewer- 
tungsgesetz zusammenhängenden grundlegen- 
den Neuerungen in der Besteuerung des 
Grund und Bodens weitgehend überholt. Ihre 
bisherige Fassung vermittelt ein unrichtiges 
Bild über die für die landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften verwendbaren Bei- 
tragsmaßstäbe. Außerdem sind die Vorschrif- 
ten unübersichtlich geordnet und mit Ein- 
zelheiten belastet, die Selbstverständliches be- 
sagen oder zweckmäßigerweise der satzungs- 
mäßigen Regelung überlassen werden. Die 
Ausgestaltung der Beitragsleistung regelt 
Pflichten der Genossenschaftsmitglieder gegen- 
über ihrer Berufsgenossenschaft. Sie ist eine 
echte Angelegenheit der berufsgenossen- 
schaftlichen Selbstverwaltung. Bei der großen 
Verschiedenheit der Verhältnisse und Be- 
dürfnisse der einzelnen Berufsgenossenschaf- 
ten beschränkt sich die gesetzliche Ordnung 
des Beitragswesens zweckmäßig darauf, die 
wesentlichsten Grundlagen für die Beitrags- 
leistung der Mitglieder der Berufsgenossen- 
schaft in so elastischen Umrissen festzulegen, 
daß dem satzungsmäßigen Bestimmungsrecht 
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der Berufsgenossenschaften zur Berücksich- 
tigung dieser Verschiedenheiten die notwen- 
dige Bewegungsfreiheit gesichert bleibt. So- 
weit zur Durchführung der Beitragsleistung, 
namentlich der Beitragseinziehung, die Be- 
rufsgenossenschaften der Mitwirkung ande- 
rer Stellen (Grundstückseigentümer, Ge- 
meinden) bedürfen, bleibt es Aufgabe des 
Gesetzes, diese Mitwirkung in den erforder- 
lichen Einzelheiten zu regeln. 

Die Regelung im bisherigen § 1005 sah Zu- 
schläge zu direkten Staats- oder Gemeinde- 
steuern vor. Von den direkten Staatssteuern 
scheiden indes die Vermögen- und Einkom- 
mensteuer für die Beitragsverteilung aus; 
denn diese Steuern errechnen sich audi aus 
Vermögen und Einkommen, das nicht aus der 
Landwirtsdiaft stammt, und entfernen sich 
wegen Abzugs der Schulden weit von dem 
bei der Beitragsverteilung zu berücksichtigen- 
den Unfallwagnis der Landwirtschaft. Die bis 
zum Inkrafttreten des Bewertungsgesetzes 
von den meisten landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften für die Beitragsverteilung 
verwandten Landesgruncisteuern sind durch 
die heutigen Gemeindegrundsteuern ersetzt, 
die durch Zuschläge zu dem aus dem Ein- 
heitswert ermittelten Grundsteuermeßbetrag 
erhoben werden. Da diese Zusdiläge nach 
den Finanzbedürfnissen der einzelnen Ge- 
meinden untersdriedlich bemessen werden, 
sind die Gemeindegrundsteuern für die Bei- 
tragsverteilung nicht brauchbar. Der Einheits- 
wert selbst ist keine Steuer, sondern nur eine 
Unterlage für die Veranlagung von Steuern, 
in erster Linie der Vermögensteuer. Er stellt 
daher keinen Maßstab des Steuerfußes im 
Sinne des bisherigen § 1005 Abs. 1, sondern 
einen anderen Maßstab nach dem bisherigen 
§ 1010 dar. Als solchen hat das frühere 
Reichsversicherungsamt seine Anwendung 
den landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten zugebilligt. Da die Mehrzahl der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften sich 
heute des Einheitswertmaßstabes zur Bei- 
tragsverteilung bedient. Ist er jetzt in die- 
ser Vorschrift als besonderer Maßstab her- 
ausgehoben worden. 

Die Befugnis zur Anwendung des Einheits- 
wertmaßstabes oder eines anderen angemes- 
senen Maßstabes ist der Satzung überlassen. 
Das erscheint unbedenklich, weü die Auf- 
sichtsbehörde die Angemessenheit eines sol- 
chen Maßstabes bei Genehmigung der 
Satzungsbestimmungen nachprüfen kann. Die 
Abstufung der Beiträge nach der Unfallge- 


fahr ist allgemein dem satzungsmäßigen Er- 
messen der Berufsgenossenschaften Vorbehal- 
ten. Beim Arbeitsbedarfsmaßstab kann unter 
Umständen nach den besonderen Verhältnis- 
sen einer Berufsgenossenschaft schon durch 
die unterschiedliche Abschätzung des Arbeits- 
bedarfs der einzelnen Kulturarten ihren Ge- 
fahrenunterschieden genügend Rechnung ge- 
tragen sein. Ob das zutrifft, unterliegt der 
Nachprüfung durch die Aufsichtsbehörde. 
Beim Einheitswertmaßstab kommt eine Ab- 
stufung der Beiträge nach der Unfallgefahr 
nur für ganze Unternehmenszweige (Land- 
wlrtsdiaft, Forstwirtschaft, Weinbau) in Be- 
tradit. Bei den einzelnen Unternehmen ist 
sie hier technisch nicht möglich. Ob die Bei- 
tragsleistung für die einzelnen Unterneh- 
menszweige nach der Unfallgefahr abzustufen 
Ist, muß dem Ermessen der einzelnen Berufs- 
genossenschaft überlassen bleiben, da durch 
das Verhältnis, In dem die Einheitsbewertung 
der einzelnen Unternehmenszweige zuein- 
ander steht, der Gefahrenunterschied schon 
ausreichend berücksichtigt sein kann und die- 
ses Verhältnis bei den einzelnen Berufsgenos- 
senschaften verschieden Ist. 

Zu § 832 

Die Vorschrift entspricht teilweise dem 
bisherigen § 994 Abs. 1. Die Erhebung von 
Mindestbeiträgen Ist fast bei allen landwlrt- 
sdiaftlidien Berufsgenossenschaften üblidi. 
Die Voraussetzungen sind durch die Satzun- 
gen der Berufsgenossenschaften unterschied- 
lich geregelt. Das gleiche gilt auch von der 
Bemessung der Mindestbeiträge. Einheitliche 
Beiträge sind namentlich bei den Arbeitsbe- 
darfs-Berufsgenossenschaften üblich. Sie be- 
ruhen auf einer schematisdien Ermittlung des 
Arbeitsbedarfs nach einheitlichen Grundsät- 
zen. 

Zu § 833 

Zu den nicht auf der Bodenwirtschaft be- 
ruhenden Unternehmen gehören beispiels- 
weise die Binnenfischerei, die Imkerei und die 
Jagd. Außerhalb der Umlage kommt die Er- 
hebung von festen Beiträgen beispielsweise 
bei Lohndresdiereien nach der Größe der 
Dreschtrommel in Frage. 

Um bei der Notwendigkeit und der Schwie- 
rigkeit, die Beitragsleistung der Unternehmen 
ohne Bodenwirtschaft der Vielgestaltigkeit 
der Verhältnisse anzupassen, muß den Berufs- 
genossenschaften bei der Ausgestaltung der 
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für sie in Betracht kommenden Beiträge 
weitester Spielraum gewährt werden. Dabei 
muß es den Berufsgenossenschaften gestattet 
sein, generell von den Vorschriften abzuwei- 
chen, die bei der Beltragsleistung für die 
Bodenwirtschaft gelten, z. B. durch Bestim- 
mung von Pauschbelträgen, Geltung der Bei- 
träge für einen mehrjährigen Zeitraum, An- 
fordern der Beiträge von einem anderen als 
dem Unternehmer, z. B. von Jagdverbänden 
und Fischcreiverbänden. Die Einräumung 
einer solchen der berufsgenossenschaftlichen 
Praxis entsprechenden Befugnis ist unbedenk- 
lich, da die Aufsichtsbehörde die Art der 
Beitragsleistung und das Verfahren bei der 
Genehmigung der satzungsmäßigen Bestim- 
mungen nachprüft. 

Zu § 834 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 1012 an. 

Die in Satz 2 erwähnten Unternehmer sind 
beispielsweise die Unternehmer, die mit 
Strafgefangenen arbeiten oder Klosterunter- 
nehmen, in denen zum Teil aussdiließlidi 
Ordensangehörige besdiäftlgt werden, die 
grundsätzlich nach § 544 versicherungsfrei 
sind, weil ihre Versorgung durch die Zuge- 
hörigkeit zu ihrem Orden gewährleistet ist. 


Zu § 835 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
991 an. 

Die Neuregelung sieht davon ab, die Einzel- 
heiten der Abschätzung des Arbeitsbedarfs 
und der Ermittlung ihres Geldwertes im 
Gesetz selbst zu regeln, überläßt diese Rege- 
lung vielmehr der Satzung. Schon die gelten- 
den Gesetzcsvorschrlftcn räumen hierfür der 
Satzung weitgehende Befugnisse ein. Die Vor- 
schrift des bisherigen § 991 Abs. 1, nach der 
bei der Abschätzung die Zahl der Arbeiter im 
Unternehmen und die Dauer ihrer Beschäfti- 
gung zu berücksichtigen ist. Ist bedeutungslos. 
Die Abschätzungstarife der Arbeitsbedarfs- 
ßerufsgenossensdiaften sahen für die Flächen- 
einheit (ha) der einzelnen Kulturarten eine 
nach der Erfahrung ermittelte Durchschnitts- 
zahl von Arbeitstagen (Einheitszahl) vor, die 
unabhängig ist von der im einzelnen Unter- 
nehmen tatsächlich verwandten Zahl der Ar- 
beitnehmer und ihrer Beschäftigungsdauer. 
Nach der Gestaltung der Abschätzungstarife 
wird für alle Unternehmen ohne Rücksicht 


auf die Zahl der Beschäftigten der Arbclts- 
bedarf schematisch nach Einheitszahlen ermit- 
telt. Eine Individuelle Abschätzung des Ar- 
beitsbedarfs hat sich nur in Ausnahmefällen 
als durchführbar erwiesen und kann, soweit 
sie angebracht ist, durch die Satzung zuge- 
lassen werden. 

Zu § 836 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 996 an. 

Mit ihr wird die Unterstützungspflicht der 
Gemeindebehörden, ohne deren Ortskennt- 
nis und Mitwirkung die Abschätzung und 
Veranlagung nicht durchführbar sind, grund- 
sätzlich festgelegt. Dies ist von besonderer Be- 
deutung, wenn eine Berufsgenossenschaft von 
ihrem bisherigen Beitragsmaßstab zum Ar- 
beitsbedarfsmaßstab übergehen will. 

Zu § 837 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 998 an. 

Durch Abs. 3 wird Insbesondere das entspre- 
chende Verfahren der hannoverschen land- 
wlrtscliaftlichen Berufsgenossenschaft ge- 
stützt. 

Zu § 838 

Die Vorschrift sdiließt an den bisherigen 
§ 1010 an. Mit ihr wird grundsätzlich fest- 
gestellt, daß für die Beltragsumlage sich der 
Einheitswert nach dem Ertragswert der Bo- 
denwirtschaft bestimmt. In Übereinstimmung 
mit der berufsgenossenschaftlichen Praxis 
sieht die Regelung vor, wie der Ertragswert 
sidi hierfür beredinet. Der Ertragswert Ist 
ein Vielfaches des Reinertrags. Da der Rein- 
ertrag ein Ergebnis der Im Unternehmen 
geleisteten menschlichen Arbeit ist und das 
Ausmaß dieser Arbeit vornehmlich die 
Unfallgefahr bedingt, wird durch den Er- 
tragswert die Unfallgcfahr auskömmlich 
berücksichtigt. Durch die Bestimmung des 
Ertragswerts als maßgeblldie Grundlage 
wird der mit dem Verkaufswert identische 
gemeine Wert, der mit der Unfallgefahr 
nichts mehr zu tun hat, für das Um- 
legen der Beiträge ausgeschlossen. Dies ist be- 
deutsam, weil die Finanzbehörden für land- 
wirtschaftlich genutztes Bau-, Industrie- und 
Verkchrsland den Einheitswert nach dem ge- 
meinen Wert feststellen. Der Ausschluß der 
Zu- und Absdaläge zum Ertragswert Ist für 
die Beitragsverteilung notig, weil sie ent- 
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weder zur Unfallgefahr der Bodenwirtschaft 
keine Beziehung haben oder ihre Berücksich- 
tigung bei Nebenunternehmen die Zahlung 
doppelter Beiträge zur Folge hätte. Der Min- 
destwert für Grundstücke mit Wohnhäusern 
bestimmt sich vielfach nach dem Mietwert 
der Wohnungen, der zu der Unfallgefahr der 
Bodenwirtschaft in keinem Verhältnis steht. 
Er muß daher für die Beltragsumlage gleich- 
falls als ungeeignet ausscheiden. 

Zu § 839 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 997 an. 

Sie ordnet für das gesamte Beitragswesen die 
Auskunftspflicht des Unternehmers gegen- 
über der Berufsgenossenschaft. Dadurch wer- 
den einerseits die den Arbeitsbedarfsmaßstab 
betreffenden bisherigen §§ 997, 1016 ent- 
behrlich, andererseits wird diese Pflicht auch 
für die sonstigen Beitragsmaßstäbe begrün- 
det. 

Zu § 840 

Die Vorschrift soll die Grundlage für die 
Beitragsleistung solcher Grundstücke schaffen, 
für die kein Einheitswert oder für die als 
Einheitswert der gemeine Wert festgestellt 
ist. Die Satzungen sahen in solchen Fällen 
vielfach als Ersatz den durchschnittlichen Er- 
tragswert der Liegenschaftsgemeinde vor. 

Bei der durch das Bewertungsgesetz angeord- 
neten periodischen Neufestsetzung der Ein- 
heitswerte müssen die Berufsgenossenschaften 
zur Vermeidung zahlreicher Widersprüche 
die Möglichkeit haben, auch nach Beginn des 
Fiauptfeststellungszeitraums die Ertragswerte 
des letzten Fiauptfeststellungszeitraums zur 
Beitragsverteilung solange zu verwenden, bis 
über die gegen die Neufeststellung eingeleg- 
ten Rechtsmittel rechtskräftig entsdiieden ist. 

Zu § 841 

Die vorgesehene Ermächtigung zur satzungs- 
mäßigen Regelung betrifft ein Verfahren, das 
beispielsweise von der Braunschweigischen 
landwirtschaftlidien Berufsgenossensdiaft an- 
gewandt wird und hier bei der gleichartigen 
Bodennutzung angängig ist. Im übrigen 
bleibt der Satzung Vorbehalten, die über dem 
Durchschnitt liegenden Einheitswerte bei der 
Beitragsverteilung nur zum Teil zu berück- 
sichtigen, da die von finanzpolitisdien Ge- 
slditspunktcn beeinflußten Spitzeneinheits- 
werte sich zu sehr von der Ujifallgefahr ent- 
fernen. 


Zu § 842 

Die Zahlungspflicht des Grundstückseigen- 
tümers ist für die Vereinfachung und Ver- 
billigung der Beitragsabrechnung und Bei- 
tragseinziehung von so außerordentlichem 
Wert, daß sie von allen Einheitswert-Berufs- 
genossenschaften eingeführt ist. Die Zahl der 
Grundstückseigentümer ist erheblich geringer 
als die der Pächter, der Wechsel in den Eigen- 
tumsverhältnissen nicht so häufig und auch 
leichter kontrollierbar als der in den Pacht- 
verhältnissen. Über die Erstattung der Bei- 
träge durch den Unternehmer des landwlrt- 
sdiaftlichen Unternehmens ist das Erforder- 
liche bestimmt. Durch diese Regelung wird 
eine privatrechtliche Vereinbarung zwischen 
dem Eigentümer und dem landwirtschaft- 
lichen Unternehmer, durch die die Erstattung 
anderweitig geregelt ist, nicht berührt. 

Im Einzelfall kann die Berufsgenossenschaft, 
so wie es auch jetzt schon praktisch mitunter 
geschieht, die Beiträge statt vom Eigentümer 
vom Unternehmer einziehen. 

Die Auskunftspflicht des Eigentümers über 
die von ihm nicht selbst bewirtschafteten 
Grundstücke Ist neu geregelt. Die Berufs- 
genossenschaften benötigen diese Auskunft, 
um für sie die Mindestbeiträge von dem 
Eigentümer einziehen zu können. Namentlich 
Unternehmer des Bergbaus und der Industrie, 
Großgrundbesitzer, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände haben oft zahlreiche kleine 
mindestbeitragspflichtige Grundstücke an 
Arbeiter, Angestellte und andere Personen 
verpachtet. 


Zu § 843 

Einen anderen Maßstab für die Beltragsver- 
teilung hat beispielsweise die landwirtschaft- 
lidie Berufsgenossenschaft Hessen-Pfalz. Sie 
benutzt statt des Einheitswerts den Grund- 
steuermeßbetrag zur Beltragsumlage. Dieses 
Verfahren rechtfertigt sich bei dieser Berufs- 
genossenschaft aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung, weil bei ihr von jeher 
nicht nur die Beitragseinziehung, sondern 
auch die Berechnung der Beiträge durch die 
Gemeindehebestellen erfolgt. Bei der Gar- 
tenbau-Berufsgenossenschaft ist der Arbeits- 
wert für die Beitragsumlage maßgeblich. 

Die Ausgestaltung eines anderen Maßstabes 
durdi die Satzung Ist angesichts der Geneh- 
migungspflicht der Satzung unbedenklich. 
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Zu § 844 

Diese Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1019. 

Zu § 845 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1020. 

Zu § 846 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 1021 Abs. 1 und 2. Der Abs. 3 des bisheri- 
gen § 1021 ist entbehrlich. Freiwillige Ver- 
sicherung kommt bei den landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften nur als Zusatz- 
versicherung der Unternehmer (Versicherung 
zu einem höheren Jahresarbeitsverdienst) 
vor. Nach den Satzungen der Berufsgenossen- 
sdiaften erlischt die Zusatzversicherung, wenn 
der Beitrag trotz Mahnung nicht gezahlt 
wird. 

Zu § 847 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 1022 an. 

Zu § 848 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 1026 an. 

Zu § 849 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 1027 an. 

Zu § 850 

Eine Anzahl landwirtschaftlicher Berufsge- 
nossenschaften ist dazu übergegangen, die 
Beiträge selbst oder auf Grund einer Verein- 
barung durch andere Stellen einziehen zu las- 
sen. So läßt die Hessen-Nassauische landwirt- 
schaftliche Berufsgenossenschaft die Beiträge 
durch die Landesrentereien einziehen. 

Im übrigen ist die Fassung des Abs. 2 dieser 
Vorschrift dem § 2 Abs. 2 der Verordnung 
über die Aufbringung der Mittel in der Un- 
fallversicherung vom 28. Februar 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 100) nachgebildet. 

Zu § 851 

Die Vorschrift lehnt sich an § 2 Abs. 1 der 
Verordnung über die Aufbringung der Mittel 
in der Unfallversicherung vom 28. Februar 
1933 (RGBl. I S. 100) an. 


Zu § 852 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 1027 b Abs. 1. 

Zu § 853 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 1033 an. Für die Übernahme des bisherigen 
§ 1033 Abs. 2 ist kein Raum mehr, weil die 
durchsdinittlichen Jahresarbeitsverdienste für 
die Arbeitnehmer in der Landwirtschaft be- 
seitigt werden und damit Personen, für die 
ein durchschnittlicher J ahresarbeitsverdienst 
in Frage kommen könnte, im Bereich der 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften nicht 
mehr denkbar sind. 


Zu 854 

Der besseren Übersicht wegen sind in dieser 
Vorschrift die für die Gemeindeunfallversiche- 
rungsverbände nicht geltenden Vorschriften 
gesondert aufgeführt worden. Soweit es sich 
um gemeindliche landwirtschaftliche Unter- 
nehmen handelt, gelten für diese die Vor- 
schriften über Aufbringung der Mittel in 
gleicher Weise wie für die bei den landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften versicher- 
ten landwirtschaftlichen Unternehmen. 


Zu § 855 

Die Vorschrift schließt an den § 800 an und 
hebt die für die landwirtschaftliche Unfall- 
versicherung geltenden Besonderheiten her- 
vor. 


Zu § 857 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1046. Inhaltlich ist nichts 
geändert, die neue Fassung ist den §§ 2 bis 7 
des Entwurfs eines Seemannsgesetzes angegli- 
dien worden, das sich allerdings im Gegensatz 
zum See-Unfallversicherungsrecht lediglich 
auf Kauffahrteischiffe, die die Bundesflagge 
führen, bezieht. 

Die Seefahrt ist der Oberbegriff für die See- 
schiffahrt und Seefischerei. Wenn Versicherte 
in einem der Seefahrt dienenden Unterneh- 
men tätig sind, sind sie damit in einem der 
Seeschiffahrt oder der Seefischerei dienen- 
den Unternehmen tätig. 
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Zu § 858 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1047. Die Änderungen 
sind redaktioneller Art und enthalten eine 
Angleichung an die neuen gesetzlichen Vor- 
schriften, insbesondere im Flaggenrechtsgesetz 
und in der Seeschiffahrtstraßen-Ordnung. 

Zu § 859 

Nach 1945 sind ganze deutsche Schiffsbesat- 
zungen auf ausländischen Schiffen angemu- 
stert worden, da deutsdie Reeder keine 
Schiffe mehr hatten. Die deutsdien Schiffsbe- 
satzungen auf ausländischen Schiffen verdie- 
nen den gleichen sozialen Schutz wie auf 
deutschen Schiffen. Die Sce-Berufsgenossen- 
schaft muß deshalb die Möglichkeit haben, 
auch die deutschen Besatzungen auf auslän- 
dischen Schiffen in Versicherungsschutz zu 
nehmen. Diese Möglichkeit muß der Berufs- 
genossenschaft auch dann eingeräumt sein, 
wenn nicht die gesamte Besatzung des auslän- 
dischen Schiffes, sondern nur einzelne Besat- 
zungsmitglieder Seeleute deutsdier Staatsan- 
gehörigkeit sind. Eine Verpflichtung zur Ge- 
währung des Unfallversidierungssdiutzes be- 
steht für die Berufsgenossenschaft gesetzlich 
nicht. Die Berufsgenossenschaft ist allerdings 
für den Fall, daß sie die deutschen Besatzun- 
gen auf ausländisdaen Sdiiffen in ihren Ver- 
sicherungsschutz einbezieht, gehalten, dar- 
auf hinzuwirken, daß das Schiff der deutschen 
Unfallverhütungs- und Schiffssicherheitsüber- 
wachung unterstellt wird. Die Zahlung der 
Beiträge durch den ausländischen Reeder Ist 
dadurA sichergestellt, daß dieser notfalls Si- 
cherheit für die Beiträge nach Verlangen der 
Berufsgenossenschaft leisten muß. 

Zu § 860 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 1051. 

Zu § 861 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 1052 an. Der Seefahrt drohen besondere 
Gefahren. Bislang waren deshalb sdion Un- 
fälle, die durch Elementarereignisse eingetre- 
ten sind, In Abweichung von der allgemei- 
nen Regel versichert. Daran soll auch in Zu- 
kunft nichts geändert werden. Den Beschäf- 
tigten bei der Seefahrt drohen aber nicht nur 
Gefahren auf hoher See, sondern auch Inner- 


halb des zum Teil recht unübersichtlidien 
Hafengebletes, auch dann, wenn sie die Tres- 
sen des Sdiiffes am Kai hinter sich gelassen 
haben. Die Rechtsprechung war geneigt, so- 
weit sich der Seemann innerhalb der Tros- 
sen am Kai bewegte, ihn gegen Unfälle als 
versichert anzusehen. Dieser Versicherungs- 
schutz erscheint aber unzulänglich, da er zu 
sehr den Liegeplatz des Schiffes und zu v/enig 
das mit diesem Liegeplatz zusammenhän- 
gende Hafengebiet berücksichtigt. Deshalb 
sollen insbesondere die bei der Seefahrt Be- 
schäftigten auch Innerhalb des Hafengebietes, 
wenn sie zum Landgang in erlaubter Weise 
das Schiff verlassen, unter Verslcherungs- 
sdiutz stehen. 

Zu § 862 

Die Vorsdirift entspricht dem bisherigen 
§ 1053. Sie ersdielnt wegen ihrer Besonder- 
heit gegenüber §551, der ein bereits bestehen- 
des Arbeitsverhältnis voraussetzt, gerecht- 
fertigt. Im Rahmen dieser Vorschrift wird 
das Arbeitsverhältnis vielfach erst in dem 
Augenblick begründet, in dem der Seemann 
an Bord angemustert wird. 

Zu § 863 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1054 Nr. 2. Die Nr. 1 des 
bisherigen § 1054 soll wegfallen, weil die dort 
genannten Personengruppen bereits nach 
§ 857 versidiert sind. 

Zu § 864 

Die Vorschrift entsprldit dem bisherigen 
§ 1055. Das Seemannsrecht sieht im Falle des 
Flaggenwechsels eine fristlose Kündigung des 
Pieuerverhältnisses durch das Besatzungsmit- 
glied vor (vgl. z. B. § 69 Nr. 3 des Entwurfs 
des Seemannsgesetzes und § 74 der Seemanns- 
ordnung). Macht das Besatzungsmitglied von 
dem sofortigen Kündigungsredit Gebraudi, 
ist das Arbeitsverhältnis bei seinem bisheri- 
gen Unternehmer beendet. Macht er von dem 
Kündigungsredit keinen Gebrauch, ist er 
nicht mehr in dem Unternehmen seines bis- 
herigen Unternehmers tatsächlich beschäftigt. 
Damit wird zwar keine Besonderheit gegen- 
über dem Allgemeinen Teil der Unfallversi- 
cherungsrechts in der See-Unfallversidierung 
zum Ausdruck gebracht, es sollte aber gerade 
mit Rücksicht auf den außergewöhnlichen 
Vorgang des Flaggenwechsels dies noch im 
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See-Unfallversicherungsrecht besonders her- 
vorgehoben werden. 

Zu § 865 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 1056. 

Soweit die Nr. 1 in Frage kommt, könnte sie 
gestrichen werden, denn selbst derjenige, der 
sich erlaubtermaßen von Bord entfernt hat, 
dann aber entgegen den Pfliditen aus dem 
Heuerverhältnis sich pflichtwidrig von Bord 
entfernt hält, kann schon deshalb von dem 
Versicherungsschutz nicht erfaßt sein, weil 
ihm während der Zeit der pfliditwidrigen 
Entfernung von Bord ein Arbeitsunfall nicht 
zustoßen kann. Er hat sich, während er sich 
pflichtwidrig von Bord entfernt hält, von der 
versicherungspflichtigen Tätigkeit gelöst. Es 
erschien gleichwohl zweckmäßig, diese Vor- 
schrift aufrechtzuerhalten, da aus ihrer 
Streidiung sonst zu leicht unrichtige Rück- 
schlüsse gezogen werden könnten. 

Soweit die Nr. 2 in Frage kommt, kann dem 
Versicherten, wenn er in eigener Sache an 
Land beurlaubt ist, ein Arbeitsunfall im 
eigentlichen Sinne ebenfalls nicht zustoßen, 
wohl aber würde er während des Urlaubs an 
Land in eigener Sadic von der Berufsgenos- 
senschaft entschädigt werden müssen, wenn er 
sich eine Berufskrankheit zugezogen hat 
(§ 867 in Verbindung mit § 4 der Berufs- 
krankheitenverordnung). 

Zu § 866 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1057. 

Die See-Unfallversicherung soll gegenüber 
der allgemeinen Regel des § 539 Abs. 1 Nr. 5 
in Verbindung mit § 642 Abs. 3 nur dann 
einstehen, wenn Rettung und Bergung im 
Bereich der Seefahrt vor sich gehen; damit 
wird den allgemein geltenden internationa- 
len Seebräudien Rechnung getragen. 

Zu § 867 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1057 a. 

Zu § 868 

Die Vorschrift entspricht Im wesentlichen 
dem bisherigen § 1058. 

Das Fischen ohne Fahrzeug auf Watten der 
See usw. ist neu als versicherte Tätigkeit auf- 
genommen worden, da die Praxis gezeigt hat. 


daß diese Tätigkeit den Gefahren der Fische- 
rei mit Fahrzeugen nicht nachsteht. 

Zu § 869 

Die Vorschrift entspricht dem Entwurf 
eines Seemannsgesetzes, der vom Bundestag 
bereits dem Ausschuß für Arbeit überwiesen 
ist. 

Zu § 870 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bis- 
herigen § 1066 f. 

Zu § 871 

Das Wort „Heuer“ ist gestrichen worden, da 
die Heuer nicht nur den Barlohn, sondern 
auch die Sachleistung mitumfaßt. Da in die- 
ser Vorschrift allein auf die Bewertung der 
Sachbezüge abgestellt Ist, sind die Worte „in 
Höhe des Werts“ eingefügt worden. 

Zu § 872 

Die Vorsdirift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1068. 

Zu § 873 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 1071. 

Zu § 874 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1072. 

Erfahrungsgemäß geht der Berufsweg jugend- 
licher Seeleute häufig über die kleine Schiff- 
fahrt in die große Schiffahrt. Es erscheint 
daher billig, dieser Tatsache In der Bemes- 
sung des Arbeitsverdienstes als Rentengrund- 
lage Rechnung zu tragen. Die bisherigen 
Altersgrenzen schlossen oftmals die ange- 
strebten Vergünstigungen aus, weil heute 
viele Jugendliche erst nach Abschluß einer 
längeren Schulausbildung in die Seefahrt ein- 
treten. Dies gilt namentlich für Abiturienten, 
die die Schiffsoffizierslaufbahn einschlagen 
wollen. Die Veränderung der Altersstufen er- 
scheint daher billig. 

Zu § 875 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 1069 an. 

Zu § 876 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1079. 


109 



Zu § 877 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 1066 a an. 

Durch die neue Regelung soll klargestellt wer- 
den, daß die Leistungspflidit der See-Berufs- 
genossenschaft subsidiärer Natur ist. Nach 
Beendigung der Fürsorgepflicht des Reeders 
soll dieser weiter zur Gewährung der Kran- 
kenfürsorge verpflichtet sein. Für diesen Fall 
hat er Anspruch auf Ersatz seiner vollen Auf- 
wendungen gegen die See-Berufsgenossen- 
schaft. 

Absatz 1 ist dahin ergänzt worden, daß der 
Reeder durch die an seiner Stelle von der 
See-Berufsgenossenschaft erbrachten Leistun- 
gen gegenüber den Versicherten von seiner 
Leistungspflicht befreit wird. Dafür soll er 
andererseits der See-Berufsgenossenschaft ge- 
genüber im vollen Umfang für die an seiner 
Stelle erbrachten Leistungen ersatzpflichtig 
werden. 

Zu § 878 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 1101 . 

Zu § 879 

Die Vorsdirift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1219. 

Zu § 880 

Die See-Unfallversldierung ist ein besonderer 
Zweig der Unfallversicherung. Träger der 
Versicherung sind die See-Berufsgenossen- 
schaft sowie der Bund, die Länder, die Ge- 
meinden (§ 643 Abs. 1) und die Gemeinde- 
unfallversicherungsverbände (§ 643 Abs. 2). 

Zu § 881 

Die Vorschrift entspricht den bisherigen 
§§ 1060, 1121. 

Zu § 882 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1128. 

Soweit die bisherige Vorschrift des § 1128 be- 
seitigt worden ist, ist sie mit ihrem Inhalt 
kaum praktisch geworden. Im übrigen kann 
der Befolgung dieser Vorschrift wirksam da- 
durch Nachdruck verliehen werden, daß der 
Vorstand der Berufsgenossenschaft von sei- 
nem Ordnungsstrafrecht Gebrauch macht. 


Zu § 883 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1129. 

Zu § 884 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1130. 

Zu § 885 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§1132. 

Die Ergänzung des Abs. 1 soll sicherstellen, 
daß auf den Bau des Schiffes aus Gründen der 
Unfallverhütung und Schiffssicherheit be- 
reits frühzeitig Einfluß genommen werden 
kann. 

Zu § 886 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 
§ 1133 an. 

Das bisher in Bezug genommene Seeunfall- 
gesetz vom 13. Juli 1887 ist außer Kraft ge- 
treten. In der Praxis ist das Unternehmerver- 
zeichnis der See-Berufsgenossenschaft nur mit 
hülfe des Handbuchs für die deutsche Han- 
delsschiffahrt und der Mitteilungen nach 
§ 885 ergänzt worden. 

Zu § 887 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 1135. 

Zu § 888 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1136. 

Die vorgenommenen Änderungen dienen der 
Vereinfachung. 

Zu § 889 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 
dem bisherigen § 1137. Der Zusatz in Ab- 
satz 2 stellt eine Anpassung an die neue Fas- 
sung des § 665 dar. 

Zu §§ 890 bis 892 

Die Besonderheiten der Unfallverhütung in 
der See-Unfallversicherung sind in diesen 
Vorschriften hervorgehoben. 

Zu § 893 

Namentlich Im Ausland muß anstelle des 
nicht erreichbaren technisdien Aufsiditsbe- 
amten der Berufsgenossenschaft eine Stelle 
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vorhanden sein, die die Aufgaben des tech- 
nischen Aufsichtsdienstes übernimmt. Nach 
Lage der Sache können dies nur die See- 
mannsämter sein (vgl. Entwurf eines See- 
mannsgesetzes § 9). Dem Seemannsamt muß 
auch anstelle des Vorstandes der Berufsge- 
nossenschaft die Möglichkeit gegeben sein, 
Ordnungsstrafen in Geld gegen die verant- 
wortlichen Personen festzusetzen, wenn die 
Unfallverhütungsvorschriften nicht beachtet 
sind. 

Zu § 894 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 1217 Abs. 2. 

Zu § 895 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen 

dem bisherigen § 1169. 

Die Änderung ergibt sich aus dem Wegfall 
der Abschätzung und der Neuregelung bei 
der Festsetzung der Durchschnittseinkom- 
men. 

Zu § 896 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 1173. 

Zu § 897 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 1174 . 

Zu § 898 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich den bis- 
herigen §§ 1149 bis 1153. Es erübrigt sich, 
im einzelnen zu bestimmen, wie in der Sat- 
zung die Gefahrklassen zu bilden sind. Für 
den Inhalt der Satzung sollen insoweit die 
allgemeinen gesetzlichen Vorschriften über 
die Bildung der Gefahrklassen und das dabei 
anzuwendende Verfahren maßgeblich sein. 

Zu § 899 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 1155. 

Zu § 900 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 

§ 1156 Abs. 1 und 2. 

Zu § 901 

Die Vorschrift schließt an den bisherigen 

§ 1163 an. 


Eine Zuschußpflicht der Gemeindeverbände 
besteht schon seit Inkrafttreten des See-Un- 
fallversicherungsgesetzes vom 30. Juni 1900. 
In der Begründung zu den einschlägigen Vor- 
schriften des See-Unfallversicherungsgesetzes 
heißt es; 

„Eine wichtige Neuerung enthalten § 162 
Abs. 2 und § 163 in bezug auf die Auf- 
bringung der Beiträge. Die kleine Seeschiff- 
fahrt und Seefischerei werden zu einem be- 
trächtlichen Teile von Unternehmern in so 
ärmlichen Verhältnissen betrieben und wer- 
fen einen so geringen Gewinn ab, daß es 
mißlich sein würde, die Beiträge ganz den 
Unternehmern aufzuerlegen, zumal die 
Beiträge für den einzelnen Betrieb, da es 
sich um hohe Unfallgefahr handelt, nicht 
unerheblich sein werden. Der Entwurf 
schlägt deshalb vor, die weiteren Kommu- 
nalverbände der Küstenbezirke, in denen 
derartige Seesdaiffahrts- und Seefischerei- 
betriebe ihren Sitz haben, zur Entrichtung 
der Beiträge heranzuziehen. Diese sind an 
der finanziellen Ermöglichung einer Un- 
fallversicherung für Seefischer und Klein- 
schiffer, die einen wichtigen aber bedürf- 
tigen Teil ihrer Bevölkerung ausmachen, in 
Ermangelung einer Unfallversicherung bei 
Betriebsunfällen in erheblichem Umfange 
der öffentlichen Armenpflege anheimfal- 
len und dadurch den Haushalt der an sich 
schon meist stark belasteten und vielfach 
armen Gemeinden an den Küsten noch 
mehr belasten, so lebhaft interessiert, daß 
ihnen eine erhebliche finanzielle ' Mitwir- 
kung bei der Durchführung dieser Unfall- 
versicherung wohl zugemutet werden 
kann.“ 

Bisher ist bei der Berechnung der Zuschüsse 
so verfahren worden, daß für die in § 868 
genannten Kleinunternehmen die Unfallast 
gesondert festgestellt wurde. Wenn die Un- 
ternehmer der Kleinunternehmen diese Last 
allein zu tragen gehabt hätten, so hätten sie 
einen Beitrag von etwa 6 v. H. aufbringen 
müssen. Da sie hierzu nicht in der Lage sinjd, 
wurde die Hälfte der Unfallast von den Ge- 
meindeverbänden — später den Ländern — 
als Zuschuß gezahlt. Aber auch die andere 
Hälfte der Unfallast konnten die Kleinunter- 
nehmen nicht allein tragen. Sie zahlten viel- 
mehr nur einen Beitrag von 2 v. H., während 
der Rest von den übrigen Reedern im Wege 
der Gesamtumlage aufgebracht wurde. 

Die gesonderte Feststellung der Unfallast für 
die Kleinunternehmen des § 868 erscheint 
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nicht mehr gerechtfertigt, da diese Unterneh- 
men seit 1940 nicht mehr einer besonderen 
Zweiganstalt angehören. Im Hinblick hierauf 
ist es billig, wenn bei der Berechnung der Zu- 
schüsse von dem im Voranschlag der Berufs- 
genossenschaft für die Gesamtumlage festge- 
legten Beitragssatz ausgegangen und ein Teil 
hiervon vom Bundesversicherungsamt nach 
Zustimmung der obersten Verwaltungsbe- 
hörden der Länder mit Küstenbezirken als 
Zuschuß festgestellt wird. Wenn beispiels- 
weise der allgemeine Umlageisatz 3 v. H. be- 
trägt und der Zuschuß mit L 2 dieses Umlage- 
Satzes festgestellt wird, so würden die Län- 
der weniger als nach der bisherigen Regelung 
zu zahlen haben. 

Zu § 902 

Die Vorschrift schließt an den § 1176 an. 

§ 726 gibt die Möglichkeit, daß der Geschäfts- 
führer einer Berufsgenossenschaft ermächtigt 
wird, die Auszüge aus den Heberollen und 
die Anforderung von Beitragsvorschüssen mit 
der Vollstreckungsklausel zu versehen. 

Damit wird der Berufsgenossenschaft aber 
nur die Möglichkeit eingeräumt, daß sie we- 
gen einer persönlichen Forderung gegen eines 
ihrer Mitglieder auf Zahlung von Beiträgen 
die Zwangsvollstreckung betreiben kann. Den- 
jenigen Gläubigern, welchen nach § 754 HGB 
ein Schiffsgläubigerrecht eingeräumt Ist, steht 
ein gesetzliches Pfandrecht an dem Schiff und 
dem Zubehör des Schiffes zu. Die Rechte aus 
diesem Pfandrecht sind, wie § 755 Abs. 2 
HGB ausdrücklich hervorhebt, gegen jeden 
Besitzer des Schiffes verfolgbar. Da die Bei- 
träge der Berufsgenossenschaft die Stellung 
eines Schiffsgläubigers nach § 754 Nr. 10 
HGB verschaffen, haftet für die Beitragsfor- 
derung der Berufsgenossenschaft nicht nur 
das Mitglied der Berufsgenossenschaft persön- 
lich, sondern audi darüber hinaus das Schiff 
samt Zubehör. Der Besitzer des Sdiiffes muß 
also die Zwangsvollstreckung wegen der Bei- 
tragsforderungen der Berufsgenossenschaft in 
das Schiff dulden, auch wenn er nicht persön- 
licher Beitragsschuldner ist. Um die Duldungs- 
bescheide gegen den Besitzer des Schiffes 
durchsetzen zu können, muß die Ermächti- 
gung des § 726 dahin erweitert werden, daß 
der Geschäftsführer auch ermächtigt wird, 
Duldungsbescheide mit der Vollstreckungs- 
klausel zu versehen. Aus diesem Grunde ist 
der neue Absatz 1 In diese Vorschrift einge- 
fügt worden. 


Die Vorschriften des Abs. 2 über die Zustel- 
lung sind dem Einziehungsverfahren und der 
Haftung angepaßt. 

Zu § 903 

Die Vorschrift schließt an den § 1177 an. 
Zum Teil ist er durch die Verweisung In§ 856 
auf die Vorschriften der allgemeinen Unfall- 
versicherung überflüssig geworden, zum Teil 
Ist die Neufassung durch den Wegfall der Ab- 
schätzung des durchschnittlichen Arbeitsein- 
kommens bedingt. 

Zu § 904 

Die Vorschrift lehnt sich an den bisherigen 
§ 1183 an. Sie ist aber In Ihrer bisherigen Ge- 
stalt zu sehr auf die historischen Verhältnisse 
der Seeschiffahrt abgestellt. Die Charterung 
von Schiffen, namentlich aus dem Ausland, 
hat gegenüber früheren Zeiten erheblich an 
Bedeutung gewonnen. Der Reeder als Schiffs- 
eigentümer und Mitglied der Berufsgenossen- 
schaft soll zw^ar grundsätzlich Beitragsschuld- 
ner sein. Da aber durchaus die Möglichkeit 
besteht, daß ein anderer als der Reeder Un- 
ternehmer des Sdiiffsbetriebes ist, erscheint 
es billig, denjenigen, der die Heuer schuldet, 
als Gesamtschuldner mit dem Eigentümer des 
Sdiiffes für die Beiträge haften zu lassen. Die 
Gesamtschuld würde nach § 426 BGB im 
Innenverhältnis im Zweifel einen Ausgleich 
zu gleichen Teilen bedingen, soweit nicht et- 
was anderes bestimmt ist. Es erscheint des- 
halb notwendig, für das Innenverhältnis zwi- 
schen Reeder und demjenigen, gegen den der 
Heueranspruch sich richtet, einen Ausgleich 
in der Art zu bestimmen, 'daß der Nichtree- 
der immer nur in Höhe seines Anteils an der 
Gesamtheuer dem Reeder gegenüber ver- 
pflichtet ist. Diese gesetzliche Vorschrift kann 
durch anderweitige Vereinbarungen der Ge- 
samtsdiuldner abgeändert werden. Das Ist In 
dieser Vorschrift mit den Worten „Im Zwei- 
fel“ zum Ausdruck gebradit. 

Zu § 905 

Entgegen der Regelung des bisherigen 
§ 1184a ersdiien es billig, das Beitragsein- 
zugsverfahren für die Kleinunternehmen des 
§ 868 dem der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung anzupassen. Das erscheint um so 
mehr gerechtfertigt, als sich die soziologische 
Struktur der an der Küste gelegenen Gemein- 
den seit 1945 durch Zuwanderung grundle- 
gend geändert hat. 
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Zu § 908 

Die Begründung zu § 855 gilt hier entspre- 
chend. 

Zu Artikel 2 

1. Bei Tod infolge Arbeitsunfalls oder Be- 
rufskrankheit soll das Sterbegeld sowohl 
aus der Unfallversicherung wie auch aus 
der Krankenversicherung geleistet werden. 
Es erscheint sozial billig, sowohl die Trä- 
ger der Unfall- wie der Krankenversiche- 
rung im Todesfälle mit einem Sterbegeld 
zu belasten, da auch die kumulierten 
Sterbegelder erfahrungsgemäß zur Bestrei- 
tung des mit der Beerdigung des Verstor- 
benen entstehenden Aufwandes nicht aus- 
reichen. Sollte ein Überschuß verbleiben, 
so ist er verhältnismäßig zwischen den 
Trägern der Kranken- und Unfallversiche- 
rung zu teilen. 

2. Die Änderungen des Fünften Buches der 
Reichsversicherungsordnung sind dadurch 
bedingt, daß die Krankenkassen in Zu- 
kunft lediglich die Kosten der ambulan- 
ten Behandlung in Verfolg von Arbeits- 
unfällen tragen sollen, während das Kran- 
kengeld und die Krankenhauskosten von 
den Trägern der Unfallversicherung zu 
tragen sind. Diese Regelung ist nicht nur 
deshalb begründet, weil die Unfallversidie- 
rung ein besonderer Zweig der Sozialver- 
sicherung ist, sondern vornehmlich des- 
halb, weil die Unfallversicherung nur 
durch die alleinige Beitragspflicht der 
Unternehmer als Sozialversicherungszweig 
ihre sinnvolle Erklärung findet und deshalb 
auch nicht mittelbar über die von den Ar- 
beitnehmern gezahlten Krankenversiche- 
rungsbeiträge diese zu den Lasten der 
Unfallversicherung beitragen dürfen. Ande- 
renfalls würden die Arbeitnehmer einen 
Teil der den Unternehmern obliegenden 
Pflichten erfüllen. 

Zu Artikel 3 

Die Schausteller, die in der Hauptsache ihr 
Gewerbe im Umherzlehen ausüben und 
hierzu eines Wandergewerbescheines bedür- 
fen, sind von der Berufsgenossenschaft Nah- 
rungsmittel und Gaststätten für die Einzie- 
hung der Beiträge im Hinblick auf die Eigen- 
art ihres Gewerbes schwer zu erfassen. Sie 
nehmen zwar bei allen Unfällen die Leistun- 
gen der gesetzlichen Unfallversicherung In 
Anspruch, verweigern aber häufig die Bei- 


tragszahlung mit dem Hinweis, daß ihnen 
die Zahlungspflicht unbekannt gewesen sei 
und sie deshalb die berufsgenossenschaft- 
lichen Beiträge nicht hätten einkalkulieren 
können. Bisher ist die Erteilung des Wan- 
dergewerbescheines von dem Nachweis der 
Zahlung der Krankenkassenbeiträge abhän- 
gig gemacht. Es erscheint angezeigt, die Nach- 
weispflicht auch auf die berufsgenossen- 
schaftlichen Beiträge zu erstrecken. Gleiches 
gilt für die Beiträge zur Familienausgleichs- 
kasse. 

Die Änderungen in §§ 57, 62 der Gewerbe- 
ordnung sollen sicherstellen, daß sowohl die 
Gewerbetreibenden, Insbesondere die Schau- 
steller, für sich und die bei ihnen beschäftig- 
ten Personen Unfallversicherungsbeiträge an 
die Berufsgenossenschaft zahlen und nicht 
eher die Möglichkeit zu ihren Schaustellungen 
erhalten, bis sie dieser Pflicht nachgekommen 
sind. 

Zu Artikel 4 

§ 1 Nr. 1 und 2 

Die Praxis hat gelehrt, daß das Fremdrenten- 
und Auslandsrentengesetz (FAG) den Be- 
dürfnissen der Unfallversicherung nicht in 
allen Fragen gerecht geworden ist. Unbillig- 
keiten sind insbesondere bei der Berechnung 
der Renten in den Anwendungsfällen des 
§ 6 FAG hervorgetreten. So mußte in den 
vielen Fällen, in denen kein ausreichender 
Nachweis über die Höhe des Jahresarbeits- 
verdienstes geführt oder der Jahresarbeits- 
verdienst in einer Währung nachgewiesen 
ist, die nicht mehr besteht oder für die ein 
Umrechnungsverhältnis nicht bestimmt ist, 
generell ein fester Jahresarbeitsverdienst von 
2100 DM zugrunde gelegt werden. Hierdurch 
wurden in erster Linie die Sowjetzonen- 
flüchtlinge betroffen. Verletzte mit hohem 
Arbeitseinkommen werden durch diese starre 
Regelung auf einen ungewöhnlich niedrigen 
Jahresarbeitsverdienst, dem eine Jahresvoll- 
rente von 1400 DM entspridit, herabge- 
drückt. Um diese Ungerechtigkeiten auszu- 
gleichen, ist zunächst auf die bislang nur für 
die Rentenversicherung für anwendbar er- 
klärten Tabellensätze der Ersten Durchfüh- 
rungsverordnung zum FAG zurückgegriffen 
worden. 

Soweit sich in der landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung die Leistungen nach Durch- 
schnittssätzen richten, erfolgt die Berech- 
nung des Jahresarbeitsverdienstes nach § 3 
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der Verordnung vom 19. Juni 1943 in der 
nach § 3 Abs. 6 FAG geänderten Fassung. So- 
weit für Unfälle nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes Durchschnittssätze nicht mehr 
gelten, soll der Tariflohn für gleidiartige 
Arbeitnehmer der Berechnung zugrunde ge- 
legt werden. 

§ 1 Nr. 3 

Die bisherige Fassung des § 17 Abs. 6 Satz 1 
FAG hat in der Rechtsprechung zu unter- 
sdiiedlichen Ergebnissen geführt. Einige Ge- 
richte haben allgemein Festsetzungen vor In- 
krafttreten des FAG nicht als rechtskräftige 
Feststellungen im Sinne dieser Vorschrift an- 
erkannt. Andere Gerichte wiederum haben 
nach dem Inkrafttreten des FAG erfolgte 
Festsetzungen nidit als rechtskräftig an- 
erkannt. Weitere Urteile haben alle Fest- 
setzungen, die nach dem 8. 5. 1945 erfolgt 
sind, als bindend angesehen. Es erscheint ge- 
rechtfertigt, alle förmlichen Feststellungen, 
die nach dem 8. 5. 1945 erfolgt sind, stets als 
bindende Festsetzungen im Sinne des § 17 
Abs. 6 anzusehen. Damit wird für die Zu- 
kunft eine einheitliche Rechtsprechung ge- 
währleistet. 

Billigerweise muß für die Verletzten, die auf 
Grund der bisherigen Rechtslage gegenüber 
der neueren gesetzlichen Regelung benach- 
teiligt worden sind, eine neue Festsetzung des 
Jahresarbeitsverdienstes erfolgen können. 

Zu Artikel 5 

5 1 

Die Umstellung ist grundsätzlich auf alle 
Geldleistungen zu erstrecken, soweit diese 
nicht von anderen Berechnungsgrundlagen 
als dem Jahresarbeitsverdienst ausgehen. 
Würde man nur die Rentenleistung umstel- 
len, so bliebe beispielsweise für die Berech- 
nung des Familicngeldes nur der ursprüng- 
liche Jahresarbeitsverdienst als unabänder- 
liche Berechnungsgrundlage übrig. Wenn also 
ein Verletzter im Jahre 1959 Anstalt- oder 
Fieilanstaltpflege wegen der Folgen eines 
Unfalles aus dem Jahre 1940 nötig hat, 
würde für die Bemessung des Familiengeldes 
der Jahresarbeitsverdienst aus dem Jahre 
1940 zugrunde gelegt werden müssen. Des- 
halb muß sich die Umstellung grundsätzlich 
auf alle vom Jahresarbeitsverdienst abhän- 
gigen Geldleistungen erstrecken. 


Auch Abfindungen von Verletztenrenten, 
Witwen- und Witwerrenten sowie Witwen- 
und Witwerbeihilfen sind von dieser Um- 
stellung erfaßt, da sie letztlich immer auf 
den Jahresarbeitsverdienst zurückgehen. 

Von der Umstellung nicht erfaßt wird das 
Kranken- und Familiengeld, soweit es nach 
dem Grundlohn berechnet wird, da der 
Grundlohn sich nach dem Arbeitsverdienst 
der letzten Zeit vor der Erkrankung oder 
Wiedererkrankung richtet. Das Tage- und 
das Pflegegeld wird deswegen nicht von der 
Umstellung erfaßt, weil für diese beiden 
Geldleistungsgruppen feste Sätze bestimmt 
sind. 


§ 2 Abs. 1 und 2 

Die praktische Fiandhabung dieser Vorschrift 
soll durch nachstehendes Beispiel erläutert 
werden: 

Der Verletzte hat im Jahre 1930 einen Un- 
fall gehabt und bezieht infolge des Unfalls 
eine Verletztenrente von 40 v. Fi. Sein Jah- 
resarbeitsverdienst betrug im Jahre vor dem 
Unfall 3000 DM. Seine 40-v. Fi.-Jahresrente 
belief sich hiernach auf 800 RM. Der Jahres- 
arbeitsverdienst wird mit dem Umstellungs- 
faktor des Jahres 1930 vervielfältigt, so daß 
sich ein Jahresarbeitsverdienst von 3000 ^ 
2,6 = 7 800 DM am 1. Januar 1957 ergibt. 
Die umgestellte Rente beträgt hiernach 
2 080 DM. Die Zuschläge und Zulagen nach 
dem UVG und UZG bleiben bei der Neube- 
rechnung außer Betracht. Sie könnten nur 
dann von Bedeutung werden, wenn sie zu- 
sammen mit der ursprünglichen Rente einen 
höheren Betrag ergeben würden, als die Neu- 
berechnung nach diesem Gesetz. Die auf den 
1, Januar 1957 neu berechnete Rente bildet 
dann die Grundlage für die Entwicklung der 
Rente im Rahmen des § 598. 

Zu den Umstellungsfaktoren der Tabelle Ist 
im einzelnen folgendes zu bemerken; 

Da die Unfallversicherung die Geldleistun- 
gen nach dem unmittelbar vor dem Unfall 
erzielten Einkommen bemißt, liegt es nahe, 
die Geldleistungen der UV dadurch an den 
gegenwärtigen Stand der Entgelte anzuglei- 
dien, daß die Jahresarbeitsverdienste mit 
einem Faktor vervielfältigt werden, der die 
Lohnentwicklung zwischen dem Eintritt des 
Unfalls und dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes ausdrückt. Als geeignete Meßreihen für 
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die Lohnentwicklung sind die statistischen 
Reihen für die Bruttowochenverdienste der 
Industriearbeiter verwendet worden. 

Die Durchschnittsverdienste der gesamten 
Bevölkerung sind bewußt nicht als geeignete 
Meßreihen herangezogen worden, da die Un- 
fälle in weitaus überwiegender Zahl in der 
Unfallversicherung die Industriearbeiter be- 
treffen und für den großen Kreis der in der 
Landwirtschaft beschäftigten Personen in der 
Unfallversicherung eine Sonderregelung 
(Durchschnittssätze) gegolten hat. Die Meß- 
reihe beginnt erst mit dem Jahre 1925, da 
alle Jahresarbeitsverdienste bis zum Jahre 
1925 bereits durch das Zweite Gesetz über 
Änderungen in der Unfallversicherung vom 
14. Juli 1925 (RGBl. I S. 97) und die Ver- 
ordnung über Berechnung des Jahresarbeits- 
verdienstes in der Unfallversidierung vom 
14. Juni 1926 (RGBl. I S. 271) auf Reichs- 
mark umgestellt worden sind. Infolgedessen 
ist der Faktor für die Vervielfältigung der 
Jahresarbeitsverdienste aus den Unfalljahren 
1884 bis 1925 der gleiche. 

Die Meßreihen zeigen einige Unregelmäßig- 
keiten in der Lohnentwicklung in dem Zeit- 
raum zwischen dem Einsetzen der Inflation 
nadi dem ersten Weltkriege und dem Aus- 
gang der Weltwirtschaftskrise. So zeigt vor 
allem der Faktor 2,6 für den Zeitraum von 
1930 bis 1934 gegenüber den Faktoren für 
die davor und dahinter liegenden Jahre den 
Einfluß der Weltwirtschaftskrise, die außer- 
gewöhnlich niedrige Arbeitsverdienste ver- 
ursachte. Es erscheint deshalb nicht nur In 
Verfolgung des rechnerischen Prinzips, son- 
dern auch aus Gründen der sozialen Ange- 
messenheit notwendig, die aus Unfällen in 
den Jahren 1930 bis 1934 stammenden Un- 
fallrenten entsprechend hoch umzustellen. 

§ 2 Abs. 3 und 6 

Soweit der Jahresarbeitsverdienst nach dem 
Ortslohn berechnet ist, wie dies beispiels- 
weise In § 573 Abs. 4 vorgesehen ist, soll 
dieser nicht auf die vorgenannte Weise um- 
gestellt werden. Vielmehr sollen die Orts- 
löhne mit Wirkung vom 1. Januar 1957 all- 
gemein neu festgesetzt und die Rente auf 
Grund des neu festgesetzten Ortslohnes be- 
rechnet werden. 

Das gleiche gilt sinngemäß auch für Jahres- 
arbeitsverdienste, die in der Satzung zahlen- 
mäßig festgesetzt sind. 


§ 2 Abs. 4 

Es erscheint billig, als obere Grenze für die 
Umstellung des Jahresarbeitsverdienstes den 
Betrag von 18 000 Deutsche Mark anzuneh- 
men. Diese Summe entspricht dem Fiöchst- 
jahresarbeitsverdienst, der im § 573 Abs. 4 
neu festgesetzt werden soll. Ein höherer Be- 
trag als 18 000 Deutsche Mark soll nur in 
den Fällen in Betracht kommen, In denen die 
Satzung selbst einen höheren Jahresarbeits- 
verdienst vorsieht. 


5 2 Abs. 5 

In den Fällen, in denen z. B. ein noch 
jugendlicher Lehrling einen Unfall erleidet, 
erscheint es unbillig, den im Jahre vor dem 
Unfall bezogenen Jahresarbeitsverdienst als 
Ausgangsgröße zu nehmen. In diesen Fällen 
muß vielmehr stets der zuletzt festgestellte 
— also inzwischen erhöhte — Jahresarbeits- 
verdienst der Umstellung zugrunde gelegt 
werden. 


5 3 

In der landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung bestehen keine Besonderheiten, soweit 
hier ebenso wie In der allgemeinen Unfall- 
versicherung die Geldleistungen nach dem 
tatsächlichen Jahresarbeitsverdienst berechnet 
werden. 

Für die Geldleistungen, die nach Durch- 
schnittssätzen berechnet werden, kann eine 
Umrechnung nach der Tabelle des § 2 nicht 
erfolgen, da hierdurch das System der Durch- 
schnittssätze, die von einem dazu bestimmten 
Ausschuß in regelmäßig wiederkehrenden 
Zeitabschnitten neu festgesetzt werden, 
durchbrodien würde. Da die jeweiligen Neu- 
festsetzungen bereits eine Anpassung an die 
wirtschaftliche Entwicklung zum Ausdruck 
bringt, erscheint es zweckmäßig, alle Geld- 
leistungen aus Unfällen vor dem 1. Januar 
1957, die auf Durchschnittssätzen beruhen, 
auf die mit Wirkung vom 1. Januar 1957 neu 
festzusetzenden Durchschnittssätze umzustel- 
len. Diese Umstellung Ist jedoch dann nldit 
möglich, wenn für einzelne Gruppen land- 
wirtschaftlicher Arbeitnehmer gemäß § 822 
RVO kein Durchschnittssatz mehr festgestellt 
werden darf. Für diese Gruppen soll der am 
1. Januar 1957 gültige Tariflohn zugrunde 
gelegt werden. 
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§4 

Mit dieser Vorschrift soll ausdrücklich klar- 
gestellt werden, daß die Zuschläge und Zu- 
lagen nach den Gesetzen von 1949 und 1952 
für die Umstellung der Renten aus Unfällen 
vor dem 1. Januar 1957 unberücksichtigt 
bleiben. Auf die Begründung zu § 2 dieses 
Artikels wird Bezug genommen. 

Mit dieser Vorsdirift soll erreicht werden, 
daß der Berechtigte durch dieses Gesetz keine 
Schlechterstellung erfährt. 

i 7 

Die Notverordnung vom 8. Dezember 1931 
ließ die völlige oder teilweise Versagung des 
Entschädigungsanspruchs zu, wenn bei der 
Entstehung eines Unfalls auf dem Wege nach 
und von der Arbeitsstätte ein Verschulden 
des Versicherten mitgewirkt hatte. Diese 
Vorschrift der Notverordnung hatte das 
Fünfte Gesetz über Änderungen In der Un- 
fallversicherung vom 17. Februar 1939 in 
dem Sinne in den § 556 der Reichsversiche- 
rungsordnung übernommen, daß die Ent- 
schädigungsleistung bei Wegeunfällen ver- 
sagt werden konnte, wenn eine grobe Fahr- 
lässigkeit des Verletzten bei der Entstehung 
des Wegeunfalles mitgewirkt hatte. Diese 
Vorschrift ist durch das Gesetz über Ver- 
besserungen der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung vom 10. August 1949 mit Wirkung 
vom 1. Juni 1949, In Bayern vom 1. Januar 
1949, beseitigt worden. Für die Wegeunfälle 
nach dem 1. Juni 1949 bzw. 1. Januar 1949 
kommt es demnach auf eine grobe Fahr- 
lässigkeit des Verletzten nicht mehr an. 

Die Verletzten haben diese ungleichmäßige 
Behandlung immer wieder als ungerecht 
empfunden und dies in ihren Gesuchen zum 
Ausdruck gebracht. Es erscheint deshalb bil- 
lig, die Notverordnung vom 8. Dezember 
1931 auch in diesem Punkt für alle Fälle zu 
beseitigen. 

Nach dem vor der Notverordnung vom 
8. Dezember 1931 geltenden Rechtszustand 
war auch Rente bei Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit in Flöhe von 10 vom FFundert zu 
zahlen. Die Notverordnung brachte eine 
Schlechterstellung dadurch, daß nunmehr die 
geringste zu entschädigende Minderung der 


Erwerbsfähigkeit 20 vom FFundert betragen 
mußte. War im Falle der Minderung der Er- 
werbsfähigkeit um weniger als 20 vom Fiun- 
dert die Rente weggefallen oder nicht ge- 
währt worden, so war der Anspruch auf 
Wiedergewährung oder Neugewährung der 
Rente nur begründet, wenn die Erwerbs- 
fähigkeit des Verletzten Infolge einer wesent- 
lichen Verschlimmerung der Unfallfolgen für 
länger als drei Monate um mehr als ein 
Viertel gemindert wurde. Es erscheint sozial 
billig, die Ungleichheiten in der Behandlung 
der Verletzten auch für die Unfälle zu be- 
seitigen, in denen das Notverordnungsrecht 
auch jetzt noch anwendbar ist. 

Das Recht der Notverordnung vom 8. De- 
zember 1931 sah vor, daß alle Renten ln 
Fiöhe von 20 vom FFundert nach zweijäh- 
rigem Bezug wegfallen sollten. Dieser Weg- 
fall der zwanzigprozentigen Renten ist durch 
das Fünfte Gesetz über Änderungen in der 
Unfallversicherung vom 17. Februar 1939 
mit Wirkung vom 1. Januar 1939 beseitigt 
worden. Gründe der gleichmäßigen Behand- 
lung aller Unfallverletzten lassen es geboten 
erscheinen, auch den Wegfall der zwanzig- 
prozentigen Renten in der Zeit vor dem 
Inkrafttreten der Notverordnung bis zum 
Inkrafttreten des Fünften Änderungsgesetzes 
zu beseitigen. Damit sind alle diejenigen Be- 
sdiränkungen des Notverordnungsredits be- 
seitigt, über die von den Unfallverletzten 
immer wieder Klage geführt worden ist. 

^ 10 

Für die Kapitalabfindungen ist eine Vor- 
schrift notwendig, die den Zeitpunkt be- 
stimmt, von dem ab die Neuregelung der 
Kapitalabfindungen anzuwenden ist. Als ent- 
scheidender Zeitpunkt erscheint die Erteilung 
des Bescheides über die Abfindung geeignet, 
unabhängig davon, ob dieser Bescheid bereits 
unanfechtbar geworden ist oder nicht, da 
der Versicherungsträger auf das Bindend- 
werden des Bescheides keinen Einfluß hat. 
Der Bescheid ist erst dann als erteilt anzu- 
sehen, wenn er dem Berechtigten zugegangen 
ist. 

§ 10 a 

Soweit Leistungen für Kinder In Frage kom- 
men, erscheint es gerechtfertigt, ihnen die 
Verbesserungen dieses Gesetzes ohne Rüdc- 
slch auf den Zeitpunkt des Unfalls, zukom- 
men zu lassen. 
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§ 

Die Vorschrift schließt an die Neuregelung 
des § 625 Abs. 2 an. Die zeitliche Begrenzung 
ist im Hinblick auf die finanzielle Belastung 
der Versicherungsträger notwendig. 

S n 

Die aussdiließliche Zuständigkeitsregelung 
des § 644 RVO führt dazu, daß mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Teil der bis- 
her bei den Berufsgenossenschaften ver- 
sicherten Unternehmen in den Zuständig- 
keitsbereich der Gemeindeunfallversicherungs- 
verbände übergeht. Für den Übergang der 
Entschädigungslast war eine dem § 640 Abs. 4 
RVO ähnliche Regelung erforderlich. 

5 ^3 

Die Notwendigkeit dieser Vorschrift ergibt 
sich aus der Neuregelung des § 734 Abs. 3. 

i U 

Das Recht der Angestellten ist in der Reichs- 
versicherungsordnung nicht mehr zeitgemäß 
geregelt. Die Praxis ist auch über diese ge- 
setzliche Regelung bereits vielfach hinweg- 
gegangen. Die Vorschriften über das Dienst- 
recht sollen durch dieses Gesetz weder auf- 
gehoben noch aufrechterhalten werden. Die 
Frage des Dienstrechtes soll erst behandelt 
werden, sobald eine Neuregelung für alle 
Sozialversicherungszweige einheitlich erfol- 
gen kann. Bezüglich der Behandlung des 
Rechtes der dienstordnungsmäßig Angestell- 
ten der Berufsgenossenschaften ergeben sich 
auch Zweifel hinsichtlich der Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes. Wenn es sich inso- 
weit nicht um eine Angelegenheit des Sozial- 
versicherungsrechts handelt, wäre die kon- 
kurrierende Gesetzgebungsgewalt des Bun- 
des gemäß Artikel 74 GG nicht gegeben. Auf 
dem Gebiet des Beamtenrechts besitzt der 
Bund nur die Rahmengesetzgebungsgewalt 


(Artikel 75 Nr. 1 GG). Es besteht die Mög- 
lichkeit, daß die Vorschriften der §§ 690 
bis 704 der Reichsversicherungsordnung in 
der bisherigen Fassung teils Bundesrecht und 
teils Landesrecht sind. Für die Aufhebung 
der landesrechtlichen Bestimmungen fehlt es 
an einer Gesetzgebungskompetenz des Bundes. 

In der Regel wird die Verwaltung des Ver- 
sicherungsträgers die Umstellung formlos 
vornehmen. Auf Antrag des Berechtigten 
soll sie aber gehalten sein, einen förmlidien 
Bescheid zu erteilen. 

In diesem Gesetz sind Personen, die nach frü- 
herem Recht versichert waren, jetzt aber 
keinen Versicherungsschutz mehr genießen 
(z. B. ehemalige Landj ahrpflichtige, bei dem 
ehemaligen Reichsnährstand Tätige), in dem 
Katalog der versicherten Personen gestrichen 
worden. Ihre einmal erworbenen Rechte sollen 
ihnen damit aber nicht genommen werden. 

Zu Artikel 6 § 4 Abs. 4 

Auf Grund der Ermächtigung des bisherigen 
§ 545 Abs. 2 sind durch eine Rechtsverord- 
nung die Durdiführung der Unfallversiche- 
rung bei Berufskrankheiten sowie Art und 
Voraussetzung der Entschädigung geregelt 
worden. Diese Regelung ist abschließend er- 
folgt. Zu einer weiteren Ermächtigung in 
dem vorerwähnten Sinne besteht keine Ver- 
anlassung. Andererseits waren aber die Vor- 
schriften der bisherigen Rechtsverordnung 
über das Verfahren, die Art und die Vor- 
aussetzung der Entschädigung beizubehalten 
und durch dieses Gesetz ausdrücklich auf- 
rechtzuerhalten, da die Rechtsverordnung 
sonst ihrer Grundlage beraubt und hinfällig 
geworden wäre. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 8. März 1957 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 16. Februar 1957 — 7 — 81301 — 
1462/57 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
173. Sitzung am 8. März 1957 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Rechts der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Unfallversicherungsgesetz — UVG — ) 

wie aus der Anlage"') ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Dr. Sieveking 


"■) Berichtigung der Anlage: Auf Seite 134 sind in der linken Spalte unter 
Buchstabe c in der dritten Zeile nadi den Worten „Buchstaben a und b“ 
die Worte „genannten Vorschriften“ einzufügen. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. In der Übersdirift 

ist der Klammerve rmerk „(Unfallversiche- 
runggesetz — UVG — y in „(Unfallversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetz — UVNG — )" zu 
ändern. 

Begründung 

Eine Koordinierung der Überschrift mit den 
Überschriften der Rentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetze wird für erforderlldi ge- 
halten. 

Artikel 1 

2. § 537 

erhält folgende Fassung: 

4 537 

Aufgaben der Unfallversicherung sind im 
Rahmen der nachfolgenden Vorschriften 

1. die Verhütung von Arbeitsunfällen, 

2. bei Eintritt eines Arbeitsunfalls 

die Erhaltung, Besserung und Wiederher- 
stellung der Erwerbsfähigkeit der Verletz- 
ten einschließlich der Durchführung von 
arbeits- und berufsfördernden Maßnahmen, 
die Gewährung von Renten an Verletzte 
und Hinterbliebene.“ 

Begründung 

Die Bestimmung soll u. a. die Gewichtigkeit 
der einzelnen Leistungen zum Ausdruck 
bringen. Der Katalog der Leistungen ist des- 
halb — wie bei den Rentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzen — in entsprechender 
Reihenfolge aufzustellen. 

3. § 539 Abs. 1 Nr. 6 
ist wie folgt zu fassen: 

„6. die In Erfüllung staatsbürgerlicher Auf- 
gaben ehrenamtlich oder als Zeugen oder 
Sachverständige vor Gericht tätigen Per- 
sonen und Ehrenbeamten,“. 

Begründung 

Die Zeugen und Sachverständigen bedürfen 
aus den gleichen Gesichtspunkten, wie sie die 


Begründung für die Einbeziehung der ehren- 
amtlidi tätigen Personen und Ehrenbeamten 
aufführt, des Unfallschutzes. 

4. § 539 Abs. 1 Nr. 6 und § 544 Abs. 1 Nr. 1 

Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Gesetzgebungsverfahren die Konkur- 
renz zwischen den Ansprüchen der Ehren- 
beamten bei Dienstunfällen aus dem Beam- 
tenrecht und aus der Reichsversicherungs- 
ordnung klarzustellen, da entgegen der Be- 
gründung die Ehrenbeamten zum Teil auch 
nach Beamtenrecht einen Rechtsanspruch auf 
Leistungen bei Dienstunfällen haben. 

5. § 539 Abs. 1 Nr. 8 
erhält folgende Fassung: 

„8. Heimarbeiter, Hausgewerbetreibende, die 
ihnen nach dem Heimarbeitsgesetz ganz 
oder hinsichtlich einzelner Bestimmungen 
gleichstehenden Zwischenmeister, ihre im 
Unternehmen tätigen Ehegatten und die 
sonstigen mitarbeitenden Personen,“. 

Begründung 

Es erscheint nach § 162 Abs. 1 RVO zweifel- 
haft, ob Heimarbeiter als Hausgewerbetrei- 
bende im Sinne dieser Bestimmung ange- 
sehen werden können. Die neue Fassung 
dient daher der Klarstellung. 

6. In § 539 Abs. 1 Nr. 9 

ist das Wort „auch“ zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung ist zur Vermeidung von Miß- 
verständnissen erforderlich. 

7. § 539 Abs. 1 Nr. 10 

erhält folgende Fassung: 

„10. Küstenschiffer und Küstenfischer als 
Unternehmer gewerblicher Betriebe der 
Seeschiffahrt und Seefischerei, die zur 
Besatzung Ihres Fahrzeuges gehören oder 
als Küstenfischer ohne Fahrzeug fischen 
und bei dem Betrieb regelmäßig keine 
oder höchstens zwei versicherungspflich- 
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tige Arbeitnehmer gegen Entgelt be- 
schäftigen, sowie deren im Unternehmen 
tätige Ehegatten,“* 

Begründung 

Der Personenkreis soll — von der Einbe- 
ziehung der Ehegatten abgesehen — der 
gleiche wie der der Rentenversicherungspflicht 
unterliegende sein. 

Da im übrigen der Personenkreis dem der 
Regierungsvorlage entspricht, könnte die 
Verwendung von unterschiedlichen Defini- 
tionen irreführend sein. 

8. In § 539 

ist folgender Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Gegen Arbeitsunfälle sind, soweit sie 
nicht nach den Absätzen 1 oder 2 versichert 
sind, ferner Personen versichert, die in Er- 
füllung gerichtlicher Arbeitsauflagen tätig 
werden.“ 

Begründung 

Durch diese Ergänzung soll eine bisher be- 
stehende Lücke geschlossen werden. Dadurch 
sollen Bedenken der gerichtlichen Praxis ge- 
gen die justizpolitisch sehr bedeutsame An- 
ordnung von Arbeitsauflagen nach §§ 10 
Abs. 1 Satz 4 JGG und 24 StGB ausgeräumt 
werden. 

9. § 540 Nr. 1 

Nach den Worten „Maßnahmen nach §§“ 
ist „51 Abs. 3,“ einzufügen. 

Begründung 

Auch die Maßnahmen nach § 51 Abs. 3 
AVAVG bedürfen des Versicherungsschutzes. 

10. § 545 Abs. 1 Nr. 2 

Es ist im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob mit der Benennung der Wehr- 
dienstpflichtigen auch die Ersatzdienstpflich- 
tigen erfaßt sind. 

11. In §§ 545 Abs. 1 Nr. 4, 637 Abs. 2, 
638 Abs. 2, 642 Abs. 2, 644 Abs. 1 Nr. 2, 
689 Abs. 1 Satz 2, 689 Abs. 2, 653 Abs. 3, 
669 Abs. 1 und 2, 670 Abs. 2 Satz 3, 
680 Abs. 1 Satz 2, 683, 755 Abs. 3, 768, 
778 Abs. 2 Satz 2 

sind die Worte „die für die Sozialversiche- 
rung zuständige oberste Verwaltungsbehörde 


des Landes“ bzw. „die zuständige oberste 
Verwaltungsbehörde des Landes“ oder ähn- 
liche Bezeichnungen von Landesbehörden je- 
weils durch die Worte „die von der Landes- 
regierung bestimmte Behörde“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es bestehen verfassungspolitische Bedenken 
dagegen, in Bundesgesetzen die Zuständig- 
keit von Landesbehörden festzulegen. Nach 
der vom Bundesrat ständig vertretenen Auf- 
fassung sollte die Bestimmung der Behör- 
denzuständigkeit den Ländern selbst über- 
lassen bleiben. 

12. § 548 Abs. 1 

Es wird eine Prüfung im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren für erforderlich gehalten, 
ob nicht in einer weiteren Nr. 4 „weiblichen 
Personen für die Arbeit im eigenen Haus- 
halt“ die Möglichkeit der freiwilligen Ver- 
sicherung eingeräumt werden sollte, da auch 
für diesen Personenkreis ein Schutzbedürfnis 
besteht. 

13. § 550 Abs. 1 

Dem Satz 1 sind die Worte „außerhalb des 
häuslichen Bereichs“ anzufügen. 

Ferner ist nach Satz 1 folgender Satz einzu- 
fügen: 

„In Mehrfamilienhäusern mit abgeschlossenen 
Einzelwohnungen wird der häusliche Bereich 
durch die Tür der abgeschlossenen Wohnung 
begrenzt.“ 

Begründung 

Die Bestimmung der Grenze des häuslichen 
Bereichs kann nicht der Rechtsprechung 
überlassen werden. Die Festlegung entspricht 
einem zwingenden Bedürfnis. 

14. Nach § 550 Abs. 2 

wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Als Arbeitsunfälle gelten weiter Un- 
fälle versicherter Personen auf dem Wege 
zwischen ihrer Wohnung oder ihrer Arbeits- 
stätte (Ausbildungsstätte) und einem Arzt, 
den sie auf dessen Aufforderung oder auf 
Aufforderung einer sonstigen Stelle zur Un- 
tersuchung oder Heilbehandlung wegen eines 
Arbeitsunfalls aufsuchen.“ 
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Begründung 

Der Vorschlag schließt eine Lücke im bis- 
herigen Recht, die zu beachtlichen Härten 
geführt hat. 

15. § 551 Nr. 1 

In Zeile 5 ist das Wort „persönliche“ zu 
streichen. 

Begründung 

Es sollen auch Wegeunfälle im Sinne dieser 
Vorschrift unter Versicherungsschutz ge- 
stellt werden, wenn der Arbeitsudiende nicht 
persönlich, sondern durch technische Hilfs- 
mittel, wie z. B. Presse oder Rundfunk, auf- 
gefordert wird. 

16. Nach § 552 Nr. 2 

wird folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. während des erforderlichen Aufenthalts 
bei den in Nummern 1 und 2 genannten 
Stellen.“ 

Begründung 

Auch die Zeiten des erforderlichen Aufent- 
halts bei den in Nr. 1 und 2 genannten Stel- 
len müssen in den Unfallschutz einbezogen 
werden. 

17. § 554 

erhält folgende Fassung: 

4 554 

Der Versicherte, der den Unfall absicht- 
lich herbeiführt, hat keinen Anspruch. Hin- 
terbliebene haben keinen Anspruch auf die 
Rente, wenn sie den Tod des Versicherten 
vorsätzlich herbeigeführt haben.“ 

Begründung 

Angleichung an § 1277 Abs. 1 ArVNG. Die 
Beschränkung auf „Absicht“ in Satz 1 ist 
hier im besonderen Maße erforderlich, da 
z. B. in den Fällen des § 539 Abs. 1 Nr. 4 
und 5 durchaus bedingter Vorsatz zur eige- 
nen Beschädigung bei der Hilfeleistung ge- 
geben sein kann, ohne daß dadurch der Ver- 
sicherungsschutz ausgeschlossen sein darf. 

18. § 565 

Folgender Absatz 2 wird angefügt: 


„(2) Wird Krankengeld aus der Unfall- 
versicherung gewährt, so entfällt der An- 
spruh auf Krankengeld aus der Kranken- 
versicherung.“ 

Begründung 

siehe Begründung zum Änderungsvorshlag 
zu § 569 (lfd. Nr. 20). 

19. § 567 Satz 1 

erhält folgende Fassung: 

„Die Krankenkasse gewährt nah den Vor- 
shriften der Krankenversiherung und ihren 
Bestimmungen Krankenhauspflege (§ 184). 
§ 566 Abs. 2 gilt entsprehend.“ 

Begründung 

Es ist siherzustellen, daß die Krankenhaus- 
pflege als Kannleistung gewährt wird und 
bei Unfallverletzten keine gesetzlihe Ver- 
pflihtung der Krankenkasse eingeführt wird. 

20. § 569 

erhält folgende Fassung: 

4 569 

(1) Ein Verletzter, bei dem die Minderung 
der Erwerbsfähigkeit die dreizehnte Wohe 
niht überdauert, erhält für die Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit Krankengeld aus der Un- 
fallversiherung, wenn und solange er Ar- 
beitsentgelt niht erhält. 

(2) An die bei einem Träger der gesetz- 
lihen Krankenversiherung Versiherten hat 
die Krankenkasse das Krankengeld nach den 
Vorshriften der Krankenversiherung und 
den Bestimmungen der Krankenkasse vom 
ersten Tage der Arbeitsunfähigkeit an zu 
zahlen. 

(3) Für die niht bei einem Träger der ge- 
setzlihen Krankenversiherung Versicherten 
beträgt das Krankengeld ein Siebenhundert- 
zwanzigstel des Jahresarbeitsverdienstes.“ 

Begründung 

Die Umstellung von Vorshriften ist erfor- 
derlih, um Zweifel materieller Art auszu- 
räumen. Bel § 565 ist als Absatz 2 eine not- 
wendige Ergänzung einzufügen. 

Bel § 569 sind Vorshriften, die in der Re- 
gierungsvorlage in §§ 583 und 584 enthalten 
sind, als Absätze 2 und 3 einzufügen. 
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21. § 571 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Hilfe zur Erlangung einer Arbeits- 
stelle im Zusammenwirken mit der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung,“. 

b) Folgende Nr. 4 wird dem Absatz 1 an- 
gefügt: 

„4. nadigehende Maßnahmen, insbeson- 
dere zur Erhaltung einer Arbeits- 
stelle,“ 

c) Folgender neuer Absatz 2 wird einge- 
fügt: 

„(2) Soweit der Verletzte für einen an- 
deren Beruf ausgebildet werden soll, hat 
die Einleitung der hierfür erforderlichen 
Maßnahmen im Zusammenwirken mit 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung zu er- 
folgen.“ 

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 
Begründung 

Unter „nadigehendcn Maßnahmen“ wer- 
den im allgemeinen und In einer Reihe 
anderer Gesetze Maßnahmen der Für- 
sorge am Arbeitsplatz verstanden, die der 
Erhaltung der Arbeitsstelle dienen sollen. 
Die Maßnahmen zur Erlangung einer 
Arbeitsstelle, d. h. die Maßnahmen zur 
Vermittlung in einen Arbeitsplatz, die 
nach dem AVAVG Aufgabe der Bundes- 
anstalt sind, gehen den oben genannten 
fürsorgerischen Maßnahmen voraus. Eine 
Verquickung beider Maßnahmen wird 
nicht für zweckmäßig gehalten. 

Der neue Absatz 2 stellt die Verbindung 
zu den Vorschriften des AVAVG betref- 
fend die Eingliederung geistig oder kör- 
perlich behinderter Personen her. Er ist 
erforderlich, weil die Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung unter be- 
stimmten Voraussetzungen die Einleitung 
arbeits- und berufsfördernder Maßnah- 
men zu veranlassen haben. 

22. In § 580 Abs, 1 Nr. 1 

sind die Worte „(Vollrente), mindestens jedoch 

120 Deutsche Mark“ In mindestens jedoch 

120 Deutsche Mark monatlldi, (Vollrente),“ 

zu ändern. 


Begründung 

Notwendige Umstellung und Ergänzung. . 

23. § 580 Abs. 4 

Nach dem vorletzten Wort „Unfälle“ sind 
die Worte „oder Beschädigungen“ einzu- 
fügen. 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

24. § 581 Abs. 1 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Kinderzulage beträgt je Kind zu- 
sammen mindestens 35 Deutsche Mark 
monatlich; sie ist bei der Gewährung 
mehrerer Renten entsprechend der Höhe 
der einzelnen Renten aufzuteilen.“ 

Begründung 

Beim Zusammentreffen mehrerer Un- 
fallrenten könnte nach dem Wortlaut der 
Regierungsvorlage eine offensichtlich un- 
gerechtfertigte ungleiche Behandlung der 
Rentenberechtigten eintreten. Ein Berech- 
tigter mit einem Kind würde bei einer 
Unfallrente von 60 v. H. eine Kinderzu- 
lage von mindestens 35 DM, bei dreiUn- 
fallrentcn von je 20 v. H. aber eine Kin- 
derzulage von 105 DM erhalten. Ein der- 
artiges Ergebnis kann nicht gewollt sein; 
es wäre sozialpolitisch unbefriedigend. 

b) Tn Nr. 1 sind die Worte „bis zum fünf- 
undzwanzigsten Lebensjahr“ durch die 
Worte „bis zur Vollendung des fünfund- 
zwanzigsten Lebensjahres“ zu ersetzen. 

Begründung 
Notv/endige Ergänzung. 

25. § 582 

erhält folgende Fassung: 

4 582 

Die Verpflichtung zur Gewährung von 
Rente beginnt bei den bei einem Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung versicher- 
ten Verletzten spätestens mit der siebenund- 
zwanzigsten Woche nach dem Unfall. Unbe- 
schadet des § 630 beginnt bei den nicht bei 
einem Träger der gesetzlichen Krankenver- 
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Sicherung versicherten Verletzten die Ver- 
pflichtung zur Gewährung von Rente schon 
mit dem Tage des Unfalls, soweit sie keinen 
Arbeitsentgelt erhalten.“ 

Begründung 

Die Neufassung der Bestimmung ergibt sich 
aus der Neufassung des § 569 Abs. 2. Außer- 
dem erfordert die gleichmäßige Behandlung 
der in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versicherten und der übrigen Verletzten die 
Streichung der Worte „oder ähnliche Lei- 
stungen“ in Satz 2. 

26. § 583 

erhält folgende Fassung: 

4 583 

(1) Der Träger der Unfallversicherung 
kann bis zum Ablauf der sechsundzwanzig- 
sten Woche nach dem Unfall an Stelle der 
Rente ein Krankengeld gewähren. 

(2) § 569 gilt entsprechend.“ 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 569. 

27. § 584 Abs. 1 

Ist zu streichen. 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 565 Abs. 2 und 
des § 569. 

28. § 586 

In Absatz 1 sind nach den Worten „statt der 
Rente“ die Worte „oder eines Teils der 
Rente“ einzufügen. 

Begründung 

Die Inanspruchnahme der ganzen Rente 
durch den Versicherungsträger für die Auf- 
nahme in ein Alters- oder Pflegeheim führt 
zu Härten hinsichtlich der Versorgung der 
Angehörigen. 

29. § 588 

Die Worte „fünfzehnte Teil des Jahres- 
arbeitsverdienstes, mindestens 200“ sind 
durch die Worte „zwölfte Teil des Jahres- 
arbeitsverdienstes, mindestens 300“ zu er- 
setzen. 


Begründung 

Der vorgesehene Sterbegeldbetrag erscheint 
zu niedrig. 

30. § 589 

erhält folgende Fassung: 

4 589 

Die Witwe erhält eine Rente von zwei 
Fünfteln des Jahresarbeitsverdienstes bis zu 
ihrem Tode oder ihrer Wiederverheiratung.“ 

Begründung 

Eine Staffelung der Witwenrente in der Un- 
fallversicherung sollte vermieden werden. 

Ein Vergleich mit der Witwenrente nach 
den Rentenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zen insbesondere kann nicht gezogen wer- 
den, well die Grundlage der Witwenrente in 
der Unfallversicherung anders ist. Hier ist 
vom Schadensersatzprinzip auszugehen. 

31. § 590 Abs. 1 Satz 1 

Die Worte „kraft Gesetzes“ sind durch die 
Worte „nach den Vorschriften des Ehegeset- 
zes oder aus sonstigen Gründen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Notwendige Anpassung an die Rentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetze. 

32. § 591 Abs. 1 
erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Witwerrente gilt § 589 ent- 
sprechend, wenn die verstorbene Ehefrau 
den Unterhalt ihrer Familie überwiegend be- 
stritten hat.“ 

Begründung 

Durch die vorgeschlagene Fassung wird die 
gleichmäßige Behandlung der Witwer und 
der Witwen, bei denen stillschweigend nur 
unterstellt wird, daß der verstorbene Ehe- 
mann als Ernährer den Unterhalt der Fami- 
lie überwiegend bestritten hat, entsprechend 
der gleichartigen Regelung in den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen sichergestellt. 

33. § 593 Abs. 3 
erhält folgende Fassung: 
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„(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für Witwer, wenn die verstorbene Ehefrau 
den Unterhalt ihrer Familie überwiegend be- 
stritten hat.“ 

Begründung 

siehe Begründung zum Änderungsvorschlag 
zu § 591 Abs. 1 (lfd. Nr. 32). 

34. § 594 Abs. 1 Nr. 1 

Die Worte „bis zum fünfundzwanzigsten 
Lebensjahr“ sind durch die Worte „bis zur 
Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebens- 
jahres“ zu ersetzen. 

Begründung 

siehe Begründung zum Änderungsvorschlag 
zu § 581 Äbs. 1 Nr. 1 — lfd. Nr. 24 b — . 

35. § 594 

erhält folgenden Äbsatz 4: 

„(4) ^ 593 Absätze 1 bis 3 gelten entspre- 
chend für Waisen, wenn eine Witwe oder 
ein Witwer nicht vorhanden ist.“ 

Begründung 

Es ist sozialpolitisch nicht zu rechtfertigen, 
die Waisen von der einmaligen Beihilfe nach 
§ 593 auszuschließen. 

36. § 595 

Im Bundestag ist beantragt, bei der Eltern- 
rente der Kriegsopferversorgung die Voraus- 
setzung zu beseitigen, daß der Gefallene Er- 
nährer gewesen ist oder den Unterhalt ge- 
wahrt hat. 

Es wird die Auffassung vertreten, daß die 
Voraussetzungen für die Gewährung der 
Elternrente in der Kriegsopferversorgung 
und in der Unfallversicherung die gleichen 
sein sollten. Sollte das Bundesversorgungs- 
gesetz entsprechend geändert werden, so 
wären auch im vorliegenden Gesetzentwurf 
die gleichen Voraussetzungen zu schaffen. 

37. § 599 

ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist überflüssig; ihre Beibehal- 
tung könnte in der Praxis zu Irrtümern 
führen. 


38. § 600 Abs. 1 

Der letzte Halbsatz „so kann eine neue Fest- 
stellung getroffen werden“ ist durch die 
Worte „so ist eine neue Feststellung zu tref- 
fen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Diese Regelung entspricht der bestehenden 
Rechtslage, da der Träger der Unfallver- 
sicherung nach der Rechtsprechung keinen 
Ermessensspielraum hat. 

39. In § 603 

sind die Worte „so kann er diese neu fest- 
stellen“ durch die Worte „so hat er sie neu 
festzustellen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Zwingende Anpassung an § 1300 RVO in 
der Fassung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes. 

40. In § 607 Abs. 3 

ist das Wort „wiederkehrenden“ zu streichen. 
Begründung 

Die Behandlung aller Geldleistungen sollte 
gleichmäßig erfolgen. 

41. In § 610 Abs. 1 

ist das Wort „Verletzte“ durch das Wort 
„Berechtigte“ zu ersetzen. 

Begründung 

Notwendige Ergänzung im Hinblick auf 
Hinterbliebenenrenten. 

42. § 611 Abs. 1 

erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Rente des berechtigten Auslän- 
ders ruht, solange 

1. er sich freiwillig gewöhnlich im Ausland 
aufhält, 

2. gegen ihn wegen Verurteilung in einem 
Strafverfahren ein Aufenthaltsverbot für 
das Bundesgebiet einschließlich des Landes 
Berlin verhängt ist.“ 

Begründung 

Notwendige Anpassung an § 1283 Abs. 1 
RVO in der Fassung des Arbeiterrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes. 
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43. §§ 612 und 626 Abs, 2 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens sollten die Vorschriften durch An- 
gabe des Zweckes näher konkretisiert werden 
(Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 GG). 

44. § 615 

Die Bundesregierung wird um Prüfung im 
Verlauf des weiteren Gesetzgebungsverfah- 
rens gebeten, ob es zweckmäßig ist, die ent- 
sprechende Bestimmung aus dem Gesetz über 
das Verwaltungsverfahren der Kriegsopfer- 
versorgung, die sich durchaus bewährt hat, 
zu übernehmen. 

45. § 627 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Forderung auf Zahlung der Ab- 
findungssumme ist unpfändbar. Sie kann je- 
doch mit Zustimmung des Versicherungs- 
amts abgetreten oder verpfändet werden. 
Das Versicherungsamt darf nur zustimmen, 
wenn die Abtretung oder Verpfändung den 
Abfindungszweck fördert.“ 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

46. § 640 Abs. 1 Nr. 2 

Das drittletzte Wort „allein“ ist durch das 
Wort „überwiegend“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es wird darauf hingewiesen, daß diese Rege- 
lung einem dringenden praktischen Bedürfnis 
ln allen den Fällen entspricht, in denen eine 
privatwirtschaftliche Beteiligung In geringem 
Maß zwar erfolgt ist, in denen aber die Be- 
triebe im wesentlichen öffentlichen Interes- 
sen dienen. 

47. §§ 640 Abs. 1 und 642 Abs. 1 

a) In § 640 Abs. 1 ist folgende neue Nr. 5 
einzufügen: 

„5. bei einer Tätigkeit nach § 539 Abs. 3, 
sofern die Arbeitsauflage durdi ein 
Gericht des Bundes ausgesprochen 
wurde.“ 

b) § 642 Abs. 1 ist eingangs wie folgt zu 
fassen: 

„(1) § 640 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 
sowie . . .“. 


Begründung zu a) und b) 

Notwendige Folge des Vorschlags zu § 539 
Abs. 3 (lfd. Nr. 8). 

48. § 642 

Folgender neuer Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Übt ein Land die Gemeindeverwal- 
tung aus, so gilt § 644 entsprechend.“ 

Begründung 

Erforderliche Ergänzung für Stadtstaaten. 

49. In § 643 Abs. 3 

sind die Worte „Die Träger der gemeind- 
lichen Unfallversicherung“ durch die Worte 
„Die Gemeindeunfallversicherungsverbände“ 
zu ersetzen. 

Begründung 

Die in § 3 RVO genannten Vorschriften der 
§§ 4 bis 34 lassen sich bei Einrichtungen nach 
§ 643 Abs. 1 nicht durchführen. 

50. § 644 

ist wie folgt zu ändern: 

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 
„l.in den Verwaltungen und Unterneh- 
men der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände, soweit nicht in Absatz 2 
etwas anderes bestimmt wird; als ge- 
meindliche Unternehmen gelten auch 
Unternehmen, die in einer selbständi- 
gen Rechtsform betrieben werden, 
wenn Gemeinden oder Gemeinde- 
verbände alleinige Mitglieder dieser 
juristischen Person sind. “ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Personen, die in gemeindlichen 
Verkehrsunternehmen, in gemeindlichen 
Elektrizitäts-, Gas- oder Wasserwerken 
oder in gemeindlichen landwirtschaft- 
lichen Unternehmen (§ 804 Abs. 1 Nr. 1) 
beschäftigt werden, werden bei den fach- 
lich und örtlich zuständigen Berufsgenos- 
senschaften versichert.“ 

c) Folgender neuer Absatz 3 ist anzufügen: 

„(3) Die Gemeinden können für be- 
stimmte Betriebe, Einrichtungen oder Tä- 
tigkeiten der zuständigen Berufsgenossen- 
schaft beitreten. Sie können, mit Aus- 
nahme für die in Absatz 2 genannten 
Betriebe oder Einrichtungen, aus der Be- 
rufsgenossenschaft austreten. § 640 Abs. 4 
bis 6 gilt entsprechend.“ 



Begründung 

Die Berufsgenossenschaften verfügen seit 
langem über eine große Erfahrung in der 
Unfallversicherung. Sie besitzen seit Jah- 
ren erarbeitete Unterlagen über die be- 
sonderen Gefahren in den versdiiedenen 
Betrieben und können durch eine Staffe- 
lung des Beitrages je nach Gefahrenklasse 
die Betriebsleiter selbst starker an der 
Unfallversicherung interessieren. Den 
Versicherten kommt hierbei der speziali- 
sierte und auf großer Erfahrung beru- 
hende technische Aufsichtsdienst der Ge- 
nossenschaften zugute. Bei den Gemein- 
den und Gemeindeunfallversicherungs- 
verb'änden müßte ein technischer Apparat 
zur Durchführung der Unfallverhütungs- 
vorschriften erst neu geschaffen werden. 

Beim Ausscheiden einer großen Zahl von 
gemeindlichen Betrieben wird den Berufs- 
genossenschaften, denen die Unfallver- 
sidierung für die Privatbetriebe obliegt, 
die Basis für die Durchführung der Ver- 
sicherung bei den verbleibenden Betrie- 
ben entzogen. Die Herausnahme der 
zahlreichen und meistens großen gemeind- 
lichen Betriebe bedeutet für die gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften einen er- 
heblichen Ausfall an Einnahmen, wäh- 
rend ihre allgemeinen Ausgaben kaum 
vermindert werden, da der technische Ap- 
parat aufrechterhalten werden muß. Eine 
Erhöhung der Beitragssätze für die ver- 
bleibende Privatwirtschaft ließe sich nicht 
vermeiden. 

Die Beiträge der Unternehmungen zu 
den Berufsgenossenschaften werden auf 
Grund der Lohnsumme der Beschäftigten 
umgelegt. Dadurch muß jeder Betrieb die 
Unfallversicherungsbeiträge als Kosten- 
faktor in Rechnung stellen. Die Gemein- 
den dagegen führen einen bestimmten 
Beitrag, der sich nach der Gesamtbevöl- 
kerungszahl errechnet, an den Gemeinde- 
unfallversicherungsverband ab. Hieraus 
ergibt sich eine große Ungleichheit in der 
Belastung der privaten und gemeindlichen 
Betriebe. Dazu kommt, daß die Privat- 
betriebe als Gemeindeglieder praktisch zu 
der Unfallversicherung der gemeindlichen 
Betriebe beizutragen haben. 

Die vorstehenden Gründe treffen sinn- 
gemäß in vollem Umfang auch für ge- 
meindliche landwirtschaftliche Unterneh- 
men (§ 804 Abs. 1 Nr. 1) zu. Wenn es 
sich in der Regel auch meist nicht um 


Großbetriebe handelt, so würden sich bei 
der großen Anzahl der in Betracht kom- 
menden Betriebe gleiche Auswirkungen 
für die landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften ergeben. Es macht audi kei- 
nen Unterschied, daß den zu leistenden 
Beiträgen im landwirtschaftlichen Bereich 
andere Bemessungsmaßstäbe zugrunde ge- 
legt werden, als es in der gewerblichen 
Wirtschaft der Fall ist. 

5L § 647 

erhält folgende Fassung: 

4 647 

In den Fällen des § 539 Abs. 1 Nr. 11 kann 
die durch die Landesregierung bestimmte 
Stelle den zuständigen Versicherungsträger 
bestimmen; die Bestimmung eines bundes- 
unmittelbaren Versicherungsträgers darf nur 
im Benehmen mit dem Bundesversicherungs- 
amt erfolgen.“ 

Begründung 

Die in Satz 2 des Entwurfs vorgesehene 
Mischverwaltung wäre zwar unter dem Ge- 
sichtspunkt der Selbstbindung des Bundes 
dann zulässig, wenn dem Bund die Kompe- 
tenz zur Auswahl des Versicherungsträgers 
in allen Fällen des § 539 Abs. 1 Nr. 11 nach 
den Grundsätzen des überregionalen Verwal- 
tungsaktes zustehen würde. Das ist jedoch 
nicht der Fall. Deshalb kann die Auswahl- 
kompetenz des § 647 im Hinblick auf Arti- 
kel 30 und 83 GG nur den Ländern gegeben 
werden. Wenn die Länder dabei auch bundes- 
unmittelbare Versicherungsträger bestimmen 
können, so liegt das im Hinblick auf § 637 
Abs. 2 und § 638 Abs. 2 durchaus im Rah- 
men des Gesetzes. Als die Bundesstelle, mit 
der sich die Länder bei der Bestimmung eines 
bundesunmittelbaren Versicherungsträgers ins 
Benehmen setzen sollen, kommt nach § 1 des 
Bundesversicherungsamtsgesetzes das Bundes- 
versicherungsamt in Betracht. 

52. In § 650 Abs. 1 

ist folgender neuer Satz 3 anzufügen: 

„§ 637 Abs. 2 gilt entsprechend.“ 

Begründung 

Es muß festgelegt werden, wer die Zuteilung 
vornimmt. 
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53. § 650 Abs. 2 

Im letzten Halbsatz ist nach dem Wort „sie“ 
das Wort „nicht“ einzufügen. 

Begründung 

Die Vorschrift hat nur dann einen Sinn, 
wenn diese Ergänzung erfolgt. 

54. §§ 653 Abs. 3, 670 Abs. 2 Satz 2, 825 
Abs. 3 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens sollte geprüft werden, ob die hier 
vorgesehenen Verwaltungszuständigkeiten 
statt dem Bundesminister für Arbeit mit 
Rücksicht auf § 1 des Bundesversicherungs- 
amtsgesetzes dem gerade für solche Zwecke 
errichteten Bundesversicherungsamt zu geben 
sind. 

55. § 675 

Das Wort „Verkündungsblättern“ ist durch 
die Worte „Verkündungs- oder Bekannt- 
machungsblättern“ zu ersetzen. 

Begründung 

In einigen Ländern sind Verkündungsblät- 
ter im technisdien Sinne nur die Gesetz- und 
Verordnungsblätter. 

56. § 682 Abs. 1 Nr. 1 

erhält folgende Fassung: 

„1 . Einrichtungen und Anordnungen, welche 
die Mitglieder zur Verhütung von Ar- 
beitsunfällen zu treffen haben.“ 

Begründung 

Es ist nicht ersichtlich, aus welchem Grund 
die Bestimmung auch auf „Maßnahmen“ aus- 
gedehnt worden ist und welche Bedeutung 
dieser Ausdehnung beigemessen wird. In 
§ 848 a RVO sind „Maßnahmen“ nicht er- 
wähnt. In der Praxis hat sich bisher ein Be- 
dürfnis zu der im Entwurf vorgesehenen Er- 
gänzung nicht ergeben, und auch der Begrün- 
dung des Entwurfs lassen sich keine Anhalts- 
punkte für sie entnehmen. 

57. §§ 682 Abs. 1 Nr. 2, 683 und 673 Nr. 9 
Nach Auffassung des Bundesrates handelt es 
sich bei den Unfallverhütungsvorschriften, 
soweit sie sich an die Versicherten richten, 
um Rechtssätze, die insbesondere im Hin- 
blick auf die in § 684 Abs. 1 vorgesehene 


Sanktion nur durch Rechtsverordnungen der 
in Artikel 80 Abs. 1 Satz 1 GG genannten 
Stellen erlassen werden können. Die Vor- 
schriften sind im v>^eiteren Gesetzgebungs- 
verfahren entsprechend umzugestalten (vgl. 
hierzu z. B. auch den Beschluß des Bundes- 
rates vom 30. November 1956 zu § 53 
Abs. 1 Satz 2 und § 67 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des AVAVG 
— BT-Drucksache 2941). 

58. §§ 684, 800, 855, 908 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die in 
der RVO enthaltenen Ordnungsstrafen alter 
Art aus strafrechtspolltischen Gründen mög- 
lichst bald durch Bußgeldvorschriften nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten er- 
setzt werden sollten. Die Beibehaltung der 
Ordnungstraftatbestände widerspricht den 
gemeinsamen Bestrebungen von Bundestag, 
Bundesrat und Bundesregierung, als Sanktio- 
nen in Zukunft nur noch echte Kriminal- 
strafen oder Bußgeldvorschriften vorzusehen. 

59. § 684 Abs. 1 

a) Der zweite Halbsatz erhält folgende Fas- 
sung: 

„ . . . , können mit Ordnungsstrafen in 
Geld von 3 Deutsche Mark bis 10 000 
Deutsche Mark belegt werden.“ 

Begründung 

Die Beschränkung des Rahmens der Ord- 
nungsstrafen muß nicht nur für die Mit- 
glieder, sondern auch für die Versicherten 
gelten. 

b) Folgender Satz 2 ist anzufügen: 

„Bei Verstößen gegen Unfallverhütungs- 
vorschriften, die nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erlassen werden, ist dies 
nur zulässig, soweit die Unfallverhütungs- 
vorschriften auf diese Strafbestimmungen 
verweisen.“ 

Begründung 

Aus rechtsstaatlichen Gründen notwen- 
dige Ergänzung. 

60. § 689 Abs. 1 

a) ln Satz 1 sind die Worte 

„und, soweit es sich um Berufsgenossen- 
sdiaften handelt, deren Zuständigkeits- 
bereich sich über das Gebiet eines Landes 
hinaus erstreckt (bundesunmittelbare Be- 
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rufsgenossensdiaften), die vom Bundes- 
minister für Arbeit beauftragten Beam- 
ten‘‘ 

zu streichen, 

b) Satz 2 ist zu streichen. 

c) In Satz 3 sind die Worte „und den übri- 
gen in Satz 1 und 2 bezeichneten Perso- 
nen“ zu streichen. 

Begründung 

Für die Übertragung einer so weitgehenden 
Befugnis Anordnungen zu treffen, ist ein Be- 
dürfnis weder auf Bundes- noch auf Landes- 
ebene zu sehen, weil die Befugnis der tech- 
nischen Aufsichtsbeamten der Berufsgenos- 
senschaften und der Gewerbeaufsichtsbeam- 
ten ausreidit. 

Absatz 2 Satz 2 ist entsprechend zu berich- 
tigen. 

61. In § 689 Abs. 2 

ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer An- 
ordnung nach Absatz 1 Satz 1 oder 2 oder 
der Pflicht nach Absatz 1 Satz 3 zuwider- 
handelt, kann mit . . 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

62. § 691 

Die Worte „Name und Wohnsitz“ sind durch 
die Worte „Name, Wohnsitz und Arbeits- 
bereich“ zu ersetzen. 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

63. § 696 Abs. 1 

erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mitgliederbeiträge werden min- 
destens nach dem Ortslohn für Erwachsene 
über einundzwanzig Jahre jährlich umge- 
legt.“ 

Begründung 

Redaktionelle Änderung im Hinblick auf 
§ 695 Abs. 1. 


64. § 700 

Nach den Worten „einen Ausschuß“ sind die 
Worte „oder dem Vorstand“ einzufügen. 

Begründung 

Notwendige Ergänzung im Hinblick auf 
§ 671 Abs. 2. 

65. § 701 Abs. 2 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Ist die Änderung des Tarifs einem Aus- 
schuß zu übertragen, so hat er das Er- 
gebnis der Nachprüfung mit einem nach 
Betriebszweigen geordneten Verzeichnis 
der entschädigungspflichtigen Unfälle der 
Vertreterversammlung vorzulegen. “ 

b) In Satz 2 ist das Wort „Dieses“ durch das 
Wort „Diese“ zu ersetzen. 

Begründung 

siehe Begründung zum Änderungsvor- 
schlag zu § 703 (lfd. Nr. 66). 

66. § 703 

erhält folgende Fassung: 

4 703 

Wird der Gefahrentarif in einer von der 
Aufsichtsbehörde gesetzten Frist nicht aufge- 
stellt, oder wird er nicht genehmigt, so stellt 
ihn nach Anhören der Berufsgenossenschaft 
die Aufsichtsbehörde selbst auf.“ 

Begründungzulfd. Nr. 65 und66 

Notwendige Änderung im Hinblick darauf, 
daß der Ausschuß kein Organ der Berufs- 
genossenschaft ist. 

67. § 710 

Vor den Worten „festgesetzt wird“ sind die 
Worte „durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates“ einzufügen. 

Begründung 

Die hier vorgesehene Festsetzung der Ver- 
gütung der Deutschen Bundespost hat nor- 
mativen Charakter gegenüber den Versiche- 
rungsträgern und kann deshalb nur durch 
Rechtsverordnung ergehen (vgl. auch § 1434 
in der Fassung des ArVNG). 
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68. S 717 Abs, 1 

a) In Satz 1 ist das Wort „bundesunmittel- 
bare“ jeweils zu streichen. 

Begründung 

Es handelt sich hier um die gemeinsame 
Tragung einer Entschädigungslast oder 
um die Unterstützung einer vorüber- 
gehend nicht leistungsfähigen Berufs- 
genossenschaft. Eine Regelung dieser 
Frage im Einzelfall kann nicht davon ab- 
hängen, ob eine Berufsgenossenschaft 
bundes- oder landesunmittelbar ist; sie 
muß vielmehr nach sachlichen Gesichts- 
punkten vor sich gehen. 

b) Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Es ist mit Artikel 80 Abs. 1 Satz 1 GG 
nicht vereinbar, Bundes- und Landesstel- 
len gemeinsam zur Rechtsetzung zu er- 
mächtigen. Darüber hinaus bestehen Be- 
denken, durch eine Verordnung des Bun- 
des ggf. auch landesunmittelbare Ver- 
sicherungsträger zur Mittragung der Ent- 
schädigunglast von bundesunmittelbaren 
V ersicherungsträgern heranzuziehen. 

69. § 726 Abs. 1 Satz 1 

ist wie folgt zu fassen: 

„Unanfechtbar gewordene Auszüge aus den 
Heberollen und Einforderungen von Bei- 
tragsvorschüssen. “ 

Begründung 
Notwendige Klarstellung. 

70. § 734 Abs. 3 

Satz 3 wird gestrichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist entbehrlich. Besondere 
Vorschriften über den Betriebsstock sind 
nicht vorgesehen. 

71. §S 776, 777 

a) Im '§ 776 sind Absätze 1 und 2 eingangs 
wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung zu be- 
stimmen, daß Gemeindeverbände . . . 


(2) Sie können zugleich durch Rechts- 
verordnung bestimmen, wie eine . . 

b) § 777 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„Die Landesregierungen werden ferner 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen, daß an Stelle . . 

Begründung 

Die hier vorgesehenen Anordnungen haben 
Rechtssatzcharakter gegenüber den Gemein- 
den und Gemeindeverbänden und können 
daher nur durch Rechtsverordnung ergehen 
(vgl. auch § 794 Abs. 1 Satz 1). 

Die §§ 778 Abs. 1 und 779 sind dement- 
sprechend umzugestalten. 

72. § 782 Abs, 1 

ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Länder, die einzelnen Gemeinden 
oder Gemeindeverbände können durch 
Rechtssatz einen anderen Verteilungsmaß- 
stab . . 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

73. § 782 Abs. 2 
ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift enthält einen verfassungspoli- 
tisch bedenklichen Eingriff in das Kommu- 
nalrecht der Länder. 

74. In § 790 Abs. 2 Satz 1 

werden in Zeile 3 und 4 die Worte „die Län- 
der“ durch die Worte „die Landesregierun- 
gen“ ersetzt. 

Begründung 

Da u. U. nach Landesrecht ein Rechtssatz er- 
forderlich ist, sollte die Zuständigkeit klar 
bestimmt werden. 

75. In § 790 Abs. 2 

ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend für die 
obersten Landesbehörden.“ 

Begründung 

Der Zusatz dient der Klarstellung. 
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76. In § 791 Nr. 5 

wird nach „741“ folgender Halbsatz ange- 
fügt; 

„ ; dies gilt nicht für Verkehrsunternehmen, 
Elektrizitäts-, Gas- oder Wasserwerke und 
ähnliche Versorgungs- oder wirtschaftliche 
Unternehmen". 

Begründung 

Diese Betriebe sollen ebenso, wie in § 792 
Nr. 3 hinsichtlich der gemeindlichen Unter- 
nehmen vorgesehen, behandelt werden. 

77. § 792 Nr, 3 

Dem letzten Wort „Gemeinden“ werden die 
Worte „sowie für Haushaltungen“ angefügt. 

Begründung 

Die gesetzliche Voraussetzung für die Mög- 
lichkeit der Beitragserhebung für Haushal- 
tungen muß geschaffen werden. 

78. § 795 

Folgender Absatz 2 ist anzufügen: 

„(2) Für alle Klagen auf Grund des Ab- 
satzes 1 ist der Rechtsweg vor den Sozial- 
gerichten gegeben.“ 

Begründung 

Es handelt sich um öffentlich-rechtliche An- 
sprüche, die ihrer Natur nach dem Recht der 
Sozialversicherung entspringen. 

79. § 799 

ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„Wer vorsätzlich bewirkt, daß Beiträge 
oder Prämien ganz oder teilweise auf den 
Entgelt angerechnet werden, wird mit Geld- 
strafe . . 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

80. § 802 Abs. 1 Satz 1 

Vor dem Wort „übertragen“ sind die Worte 
„durch ausdrückliche Erklärung“ einzufügen. 

Begründung 

Mit Rücksicht auf die in Absatz 2 vorgese- 
hene Verlagerung der strafreditlichen Ver- 
antwortlichkeit muß die Übertragung der 
Pflichten des Unternehmers auf Betriebs- 
angehörige klar zum Ausdruck gebradit wer- 
den. 


81. § 803 

Die Worte „mit Ausnahme der nachfolgen- 
den Besonderheiten“ sind durch die Worte 
„unter Berücksichtigung der nachfolgenden 
Vorschriften“ zu ersetzen. 

Begründung 

Beseitigung eines sinnentstellenden Druck- 
fehlers. 

82. §§ 814, 815, 818 und 872 

Die Festsetzung der durchschnittlichen Jah- 
resarbeitsverdienste hat Rechtssatzcharakter 
und kann zumindest insoweit, als Nichtmit- 
glieder (Familienangehörige in der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung, versicherte 
Seeleute in der Seeunfallversicherung) betrof- 
fen werden, nicht durch die Satzung, sondern 
nur durdi Reditsverordnung einer der in Ar- 
tikel 80 Abs. 1 Satz 1 GG bezeichneten 
Stellen erfolgen. Die Vorschriften sind im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren dement- 
sprechend umzugestalten. Falls die in §5 
und 872 vorgesehenen Ausschüsse mitwirken 
sollen, könnten sie nur mit beratender Funk- 
tion eingeschaltet werden. 

83. § 814 Abs. 5 

a) Die Zahl „10“ ist durch die Zahl „3“ zu 
ersetzen. 

Begründung 
Angleichung an §§ 684, 800. 

b) Folgender Satz 2 ist anzufügen: 

„Die Ordnungsstrafe ist vorher anzu- 
drohen.“ 

Begründung 

Aus rechtsstaatlichen Gründen notwen- 
dige Ergänzung. 

84. § 828 

ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift deckt sich nicht mit dem im 
Gesetz über die Errichtung des Bundesver- 
sicherungsamtes festgelegten Umfang der 
Aufsicht, 
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S5. §§ 837 Abs. 2 und 3, 846 Abs. 2 und 3 

Die Worte „über den Klageweg" sind jeweils 
durch die Worte „über den Rechtsbehelf" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Eine Belehrung ist auch über Rechtsbehelfe 
erforderlich. 

86. §§ 853 Nr. 1 und 854 Nr. 1 
sind zu streichen. 

Begründung 

Folgerung aus der vorgeschlagenen Strei- 
chung des § 828 (lfd. Nr. 84). 

87. § 855 

erhält folgende Fassung: 

4 855 

Der Vorstand der Berufsgenossenschaft 
kann gegen den Unternehmer, der vorsätz- 
lich oder fahrlässig Auskünfte, zu denen er 
nach § 839 oder § 842 Abs. 3 verpflichtet 
ist, ganz oder teilweise verweigert oder nicht 
rechtzeitig erteilt oder unrichtige oder un- 
vollständige Angaben macht, eine Ordnungs- 
strafe von 3 Deutsche Mark bis 10 000 Deut- 
sche Mark festsetzen.“ 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten und Anpassung 
an ähnliche Vorschriften, z. B. an § 14 des 
Statistik-Gesetzes. 

88. § 856 

Die Worte „mit Ausnahme der nachfolgen- 
den Besonderheiten" sind durch die Worte 
„unter Berücksichtigung der nachfolgenden 
Vorschriften“ zu ersetzen. 

Begründung 

Beseitigung eines sinnentstellenden Druck- 
fehlers. 

89. § 859 

Die Worte „deutscher Staatsangehörigkeit," 
sind durch die Worte „ , die Deutsche im 
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
sind,“ zu ersetzen. 


Begründung 

Im Hinblick auf Artikel 116 GG notwendige 
Richtigstellung. 

90. § 868 

ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„Als Kleinunternehmen der Seefischerei im 
Sinne der §§ 901, 902 Abs. 2 und 905 gilt 

1 . . .“. 

Begründung 

Notwendige Folge aus der vorgeschlagenen 
Änderung des § 539 Abs. 1 Nr. 10 (lfd. 
Nr. 7). 

91. § 880 Abs. 2 
erhält folgende Fassung; 

„(2) Der Bund oder ein Land ist Träger 
der See-Unfallversicherung, wenn das Unter- 
nehmen für seine Rechnung geht." 

Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

siehe Begründung zum Änderungsvorschlag 
zu § 644 Abs. 2 (neu) — lfd. Nr. 50 — . 

92. § 891 

In Satz 1 sind nach den Worten „des Schif- 
fes“ die Worte „durch schriftliche Verfü- 
gung“ einzufügen. 

Begründung 

Aus rechtsstaatlichen Gründen notwendige 
Ergänzung. 

93. Artikel 2 

a) Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,1. § 201 wird folgender Absatz 2 ange- 
fügt: 

„(2) Absatz 1 gilt audi beim Tode 
eines Versicherten Infolge Arbeitsun- 
falls oder Berufskrankheit.“ ‘ 

b) Nach Nr. 1 wird folgende neue Nr. 1 a 
eingefügt: 

,1a. § 203 wird folgender Absatz 2 ange- 
fügt: 

„(2) Treffen Sterbegelder aus der 
Krankenversicherung und der Unfall- 
versicherung zusammen und bleibt 
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ein Überschuß, so wird dieser unter 
den Versicherungsträgern verhältnis- 
mäßig geteilt.“ ‘ 

Begründung zu a) und b) 

Die Verwendung des Sterbegeldes und der 
etwa verbleibenden Überschüsse ist in § 203 
RVO geregelt. Die in der Regierungsvorlage 
als § 201 Abs. 3 vorgesehene Bestimmung 
gehört deshalb an diese Stelle. 

94. Nr. 3 

a) Es wird gebeten, im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren zu prüfen, ob nicht in 
das Gesetz eine ErmäAtigung aufgenom- 
men werden sollte, die Aufwendungen 
der Krankenkassen aus Bagatellunfällen 
zu pauschalieren. 

b) In § 1504 Abs. 1 ist „584“ durch „569 
Abs. 2“ zu ersetzen. 

Begründung 

Folge der vorgeschlagenen Änderung der 
§§ 569 und 584. 

95. Nr. 4 

a) Der Bundesrat empfiehlt, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob 
nicht anstelle der ersatzlosen Streichung 
des § 1505 RVO den Krankenversiche- 
rungen auch in Zukunft die bisherigen 
Verpfliditungen, gegebenenfalls unter 
Verkürzung der 45-Tage-Frist, belassen 
bleiben sollte. Es wäre wünschenswert, 
wenn mindestens eine Frist von 32 Ta- 
gen vorgesehen würde, wie sie In den Er- 
örterungen zwischen den Trägern der 
Krankenversicherung und den Berufs- 
genossenschaften bereits erwogen wurde. 

b) Die Worte „und 1508“ sind durch die 
Worte „bis 1509“ zu ersetzen. 

Begründung 

siehe Änderungsvorschlag lfd. Nr, 96. 

96. Nr. 5 

ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift unter Nr. 5 ist entbehrlich 
im Hinblick auf die inhaltlich gleiche Vor- 
schrift unter Nr. 3. Daraus ergibt sich die 
Änderung von Nr. 4. 


97. Artikel 3 

ist zu streichen. 

Begründung 

Die Erteilung eines Wandergewerbescheines 
ist nach den Vorschriften der Gewerbeord- 
nung wegen gewerberechtlicher Unzuverläs- 
sigkeit des Antragstellers zu versagen. Der 
Begriff der gewerberechtlichen Unzuverläs- 
sigkeit ist durch Rechtsprechung eindeutig 
festgelegt. Andere Gründe, die nicht in den 
Rahmen der Unzuverlässigkeitsprüfung hin- 
einpassen, können daher nicht zur Versagung 
des Wandergewerbescheines führen. Dieses 
System würde durch die Einfügung der 
neuen Nr. 5 im § 57 der Gewerbeordnung 
durchbrochen werden. Es würde auf dem 
Umweg über die Versagung des Wander- 
gewerbescheines die Erfüllung gewisser Bei- 
tragspflichten erzwungen werden. Dies ist 
aber nicht Sache der Gewerbeordnung, son- 
dern Aufgabe der betreffenden Sondergesetze, 
hier also des Unfallversicherungsgesetzes. 
Ebenso ist es auch nicht Aufgabe der Ge- 
werbeordnung, mit der Drohung der Ver- 
sagung des Wandergewerbescheins die Zah- 
lung der Beiträge zum Familienlastenaus- 
gleich sicherzustellen. Die Ergänzung des § 57 
der Gewerbeordnung muß daher als für die 
Gewerbeordnung sachfremd abgelehnt wer- 
den. 

Ebenso kann auch auf die Ergänzung im § 62 
Abs. 2 Satz 1 verzichtet werden. In dem Ent- 
wurf eines Vierten Bundesgesetzes zur Än- 
derung der Gewerbeordnung — BT-Druck- 
sache 2681 — ist u. a. auch eine Neufassung 
des § 62 der Gewerbeordnung vorgesehen. 
Damit ist den Interessen der Unfallversiche- 
rung in noch umfassenderer Weise Rechnung 
getragen, als es durch die Nr. 2 des Arti- 
kels 3 des Entwurfs erreicht wird. Es er- 
scheint daher zweckmäßig, die Regelung die- 
ser Frage im Rahmen der oben erwähnten 
Novelle zur Gewerbeordnung abzuwarten. 

98. Artikel 5 

§ 1 

a) Absatz 1 Satz 1 

erhält folgende Fassung: 

„die Geldleistungen für Unfälle, die sich 
vor dem 1. Januar 1957 ereignet haben, 
werden nach Maßgabe der §§ 2 bis 6 um- 
gestellt.“ 
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b) Absatz 2 wird gestrichen. 

Begründung zu a) und b) 
Notwendige Klarstellung des Gewollten. 

99. In § 12 Satz 1 

wird „§ 644“ durch „§§ 642 und 644“ er- 
setzt. 

Außerdem werden die Worte „eines Ge- 
meindeunfallversicherungsverbandes“ durch 
die Worte „eines anderen Trägers der Un- 
fallversicherung“ ersetzt. 

Begründung 

Die Vorschrift des § 640 Abs. 4 muß auch 
für den Übergang von Unternehmen in die 
Zuständigkeit der Eigenversicherung der 
Länder und Gemeinden gelten. 

100. Vor Artikel 6 

Es wird um Prüfung im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren gebeten, ob die nachste- 
hende Saar-Klausel als Artikel 5 a übernom- 
men werden kann: 

„Artikel 5 a 

Besondere Vorschriften für das Saarland 

§ 1 

Von diesem Gesetz gelten im Saarland 
nur 

l.von dem nach Artikel 1 geänderten Drit- 
ten Buch der Reichsversicherungsordnung 

a) Im Ersten Teil 

§ 537 ausschließlich der Durchführung 
von arbeits- und berufsfördern- 
den Maßnahmen, 

§ 539 mit Ausnahme der Nummern 4 
und 12 im Absatz 1; an die 
Stelle des Wortlauts in Num- 
mer 8 Absatz 1 tritt der Wort- 
laut der Nummer 7 des bisher 
im Saarland gültigen § 537 der 
Reichsversicherungsordnung, 

§§ 541, 543, 

§ 544 mit Ausnahme der Nummer 2 
in Absatz 1, 

§§ 545, 547 bis 550, 552 bis 556; 

an die Stelle der in § 556 Abs. 2 
genannten Vorschriften treten 
die im Saarland bisher gültigen 


Vorschriften des Neunten Ab- 
schnitts im Zweiten Teil des 
Dritten Buchs der Reichsversi- 
cherungsordnung über Unfall- 
verhütung und Überwachung, 

§ 557 mit Ausnahme der In Num- 
mer 2 des Absatzes 1 genannten 
Arbeits- und Berufsförderung, 

§ 558 mit Ausnahme der dort genann- 
ten Arbeits- und Berufsförde- 
rung, 

§§ 559 bis 570, 

§571 mit Ausnahme der Nummern 1, 
3 und 4 des Absatzes 1 sowie 
der Absätze 2 und 3, aber nur 
insoweit, als es sich um arbelts- 
und berufsfördernde Maßnah- 
men handelt; der Umfang der 
Berufsfürsorge richtet sich nach 
den im Saarland bisher gültigen 
Vorschriften der §§ 558 f, 558 g 
der Reichsversicherungsordnung, 

§ 572 mit Ausnahme der Nummern 2 
und 3 des Absatzes 1 sowie von 
Satz 2 des Absatzes 2, 

§ 573, 

§ 575 mit Ausnahme der Nummern 7 
und 8 in Absatz 1, bei Num- 
mer 8 jedoch nur beschränkt 
auf Tätigkeiten der in § 539 
Abs. 1 Nr. 12 genannten Art, 

§§ 576 bis 597; 

im Falle des § 580 Abs. 4 treten 
an die Stelle des Bundesversor- 
gungsgesetzes die im Saarland 
noch gültigen Vorschriften des 
Reichsversorgungsgesetzes, des 
Altrentnergesetzes, des Kriegs- 
personenschädengesetzes, des 
Wehrmachtsfürsorge- und -Ver- 
sorgungsgesetzes, der Reichs- 
arbeitsdienstversorgungsgesetze, 
der früheren Militärversor- 
gungsgesetze und des Reichsge- 
setzes über die Versorgung der 
Polizeibeamten beim Reichs- 
wasserschutz, 

im Falle des § 581 Abs. 3 Nr. 7 
treten an die Stelle der Vor- 
schriften des Kindergeldrechts 
die Vorschriften des Familien- 
zulagerechts, 
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in den Fällen der §§ 581 Abs. 6 
und 596 Abs. 2 tritt an die 
Stelle des Versicherungsamts das 
Oberversicherungsamt, 

§§ 600 bis 616, 

§ 617 mit Ausnahme der in Absatz 2 
genannten Arbeits- und Berufs- 
förderung, 

§§ 618 bis 629; 

im Falle des § 627 Abs. 1 tritt 
an die Stelle des Versicherungs- 
amts das Oberversicherungsamt, 

§ 630 mit Ausnahme der in Absatz 1 
genannten arbeits- und berufs- 
fördernden Maßnahmen, 

§§ ‘631 bis 635; 

in den Fällen der §§ 634, 635 
treten an die Stelle der Vor- 
schriften über das Verfahren 
nach dem Sozialgerichtsgesetz 
die im Saarland noch gültigen 
Vorschriften des Sechsten Buchs 
der Reichsversicherungsordnung 
und der Verordnung über die 
Neugestaltung des Rechtszuges 
in der Sozialversicherung des 
Saarlandes vom 5. Dezember 
1947 (Amtsblatt der Regierung 
des Saarlandes 1948 S. 103) über 
das Verfahren vor den Versi- 
cherungsbehörden ; 

b) im Zweiten Teil 

§§ 795 bis 798; 

in den Fällen der §§ 797, 798 
treten an die Stelle der Vertre- 
terversammlung die im Saar- 
land entsprechend zuständigen 
Organe, 

c) im Dritten Teil 

§ 803 mit der Maßgabe, daß die unter 
den Buchstaben a und b mit den 
dort bestimmten Einschränkun- 
gen gelten, 

§ 804; von den In dem Klammerhin- 
weis bezeichneten Vorschriften 
gelten nur die §§ 539, 541, 543, 
547, 548 mit den unter Buch- 
stabe a bestimmten Einschrän- 
kungen, 

§ 805 bis 813, 

§ 814 mit Ausnahme der Absätze 1 
und 5; 


die Bestellung des Vorsitzenden, 
die Berufung der Beisitzer, die 
Bildung des Ausschusses und 
dessen Verfahren sowie die Gel- 
tungsdauer der Beschlüsse des 
Ausschusses regeln sich nach den 
bisher im Saarland noch gülti- 
gen Vorschriften des § 93 der 
Reichsversicherungsordnung und 
den hierzu ergangenen Bestim- 
mungen, 

§ 815 mit Ausnahme des Absatzes 1, 

§§ 816, 817, 819 bis 821, 

§ 822 mit Ausnahme des dort genann- 
ten § 574, 

§§ 823, 824; 

2. von Artikel 2 
Nummern 1 bis 7; 

3. von Artikel 3 

Nummer 1 mit Ausnahme der Worte 
„oder zum Familienlastenausgleich 

Nummer 2; 

4. von Artikel 5 

§§ 7, 8, 10, 10 a, 11, 14, 15 und 16; 

5. von Artikel 6 
§§ 1 bis 3, 

§ 4 mit Ausnahme der Nummern 1 bis 5, 
7 des Absatzes 3, 

§ 4 Abs. 4 gilt für die in den Nummern 1, 
2 und 4 genannten Vorschriften entspre- 
chend; 

an die Stelle der in § 4 Abs. 4 Satz 3 ge- 
nannten Fünften Berufskrankhelten-Ver- 
ordnung vom 26. Juni 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 395) tritt die Im Saarland 
gültige Fünfte Berufskrankheiten-Verord- 
nung vom 15. März 1951 (Amtsblatt 
der Regierung des Saarlandes S. 571) und 
die Sechste Berufskrankheiten-Verordnung 
vom 2. Juni 1954 (Amtsblatt der Regie- 
rung des Saarlandes S. 690). 

§ 2 

Den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
übrigen Vorschriften, mit Ausnahme der 
§§ 1 bis 6 und 9 in Artikel 5 sowie des § 4 
Abs. 3 Nr. 5 in Artikel 6 bestimmt gemäß 
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Ein- 
gliederung des Saarlandes vom 23. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1011) das Saarland 
mit Zustimmung der Bundesregierung. Bis 
dahin gelten die im Saarland bisher gültigen 
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Vorschriften des Dritten Buchs der Reichs- 
versicherungsordnung, soweit sie nicht durch 
die in Absatz 1 Nr. 1 genannten Vorschriften 
geändert sind, weiter. Für die Unternehmer 
von Selbsthilfetätigkeiten im Sinne des § 539 
Abs. 1 Nr. 13 (Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a) gilt 
die bisherige Vorschrift des § 633 Abs. 3 der 
Reichsversicherungsordnung in der Fassung 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes vom 
27. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 523) ent- 
sprechend. 

§ 3 

Bei den Geldleistungen der in Absatz 1 
Nr. 1 genannten Vorschriften werden alle 
Deutsche-Mark-Beträge im Verhältnis 1 zu 
100 in Franken umgerechnet. Das gleiche gilt 
für die Abrundung bei Auszahlung der Geld- 
leistungen nach § 607 Abs, 3 (§ 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a). An die Stelle des in § 573 Abs. 4 
(§ 1 Nr. 1 Buchstabe a) genannten Betrages 
von 18 000 Deutsche Mark tritt ein Betrag 
von 540 000 Franken. 

§4 

Für die Umstellung der in § 814 Abs. 5 
(§ 1 Nr. 1 Buchstabe c) angedrohten Ord- 
nungsstrafe gilt § 5 der Dritten Verordnung 
der Regierung des Saarlandes über die Er- 
höhung der Unterhaltsansprüche und son- 
stige Beträge in gerichtlichen Angelegenhei- 
ten vom 7. März 1951 (Amtsblatt der Re- 
gierung des Saarlandes S. 441) entsprechend.“ 

Begründung zu Artikel 5a §1 

1. Der Geltungsbereich des Unfallversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes soll soweit als 
möglich auch auf das Saarland ausgedehnt 
werden. Es dort in vollem Umfange einzu- 
führen, scheitert einstweilen daran, daß 

a) das Selbstverwaltungsgesetz, 

b) das Bundesversicherungsamtsgesetz, 

c) das Sozialgerichtsgesetz, 

d) das Zweite Wohnungsbaugesetz, 

e) das Ffeimarbeitsgesetz, 

f) das Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung, 

g) das Bundesversorgungsgesetz, 

h) das Arbelterrentenversicherungs - Neu- 
regelungsgesetz, 

I) das Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
gesetz und 


j) die Verordnung über die FFilfe zur 
Erwerbsbefähigung und Berufsausbil- 
dung in der öffentlichen Fürsorge 

im Saarland noch nicht gelten. 

Alle Vorschriften des Unfallversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes, die auf den vorge- 
nannten Gesetzen usw. beruhen, mußten 
daher bis auf weiteres für das Saarland 
ausgeklammert und zum Teil durch ent- 
sprechende saarländische Vorschriften er- 
setzt werden. 

Auch soweit es sich um die Vorschriften des 
Zweiten Teils — abgesehen von denen des 
Neunten Abschnitts — und um die Vor- 
schriften des Dritten bis Neunten Abschnitts 
des Dritten Teils sowie des Vierten Teils 
des durch Artikel 1 geänderten Dritten 
Buchs der Reichsversicherungsordnung han- 
delt, können sie im Saarland teils aus den 
gleichen Gründen, teils auch deswegen noch 
nicht eingeführt werden, weil an dem Be- 
stand und der Zuständigkeit der derzeitigen 
Unfallversicherungsträger bis zum Ende 
der für das Saarland vorgesehenen wirt- 
schaftlichen Übergangszeit, wie sie in dem 
zwischen der Bundesrepublik und der Fran- 
zösischen Republik abgeschlossenen Saar- 
vertrag bestimmt worden Ist, nichts geän- 
dert werden soll. 

2. Die Vorschriften der §§ 1 bis 6 in Artikel 5 
über die Neuberechnung der Geldleistungen 
für Unfälle, die vor dem 1. Januar 1957 
eingetreten sind, können wegen der anders- 
gearteten wirtschafts- und währungspoliti- 
schen Entwicklung, die das Saarland in der 
Vergangenheit genommen hat, jetzt und In 
der Zukunft nicht übernommen werden. 
Überdies sind Im Saarland die Geldleistun- 
gen für Unfälle, die vor dem 1. Januar 
1956 eingetreten sind, auf Grund des Ge- 
setzes Nr. 526 „Erstes Gesetz über die An- 
passung der gesetzlichen Unfallversicherung 
im Saarland an das Recht der Bundesrepu- 
blik vom 9. Juli 1956“ (Amtsblatt der Re- 
gierung des Saarlandes S. 1038) nach ähn- 
lichen Vorschriften mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1956 neu berechnet worden, so daß 
auch ein zwingendes Bedürfnis, diese Ren- 
ten weiter aufzuwerten, nicht besteht. 

Auch die Einführung der Vorschrift des ^ 9 
in Artikel 5 ist im Saarland entbehrlich, 
weil dort unter Aufhebung der Vorschriften 
des § 3 Abs. 1 zweiter Flalbsatz des Fünf- 
ten Änderungsgesetzes vom 17. Februar 
1939 die auf Grund der Vierten Notver- 



Ordnung nach 2jährigem Bezug weggefal- 
lenen Renten von 20 v. H. dem § 16 des 
Gesetzes Nr. 226 über Änderungen in der 
gesetzlichen Arbeitsunfallversicherung vom 
12. Januar 1951 (Amtsblatt der Regierung 
des Saarlandes S. 268) zufolge vom 1. Ja- 
nuar 1951 an auf Antrag wiedergewährt 
wurden, wenn die Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit durch den Unfall noch wenigstens 
20 V. H. betrug. Aus diesem Grunde ist 
auch die Einführung der Vorschrift des § 9 
in Artikel 5 zu einem späteren Zeitpunkt 
sowie die Übernahme der Vorschrift des § 4 
Abs. 3 Nr. 5 in Artikel 6 über das Außer- 
krafttreten des Artikels 3 § 3 Abs. 1 letzter 
Halbsatz des Fünften Änderungsgesetzes 
im Saarland nicht mehr notwendig. 

Dagegen müssen aber die §§ 7 und 8 in Ar- 
tikel 5 übernommen werden, weil es bisher 
an entsprechenden saarländischen Vorschrif- 
ten fehlte. Auf Grund des § 7 in Artikel 5 
werden jedoch nur solche Wegeunfälle er- 
faßt, die seit dem 1. März 1935 eingetreten 
sind, weil im Saarland erst von diesem 
Zeitpunkt an Wegeunfälle nach § 1 der 
Verordnung über die Überleitung der So- 
zialversicherung des Saarlandes vom 15. Fe- 
bruar 1935 (RGBl. I S. 240) entschädigt 
worden sind. Die Vorschrift des in Ar- 
tikel 5 § 7 genannten § 556 Satz 2 der 
Reichsversicherungsordnung in der Fassung 
des Fünften Änderungsgesetzes vom 17. Fe- 
bruar 1939 ist im Saarland auf Grund des 
§ 13 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 526 „Erstes 
Gesetz über die Anpassung der gesetzlichen 
Unfallversicherung im Saarland an das 
Recht der Bundesrepublik" vom 9. Juli 
1956 mit Wirkung vom 1. Januar 1956 
aufgehoben worden. Diese Vorschrift fand 
auf Wegeunfälle, die seit dem 1. Juni 1949 
eingetreten waren, Anwendung mit der 
Maßgabe, daß der nach der bisherigen Vor- 
schrift des § 556 Satz 2 RVO versagte 
Schadensersatz frühestens vom 1. Januar 
1956 an gewährt werden konnte. 

Zu Artikel 5a § 2 

Durch die Einführung völlig neuer Vor- 
schriften und die teilweise Weitergeltung von 
Vorschriften des Dritten Buchs der Reichs- 
versicherungsordnung in der bisherigen Fas- 
sung ist zwar eine Unübersichtlichkeit in der 
Paragraphenfolge eingetreten, ein Umstand, 
der bei künftigen Zitierungen zu gewissen 
Schwierigkeiten führen wird; wenn aber das 
Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetz für 


das Saarland mit den dazu gebotenen Ein- 
schränkungen Geltung haben soll, müssen 
diese Schwierigkeiten für eine gewisse Über- 
gangszeit hingenommen werden, weil sich die 
Systematik der übernommenen einzelnen 
Gesetzesteile mit den weiter geltenden Vor- 
schriften der Reichsversicherungsordnung in 
der bisherigen Fassung nicht anders durch- 
führen läßt. 

Zu Artikel 5 §3 

Der Umrechnungskurs fester Geldleistungen 
aus der Unfallversicherung In die gesetzliche 
Währung des Saarlandes entspricht der bis- 
herigen gesetzgeberischen Praxis des Saar- 
landes. 

Zu Artikel 5a § 4 

Die Festsetzung des Höchstjahresarbeitsver- 
dienstes nach § 573 Abs. 4 RVO (Artikel 5 a 
§ 1 Nr. 1 Budistabe a) auf 540 000 Franken 
berücksichtigt die derzeitige Gesetzeslage im 
Saarland. Diesen Betrag etwa in dem Maße 
zu erhöhen, daß er dem Betrag von 18 000 
Deutsche Mark wertmäßig entsprechen würde, 
scheitert einstweilen daran, daß die Bundes- 
republik nach Kapitel II Erster Abschnitt 
Artikel 20 Abs. 1 des Saarvertrages gehalten 
ist, dafür zu sorgen, das normale Spiel der 
wirtschaftlichen Kräfte im Verhältnis zwi- 
schen dem Saarland und Frankreich nicht zum 
Vor- oder Nachteil eines der beiden Gebiete 
zu verfälschen. Nach Artikel 20 Abs. 2 a. a. O. 
müssen im Saarland alle erforderlichen Maß- 
nahmen getroffen werden, die eine gleich- 
wertige Belastung saarländischer und fran- 
zösischer Unternehmen sicherstellen. Im 
einzelnen soll gemäß Artikel 20 Abs. 2 Buch- 
stabe a die aus Steuern und sonstigen Abgaben 
sich ergebende Gesamtbelastung von Unter- 
nehmen eines jeden Zweiges der gewerblichen 
Wirtschaft im Saarland keinen fühlbaren 
Unterschied im Vergleich zu der Gesamt- 
belastung von Unternehmen des gleichen 
Wirtschaftszweiges in Frankreich ergeben. 
Dies gilt auch hinsichtlich der sozialen Lasten. 
Einer Erhöhung des Höchstjahresarbeitsver- 
dienstes sind demnach vorerst noch Grenzen 
gesetzt. 

101. Artikel 6 § 4 Abs. 3 und 4 

Der Bundesrat bittet Im Interesse der Rechts- 
bereinigung darum, im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren so weit als möglich den 
Katalog des § 4 Abs. 3 zu vervollständigen 
und dadurch den Absatz 4 möglichst weit- 
gehend überflüssig zu machen. 
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102. Artikel 6 § 4 Abs. 4 

Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Aufrechterhalten bleiben: 

1. die Dritte Verordnung über ; 

2. die landesrechtlichen Vorschriften und 
Bestimmungen über das Beitragsveran- 
lagungs-, Erhebungs- und Einziehungsver- 
fahren zu den landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften bis 30. Juni I960.“ 

Begründung 

Für den Bereich der landwirtschaftlichen 

Berufsgenossenschaften Württemberg und 


Flessen-Pfalz haben nach Landesrecht die Ge- 
meinden oder Gemeindeeinnehmereien das 
Veranlagung-, Erhebungs- und Einziehungs- 
verfahren durchzuführen. 

Die Berufsgenossenschaften besitzen keine 
Unterlagen für die Beitragserhebung. Bei 
einem sofortigen Wegfall der landesrecht- 
lichen Vorschriften wäre ein geregelter Bei- 
tragseinzug nicht mehr möglich, nachdem in 
Zukunft die Berufsgenossenschaften die Aus- 
züge aus den Heberollen anzufertigen haben. 
Zur Umstellung des Veranlagungs- und 
Einziehungsverfahrens benötigen die Berufs- 
genossenschaften einen längeren Zeitraum. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


L 

Zu Nr. 1 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 2 

Dem Änderungsvorschlag wird in dem Sinne 
zugestimmt, daß damit nur die wesentlichen 
Leistungen der Unfallversicherung hervorge- 
hoben werden und diese Hervorhebung als 
programmatische Äufzählung genügt. 

Zu Nr. 3 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß § 539 Äbs. 1 Nr. 6 
folgende Fassung erhält: 

„6. die in Erfüllung staatsbürgerlicher Auf- 
gaben ehrenamtlich tätigen Personen, die 
Ehrenbeamten und die von dem Gericht 
oder dem Staatsanwalt zu Beweiszwecken 
herangezogenen Zeugen,“. 

Begründung 

Der Sachverständige wird berufsmäßig tätig 
und erhält ein Entgelt. Soweit er sachver- 
ständiger Zeuge ist, ist er als Zeuge versichert. 

Zu Nr. 4 

Der Anregung wird gefolgt werden. 

Zu Nr. 5 

Dem Änderungsvorschlag wird im Hinblick 
auf die Begründung der Regierungsvorlage 
zu § 539 Abs. 1 Nr. 8 nicht zugestimmt. 

Zu Nr. 6 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nr. 8 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Wer einer gerichtlichen Arbeitsauflage nach- 
kommt, wird nicht aus freien Stücken tätig. 
§ 1 Abs. 2 des Gesetzes betr. die Unfall- 
fürsorge für Gefangene vom 30. Juni 1900 
(RGBl. S. 536) stellt schon jetzt u. a. den 
Gefangenen solche Personen gleich, die zu 
sonstigen Arbeiten auf Grund gesetzlicher 
Bestimmung zwangsweise angehalten werden. 
Es erscheint daher zweckmäßiger, etwa be- 
stehende Lücken im Zusammenhang mit der 
in Aussicht genommenen Neufassung des Ge- 
fangenenunfallfürsorgegesetzes zu bereinigen. 

Zu Nr. 9 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 10 

Der Anregung wird gefolgt werden. 

Zu Nr. 11 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Es ist erwünscht, einheitlich für das Bundes- 
gebiet eine für den Bürger klar erkennbare 
Zuständigkeitsverteilung zu schaffen. Aus 
diesem Rechts gedanken sind auch in den mit 
Zustimmung des Bundesrates ergangenen 
Rentenversicherungs - Neuregelungsgesetzen 
die zuständigen Landesbehörden bestimmt 
worden (z. B. Artikel 1 §§ 1229 Abs. 2 und 
1414 Abs. 1 und Artikel 3 § 4). 


Zu Nr. 7 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
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Zu Nr. 12 

Der Anregung wird gefolgt werden. 



Zu Nr. 13 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Der Zusatz enthält nur eine Teilregelung und 
erreicht nicht den gewollten Zweck. Die 
Frage, wann der Weg zur Arbeitsstätte be- 
ginnt und wann der Weg zur Arbeitsstätte 
endet, kann im Einzelfall nur der Rechtspre- 
chung überlassen bleiben. 

Zu Nr. 14 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 15 

Dem Änderungsvorsdilag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Es sollen nur solche Personen gegen Unfall 
versichert sein, die auf persönliche Veranlas- 
sung des Arbeitsamtes oder einer in § 551 
bezeichneten Stelle tätig werden. Eine nicht 
persönlidie Aufforderung, z. B. über den 
Rundfunk, würde einen zu unbestimmten 
Personenkreis betreffen. 

Zu Nr. 16 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 17 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 18 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß hinter dem Wort 
„Krankengeld“ die Worte „oder Rente“ ein- 
gefügt werden. 

Begründung 

Mit der Ergänzung sollen auf jeden Fall 
Doppelleistungen vermieden werden. 

Zu Nr. 19 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 20 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß Absatz 1 folgenden 
Wortlaut erhält: 


„(1) Der Verletzte erhält für die Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit, unbeschadet des § 630, 
Krankengeld aus der Unfallversicherung, 
wenn und solange er Arbeitsentgelt nicht 
erhält.“ 

Begründung 

Die neue Formulierung verdient aus den vom 
Bundesrat angegebenen Gründen gegenüber 
der von ihm vorgeschlagenen Änderung den 
Vorzug. 

Zu Nr. 21 

Den Änderungsvorschlägen wird zugestimmt. 

Zu Nr. 22 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 23 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 24 

Den Änderungsvorschlägen wird zugestimmt, 
zu a) mit der Maßgabe, daß statt der vor- 
geschlagenen Änderung des Satzes 2 in Ab- 
satz 1 folgender Satz 3 eingefügt wird: 

„Werden für dasselbe Kind mehrere Kin- 
derzulagen aus der Unfallversicherung ge- 
währt, so gilt der Mindestbetrag für die 
Summe der Kinderzulagen; sie sind anteil- 
mäßig nach der Flöhe der einzelnen Renten 
aufzuteilen.“ 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung des vom 
Bundesrat Gewollten. 

Zu Nr. 25 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß § 582 folgenden Wort- 
laut erhält: 

4 582 

Die Verpflichtung zur Gewährung von 
Rente beginnt mit dem Tage nach dem Weg- 
fall des Krankengeldes, spätestens mit der 
siebenundzwanzigsten Woche nach dem 
Unfall.“ 

Begründung 

Die gleichmäßige Behandlung der bei einem 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
versicherten und der übrigen Verletzten 
macht die neue Formulierung erforderlich. 
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Zu Nr. 26 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß Absatz 2 Absatz 3 
wird und folgender Absatz 2 eingefügt wird: 

„(2) Nach Feststellung der Rente hat der 
Träger der Unfallversicherung im Falle der 
Arbeitsunfähigkeit Krankengeld an Stelle der 
Rente zu gewähren. Dies gilt auch nach Ab- 
lauf der sechsundzwanzigsten Woche nach 
dem Unfall.“ 

Begründung 

Die Ergänzung ergibt sich aus der Änderung 
des § 565. 

Zu Nr. 27 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt 
mit der Maßgabe, daß der aufrechterhaltene 
Absatz 2 von § 584 in § 569 als Absatz 3 ein- 
gefügt und § 569 Abs. 3 jetzt Absatz 4 
wird. 

Begründung 

Die Umstellung ist aus systematischen Grün- 
den erforderlich. 

Zu § 28 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 29 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 30 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Dem Schadensersatzprinzip der Unfallver- 
sicherung wird schon durch die vorgesehene 
Regelung ausreichend Rechnung getragen. 

Zu Nr. 31 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 32 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 33 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 34 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nr. 35 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß die Worte „Absätze 1 
bis 3“ gestrichen werden und das Wort „gel- 
ten“ durch das Wort „gilt“ ersetzt wird. 

Begründung 

Die Hervorhebung der Absätze ist über- 
flüssig, da § 593 nur 3 Absätze hat. 

Zu Nr. 36 

Hierzu ist nichts zu bemerken. 

Zu Nr. 37 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 38 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 39 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 40 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 41 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 42 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 43 

Der Anregung wird gefolgt werden. 

Zu Nr. 44 

Der Anregung wird gefolgt werden. 

Zu Nr. 45 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 46 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 47 

Den Änderungsvorschlägen wird nicht zuge- 
stimmt, da eine Ergänzung des § 539 Abs. 3 
abgelehnt wird. 

Zu Nr. 48 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
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Zu Nr. 49 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 50 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß in § 644 Abs. 1 
Nr. 1 die Worte „alleinige Mitglieder dieser 
juristischen Person sind“ durch die Worte 
„überwiegend an dieser juristischen Person 
beteiligt sind“ ersetzt werden und vorbehalt- 
lich der Stellungnahme zu Nr. 77 in § 792 
Nr. 3 der Satz 2 gestrichen wird. 

Begründung 

Mit der vorgeschlagenen Ergänzung soll die 
Vorschrift der Regelung des § 640 Abs. 1 
Nr. 2 (vgl. Stellungnahme zu Nr. 46) an- 
gepaßt werden. Die Streichung in § 792 Nr. 3 
ist eine notwendige Folge des Änderungs- 
vorschlages des Bundesrates. 

Zu Nr. 51 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß die Worte „durch die 
Landesregierung bestimmte Stelle“ durch die 
Worte „für die Sozialversicherung zuständige 
oberste Verwaltungsbehörde des Landes“ und 
das Wort „Benehmen“ durch das Wort „Ein- 
vernehmen“ ersetzt werden. 

Begründung 

Wegen der Zuständigkeitsbestimmung wird 
auf die Begründung zu Nr. 11 verwiesen. 
Bei der Bestimmung eines bundesunmittel- 
baren Versicherungsträgers reicht das Beneh- 
men mit dem Bundesversicherungsamt nicht 
aus. 

Zu Nr. 52 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 53 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 54 

Der Anregung wird gefolgt werden. 

Zu Nr. 55 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 56 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 


Begründung 

Im Interesse einer wirksamen Unfallverhü- 
tung sind Belehrungsmaßnahmen erforder- 
lich. Vorschriften hierüber könnten die Be- 
rufsgenossenschaften nicht erlassen, wenn 
eine entsprechende Ermächtigung fehlen 
würde. 

Zu Nr. 57 

Den Änderungsvorschlägen wird nicht zu- 
gestimmt. 

Begründung 

Autonome Regelungen von Körperschaften 
berechtigen und verpflichten im allgemeinen 
nur die Mitglieder. In Ausnahmefällen wird 
die Erstreckung einer solchen Regelung auf 
dritte Personen als zulässig angesehen wer- 
den können. Insbesondere muß dies dann 
gelten, wenn der Kreis dieser Personen durch 
Gesetz klar abgegrenzt ist, wenn diese auto- 
nome Regelung auf einer gesetzlichen Rege- 
lung beruht und seit Jahrzehnten zum fe- 
sten Bestand des sozialen Unfallversicherungs- 
rechts geworden ist und damit der traditio- 
nellen Rechtslage entspricht. Im übrigen 
wirken die von den Unfallverhütungsvor- 
schriften betroffenen Versicherten durch die 
Vertreterversammlung der Körperschaft an 
der autonomen Regelung, von der sie be- 
troffen werden, selbst mit. Die vom Bundes- 
rat vorgeschlagene Änderung würde dazu 
führen, daß erfahrungsgemäß zahllose Rechts- 
verordnungen erlassen und ständig geändert 
werden müßten. 

Zu Nr. 58 

- Das Anliegen muß so lange zurückgestellt 
werden, bis auch alle anderen Bücher der 
Reichsversicherungsordnung, insbesondere 
das Erste Buch, überholt sind, zumal noch im 
Vierten Buch der Reichsversicherungsordnung 
durch das Ärbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetz an dem System der Ord- 
nungsstrafen festgehalten worden ist. 

Zu Nr. 59 a) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 59 b) 

Dem Änderungszuschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß die Worte „ , die nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassen wer- 
den,“ gestrichen werden und in Artikel 5 
als § 12 a eingefügt wird: 
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4 12 a 

§ 684 Abs. 1 Satz 2 gilt nidbt für Unfall- 
verhütungsvorschriften, die vor Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes erlassen sind.“ 

Begründung 

Die Änderung entspridht gesetzessystemati- 
schen Erfordernissen. 

Zu Nr. 60 

Den Änderungsvorsdalägen wird nidit zu- 
gestimmt. 

Begründung zu a) 

Entgegen der Auffassung des Bundesrates ist 
das Bedürfnis der vom Bundesminister für 
Arbeit und der von der zuständigen obersten 
Verwaltungsbehörde des Landes beauftrag- 
ten Beamten, sich in dem Unternehmen an 
Ort und Stelle zu unterrichten, zu bejahen. 
Ebenso müssen diese Beamten in Eilfällen 
befugt sein, Anordnungen zu treffen. 

Begründung zu b) und c) 

Bei Aufrechterhaltung von Absatz 1 Satz 1 
besteht für die Streidhung des Satzes 2 und 
die Änderung des Satzes 3 sowie des Absat- 
zes 2 Satz 2 kein Bedürfnis. 

Zu Nr. 61 

Dem Änderungsvorsdhlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 62 

Dem Änderungsvorsdilag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 63 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 64 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Eine Übertragung leglslatorlsdaer Maßnah- 
men auf den Vorstand Ist nldit erwünsdht. 

Zu Nr. 65 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß die Worte „Ist die 
Änderung des Tarifs nicht dem Vorstand 
übertragen, so hat er“ durdh die Worte er- 
setzt werden „Der Vorstand hat“. 


Dadurdh werden weitere Änderungen not- 
wendig: 

1. In § 701 Abs. 1 sind vor dem Wort „nadh- 
prüfen“ die Worte „vom Vorstand“ ein- 
zufügen. 

2. In § 671 Abs. 2 sind die Worte „oder der 
Vorstand“ zu streidien. 

Begründung 

Auf die Stellungnahme zu Nr. 64 wird Be- 
zug genommen. 

Zu Nr. 66 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
Zu Nr. 67 

Die vorgesehene Regelung entspricht dem 
§ 1296 Abs. 3 RVO, dem der Bundesrat zu- 
gestimmt hat. 

Zu Nr. 68 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 69 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
gestlmmt. 

Begründung 

Zur ordnungsmäßigen Durchführung der 
Aufgaben der Unfallversicherungsträger 
müssen Auszüge aus Heberollen und Ein- 
forderungen von Beltragsvorschüssen auch 
dann schon vollziehbar sein, wenn sie noch 
angefochten werden können. 

Zu Nr. 70 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 71 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß in § 778 Abs. 1 der 
erste Halbsatz lautet „Soweit keine Rechts- 
verordnungen nach §§ 776/777 erlassen sind,“ 
und in § 779 die Worte „Anordnungen und“ 
sowie „§ 776 bis“ gestrichen werden. 

Zu Nr. 72 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
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;Zu Nr. 73 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 74 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
Zu Nr. 75 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 76 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Der Träger der Unfallversicherung und der 
Unternehmer sind Im Gegensatz zu § 792 
personengleich. Beltragsforderungen können 
daher nicht entstehen. 

Zu Nr. 77 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
Zu Nr. 78 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Der Anspruch nach Absatz 1 beruht zwar 
auf öffentlich-rechtlichen Beziehungen. Er 
ist seiner Natur nach ein Rückgriffsanspruch, 
der seinen Grund in der Schadensverur- 
sachung durch den Unternehmer hat. Da die 
aufgewendeten Leistungen in der Regel fest- 
stehen, Ist bei Streit über den Anspruch nur 
über Verschulden und Kausalität und nicht 
über Fragen des Sozialversicherungsrechts zu 
entscheiden. Die Entscheidung über den An- 
spruch nach Absatz 1 Ist daher eine typische 
Aufgabe der ordentlichen Gerichte, die auf 
diesem Gebiete auch eine im Laufe von Jahr- 
zehnten gefestigte Rechtsprechung haben. 

Zu Nr. 79 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 80 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 81 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nr. 82 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Hier gelten grundsätzlich die gleichen Er- 
wägungen wie zu Nr. 57. Auch diese Rege- 
lung entspricht der traditionellen Rechtslage 
des sozialen Unfallversicherungsrechts in der 
Landwirtschaft. 

Zu Nr. 83 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 84 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß die Überschrift „Fünf- 
ter Abschnitt — Aufsicht“ ebenfalls ge- 
strichen wird und die nachfolgenden Ab- 
schnitte sechs bis neun jetzt fünf bis acht 
werden. 

Zu Nr. 85 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
Zu Nr^ 86 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß die Nr. 2 bis 4 in § 853 
Nr. 1 bis 3 und die Nr. 2 und 3 in § 854 
Nr. 1 und 2 werden. 

Zu Nr. 87 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 88 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 89 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
Zu Nr. 90 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 91 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 92 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
Zu Nr. 93 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
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Zu Nr. 94 

a) Der Anregung wird gefolgt werden. 

b) Dem Änderungsvorschlag wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 95 

a) Der Anregung wird gefolgt werden. 

b) Dem Änderungsvorschlag wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 96 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 97 

Dem Änderungsvorschlag wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß nunmehr Artikel 4, 5 
und 6 Artikel 3, 4 und 5 werden. 

Zu Nr. 98 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nr. 99 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
Zu Nr. 100 

Der Anregung wird gefolgt werden. 

Zu Nr. 101 

Der Anregung wird gefolgt werden. 

Zu Nr. 102 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


II. 

Soweit die Bundesregierung den Änderungs- 
vorsdilägen des Bundesrates zustimmt, be- 
deutet diese Zustimmung nicht, daß sie sich 
die Begründung des Bundesrates in jeder Be- 
ziehung zu eigen macht. 
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